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VORWORT. 



W ährend meiner mehrjährigen Lehrthätigkeit in Tokyo, wo 
ich meine Aufmerksamkeit speciell dem internationalen Rechte zu- 
zuwenden hatte, sind mir sowohl principielle als praktische Be- 
denken gegenüber dem Völkerrecht, wie es als herrschend dar- 
gestellt wird, erwachsen. Die principiellen Bedenken ergaben sich 
mir bei Ausarbeitung meiner Vorlesungen über Völkerrecht; ich 
fand es schwer, unser herrschendes System den Japanern gegen- 
über theoretisch zu rechtfertigen. 

Die praktischen Bedenken entstanden, als ich mich eingehender 
mit der fiir Japan brennendsten Tagesfrage : über die Revision der 
Verträge, beschäftigte. 

Ich kam schliesslich zu der Überzeugung, dass unser Völker- 
recht und speciell das Vertragsrecht vielfach auf ganz falschen 
Grundlagen sich aufbaue. 

Anstatt daher das historische Material, das ich über die völker- 
rechtlichen Beziehungen Japans gesammelt, schon jetzt zu verwerten, 
begann ich zunächst einzelne Gebiete des völkerrechtlichen Vertrags- 
rechts einer theoretischen Erörterung zu unterziehen. Dabei wurde 
das Material über das Völkerrecht und das Vertragsrecht im all- 
gemeinen — das ich eigentlich einer Betrachtung einzelner Ver- 
tragsgruppen nur als Einleitung hatte vorausschicken wollen — 
immer umfangreicher, so dass ich mich entschloss, dasselbe unter 
obigem Titel für sich allein herauszugeben. — 

Der Standpunkt, von dem ich bei meiner Betrachtung aus- 
gehe, ist durchaus der der neueren positiven Schule. Dieser Stand- 
punkt bedingt eine Betonung des «subjektiven Princips» im 
Völkerrecht. 

Mein Ziel ist eine «vindicatio in libertatem» des positiven 
Völkerrechts. Kein Teil unseres Rechtssystems befindet sich in 
einer so vielfachen Abhängigkeit. Während auf der einen Seite 
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«Naturrecht» und Politik das Völkerrecht in ihre Kreise zu ziehen 
suchen, wird es auf der anderen Seite vom innerstaatlichen Rechte 
in seiner selbständigen Existenz bedroht. Es ist ein Kampf nach 
allen Seiten, der hier zu führen ist, und in diesem Kampf wollen 
auch die folgenden Blätter eine bescheidene Lanze brechen. — 

Um eine Citatenanhäufung zu vermeiden, habe ich mich auf 
Anfuhrungen aus der deutschen Litteratur beschränkt. 

Andererseits habe ich an Stellen, wo ich das Gefühl hatte, 
nichts Besseres sagen zu können, als der betreffende Autor, es 
vorgezogen, diesem das Wort zu lassen. 

Und wenn ich schliesslich manchen mir von Bedeutung schei- 
nenden Satz in dieser Arbeit des öfteren wiederholt habe, so hat 
mir dabei ein — auch neuerdings wieder angewendetes — Wort 
von Voltaire vorgeschwebt: R^petons souvent les verit^s utilesl 

Thun, 8. Juli 1894. 

Otfried Nippold. 
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Einleitung. 



g 1. Die Völkerrechtstheorie. 

1. Der Streit über «Begriff» und «Existenz» des «Völker- 
rechts» ist alt. Ausgetragen ist er aber deshalb noch lange 
nicht. 

Das «Problem des Völkerrechts» bedarf immer noch der 
Aufklärung. 

Die Völkerrechts^ÄöoW^ präsentirt sich auch heute noch 
— trotz der ungemeinen praktischen Fortschritte, die der 
Rechtsverkehr der Nationen in den letzten Jahren gemacht 
hat — vielfach in ihren Kinderschuhen^). Die meisten Schrift- 
steller können sich nicht entschliessen, ihr diese "Schuhe aus- 
zuziehen, und sie damit dessen zu entkleiden, was ihr an un- 
juristischen — resp. «metajuristischen» — Ideen und Phrasen 
anhaftet. Dieser Vorwurf trifft in erster Linie die Gesammt- 
darstellungen des Völkerrechts. Es ist kein Wunder, wenn 
man im Ausland häufig der Ansicht begegnet, die Deutschen 
könnten nicht juristisch schreiben. Man liest dort eben in 
erster Linie die Völkerrechtslitteratur, und diese verdient einen 
solchen Vorwurf, nicht nur stilistisch, sondern auch inhalt- 
lich. Dieser Theorie gegenüber gilt das Wort, dass die Freunde 
unter Umständen schädlicher sein können, als die Feinde. 
Nur indem man das Völkerrecht auch in der Theorie auf 
seinen wahren Bestand reduzirt, kann man den Angriffen 
seiner Gegner die Spitze abbrechen. — 

2. Wir gehen dabei aus von dem Standpunkt einer Theo- 
rie des Völkerrechts als eines Teils der positiven Rechtswissen- 

*) Vergl. dazu auch JelUnek System 296. 
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Schaft, indem wir diesen Standpunkt für den einzigen halten, 
von dem aus eine theoretische Behandlung des Völkerrechts 
möglich ist*). 

Es giht für den Juristen nur einen Standpunkt für die 
theoretische Behandlung eines Rechtsgebiets, so gut wie es 
nur ein Recht und einen Rechtsbegriff gibt. Dass wir in 
der Rechtslehre mit einem Dualismus zu kämpfen haben, da- 
rauf hat neuerdings wieder Bergbohm hingewiesen. Er macht 
darauf aufmerksam, dass man den Rechtsbegriff korrumpirt, 
indem man zweierlei Recht annimmt, und sich der Vorstel- 
lung hingibt, als gehe dem positiven Rechte beständig ein 
ihm übergeordnetes »und antagonistisches, mit ihm rivalisiren- 
des Recht parallel^). 

«Wirkt das Naturrecht wie ein Recht, so ist es ein Rechts- 
bruch; es gibt höchstens die zeitweilige Anschauungs- und 
Empfindungsweise grösserer Menschengruppen als öffentliche 
Meinung wieder, und kann sich infolge dessen in positives 
Recht verwandeln, aber vorher ist es in den Augen der Juris- 
prudenz nichts oder alles mögliche, nur kein Recht»*). 

') Anderer Meinung z. B. Biierenbdtch 723. 

') Vergl. Bergbohm Jur. 109 fg.: «Das Recht ist wesentlich eins, der 
Rechtsbegriff ein einheitlicher: indem man zweierlei Recht annimmt, korrumpirt 
man ihn und begeht eine wissenschaftliche Todsünde .... Thatsächlich ist der 

Rechtsbegrijff zwiespältig nicht in dem Sinne, als gebe es zwei Rechte 

von gleicher Realität, wohl aber in dem Sinne, als gehe dem positiven Recht be- 
ständig ein ihm übergeordnetes oder antagonistisches, mit ihm rivalisirendes 
anderes Recht parallel, in welchem das erstere bald die Quelle und das Funda- 
ment seiner eigenen Herrschaft, bald einen Vorläufer oder Stellvertreter oder 
Korrektor, bald auch nur sein Vorbild oder Ideal u. s. w. zu respektiren habe — 

das «Naturrecht» Die Idee eines Rechtes ausserhalb des positiven ist 

trotz der historischen Rechtsschule ununterbrochen gehegt worden In 

allen möglichen juristischen Dingen macht sich dieser Dualismus geltend .... 
Es muss das Unkraut Naturrecht, in welcher Form und Verhüllung es auch auf- 
treten möge, ofTen oder verschämt, ausgerottet werden, schonungslos mit Stumpf 
und Stiel . . . Von allem, was sich Jurisprudenz, Rechtslehre, Rechtsphilosophie 
nennt, und auf Wissenschaftlichkeit Anspruch erhebt, ist jeder Gedanke daran, dass 
etwas Recht sein könnte, ohne positives Recht zu sein, und das Recht betreffen 
könnte, ohne im wirklichen Recht Bestätigung zu finden, auf das Entschiedenste fern 
zu halten». 

*) Bergbohm 1. c. Auch Schütze S. 11 hebt hervor, dass die «Rechts- 
philosophie» nicht beanspruche, «dass mit einer Art von Andacht zu ihr aufge- 
blickt werde, wie zu einem Vollkommenen, an dem das unvollkommene positive 
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Eine Ausscheidung des «naturrechtlichen» Stoffes aus 
xier Theorie der einzelnen Rechtsgebiete erscheint demnach 
geboten. Nur so kann man erkennen, was wirklich Recht 
ist. Für kein Rechtsgebiet wird aber eine solche Trennung 
so grosse — und so wohlthätige — Folgen haben, wie für das 
Völkerrecht. Denn keine andere Disciplin liegt so sehr in 
den Fesseln naturrechtlicher Anschauungen*^). Das beweist 
z. B. Holtzendorff H. I 44 : «Das sog. natürliche oder philo- 
sophische Völkerrecht fällt keineswegs überall völlig zusam- 
men mit der Theorie des heutigen Völkerrechts»'). 

Das Völkerrecht ist ein Teil des positiven Rechts und 
seine Theorie ein Teil der positiven Rechtswissenschaft. An 
diesem Standpunkte werden wir im folgenden festzuhalten 
«uchen. 

3. Von unserem Standpunkte aus müssen wir der herr- 
schenden Völkerrechtstheorie eine Reihe von Vorwürfen 
machen. Zunächst ist der Ausgangspunkt dieser Theorie ein 
falscher, indem sie einen Völkerrechtsbegriff konstruirt, der 
weder den Thatsachen'im Völkerleben entspricht noch theo- 
retisch denkbar ist. Sie versteht nämlich das Völkerrecht 
als eine über den Völkern stehende Rechtsordnung. Das Da- 
sein einer solchen Rechtsordnung müssen wir aber ent- 
schieden bestreiten. Selbst wenn die theoretische Konstruk- 
tion derselben noch so vollkommen wäre — was keineswegs 
der Fall ist — so wäre dieselbe doch vom Standpunkt des 
positiven Rechts aus wertlos, wenn sich nicht nachweisen 



Recht und dessen Wissenschaft einen untrüglichen Wertmesser finden müsste». 
Vgl. femer daselbst S. 16. Über den Begriff «Rechtsphilosophie» herrscht Streit. 
Vgl. Merkel^ Schütze, Bergbohm 1. c. 

*) Über das Verhältnis des Völkerrechts zum Naturrecht vgl. namentlich 
KaUenbom, Bulmerincq M. 183, 186, HoUzendorff H. I 27, Heffter 5, Berg- 
bohm 6, 9, Lasson, Magens 28 fg. 

•) Vgl. auch Jellinek System 297, «das alte Naturrecht feiert in den Sy- 
stemen des Völkerrechts noch immer seine wohlbekannten Orgien, die nur hie und 
da von einem «Leugner des Völkerrechts» unsanft unterbrochen werden, um bald 
von neuem zu beginnen». Bergbohm bezweckt «in der Gestalt einer Abrechnung 
mit dem Subjektivismus in der Rechtsphilosophie eine Reinigung des Objektes 
aller und jeder Rechtswissenschaft von Dingen, mit denen sich Juristen und Rechts- 
philosophen als solche nicht zu befassen haben». Dieser «Reinigung» bedarf vor 
«llen anderen die Völkerrechtswissenschaft. 
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lässt, dass es im wirklichen Leben der Nationen etwas gibt^ 
dem diese Theorie entspricht. 

Für den Begriff des positiven Völkerrechts ist aber die 
Annahme einer solchen über den Völkern stehenden Rechts- 
ordnung weder nötig noch wünschenswert. 

Es ist durchaus unrichtig, wenn Fricker 375 gegen 
Bergbohm behauptet, dass, wenn ein Recht über den Staaten 
unmöglich sei, es kein Völkerrecht gebe. «Der Begriff des 
Völkerrechtes behauptet ein Recht über den Staaten». Ihm 
schliesst sich anscheinend an Geffcken H. 4: ^^Ist ein Recht 
über den Staaten unmöglich, dann ist auch das Bestreben, 
ein solches zwischen ihnen zu bilden, nur äusseres Recht 
der Einzelstaaten^), welches sich auf ihrem Verkehr unterein- 
ander bezieht, also kein Völkerrecht». Dieser Auffassung ver- 
mögen wir nicht beizustimmen, treten vielmehr der Berg- 
ftoAm'schen Ansicht bei^), welche keineswegs eine «Depoten- 
zirung», sondern vielmehr eine notwendige Korrektur des 
von der bisherigen Theorie falsch gestellten Völkerrechtsbe- 
griffs bedeutet. Nach unserem Gefühl leidet dieser Begriff 
unter dieser Korrektur keineswegs, gewinnt aber noch etwas, 
was er bisher nicht besessen, nämlich Realität. Es gibt 
keine positive Rechtsordnung, die über den Völkern steht, 
und trotzdem gibt es ein Völkerrecht. 

4. Durch die falsche Auffassung des Völkerrechtsbegriffs 
hat sich die Theorie in einen bedauernswerten Gegensatz zur 
Wirklichkeit gestellt. Im wirklichen Leben der Völker 
herrscht nichts anderes als der Wille dieser Völker — bei 
den sog. «Kulturstaaten» gerade so wie bei anderen weniger 
«civilisirten» Völkern. 

Dem Willen des einzelnen Staates steht allerdings häu- 
fig ein «Muss> entgegen, aber nicht kraft einer höher stehen- 
den Rechtsordnung, sondern in folge von rein praktischen 
Rücksichten und Interessen. Es ist nicht zu leugnen, dass 
die Staatsmänner oft so handeln, wie es ein von der Theorie 



^) Hiegegen ist nur daran zu erinnern, dass ein ratifizirter Vertrag, so 
lange er im Einzelstaat nicht publizirt ist, keine innerstaatliche Wirkung hat. 
Also wäre die Konsequenz der Geffcken'schen Behauptimg, dass die rechtliche 
Existenz dieses Vertrages überhaupt negirt würde. Das Nähere hierüber unten. 

«) Vgl. Bergbohm 20. 
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aufgestellter Satz «vorschreibt», aber sie thun dies deshalb, 
weil der betreffende Satz zu ihren Plänen und Interessen 
passt, weil sie wollen. Andere Sätze dagegen, die ihnen 
nicht passen, werden nur insoweit befolgt, als politische Kom- 
binationen und Konstellationen dies angezeigt erscheinen 
lassen. Von einer allgemeinen Herrschaft des Völkerrechts 
kann also gar keine Rede sein. In Wirklichkeit herrscht, 
wo politische Rücksichten wegfallen, im Völkerleben heute 
so gut wie im Altertum und Mittelalter der Grundsatz, dass 
Macht vor Recht®) gehe. Nicht die «Macht des menschlichen 
Völkerrechts», sondern das Recht des Stärkeren beherrscht im 
allgemeinen die Staatenverhältnisse. Ein Völkerrecht gibt 
es nur da, wo die Staaten dies selbst wollen. Aber ein Völ- 
kerrecht, das eine Macht für sich wäre, neben und über den 
Staaten, das sucht man im wirklichen Völkerleben vergebens: 
hier herrschen die Politik*®) und der Egoismus weit mehr als 
das Völkerrecht und die Menschenliebe. 

Eines Beweises für diese Behauptung bedarf es wahr- 
haftig nicht; die Thatsachen sprechen hier deutlich genug 
für jeden, der sich ihnen nicht absichtlich verschliesst^O. Wenn 
sich die meisten Staaten auch in ihren europäischen Bezie- 
hungen sehr «gesittet» verhalten -— man fürchtet, wo nicht 
die Rücksicht auf die eigenen Interessen zu sehr überwiegt, 
doch etwas die öffentliche Meinung Europas — , so hören 
doch diese Rücksichten auf, so bald man aus Europa heraus 
ist. Dort wirft man die Maske ab. Die «civilisirten» euro- 



•) ÜDrichtig Gareis 6. Vgl. auch Bulmerincq (Holtzendorff H. TV. 13): 
«So lange noch im äusseren Staatsleben Gewalt vor Recht geht, sind die Grund- 
rechte der Staaten und ist die praktische Anwendung und Geltung des Völker- 
rechts in Frage gestellt». 

*•) Über das Verhältnis des Völkerrechts zur Politik vgl. u. A. Bulmerincq^ 
M. 177, Holtzendorff H. I 64. Richtig betont Hagens 37, dass die Politik sich 
den «Völkerrechtsregeln» stets dann entzogen habe, wenn ein überwiegendes Interesse 
es geboten erscheinen liess. «Nicht Rechtsgrundsätze, sondern Hoffnung und 
Furcht, also thatsächliche Zweckmässigkeitsrücksichten waren von jeher die Angel- 
punkte der Politik und werden es bleiben, so lange es Staaten und Menschen 
gibt. Dies verkennen heisst die Thatsachen der Geschichte leugnen». Das 
schliesst aber nicht aus, dass die Staaten sich selbst Rechtsregeln für ihre Be- 
ziehungen setzen können. 

") Vgl. u. a. Boszkowshi 272. 
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päischen Grossmächte sind die ersten, um zu zeigen, dass sie. 
nichts wissen von der «Macht eines — ihnen unbequemen — 
Völkerrechts». Ich erinnere nur an die sog, «Ausdehnung 
des Völkerrechts auf die asiatischen Kulturstaaten». Jeder- 
mann weiss, dass die Verträge den dortigen Ländern aufge- 
zwungen sind, und trotzdem preist man dies als einen Sieg 
des YölkQvrechts. Wer die Geschichte der völkerrechtlichen 
Beziehungen Europas zu den asiatischen Ländern etwas ge- 
nauer und vor allen Dingen vorurteilslos — nicht als Euro- 
päer, sondern als Mensch — verfolgt hat, der weiss, dasa 
es sich um eine fortlaufende Kette von Machtenfaltungen und 
Gewaltandrohungen handelt, die wohl «im Interesse der betref- 
fenden europäischen Staaten geboten» sein mochten, jedenfalls, 
aber dem unbefangenen Beobachter, und vor allen Dingen den 
unglücklichen Gegenständen dieser «völkerrechtlichen> Experi- 
mente, keine hohe Meinung von der «Macht des mensch- 
lichen Völkerrechts» beibringen konnten. Diese «Ausdehnung 
des Völkerrechts» dürfte in einer ferneren Zukunft den euro- 
päischen «Kulturstaaten» noch einmal zu schaffen machen. 
Dieses Verhängnis haben sich die Völker des Abendlandea 
durch die gewaltsame Aufschliessung des Ostens selbst herauf- 
beschworen; es wäre wenigstens aufgeschoben worden, wenn 
sie nicht aji die Abgeschlossenheit — die auf gemachten Er- 
fahrungen beruhte und das Ergebnis einer Politik war, wie sie 
meisterhafter in der Weltgeschichte nicht vorgekommen ist — 
der ostasiatischen Völker getastet hätten. Nachdem aber ein- 
mal der erste Schritt gemacht war — nicht durch die «Macht 
des Völkerrechts», sondern durch die europäische Interessen- 
politik — hätten die Europäer, die sich als «Träger einer höhe- 
ren Kultur» fühlten, diese Überlegenheit dadurch zeigen sollen^ 
dass sie das Recht höher achteten als ihre Interessen. Das Ge- 
genteil ist aber der Fall gewesen. Die europäischen Staaten 
haben in Asien mit ihrer Überlegenheit geprunkt und das. 
Recht mit Füssen getreten. Noch das Jahr 1893 hat dafür 
einen drastischen Beweis geliefert. 

Diesen Thatsachen gegenüber hört es sich eigentümlich 
an, wenn man überall der Phrase von der Macht des mensch- 
lichen Völkerrechts begegnet. Und doch wird dieselbe von 
der Völkerrechtstheorie nach Kräften verteidigt. — 
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5. Durch diese Verteidigung setzt sich die Theorie leider 
häufig in einen — wenn auch unbewussten — Gegensatz zur 
Moral. Sie kann es nicht über sich gewinnen, die Ohnmacht 
des von ihr als Macht über den Staaten dargestellten Völker- 
rechts einzugestehen, und weiss sich daher nicht an- 
ders zu helfen, als dass sie durchaus willkürliche Sätze kon- 
struirt, in denen den politischen Machtgelüsten der Staaten 
Rechnung getragen wird. 

Man muss der Theorie des Völkerrechts einen Vorwurf 
daraus machen, dass sie es für ihre Pflicht gehalten hat und 
noch hält, die Autorität des «Völkerrechts» schützend über 
begangene und zukünftige Gewaltthaten auszubreiten^*), und 
so gewissermassen einen Mantel über die Durchführung der 
«Macht des Stärkeren» zu breiten. Der Schwächere muss es 
sich infolge davon gefallen lassen, nach allen Regeln des — 
Völkerrechts behandelt zu werden. Aber dieses «Völkerrecht» 
ist häufig viel eher ein Völkerunrecht. Es ist in Wirklichkeit 
der in das prätentiöse Gewand eines Rechtssystems geklei- 
dete europäische Egoismus und Infallibilismus. 

Die Rechtstheorie darf sich doch nicht von vorneherein 
in einen Gegensatz zur Moral stellen : So wenig als die Völ- 
kerrechtstheorie blosse Moralsätze ^^) darstellen soll, so wenig 
soll sie unmoralische Sätze enthalten, die nicht einmal eine 
positive Grundlage haben. Viele Sätze, welche von unserer 
Völkerrechtstheorie aufgestellt werden, müssen aber entschie- 
den den Eindruck der Unmoral machen. Sie sind glück- 
licherweise alles andere, nur keine positiven Ä^cÄ^^sätze. 

Auch für diese Behauptungen fehlt es nicht an Bei- 
spielen. Ich brauche nur an die Art und W^eise zu erinnern, 
wie die Lehre vom Zwang in der Völkerrechtslitteratur abge- 
handelt wird. Auf den Zwang beim Vertragsabschluss kom- 
men wir unten ausführlicher zurück. Er wird von der Theo- 
rie für durchaus berechtigt gehalten, und durch ein «notwen- 



") Vgl. z. B. ßluntschU 28: «in unseren Tagen sind auch diese trennenden 
Schranken vor der zwingenden MaeM des erstarkten^ menschlichen Völkerrechts 

gefallen Im Jahre 1842 hat England das chinesische Weltreich zuerst 

genötigt etc. ...» Danach sind also Gewalt und Recht identische Begriffe. 

") Über das Verhältnis des Völkerrechts zur Moral unten §§ 10 und 11. 
Vgl. auch Holtzendorff H. I 59 und Hagens 22. 



Digitized by 



Google 



— 8 — 

diges Gesetz des Völkerrechts» begründet (Bluntschli 63). 
dira necessitas ! — 

Auf die Frage der Berechtigung des Krieges wollen wir 
hier nicht näher eintreten. Es ist aber zweifelsohne, dass 
die Völkerrechtstheorie in ihrer Rechtfertigung dieses Zwangs- 
mittels des Guten etwas zu viel gethan hat. Es hätte ge- 
nügt, ihn als mehr oder minder notwendiges Übel zu cha- 
rakterisiren, dem durch die Art und Weise seiner Führung 
— ähnlich wie dem Zweikampf im Strafrecht — eine gewisse 
rechtliche Privilegirung zukomme gegenüber solchem Zwang, 
bei dem gar keine Rechtsregeln beobachtet werden. Statt 
dessen hat man den Krieg als solchen für ein Rechtsmittel 
erklärt^*). Der Hinweis darauf, dass z. B. im altgermani- 
schen Privatrechte der Zwang in vielen Fällen ebenfalls 
durchaus berechtigt gewesen sei, erscheint eigentümlich im 
Hinblick auf die Thatsache, dass das Völkerrecht immer wie- 
der als Civilisirungsmittel dargestellt wird, und wir infolge 
davon heutzutage etwas über altgermanische Zustände hin- 
ausgekommen sein sollten. 

Die Völkerrechtstheorie thäte daher besser, die Ohnmacht 
des Völkerrechts einzugestehen, und sich auf Darstellung der 
wirklichen «kriegsrechtlichen» Vereinbarungen der Völker zu 
beschränken, statt der Berechtigung des Krieges als solchen 
ein Loblied zu singen*^). 

Doch die Theorie bietet noch andere Beispiele für unsere 
Behauptung, dass die Theoretiker selbst das Völkerrecht 
zur Dienerin der Politik erniedrigen"). Trotzdem sie die 
Unabhängigkeit jedes Staates als obersten Grundsatz des Völ- 
kerrechts proklamirt, konstruirt sie ein «Recht der Staaten auf 
Verkehr» ^^), während die Unabhängigkeit doch eigentlich auch 
ein «Recht auf Abschliessung» involvirt. Gewiss haben die mei- 

") HoUzendorffR I, Gareis, Bluntschli^ Heffter, Bergbohnty Neumann u.A. 
Das Nähere unten § 11. 

") Vgl. hiezu namentlich das Werk von Lasson. Ferner HiUy 1. c. 

*•) Vgl. auch Heffter 9, das Völkerrecht müsse gelten lassen, «was das 
Auge der Politik für den Selbstbestand eines Staates schlechterdings als notwendig 
erkennt». Ist das eine Au%abe des Eeehts*^ Der Rechtsbegriff scheint hier total 
abhanden oder wenigstens sehr in Misskredit gekommen zu sein. 

*0 Vgl. z. B. Gareis 85. Hagens 41 bemerkt dazu: «nach dem Spruche: 
Und bist Du nicht willig, so brauch' ich Gewalt». 
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sten Staaten, so gut wie die meisten Individuen, einen «Gesell- 
schaftstrieb». Aber ebenso wie es dem Individuum freisteht, 
sich von anderen Menschen nach Möglichkeit abzusondern, 
so muss man auch jedem Staat — auch wenn er kein euro- 
päischer ist — die Freiheit lassen, sich seinen Verkehr selbst 
zu suchen^*). Der Verkehr der Nationen ist gewiss von der 
grössten politischen, socialen und wirtschaftlichen Bedeutung, 
das «Staatsinteresse» macht gewiss eine Hebung desselben im 
höchsten Grade wünschenswert. Und eine Abschliessung vom 
Verkehr mag thatsächlich regelmässig unmöglich sein. Aber 
bei alledem ist der Verkehr kein Recht. Die Theorie hat 
solche Rechtssätze künstlich erfunden, um dem Völkerrecht 
eine anscheinende Macht zu verleihen, die es in Wirklichkeit 
gar nicht hat, und so den Gegensatz zu verdunkeln, in dem 
sie sich zum praktischen, vorwiegend unter der Herrschaft 
der Politik stehenden, Leben befindet. 

Sie hat aber damit dem Begriff des Rechts Gewalt an- 
gethan und sich in Widerspruch mit der Moral gesetzt. 
Denn dazu ist das Recht nicht da, um die Vorgänge des poli- 
tischen Lebens moralisch zu rechtfertigen. — 

6. Im Zusammenhang mit dieser falschen Auffassung 
des Rechtsbegriffes steht es, dass die Theorie dem Völker- 
recht Aufgaben zuvindizirt, die niemBls Aufgabe des positiven 
Rechts sein können. Üeber ganz entfernt oder abseits liegen- 
den Ideen hat man derjenigen Aufgabe vergessen, welche die 
nächstliegende ist, und der jedes Recht zu dienen hat : der 
Idee der Gerechtigkeit. «Die Gerechtigkeit ist die Richtschnur 
für das Recht. Das Recht soll nur das gestatten oder ver- 
bieten, was die Gerechtigkeit fordert»**). Diesem Ideal soll 
sich jedes positive Recht nähern. Das Völkerrecht hat daher 

**) Vgl. hiezu Jellinek System 298. 

*®) Vgl. Boszhowski 261: «So wie jedes Recht, so bestimmt auch das Völker- 
recht die Rechte und Pflichten der Staaten auf Grund der Gerechtigkeit, denn es 
ist eben seine Aufgabe, die Idee der Gerechtigkeit innerhalb der gegenseitigen 
Verhältnisse der Staaten zu realisiren». Das ist richtig, insofern dies das ideale 
Ziel des Völkerrechts ist. In Wirklichkeit ist das Völkerrecht aber von diesem 
Ziele, seinem Ideale, weit entfernt Übereinstimmend betont Hagens 27, dass Ge- 
rechtigkeit eine Tugend und somit kein juristischer, sondern ein ethischer Begriff 
sei: «Wohl tritt dieselbe als Postulat an die Rechtsordnung heran, nicht aber ist 
sie ein essentiale des Rechtsbegriffs ». Vgl, auch daselbst S. 17. 
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dahin zu wirken, dass an Stelle der physischen Kraft, der 
rohen Gewalt und Willkür im Völkerleben die Herrschaft der 
Gerechtigkeit trete. Dies sein Ziel, seine Aufgabe. Diese Auf- 
gabe hat aber die Völkerrechtstheorie vergessen über anderen 
Völkerrechtszwecken, die mit dem Rechtsbegriff gar nichts 
zu thun haben. Wie man das Völkerrecht zu einer Dienerin 
der Politik erniedrigen wollte, so will man es auch als Pio- 
nier der europäischen Civilisation missbrauchen^®). 

Es soll dazu beitragen, die «glückbringende europäische 
Civilisation> auf der Erde immer weiter auszubreiten. Das 
ist eine ebenso beschränkte als einseitige Auffassung. Un- 
sere Theoretiker halten es für unmöglich, dass es noch an- 
dere Civilisationen geben könnte, die vielleicht mehr geeignet 
sind, ihren Völkern Glück und Segen zu bringen, als die 
europäische. Ganz abgesehen von den Licht- und Schatten- 
seiten jeder Civilisation^*), ist der Einzelne stets geneigt, die- 
jenige Civilisation, innerhalb welcher er aufgewachsen ist 
und der er angehört, für die beste zu halten^^). Man kennt 
eben meist nur die eigenen Verhältnisse. Mit der Zeit aber 
schreitet die Kenntnis der Menschen über den Erdball weiter. 
Der Europäer wird dabei in erster Linie grössere Bescheiden- 
heit lernen. Die Völkerrechtstheorie aber wird infolge da- 
von vielleicht aus ihrem Humanitätsdusel erwachen und ihre 
wahre Aufgabe erkennen. Das Völkerrecht in seiner jetzigen 
theoretischen Gestaltung ist nichts weniger als ein «mensch- 
liches Völkerrecht». Es verdient auch heute vollauf den 
Namen eines «europäischen Völkerrechts» — trotzdem sein 
Geltungsbereich über Europa hinausreicht — , denn es ist 



*°) Vgl. z. B. Eoszkowski 254: «Das Völkerrecht hat zur Aufgabe, die 
Realisation jener civilisatori sehen Zwecke zu garantiren, für welche die internatio- 
nale Staatenvereinigung zu stände gebracht worden ist». Ferner Holtzendorff 
H. I 11. Wir verzichten darauf, andere vermeintliche Aufgaben des Völker- 
rechts hier zu erwähnen, und begnügen uns mit dem einen Beispiel. Vgl. dazu 
Holtzendarff H. I 41, 31. 

**) John Stuart Mill behauptet, «dass im civilisirten Europa der Zustand 
grosser Massen von Menschen ein elenderer ist, als bei den meisten uns bekannt 
gewordenen Stämmen von Wilden». 

") Vgl. memen Aufsatz über: «Europäische und japanische Civilisation», 
in der «Westöstlichen Rundschau», Mai 1894. 
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durchaus von einem europäischen Sehwinkel aus aufgebaut"). 
Von einer Erfüllung seiner wahren Aufgabe ist dieses «euro- 
päische Völkerrecht» noch unendlich w^eit entfernt. Aber man 
muss zufrieden sein, wenn die Theorie sich wenigstens ihrer 
und seiner Aufgabe bewusst geworden sein wird. — 

7. Aus der falschen Auffassung, die in der Theorie viel- 
fach über die Aufgaben der Völkerrechts herrscht, erklärt es 
sich auch, dass sie dasselbe in manchen Punkten auf ganz fal- 
schen Grandlagen aufbaut. Ein wirklicher Machtfaktor im 
Leben der Völker ist das Völkerrecht bisher nicht, und könnte 
es auch, wenn es der herrschenden Theorie entspräche, nie- 
mals werden. So lange der Grundsatz des <laisser faire, laisser 
aller» im internationalen Leben Geltung behält, wird auch 
Macht vor Recht gehen. So streng das Princip der Nicht- 
intervention mit Bezug auf das interne Leben der Staaten be- 
obachtet werden muss, so nötig wäre andererseits im Interesse 
des Ansehens des Völkerrechts ein gemeinsames Vorgehen 
der Nationen gegenüber allem internationalen Unrecht. Nicht 
nur einzelne Staaten sollten international durch Garantiever- 
träge geschützt werden:, die Völker müssten sich überhaupt 
verpflichten, jedem internationalen Unrecht gegenüber — von 
wo immer es komme — unter allen Umständen — nicht nur 
wo eigene Interessen im Spiele sind, sondern auch in, für 
den einzelnen Staat völlig indifferenten, Fällen — gemeinsam 
aufzutreten. Erst dann wäre ein wirklicher Schutz vorhanden 
gegenüber Vorfällen im Völkerleben, die dem allgemeinen 
Rechtsgefühl widersprechen, erst dann wäre das Völkerecht 
auf dem Wege, seiner wahren Aufgabe gerecht zu werden und 
der Herrschaft der Gerechtigkeit zu dienen : es wäre eine wirk- 
liche, thatsächliche Macht, grösser als die Politik. Die mäch- 
tigeren Staaten wären dann verhindert, von ihrer Macht in 
rechtswidriger Weise Gebrauch zu machen, die kleinen Staaten 
ständen den Grossmächten gegenüber wirklich gleichberech- 
tigt da. — Doch das ist ein Ideal, das vorläufig noch in einer 
positivrechtlichen Darstellung nicht erwähnt werden darf. 
Aber auch unsere, sonst nichts weniger als streng positive, 

*•) Dagegen verdient es nicht den Namen eines «christlichen Völkerrechts», 
da ea mit der christlichen Moral sich stellenweise keineswegs deckt. Vgl. auch 
Berghohw Staatsv. 84 fg. 
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Völkerrechtstheorie ist weit davon entfernt, einem solchen 
Ideal nachzujagen : die Interessen der Politik stehen ihr — so 
idealistisch gefärbt sie auch erscheint — höher als die Ideale 
des Rechts. So wagt man denn nicht einmal in der Theorie 
dasjenige vorzuschlagen, was allein im stände wäre, der 
«Macht des menschlichen Völkerrechts» als Grundlage zu 
dienen**). Möchte man sich doch bewusst sein, dass es keinen 
gefährlicheren Ausspruch für das Völkerrecht gibt, als den von 
den «Völkern, die da weit drunten in der Türkei auf einan- 
der schlagen». 

So gerechtfertigt dieses Dictum vom Standpunkte einer 
nationalen Politik auch sein mag, so verderblich ist es vom 
internationalen Standpunkte. Über der nationalen Politik 
steht für das Völkerrecht die internationale. — 

8. Eine Folge der Thatsache, dass in der herrschenden 
Litteratur «Philosophie» und Recht nicht auseinander gehalten 
werden, dass das sog, «natürliche Völkerrecht» neben das 
positive Völkerrecht gestellt wird*'^), ist eine grosse Herrschaft 
des Subjektwismtis in der Völkerrechtstheorie. Der Subjek- 
tivismus mag von der «Philosophie» unzertrennlich sein, aber 
er muss von der positiven Rechtslehre fern gehalten werden. 
Für diese gilt, was Schütze hervorhebt : «Nur dem geltenden 
bezw. geltend gewesenen Rechte entnommene Begriffe und 
Principien .... dürfen den Inhalt bilden, keinerlei selbst- 
erfundene, auf dem Wege der Spekulation deduzirte bewusst 
oder unbewusst eingeschwärzt werden. Jenes aber kann nur 
erreicht, dieses vermieden werden von dem, der des Gegen- 
satzes zwischen . . . positiver Rechtslehre einerseits und 
Rechtsphilosophie**) andererseits fortwährend sich bewusst 



**) Bosekowski 272 : «Nicht minder ist es Thatsache, dass sich immer 
mehr in den Völkern das Bewusstsein zu re^i^en beginnt, dass man die internatio- 
nalen Verhältnisse auf einer anderen Grundlage, als dies bis jetzt geschehen, 
stützen muss, dass an Stelle der Willkür die Gerechtigkeit in politischen Welt- 
verhältnissen zur Herrschaft komme . . . .» 

'*) Bergbohm Jur. 104: «Das Werk der Befreiung der Rechtswissenschaft 
aus den Banden des Natur- oder Vernunftrechts und sonstiger a priori verfah- 
render Richtungen der Rechtsphilosophie ist noch lange nicht vollbracht». 

^') Dass «Rechtsphilosophie» auch in anderem Sinne verstanden werden 
kann, dafür vgl. Merkel, Bergbohm Jur. 



Digitized by 



Google 



— 13 — 

bleibt, also keiner Verwechslung oder Grenzirrung dieser beiden 
grundverschiedenen Gebiete sich schuldig macht». 

. In der Völkerrechtstheorie begegnen wir häufig der Ten- 
denz, die Resultate der eigenen Forschung mit dem positiven 
Rechte zu identificiren, die eigenen Ideen als geltende Rechts- 
sätze darzustellen, «ein Völkerrecht, wie es sein könnte für 
ein Völkerrecht wie es üt» auszugeben. So konnte es ge- 
schehen, dass «häufig genug auch ganze Teile des Systems, 
welche der Quellen durchaus nicht entbehren, mehr die Wün- 
sche des Verfassers, als das thatsächlich Bestehende wieder- 
geben, während das letztere als bedauerliche Abweichung von 
dem Ideal kaum beiläufig erwähnt wird» {Bergbohm 7). Es 
braucht hier gar nicht an das Bluntschli'sche Buch erinnert 
zu werden, in minder auffälligem Grade bietet jedes Com- 
pendium Belege, selbst diejenigen der sogenannten Positi- 
visten^'). — 

Die Wissenschaft vermag niemals positives Recht zu 
erzeugen. Ihre Bedeutung speciell für das internationale 
Recht sollte weder unter- noch überschätzt werden. Fast alle 
Fortschritte, die der internationale Rechtsverkehr gemacht hat, 
macht und machen wird, werden durch die Wissenschaft vor- 
bereitet; sie hat der Praxis voranzugehen und ihr die Wege 
zu ebnen, indem sie die internationalen Rechtsfragen so be- 
handelt, dass sie für die Praxis reif werden. Aber sie ver- 
mag es nicht, selbst die Früchte ihrer Thätigkeit in das Leben 
der Völker zu übertragen. — 

9. Unter den «philosophischen» Begriffen, die in der 
Völkerrechtstheorie eine Rolle spielen, und denen daher vom 
Standpunkt des positiven Rechts auf den Leib gerückt werden 
muss, ist namentlich der des notwendigen Rechts hervorzu- 
heben*^). Es wird nicht nur von einer Notwendigkeit des 
Völkerrechts gesprochen, sondern es wird die Notwendigkeit 
auch als Quelle des Völkerrechts angeführt, und ein beson- 
deres ius necessarium**) konstruirt. Gareis 29 fg. führt, auf 
Modestin Bezug nehmend, die necessitas neben usus et con- 

'0 Vgl. hiezu auch Geffckens Vorwort zur 7. Auflage Yon Heffter. — 
") Vgl. nam. Bltmtschli, Heffter, 

") Im Unterschied zu «ius consuetudinarium und ius voluntarium ». 
(Gareis 41). 
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suetudo als Quelle des objektiven und positiven Völkerrechts 
an. Diese führe den mit logischer Konsequenz spekulativ 
beobachtenden Juristen zu einer Anzahl von Regeln, die «weit 
davon entfernt sind, Naturrecht zu sein; das Naturrecht ist 
ein subjektiv-theoretisches, der in notwendigen Rechtssätzen 
bestehende Teil des Völkerrechts dagegen ein objektiv-prak- 
tisches; das Naturrecht wird von der Theorie erzeugt, vom 
Individuum subjektiv-willkürlich gestaltet; das ins necessa- 
rium wird von der Praxis und für die Praxis gefunden und 
aufgestellt; diese .... leistet sich in der Erzeugung und 
Anerkennung der notwendigen Rechtssätze Das, was der 
Staat für seine innerstaatlichen Verhältnisse sich durch seine 
Gesetzgebung leistet». 

Vom Standpunkte des positiven Rechts aus gibt es keine 
solche Rechtsquelle. Wir werden unten sehen, dass diejeni- 
gen, auf Notwendigkeit zurückgeführten, Rechtsregeln, die 
wirklich existiren^ sich einfach auf Konsenserklärungen der 
Staaten zurückführen lassen. Aber der Begriff der Not- 
wendigkeit ist überhaupt für uns ein durchaus wertloser, 
und die Frage, ob das Völkerrecht ein notw^endiges oder ein 
zufälliges sei, schief gestellt. Ein solcher Gegensatz existirt 
äusserlich gar nicht. Man kann wohl sagen, dass es eine 
innere, logische Notwendigkeit eines Völkerrechtes gibt^^). 
Aber diese nachzuweisen ist Sache der Philosophie. Äusser- 
lich betrachtet, also vom positiven Rechtsstandpunkte aus, 
beruht das Völkerrecht, wie wir sehen werden, auf dem 
Willen der Staaten. Diese Willensübereinstimmung der Völ- 
ker ist aber weder eine notwendige noch eine zufällige, oder 
w^enigstens ist die Notwendigkeit derselben keine absolute, 
unter allen Umständen vorhandene. Da der Wille der Staaten 
als ein vernünftiger gedacht wird, so werden dieselben ge- 
wiss selbst von dem Nutzen, ja der Notwendigkeit eines Völ- 
kerrechts überzeugt sein. Aber dieses beruht trotzdem auf 
ihrem freien Willen, ist also äusserlich kein notwendiges. 

Der einz3lne Mensch ist regelmässig in die wirtschaftliche 
Notw^endigkeit versetzt, mit anderen Menschen Verträge ein- 
zugehen, um seine Bedürfnisse zu befriedigen. Deshalb wird 

•'*) Aber, wie Hagens 37 sagt : «Vernunftnotwendig ist auch die Moral, die 
Logik, ja schliesslich jede Wissenschaft». 
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aber diese Notwendigkeit noch keineswegs als ein wesent- 
liches Merkmal des privaten Vertragsrechtes angeführt. Und 
der Fall ist sehr wohl denkbar, dass ein Mensch alle seine 
Bedürfnisse allein befriedigt, und somit seine privatrecht- 
lichen Beziehungen zu Anderen auf ein Minimum reducirt 
sind. Gerade so verhält es sich aber auch mit den Staaten. 
Regelmässig werden dieselben notwendigerweise in Verkehrs- 
beziehungen und Vertragsverhältnissen stehen. Aber diese 
Notwendigkeit ist keineswegs ein Begriffsmerkmal ihrer gegen- 
seitigen Beziehungen, und lässt sich sehr wohl wegdenken. 
Letzteres wird man vielleicht bestreiten, weil eine bestimmte 
Stufe der Civilisation diese Notwendigkeit mit sich bringe. 
Aber dagegen sagen wir, dass der Begriff Civilisation mit dem 
Begriff des Rechts gar nichts zu thun hat. Wenn wir aber 
eine äussere, absolute Notwendigkeit des Völkerrechts leug- 
nen, weil wir dasselbe juristisch auf den Willen der Staaten 
zurückführen, so ist das noch kein Grund, dieses Völkerrecht 
nun für eine Sache des Zufalls zu erklären. Weshalb soll 
man die Thatsache, dass zwei Staaten einen Vertrag miteinan- 
der abschliessen, als Zufall bezeichnen ? Das Völkerrecht ist ge- 
wiss keine Sache des Zufalls. Aber die inneren Gründe 
seines Vorhandenseins sind kein Gegenstand der rechtlichen 
Betrachtung**). Der Satz: ubi societas, ibi ins, hat seine 
volle Berechtigung. Ein Verkehr der Staaten ohne ein Ver- 
kehrsrecht ist undenkbar. Aber daraus folgt nicht die Be- 
rechtigung, die Notwendigkeit eines Völkerrechts als wesent- 
liches juristisches Merkmal desselben anzuführen, ein beson- 
deres notwendiges Recht zu konstruiren, und wo dies geleugnet 
wird, sofort die Zufälligkeit als einzige andere Möglichkeit dar- 
zustellen*^). Vielmehr ist der Begriff des notwendigen Rechts 
dahin zurückzuweisen, wo er hergeholt worden ist: in das 
«Naturrecht». — 



•^) Vgl. H<igen8 41 : «Die Berufung auf die Vernunftnotwendigkeit ist kein 
Beweis, da die letztere mit Recbtsnotwendigkeit nicht identisch ist». 

»«) Zum Vorstehenden vgl. namentiich HoUzendorff H I, 19, 31: Ha- 
gern 37 betont, die Vernunftnotwendigkeit sei nicht res iuris, sondern res facti: 
«sie bildet unter Umständen eine thatsachliehe Schranke des freien Handelns. 
Wollte man aber jeder thatsächlichen Schranke zugleich Rechtscharakter beimessen, 
so würde das Recht so ziemlich das Gebiet des ganzen Lebens umfassen». 
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10. Aus der Vermengung des positiven Völkerrechts 
mit anderen Materien, und der daraus folgenden künstlichen 
Vergrösserung desselben erklärt sich auch ein weiterer, hier noch 
zu berührender Punkt, nämlich die Unterschätzung des völker- 
rechtlichen Vertragsrechts. 

Bluntschli 5 spricht z. B. davon, dass die Staaten ihre 
gemeinsame Rechtsüberzeugung nur in der bedenklichen Form 
einer vielstimmigen Erklärung aussprechen können. Ä^^^^r 
7 erwähnt zunächst das «aus innerer Nötigung anzuerken- 
nende> Recht und sagt: «Daneben gibt es allerdings noch 
ein durch bestimmte Willensakte gesetztes Recht». Im Zu- 
sammenhang mit dieser Unterschätzung steht die ungenügende 
theoretische Behandlung des Vertragsrechts*^). Es fehlt so- 
wohl an einer ausreichenden dogmatischen Erörterung der 
Grundfragen, als auch an einer Verwertung des reichen Mate- 
rials, das die praktisch geltenden Verträge bieten^*). Auch 
bei der systematischen Einteilung kommt das Vertragsrecht 
meist zu kurz weg. So behandelt z. B. Heffter die Rechts- 
schutz- und Verkehrsverträge unter den «besonderen Anstalten 
für den internationalen Rechts- und sozialen Verkehr^^). Durch 
alles dieses wird die Bedeutung des völkerrechtlichen Vertrags- 
rechts in ganz unverdienter Weise in den Schatten gestellt. 

Der Kontrast mit der Praxis, die hier so enorme Fortschritte 
gemacht hat, ist im höchsten Grade auffallend. Eine Reihe 
von Fragen des Vertragsrechts hat die völkerrechtliche Litte- 
ratur einfach dem Staatsrecht zur Beantwortung überlassen. 
Diejenigen Fragen, die gleichzeitig ein staatsrechtliches Inte- 
resse bieten, sind zum Teil in eingehender und vortrefflicher 
Weise behandelt worden, aber fast ausschliesslich nur von 
staatsrechtlichen Gesichtspunkten aus. Auch aus dieser Ver- 
nachlässigung eines so wichtigen Gebietes muss man daher 
der Völkerrechtstheorie einen Vorwurf machen. 

Neuerdings ist übrigens dieser Übelstand von einer Reihe 
von Schriftstellern erkannt und beklagt worden. So schreibt 
schon Meier 14: «Es erscheint in hohem Grade auffallend, wie 

••) Vgl. hiezu Zorn Slaatsr. U 419 A. 1, Geffcken H. 200 A. 5. 
'*) VgL Meüi («Die neuen Aufgaben der modernen Jurisprudenz», Wien 
1892J, S. 61. 

•*) Vgl. auch die Systematik bei Gareis, 



Digitized by 



Google 



~ 17 — 

sehr mit der fortschreitenden Ausbildung der inneren Hoheits- 
rechte die Beziehungen des Staats nach aussen . . in der wissen- 
schaftlichen Behandlung zurückgetreten sind>. Und Bergbohm 
6 sagt : «Die Wissenschaft des Völkerrechts hat es lange Zeit 
hindurch nicht als ihre Hauptaufgabe betrachtet, den that- 
sächlich in den Verträgen gegebenen Stoff zu bemeistern, und 
aus dem Reichtum der Erscheinungen das Wesen der inter- 
nationalen Rechtsverhältnisse zu entwickeln .... So konnte 
es geschehen^ d^^ss die Wissenschaft ungebührlich weit hinter 
der vorauseilenden Praxis zurückblieb.» 

Auch Jellinek 4 spricht seine Verwunderung darüber aus, 
dass diese «Grundfrage des Völkerrechts» in neuerer Zeit gar 
nicht eingehend behandelt und ihrer in der alten Litteratur 
nur in unklarer, wenig präciser Weise gedacht wird. 

Und noch neuerdings klagt Seligmann, dass «die Mehr- 
zahl der völkerrechtlichen Arbeiten, unbekümmert um die 
Fortschritte und die Vertiefung, welche die Lehre so manchen 
staatsrechtlichen Forschern verdankt, an den wichtigsten 
Zweifeln und Streitfragen stillschweigend vorübergeht»"). 

Wenn in der letzten Zeit eine Besserung in dieser Be- 
ziehung eingetreten ist, so gebührt der Dank dafür in erster 
Linie den hervorragenden Monographien der genannten Schrift- 
steller. Sie haben wesentlich dazu beigetragen, eine Lücke 
in der Litteratur auszufüllen, die im höchsten Grade bedauer- 
lich war. Erst dadurch ist es aber möglich geworden, auf 
etwas hinzuweisen, was für die Fortentwicklung des inter- 
nationalen Rechtsverkehrs von der grössten Wichtigkeit ist: 
auf die Stellung des völkerrechtlichen Vertrags im Rechts- 
system und auf seine Bedeutung für das internationale 
Recht. — 



«) Vgl. auch Ge$8ner 12. 
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I. Allgemeiner Teil. 



§ 2. Das positive Völkerrecht nnd sein Ursprung. 

1. Der Begriff des positiven Rechts — nach unserer 
Auffassung ist derselbe identisch mit Ä(?cÄ^5&^flfW^*) — ist es, 
von dem wir auszugehen haben, wenn wir nach der Existenz 
eines Völkerrechts fragen. Diesen BegrilT erst zu erklären, 
sollte eigentlich eine überflüssige Aufgabe für einen Juristen 
sein. Dass dem aber nicht so ist, hat erst kürzlich Berg- 
bohm in seiner «Jurisprudenz und Rechtsphilosophie» darge- 
than.^) 

Wir verstehen also unter Recht, positivem Recht, gelten- 
dem Recht — lauter identischen Begriffen — den Inbegriff 
derjenigen Normen, die thatsächliche Geltung haben, weil 
sie der erklärte Wille der rechtschaflenden Autorität sind.'*) 

Das Recht gelangt also zur Existenz durch Erklärung 
desjenigen Willens, der die äussere Macht hat. Recht zu 
schaffen. Seine Existenz kann daher nur nachgewiesen wer- 
den durch Nachweis von Willenserklärungen dieser recht- 
schaffenden Autorität : wo dieser Nachweis sich nicht erbringen 
lässt, ist auch kein positives Recht vorhanden.*) 

Jede Zeit hat ihr eigenes positives Recht. Und wie der 
Inhalt, so wechselt auch die Form, in der das Recht in Er- 
scheinung tritt, im Laufe der Zeiten. 



*) Vgl. Bergbohm Jur. 49: «Die Prädizirung des Rechts als «geltendes» 
oder «positives» enthält ohne Zweifel einen Pleonasmus.» Aber «so lange die 
Vorstellung von einem nicht positiven Recht, das aber doch die Juristen irgend- 
wie angehen soll, unter diesen vorkommt, werden auch die schleppenden Prädi- 
kate zur Kennzeichnung seines Gegenteils nichts weniger als überflüssig sein.» 

*) Vgl. daselbst S. 43 fg., nam. 71 fg. 

•) Vgl. dazu namentlich Bierling, Binding, Thon Rechtsbegriff, Berg- 
bohm Jur. 71 und Staatsv. 40, Hagens 19, 47. «Nur was als Recht fuuktionirt, 
das ist Recht, sonst nichts; und alles das ist Recht, ohne Ausnahme» (Berg- 
bohm 80). 

*) So betont beispielsweise auch JelUnek 2, dass alle aus der reinen Rechts- 
idee fliessenden Forderungen, bei allem sonstigen Werte, nicht als ein Recht im 
formalen Sinne erscheinen, welches neben, über oder gar gegen das positive 
Recht seine Existenz behauptet, sondern, dass man den Rechtscharakter nur solchen 
Sätzen zuerkenne, deren praktische Geltung unmittelbar feststehe. 
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Unveränderlich, wie der Rechtsbegrilf, ist nur der «Quell» 
alles Rechts, der rechtschalfende Faktor. Er ist nicht nur 
für alle Zeiten, sondern auch für alle Rechtsgebiete derselbe. 
Jedes Recht, das diesen Namen wirklich — d. h. juristisch 
gesprochen — verdient, muss sich auf Grund des Rechtsbe- 
griffs konstruiren lassen, muss der rechtschaffenden Autori- 
tät seine Existenz verdanken. Das gilt von allen Rechtsge- 
bieten, und also vom Völkerrecht gerade so gut wie vom 
Privatrecht oder Staatsrecht. Das Völkerrecht — gleichbe- 
deutend mit positivem Völkerrecht — ist also gerade so von 
der rechtschaffenden Autorität verwirklichtes Recht wie jedes 
andere Recht. Die Autorität, die Völkerrecht schafft, ist die- 
selbe, die auch das innerstaatliche Recht erzeugt.*) Auch der 
Nachweis der Existenz des Völkerrechts wird also erbracht 
durch Nachweis von Willenserklärungen der rechtschaffenden 
Autorität: wo dieser Nachweis sich nicht erbringen lässt, 
gibt es auch kein Völkerrecht. — 

2. Welches ist nun aber diese rechtschaffende Autorität? 
Wo liegt der «Quell», der Ursprung alles Rechts? Darauf 
lautet die Antwort: der Wille der Gemeinschaft, resp. mit 
Bezug auf moderne Verhältnisse gesprochen : der Wille des 
Staats ist es, der Recht schafft. Alles Recht hat seinen Ur- 
sprung im Willen des Staats, alles Recht geht vom Staate 
aus. Die Gemeinschaft, der Staat ist die äussere Autorität, 
die allein durch Erklärung ihres Willens Recht zu schaffen 
vermag: wo der Staatswille sich nicht geäussert hat, dürfen 
wir auch nicht von Recht — selbstverständlich in dem allein 
juristischen positiven Sinne — sprechen, weil es neben dem 
Staat keine rechtschaffende Autorität gibt. Das betont u. A. 
richtig Jellinek 2 : «Als rechtserzeugendes Organ kennt die 
Jurisprudenz nur einerseits das Volk in seiner natürlichen 
Existenz, das auf dem Wege der Gewohnheit sich der Normen 
bewusst wird, welche das Thun und Lassen der Volksge- 
nossen regeln, andererseits das Volk als organisirte Einheit, 

*) Ungerechtfertigt ist es daher, wenn Hagens 45 meint, man müsse das 
Völkerrecht, um es aufrecht zu erhalten, aus einer unrichtigen Quelle ableiten. 
Auch seine Befürchtung, dass «die drei Gebiete des Rechts, der Moral und der 
Religion untrennbar ineinander gemengt werden», und wir genötigt sind, «jede 
vernünftige norma agendi als Rechtssatz zu erklären», teilen wir nicht, da wir 
vollkommen auf dem Rechtsbegriff fussen. 
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als Staat, welcher als souveräner Wille der Gesammtheit das 
Recht setzt und erhält. Als Wille der Gemeinschaft, sei es 
des Volkes, sei es des Staates, muss ein jeder Satz nachge- 
wiesen werden, der den Anspruch erhebt, als Rechtssatz zu 
gelten.»*) 

Auf den Staatswillen muss also auch das Völkerrecht 
zurückgeführt werden, wenn es darauf Anspruch macht, ein 
Recht zu sein in dem allein für den Juristen massgebenden 
Sinn dieses Wortes : der Staatswille ist der Ursprung des 
positiven Völkerrechts.'^) 

3. Es entsteht nun aber die weitere Frage : wie schafft 
der Staat denn Recht? Die Antwort lautet: «indem er sich 
an einen Willen mit einer Norm wendet.» 

Jede Norm ist ein Imperativ^) und beherrscht einen 
Willen in seinem «Thun und Lassen». Wo eine Norm ist^ 
muss daher auch jemand sein, der durch diese Norm ver- 
pflichtet wird. Dagegen ist es an sich gleichgiltig, wer dieser 
Verpflichtete ist. 

Der Staatswille kann bei der Rechtschafi*ung verschiedene 
Richtungen einschlagen. Er kann sich an die Unterthanen wen- 
den und diese durch seine Normen verpflichten. Aber der Ver- 
pflichtete braucht keineswegs immer der Unterthan zu sein.*) 

Der Staatswille kann sich auch nur an die Organe des 
Staates wenden. 



•) Vgl. ferner daselbst Anm. 3: «Der Jurist darf und kann keinen andern 
formellen Grund des Rechtes anerkennen, als den freien Willen der Volks- oder 
Staalsgemeinschaft.» Vgl. auch Jhering 323, Hagens 1. c, Thon 1 fg. 

') Auf Friekers Bedenken hiegegen kommen wir unten zurück. Derselbe 
polemisirt gegen Bergbohm, der das Völkerrecht retten wolle, «ohne doch an 
dem scharfen und und exakten Rechtsbegriff etwas nachzulassen. Ein Recht dieser 
Art kann es über den Staaten nicht geben ; so kommt Bergbohm dazu, das Völker- 
recht in die Staaten zu verlegen. Allein ein Recht, das für jeden Staat nur 
sein eigenes Recht ist, kann nicht die Staaten Verhältnisse als solche bestimmen 
und beherrschen und doch muss dies vom Völkerrecht gefordert werden». 

*J Vgl. dazu Tkon, nam. S. 8, ferner Züdmann 223. Das Recht im ob- 
jektiven Sinn ist also ein «Inbegriff von unter sich verbundenen Imperativen,. 
Geboten und Verboten, in denen der Wille der Gemeinschaft zum Ausdruck 
kommt.» Dass ein Zwangsschutz nicht zum Begriff des Rechtes wesentlich ist, 
darüber unten § 11. 

•) Unrichtig ist es, wenn Zorn Staats v. 6 behauptet, es gehöre zum Be- 
griff der Norm, «dass der Staat sich an seine Unterthanen richtet.» Dagegen 
Bergbohm 16, Jellinek Anm. 8. 
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In diesen Fällen äussert sich der Wille des Staats in 
der Form des Befehls, des Gesetzes oder der Verordnung. 
Auf diese Weise entstehen regelmässig die Normen des Privat- 
rechts und des Staatsrechts. 

Damit sind aher noch nicht alle Möglichkeiten erschöpft, 
resp. es ist ein Moment noch nicht betont, das auch in den 
bisher aufgezählten Fällen der Rechtschaffung enthalten ist, 
dort aber weniger hervortritt, als in anderen noch zu er- 
wähnenden Fällen. 

Indem der Staat Recht schafft, bindet er sich selbst 
rechtlich an das von ihm Gewollte. Das ist die notwendige 
Voraussetzung jedes Rechtssatzes. Jeder Rechtssatz, jedeNorm*^) 
gilt nur, weil der Staat dies will. Die Unterthanen und Be- 
hörden sind gebunden, weil der Staat dies will; indem er 
sie bindet, bindet er auch sich selbst an die betreffende Norm. 
Bei jeder Rechtschaffung wendet sich der Staat nicht nur an 
einen dritten Willen, sondern auch innerlich an sich selbst: 
«r bindet sich selbst an seine Normen, an den von ihm er- 
klärten Willen.^*) Äusserlich tritt diese Bindung in ver- 
schiedener Form zu Tage, je nachdem der Staat sich bei der 
Rechtschaffung noch an einen dritten Willen wendet — also 
einen Befehl erlässt, wie in den soeben aufgezählten Fällen 
— oder sich darauf beschränkt, nur sich selbst zu binden, 
und diesen Willen, selbst gebunden zu sein, anderen zu er- 
klären — nicht in der Form des Befehls, sondern in anderen, 
im nächsten Paragraphen zu erörternden Formen. In allen 
Fällen tritt aber zu dem inneren Moment der «Selbstbindung» 
das äussere Moment der Erklärung. 

Es lassen sich also drei Möglichkeiten unterscheiden. 
Entweder werden durch die Schaffung einer Norm der Staat, 
die Behörden und die Unterthanen gebunden, oder nur der 
Staat und die Behörden, oder endlich nur der Staat. Nur 
in den ersten beiden Fällen ist ein Befehl zur Befolgung der 

***) Eine Unterscheidung zwischen Norm und Rechtsnorm halten wir in 
einer juristischen Abhandlung für überflüssig. Für den Juristen ist Norm Rechts- 
norm. Anderer Meinung Bierling 3, HoUzendorff H. L 47. 

") JeUinek System 184: «Nur indem der Staat sich als rechtlich beschränkt 
Buffasst, wird er zum Rechtssubjekt. Ein handelndes Wesen, das gar nicht Träger 
von Pflichten ist, ist Machtsubjekt, nicht Rechtssubjekt. Im Begriffe des Rechtes 
ist bereits der der Beschränkung enthalten.» 
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Norm erforderlich. In allen Fällen dagegen bedarf es einer 
Erklärung des staatlichen Willens. 

Während wir nun gesehen haben, dass die Sätze des 
Privatrechts und des Staatsrechts äusserlich regelmässig auf 
einem Befehl an Behörden und Unterthanen beruhen, gehören 
die Normen des Völkerrechts, aber auch die des Staatsrechts, 
der dritten Gattung an : der Staatswille bindet keinen dritten 
Willen, er bindet nur sich selbst an das Gewollte. ^^) 

Der Staat schafft also Völkerrecht in derselben Weise, 
wie er alles Recht schafft: er wendet sich an einen Willen 
mit einer Norm und bindet diesen Willen an diese Norm. 
Nur dass er in diesem Falle sich nicht noch an einen dritten 
Willen zu wenden braucht und daher auch keinen Befehl er- 
lässt, um die Völkerrechtsnorm zu schaffen, sondern einfach 
seinen Willen, gebunden zu sein, erklärt. Die Gebundenheit 
an diese selbstgeschaffene Norm ist aber trotzdem dieselbe 
wie die Gebundenheit an jede Norm des innerstaatlichen 
Rechts, das ja ebenso auf dem freien Willen des Staates be- 
ruht wie das Völkerrecht. 

Dass die Annahme einer staatlichen Selbstverpflichtung 
notwendig ist zur Konstruktion nicht nur des Völkerrechts, 
sondern der meisten Rechtssätze '^), wird neuerdings von 
vielen Schriftstellern anerkannt. Ausser Jellinek^ der dies 
zuerst ausführlich nachgewiesen hat, seien hier nur noch 
Bergbohm^^) und StÖrh^^) genannt. Wir kommen auf die 
Frage in § 11 zurück. 

") Vgl. nam. JeUinek 8 %., 18 fg., sowie System 183 fg. Derselbe führt 
den Beweis für die Möglichkeit und Notwendigkeit der Rechtserzeugung durch 
Selbstverpflichtung der Staatsgewalt und weist durch Thatsachen nach, dass nicht 
nur die Existenz der Völkerrechtssätze von dieser Möglichkeit abhängt, sondern 
auch die Sätze des Staatsrechts, überhaupt jeder Rechtssatz. Gegen ihn Fricker 
384 fg., Hagens 37 fg., Seligmann 16 fg. Das Nähere unter § 11. 

") JeUinek (System 222): in der staatlichen Selbstverpflichtung liegt der 
«formale Rechtsgrund der Rechtsbeständigkeit der Staatsordnung.)» 

") Daselbst S. 19. JeUinek sagt z. B. S. 5: «Alles Recht ist Wille der 
staatlichen Gemeinschaft . . . Demnach kann ein Recht für den Staat selbst nur 
geschaffen werden, wenn dieser im stände ist, sich selbst Vorschriften zu geben, 
an deren Befolgung er gebunden ist.» Ferner vgl. daselbst S. 38 fg., sowie 
Than 140, JeUinek Gesetz 198 fg., System 185 fg., Herzfelder 166. 

") Stö'rk 516: «Liegt die juristische Möglichkeit vor, dass staatliche 
Selbstverpflichtung innerhalb der eigenen inneren Rechtsordnung eintreten und 
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4. Alles Recht wird vom Staat geschaffen, und zwar 
durch Bindung des Staatswillens an die gewollte Norm und 
Erklärung dieser Bindung. In soweit besteht kein Unter- 
schied des Völkerrechts vom sonstigen Rechte: der Rechts- 
begriff, der eins ist für alle Rechtsgebiete ,- lässt sich auf das 
Völkerrecht ebenfalls anwenden. Daneben hat aber das Völ- 
kerrecht, so gut wie jedes andere Rechtsgebiet, seine berech- 
tigten Eigentümlichkeiten^ die es von anderen Rechtsteilen 
unterscheiden. 

Die notwendige Voraussetzung, die Grundbedingung des 
Völkerrechts, ist das Vorhandensein einer Mehrheit von selb- 
ständigen Staaten. Ohne eine solche Mehrheit gleichberech- 
tigter Subjekte ist kein Völkerrecht möglich, sie ist eine Be- 
dingung seiner Existenz. <Der Weltstaat, wenn er existirte, 
würde die Möglichkeit des Völkerrechts begriffsmässig aus- 
schliessen.»^®) 

Dieses Nebeneinanderbestehen mehrerer rechtschaffender 
Autoritäten, die ihre gegenseitigen Beziehungen, ihre gemein- 
samen Interessen, einer rechtlichen Regelung unterziehen, 
hat aber die notwendige Folge, dass die Völkerrechtschaffung 
nicht nur in anderer Form sich vollzieht, als die Schaffung 
innerstaatlichen Rechts,^'') sondern dass auch stets eine Mehr- 
zahl von Staaten erforderlich ist, um Völkerrechtsnormen 
zu erzeugen. 



wirksam werden kann; dass der Staat die in seinem Verfassungs- und Venval- 
tungsrecht enthaltenen Willensbeschränkungen zur Ausführung bringt, dass er 
ein rite gefidltes Urteil vollzieht, in Rechtsstreitigkeiten privat- und öffentlich- 
rechtlicher Katur sich dem Ausspruche des Richters unterwirft, dann liegt am 
allerwenigsten ein logisch ausreichender Grund zu der Annahme vor, dass der 
Staat anderen, ihm gleich gearteten Gliedern eines ihn selbst umfassenden Ver- 
bandes, also Faktoren gegenüber, welche zu ihm in keinem Subjektionsverhältnis 
stehen, von dieser Möglichkeit autonomer Willensbindung keinen rechtlich ge- 
ordneten Gebrauch machen sollte.» 

") Holtzendorff R. I. 19, 33. Über ein «Weltrecht)», das also begrifflich 
etwas anderes wäre als das «Völkerrecht», vgl. u. A. Zitelmann, Die Möglich- 
keit eines Weltrechts, Wien 1888, Cohn, Drei rechtswissenschaftliche Vorträge, 
Heidelberg 1888, Ofner, Der Grundgedanke des Weltrechtes, Wien 1889, ferner 
Lassan 1. c, sowie die Schriften von Meili. 

") Von den Formen, in denen sich die Völkerrechtschaffung vollzieht, han- 
delt der nächste Paragraph. 
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Ein Staat kann wohl Privatrecht oder Staatsrecht schaffen, 
aher niemals Völkerrecht. Das Völkerrecht ist gemeinsames 
Recht mehrerer Staaten, nicht nur inhaltlich übereinstimmen- 
des Recht, sondern gemeinsam geschaffenes Recht. Daher 
kann eine Völkerrechtsnorm nur entstehen durch überein- 
stimmende Willenserklärungen mehrerer Staaten. Während 
ein Satz des innerstaatlichen Rechts nur das Recht eines 
Staates ist und daher auch nur einen Staat — resp. dessen 
Behörden und Unterthanen — bindet, ist die Völkerrechtsnorm 
die gemeinsame Norm mehrerer Staaten und bindet mehrere 
Staaten. Die mehreren Staaten binden sich im Völkerrecht 
gemeinschaftlich an die gemeinschaftlich gewollte Norm : jeder 
von ihnen bindet sich selbst und erklärt dies den anderen 
Staaten gegenüber. Bei der Völkerrechtschaffung ist also 
mit anderen Worten ausser der «Selbstverpflichtung» eine Kon- 
senserklärung^®) nötig, während bei der Schaffung des inner- 
staatlichen Rechts neben die «Selbstverpflichtung» der staat- 
liche Befehl tritt. ^^) Diese Eigentümlichkeit des Völkerrechts 
beruht auf dem innersten Wesen desselben, berührt aber in 
keiner Weise seinen Rechtscharakter. 

5. Wir können nach dem Gesagten das Völkerrecht de- 
finiren als den Inbegriff" derjenigen Normen^ welche die 
Staaten gemeinsam schafften. Diese Definition enthält alles 
für diesen Begriff Wesentliche, da das für die Völkerrechts- 
norm charakteristische Moment der Gemeinsamkeit darin her- 
vorgehoben ist.^^) 



**) Entsprechend dem, was wir als Konsens bezeichnen, sprechen manche 
Schriftsteller von Anerkennu/ng. Aber ebenso wie der Konsens rauss auch die 
Anerkennung erklärt werden, damit Recht entstehe. 

*•) JelUnek System 299 unterscheidet, der Wille der Teilnehmer einer 
Gemeinschaft könne bestimmt werden kraft des Gebotes einer höheren Autorität 
oder kraft Anerkennung der Notwendigkeit gewisser Handlungen und Unterlas- 
sungen im Gemeininteresse. Die Staatengemeinschaft kenne keine Herrscherge- 
bote, wohl aber Normen, welche durch Anerkennung zum geltenden Rechte ftir 
die Staaten erhoben werden. «Die Anerkennung gemeinsamer, durch die ge- 
meinsamen Zwecke gegebener Rechtsnormen schafft aus der faktischen Gemein- 
schaft eine Gemeinschaft im Rechtssinne.» Vgl. daselbst auch S. 193 fg. 

*<^) Bemerkungen über Zweck oder Inhalt des Völkerrechts gehören nicht 
wesentlich in die Definition. Vgl. die Definitionen bei Bergböhm 41, JelUnek 46, 
Holtzendorff K. 1. 5, Boszkowski 259, Seligmann 49. 
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Auch entspricht diese Begriffsbestimmung durchaus dem, 
was wir über die wirklichen Beziehungen der Völker und 
Staaten zu einander gesagt haben. In der Einleitung haben 
wir betont, dass im wirklichen Leben der Völker nur der 
Wille derselben eine wirkliche Macht sei; wir haben es ge- 
leugnet, dass eine Macht über diesem Willen stehe — wenig- 
stens für die juristische Betrachtung. Es gibt keinen höheren 
Willen über den Staaten ; dieselben können, da sie souverän 
sind, keinen Willen und also auch kein Recht über sich an- 
erkennen. Der Staat kann «sich nur sich selbst unterordnen. >^0 
Die Staaten thun das, was sie wollen. Sie lassen sich .in 
ihrem Willen bestimmen durch das, was ihnen nützlich er- 
scheint, womit sie ihren Interessen zu dienen glauben. Diese 
Zweckmässigkeitserwägung führt sie aber dazu, auch ein Völ- 
kerrecht zu wollen. 

Die Staaten bestehen nicht nur jeder für sich neben ein- 
ander, es entwickeln sich regelmässig Verkehrsbeziehungen 
zwischen ihnen, und diese Beziehungen bringen gemeinsame 
Interessen mit sich. 

Damit aber entsteht das praktische Bedürfnis einer recht- 
lichen Regelung der gegenseitigen Beziehungen, und eines 
Schutzes der gemeinsamen Interessen : aus der blossen Inter- 
essengemeinschaft wird eine Rechtsgemeinschaft,^*) aus der 
Verkehrsordnung eine Rechtsordnung. Der Wille der Staaten 
ist als ein vernünftiger Wille zu denken, und als solcher er- 
kennt er die Vorteile, ja die Notwendigkeit, internationale 
Rechtsregeln aufzustellen. So kommen die Staaten dazu, 
Völkerrecht zu schaffen und daher gibt es ein Völkerrecht. 
Aber es ist daran festzuhalten, dass die Herrschaft dieses 



"*) Vgl. Jellinek System 297: «souverän, d. h. keiner höheren Macht unter- 
geben, nur durch eigenen Willen bestimm- und verpfliichtbar. Damit ist die 
Möglichkeit der Einordnung des souveränen Staates unter eine höhere, mit selb- 
ständigem Willen begabte Organisation ausgeschlossen » 

") Vgl. Berghohm 77, Jeüinek System 298 und 306: «Die Staatengemein- 
schaft kann nicht in natnrrechtlicher Weise aus dem Begriffe des Staates abge- 
leitet werden. Es hat eine Zeit gegeben, in welcher die Staaten neben und gegen 
einander standen, ohne dass eine Gemeinschaft aus ihnen sich gebildet hätte oder 
auch nur die ethisch-politische Überzeugung von der Notwendigkeit einer solchen 
vorhanden gewesen wäre. Sie ist vielmehr ein historisches Produkt der ganzen 
geschichtlichen Entwickelung, das erst in sehr später Zeit, in vollem Maasse erst 
in unserem Jahrhundert sein Dasein äussert.» 
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Völkerrechts eben nur so weit reicht, als die Staaten dies ge- 
wollt und ihren Willen zu erkennen gegeben haben. Insoweit 
letzteres nicht der Fall ist, da ist, wie Spinoza sich ausdrückt, 
auch keine internationale Rechtsordnung vorhanden, sondern 
nur eine Machtordnung. 

Da das positive Völkerrecht auf den Willen der Staaten 
zurückzuführen ist, dieser Wille aber keineswegs stets und 
bei allen Staaten ein «rechtlicher» Wille ist, so folgt daraus, 
dass die Herrschaft des Völkerrechts in Wirklichkeit eine viel 
begrenztere ist, als die Völkerrechtstheorie behauptet. Wenn 
man das Völkerrecht von seinen «metajuristischen» Anhäng- 
seln befreit und nur dasjenige als Recht bezeichnet, was 
wirklich Rechtscharakter hat, dagegen das, was kein «positiv- 
rechtliches» Fundament hat, einreisst,* dann wird der Bau 
kleiner. ^^) Dafür gewinnt man aber dadurch einen festen 
Rechtsboden, auf dem es sich besser weiterbauen lässt, schon 
deshalb, weil man jetzt erkennt, wo das Weiterbauen am 
meisten Not thut. Das, was übrig bleibt, ist Recht, positives. 
Recht, Völkerrecht. Hinter dem prätenziös auftretenden «all- 
gemein menschlichen Völkerrecht» — dem man eher den 
Namen «VölkermoraZ» geben dürfte, insoweit es diesen Namen 
überhaupt verdient — hat man das unscheinbare wirkliche 
Völkerrecht kaum wahrgenommen, so dass auch dieses den 
«Leugnern des Völkerrechts» gegenüber — die es mit Recht 
auf das «falsche» Völkerrecht abgesehen haben — um seine^ 
theoretische Existenz noch kämpfen muss, trotzdem sein that- 
sächliches Vorhandensein eigentlich von niemandem bestritten 
werden kann. So ist das Völkerrecht von beiden Seiten be- 
droht und muss den Kampf nach allen Seiten hin aufnehmen.. 

6. Was zunächst die ^Leugnery^ anbetrifft, so ist ihnen 
in vielen Punkten Recht zu geben. Wir geben Lasson 49 
Recht, wenn er hervorhebt, die völkerrechtlichen Bestim- 
mungen würden immer nur im Interesse des Staates selber 
geschlossen. «Um in Frieden ihre Zwecke sicherer und leichter 

**) Vgl. Bergbohm Jur. 19: «Maaches System des Völkerrechts wäre wahr- 
scheinlich bedeutend schmächtiger ausgefallen, wenn der Autor zuvor seinen Be* 
grifi* vom Recht, dessen Bildungsformen u. s. w. deiSnirt, und bei der Umgren- 
zung des Stoffes sich unter der stetigen Kontrolle dieser Definitionen gefühlt 
hätte.» 
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zu erreichen, ist ihnen das Völkerrecht vorteilhaft*. Wenn 
aber danach die Völkerrechtssätze «Klugheitsregeln» sind, so 
schliesst das ihren Rechtscharakter keineswegs aus. Auf die 
inneren Motive, die zur Rechtschaffung geführt haben, kommt 
für die juristische Betrachtung nichts an. Auch wir glauben, 
dass die Zweckmässigkeitserwägung dabei eine grössere Rolle 
spielt als die Rechtsüberzeugung. Aber das hindert nicht, 
dass dadurch Recht entstehen kann, denn dieses beruht 
äusserlich einfach auf dem freien Willen der Staaten. 

Hagens hat vollkommen Recht, wenn er sagt, die inter- 
nationale Gemeinschaft sei in erster Linie eine Interessenge- 
meinschaft. Aber sie ist deshalb nicht nur Interessengemein- 
schaft.**) Und selbst wenn «die sog. internationalen Rechts- 
streitigkeiten lediglich Interessenkämpfe» sind, so schliesst 
das eine rechtliche Ordnung des internationalen Verkehrs nach 
gewissen Richtungen hin keineswegs aus. 

Wenn Lueder (224) schreibt, die Politik der Staaten 
werde in erster Linie durch ihr Interesse bestimmt, so ist 
das gewiss richtig. Aber es ist zu viel gesagt, wenn man 
behauptet, «im internationalen Verkehr entscheide lediglich 
das Interesse und die Gewalt.> Diese herrschen zwar auch 
heute noch vor, aber sie sind doch glücklicherweise nicht 
alleinherrschend, und wir haben keinen Grund zu leugnen, 
dass es neben der internationalen Interessengemeinschaft auch 
eine internationale Rechtsgemeinschaft gibt.*'^) 

In der Völkerrechtstheorie, wo man die Existenz eines 
Völkerrechts verteidigt, ist man aber vielfach mit einem sol- 
chen Völkerrecht, wie wir es auf Grund des Rechtsbegriffs 
konstruiren, keineswegs zufrieden. Wenn man das Völker- 
recht, wie jedes andere Recht, auf den Willen der Staaten zu- 
rückführt, so dass es nur mehr als «konventionelles Recht» 
erscheint, dann muss man es sich gefallen lassen, schlank- 



") Vgl. Bergbohm 12: «Wie die Thatsache, dass der Einzelne gegen den 
Einzelnen egoistisch auftritt, das Privatrecht nicht wegschafft, so berührt die 
Selbstsucht der Staaten nicht die Existenz des Völkerrechts.» 

'^) Wenn Hageru 34 behauptet, das Völkerrecht entstamme aus dem 
Naturrecht, so trifft das gewiss viele Sätze des «falschen Völkerrechts», das wir 
mit Hagens leugnen; aber es hat das nichts mit dem wirklichen Völkerrecht zu 
thun. 
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wegs zu den «Leugnern des Völkerrechts* gezählt zu werden. 
Bluntschli z. B. meint, es führe unser Weg zu einem Chaos 
von Willkür und zur völligen Aufhebung des Völkerrechts, 
wogegen Jellineh richtig bemerkt, dass durch diese Behaup- 
tung die Anwendbarkeit des RechtsbegrifTs auf das geltende 
Recht überhaupt negirt werde, da dieses seiner formal -juris- 
tischen Seite nach unbezweifelt auf der Freiheit des Staats- 
willens beruhe. 

In der Litteratur finden sich übrigens schon frühzeitig 
Stimmen, welche das Völkerrecht aut den freien Willen der 
Staaten zurückführen^^). Unter den neueren Schriftstellern sei 
zunächst Bergbohm 41 hervorgehoben : «Seine tiefere Quelle 
mag man suchen, wo man will ... als positives Recht kommt 
es vornehmlich in Betracht, sofern es der wirkliche Wille 
der Staaten ist.» Übereinstimmend schreibt Jellineh 45 : 
«Die völkerrechtlichen Normen sind nicht das Produkt einer 
über dem Staate stehenden höheren Macht, welche ihm die- 
selben etwa aufdränge, es ist das Völkerrecht kein überstaat- 
liches Recht, sondern es entspringt formell derselben Quelle, 
wie alles objektive Recht : dem Willen des rechtsetzenden 
Staates»*^). — 

7. Da das Völkerrecht seinen Ursprung im freien Willen 
der Staaten hat, so gibt es, worauf wir schon hingewiesen 
haben, kein notioendiges Völkerrecht^*). Wenn also Bluntschli 
(z. B. 65) neben das konventionelle Recht das notwendige 
Recht stellt, so ist demgegenüber zu betonen, dass die Sätze 
des letzteren teils überhaupt keine RechtsshizQ sind, oder aber, 
insoweit sie wirklich Rechtscharakter haben, ebenfalls auf 
den Willen der Staaten zurückzuführen sind, so dass sich 
das Völkerrecht in der That begrifflich auf das «konventionelle 
Recht» reduzirt. 



") Vgl. H, Grotius, De iure belli ac pacis, Prol. 17, 40 ; Bynkershoek, 
Quaestiones iuris publici 251. Siehe Heffter 3 fg., 32 fg. In der Philosophie 
vertritt Hegel diesen Standpunkt. 

") Vgl. dazu Jhering 316, 337 ; Heffter 3, 7 ; Bulmerincq M. 187 und 
Praxis 7; HoUzendorff R. I. 20; femer JeUinek System 299. 

**) Im Sinne von rechtsnotwendig. Die Notwendigkeit ist ebensowenig 
«Rechtsquelle» wie das Rechtsgefühl oder die Vernunft oder der Volksgeist. Der 
philosophische Grund des Rechts, «das substantielle Moment im Recht», ist für 
die juristische Konstruktion gleichgiltig, «meta-juristischer Natur», wie Jellinek 
A. 3 sich ausdrückt. 
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Und so wenig es ein natürliches oder ein notwendiges 
Völkerrecht gibt, so wenig gibt es ein allgemeines Völkerrecht"). 
Zwar nehmen mit dem zunehmenden Verkehr auch die recht- 
lichen Beziehungen im internationalen Leben zu. Die Völker- 
rechtssätze werden immer zahlreicher und ihr Geltungsbereich 
wird weiter. Aber immerhin ist man weit von der Berech- 
tigung entfernt, von einem allgemeinen Völkerrecht sprechen 
zu können. Die meisten Sätze des sog. allgemeinen Völker- 
rechts sind überhaupt keine Rechtssätze, da sie kein posi- 
tives Recht sind. Ein allgemeines Völkerrecht ist nur in dem 
Sinn und Umfang eines positiven Rechtes möglich. Positive 
Völkerrechtssätze aber, die wirklich allgemeine wären, gibt es 
nur sehr wenige'®). Insoweit die Staaten ihre Willensüberein- 
stimmung nicht erklärt haben, darf man so wenig von einem 
allgemeinen als von einem positiven Völkerrechte sprechen'^). 
Daher ist die Zahl der allgemeinen Völkerrechtssätze nicht 
nur eine kleine, sondern das «allgemein» kann dabei auch 
nur in ganz relativem Sinn verstanden werden, indem die 
Zustimmung höchstens eine nahezu allgemeine ist'*). 

Immerhin darf man sagen, dass dem Völkerrecht eine 
Tendenz zur «Allgemeinheit» innewohnt; es ist kein allge- 
meines Recht, aber es kann und soll ein immer allgemeineres 
Recht werden. Dies ist um so wünschenswerter, als nur 
diejenigen Völkerrechtssätze, die wenigstens in einem gewissen 
Grade «allgemeines Recht» sind, eigentlich so recht einen 
internationalen Charakter tragen®*). — 

«•) Vgl. Bulmerincq M. 186 ; Bergbohm 82 ; Rolieendorff E. 935. 

•®) Vgl. Jeliinek System 307: «Dieses allgemeine objektive Völkerrecht 
hat aber heute noch einen geringen Umfang. Der grösste Teil dessen, was als 
Völkerrecht sich ausgibt, ist es keineswegs in dem erörterten Sinne. Man darf 
behaupten, dass neun Zehntel der herkömmlichen yölkerrechtlichen Lehrsätze 
nicht objektives Völkerrecht sind.» 

") Vgl. Bergbohm 88: «Es gilt für keinen Staat, auch für den kleinsten 
nicht, eine yölkerrechtliche Vorschrift anders, als wenn er selbst sie irgendwie 
anerkannt hat : die äussere Autorität, deren jeder Rechtssatz bedarf, um positiv 
zu sein, liegt für das Gebiet eines Staates immer ia diesem Staate selbst.» 

") Mit Bezug auf die Verträge vgl. Beffter 28, Bergbohm 91, 86 : «Die 
bislierigen sog. allgemeinen Staatsverträge sind nur höchstens annäherungsweise, 
also nicht wirklich allgemein». 

••) Eine Unterscheidung der allgemeiner anerkannt3n Sätze von anderen, 
die einen partikuläreren Charakter tragen, hat juristisch keinen Wert. VgL^dazu 
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§ 3. Die Brscheinimgsioriiieii des Völkerreclits. 

1. Die Formen, in denen die rechtschafFende Autorität, 
der Staat, die Funktion der Rechtsschaifung ausführt, und das 
Recht in Erscheinung treten lässt, können für die einzelnen 
Rechtsgebiete an sich durchaus verschieden sein. Die Er- 
scheinungsform^) des Rechts ist weder für alle Zeiten noch 
für alle Rechtsgebiete notwendig dieselbe^). Doch können 
wir überall und zu jeder Zeit zwei Arten der Rechtsbildung 
nebeneinander finden. Entweder wird nämlich das Recht vom 
Staate ausdrücklich gesetzt ; die Form dieser ausdrücklichen 
Rechtssetzung kann jedoch verschieden sein. Oder aber das 
Recht bildet sich auf dem Wege der Gewohnheit es ist ein 
Gewohnheitsrecht. 

Alles Recht entsteht auf die eine oder andere dieser 
beiden Arten, das innerstaatliche Recht sowohl wie das Völ- 
kerrecht^). 

2. Beschäftigen wir uns zunächst mit der ausdrücklichen 
Setzung des Rechts*). Die Form derselben kann, wie wir 

Buhnerincq^ M. 187, Holtzendorff H. I. 103. Bergbohm 82 bemerkt, dass auch 
dieses «specielle Recht» immerhin als «Quelle» des «allgemeinen Völkerrechts» zu 
verwerten sei, indem aus der mannigfachen Gesammtheit der auf denselben Ge- 
genstand bezüglichen Einzelverträge aller Kulturstaaten dabei vorausgesetzte all- 
gemeine Grundsätze, d. h. allgemeines Völkerrecht, abstrahirt werden können. 
Richtig bemerkt er jedoch weiter: «Diese aus den Special vertragen abstrahirten 
Sätze des allgemeinen Völkerrechts sind aber mehr von theoretischem, lehrhaftem 
Wert, und praktisch ohne Redeutung . . . .» Ein solcher Grundsatz «kann räum- 
lich nur soweit eine Herrschaft beanspruchen, als die ihn anerkennenden Verträge 
reichen.» Vgl. dazu auch Fricker 385. 

*) Über die verschiedene Redeutung des Wortes «Rechtsquelle» vgl. Berg- 
bohm Jur. 40. 

*) Vgl. hiezu Jellmek System 193: «Es gibt keine specifisch privat- und 
öffentlich-rechtlichen Kategorien von Rechtsformen, vielmehr wird das ganze 
Rechtsgebiet von ein und denselben Ursachen rechtlicher Wirkungen beherrscht». 
Wohl aber kann eine Form für ein Rechtsgebiet {überwiegen, resp. in einem 
Rechtsgebiet fehlen. 

') Vgl. KaUenbom 233, Bergbohm 43, Fricker 381. Holteendor/f H. I. 
83 unterscheidet mittelbare und unmittelbare Völkerrechtsquellen. 

*) Holtzendorff 1. c. spricht hier von mittelbaren Quellen, «wo die Staaten 
ihren rechtlichen Willen in bestimmten Formen historisch beurkunden, oder solche 
Rechtspflichten neu schaffen, die ohne ausdrückliche Festsetzung nicht konstruirt 
werden können.» 
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sagten, für die verschiedenen Rechtsgebiete eine verschiedene 
sein. Keinesfalls genügt das innere Moment der «Selbstver- 
pflichtung» zur Schaffung positiven Rechtes. Hinzu tritt, wie 
wir gesehen haben, stets entweder ein Befehl oder eine Kon- 
senserklärung. 

Das innerstaatliche Recht setzt der Staat durch Gesetz^). 
Hier ist der Vertrag als Rechtsquelle ausgeschlossen, lia er 
immer gleichberechtigte Kontrahenten voraussetzt, der Staat 
aber für die Rechtssetzung nach Innen keine gleichberechtigte 
Potenz hat. 

Das Völkerrecht setzt der Staat durch Vert7^ag. Hier 
ist das Gesetz als Rechtsquelle ausgeschlossen, da es stets 
einen Befehl der höheren Potenz an die niedere enthält, die 
Staaten aber in ihren internationalen Beziehungen als gleich- 
berechtigt erscheinen. 

Im Gesetz äussert der Staat seinen Willen einem Unter- 
gebenen gegenüber und bindet denselben durch die ausge- 
sprochene Norm : er befiehlt. Zu der Selbstverpflichtung tritt 
hier der Befehl. 

Im Vertrag äussert der Staat seinen Willen einem Gleich- 
berechtigten gegenüber und bindet sich selbst durch die aus- 
gesprochene Norm : er verspricht^). Zu der Selbstverpflich- 
tung tritt hier die Konsenserklärung. 

In beiden Fällen entsteht Recht : das eine Mal in der 
Form des Gesetzes, das andere Mal in der Form des Vertra- 
ges. Der Vertrag bedeutet für das Völkerrecht das, was das 
Gesetz für das innerstaatliche Recht bedeutet : er ist die Form 
der ausdrücklichen Rechtssetzung durch den Staat. 

Das Nichtvorhandensein völkerrechtlicher Gesetze be- 
deutet für das Völkerrecht ebensowenig einen Mangel wie das 
Nichtvorhandensein innerstaatlicher Verträge — im entspre- 
chenden Sinne : als Rechtsquelle — einen Mangel für das 



*) Resp. durch Verordnung. Vgl. Jellinek Gesetz 226, Bergbohm Jur. 40. 

•) Vgl. Laband 1. c: «Von einem Gesetz und einer Verordnung unter- 
scheidet sich der Staatsvertrag dadurch, dass das Gesetz (sowie die Verordnung) 
ein Befehl ist, den die Staatsgewalt an ihre Unterthanen erlässt, dass der Staats- 
vertrag dagegen ein Versprechen ist, welches einem gleichberechtigten Kontrahenten 
erteilt wird.» 
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innerstaatliche Recht bedeutet^). Das Völkerrecht ist deshalb 
keineswegs ein unvollkommenes Recht. Dieser Vorwurf be- 
ruht auf einer Verwechslung des völkerrechtlichen Stand- 
punktes mit dem privatrechtlichen, auf einer falschen Ana- 
logie. Vom privatrechtlichen Standpunkte aus ist ein Recht 
ohne Gesetz und ohne Gesetzgeber unvollkommen, nicht aber 
vom Standpunkte des Völkerrechts aus, dessen Grundidee 
das Nebeneinanderstehen mehrerer gleichberechtigter, unab- 
hängiger Staaten ist. Positives Recht und Gesetzesrecht sind 
keineswegs identische Begriffe. Die alte Verwechslung von 
Recht und Gesetz kehrt noch in der neuesten Litte ratur immer 
wieder. So schreibt Geffcken H. 5 : «Gesetz ist nicht blos 
eine Summe von Vorschriften, die von oben her bekannt ge- 
macht wird, Gesetz herrscht überall, wo Menschen eine Regel 
als bindend für ihre Handlungen betrachten, also eine be- 
stimmte Ordnung in letzteren beobachtet wird, Gewohnheits- 
recht ist ebenso vollgültiges Gesetz, wie statutarisches.» Hier 
ist das Wort Gesetz in einem zwar volkstümlich üblichen, 
aber durchaus unjuristischen Sinn gefasst. Auf die Art wird 
man nie dahin gelangen, auch nur die allgemeinsten Grund- 
begriffe juristisch festzustellen. Dagegen wendet sich mit 
Recht namentlich Bergbohm 21 : «Zu der Bemängelung der 
Rechtsbildung im internationalen Recht hat die Gewohnheit 
geführt, «Zwangsgesetze» mit «Rechtssätzen», und eine «ge- 
setzgebende Gewalt» mit einem «rechtsetzenden Willen» zu 
verwechseln»®). 

Das Gesetz ist nur eine Erscheinungsform des positiven 
Rechts, und zwar eine, die ausschliesslich dem innerstaat- 
lichen Recht angehört. Die Möglichkeit der Setzung positiven 
Rechtes hängt daher keineswegs von der Möglichkeit einer 
Gesetzgebung ab. Beim Völkerrecht einen Gesetzgeber ver- 
missen, bedeutet so viel, als sich darüber wundern, dass der 



') Man kann wohl sagen, die regelmässige Erscheinungsform des Rechts 
sei das Gesetz (Hctgens 19), aber ebenso richtig ist es zu sagen, dass das Recht 
regelmässig ein innerstaatliches ist. Dadurch wird die Existenz eines zwischen- 
staatlichen Rechts, das in besonderer Form in Erscheinung tritt, keineswegs aus- 
geschlossen. 

8) Vgl. auch daselbst S. 68, sowie Fricker 1. c. 370, 404. Die Bedenken 
des letzteren sind in keiner Weise begründet. Ferner vgl. Habens 47. 
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Schlitten keine Räder hat und ihn deshalb für unvollkom- 
mener als den Wagen erklären. Das Völkerrecht hat auch 
ohne Gesetzgebung die Möglichkeit der ausdrücklichen Rechts- 
setzung : durch Vertrag, der als Erscheinungsform zwischen- 
staatlichen Rechtes genau so viel bedeutet, wie das Gesetz 
als Erscheinungsform innerstaatlichen Rechtes. 

3. Vom Privatrecht her ist man nun aber gewöhnt, den 
Vertrag nur als eine Quelle subjektiver Rechte und Pflichten 
anzusehen : er begründet dort wohl Rechtsverhältnisse, aber 
keine Rechtssätze, keine Normen. Wie verhält es sich damit 
im allgemeinen? Kann durch NeYivdig 2i\xc\i objektives Recht 
gesetzt werden ? Und entsteht infolge davon durch Vertrag 
auch objektives VÖlkery^echt ? 

Es ist kein Grund erfindlich, weshalb man eine solche 
Möglichkeit bestreiten sollte. Die Leugnung derselben beruht 
auf weiter nichts als einer hier völlig unstatthaften privat- 
rechtlichen Betrachtungsweise. So schreibt Gareis 4 : «Eine 
Quelle des Völkerrechts im Sinne des objektiven Rechts sind 
diese Verträge nicht, denn sie schaffen nur Rechtsverhältnisse 
und setzen die bindende Kraft eines objektiven Rechts, dem 
sie ihre Geltung, dem die in ihnen geregelten Verhältnisse 
ihren Charakter als Rechtsverhältnisse verdanken, voraus.» 

Dagegen ist zu sagen : Der Begriff Vertrag ist ein all- 
gemeiner RechtsbegrifP). Wesentlich ist für denselben eine 
Willenseinigung mehrerer gleichberechtigter Kontrahenten. 
Dieser Begriff gehört keinem bestimmten Rechtsgebiet aus- 
schliesslich an, sondern der allgemeinen Rechtslehre *^). Wo 
immer eine Mehrheit gleichberechtigter Subjekte vorhanden 
ist, ist auch ein Vertrag, eine Willenseinigung zwischen ihnen 
möglich. Der Begriff Vertrag findet daher seine Anwendung 
sowohl im Privatrecht als im öffentlichen Recht, auf die Ver- 
einbarungen zwischen Individuen sowohl als auf die zwischen 
Staaten; er ist für alle Rechtsgebiete derselbe, eben weil er 
ein allgemeiner Rechtsbegriff ist^^). Dagegen hat natürlich 

») Vgl. üngtr System H. 169. 

") Über diese vgl. unten §§ 5 und 6. 

**) Vgl. Jellinek System 198 : « [Der Vertrag] als universelle Reehtsform 
ist auch im öffentlichen Recht zu finden. Der Vertrag setzt steU zwei von 
einander unabhängige Willen voraus, welche sich kraft der Normen des objek- 

3 
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jeder Vertrag seine besondere Natur, seine berechtigten Eigen- 
heiten, die sich aus der Natur der durch ihn zu regelnden 
Verhältnisse, sowie aus der Verschiedenheit der Subjekte von 
selbst ergeben ; so lange diese Verschiedenheiten den Ver- 
tragsbegriff und dessen wesentliche Merkmale nicht berühren, 
ist dieser Begriff auch auf die fraglichen Verhältnisse anzu- 
wenden. 

Es ist nun aber durchaus unberechtigt, Eigenheiten und 
Merkmale, die dem Vertrag eines bestimmten Rechtsgebietes 
eigentümlich sind und aus seiner besonderen Natur folgen, 
auf den allgemeinen Vertragsbegriff zu übertragen, und durch- 
aus anders geartete Verhältnisse nach einem Maassstabe zu 
messen, der nur einem bestimmten Rechtsgebiete angehört und 
nur für dieses geeignet ist*^). Das thun aber unsere meisten 
Theoretiker. Sie thun, als ob der Vertragsbegriff eigentlich nur 
für das Privatrecht da wäre, und als ob höchstens eine Ana- 
logie aus dem Privatvertrag auf den völkerrechtlichen Vertrag 
gestattet werden dürfte. Daher denkt man sich denn auch den 
Vertrag vorzugsweise als Privatrechtsgeschäft und somit als 
«Privatwillenserklärung»*®), während er gerade so gut «Staats- 
willenserklärung> ist. «Privatwillenserklärung> bedeutet ein 
Merkmal, das nur für das Privatrecht Sinn hat, weil man dort 
den Vertrag dem staatlichen Befehl gegenübersetzen will, das 
Koordinationsverhältnis dem Subordinationsverhältnis. Aber 
mit dem allgemeinen Vertragsbegriff hat dies Merkmal gar 
nichts zu thun. Die Staatswillenserklärung kann so gut ein 
Vertrag sein wie die Privatwillenserklärung. Diese Neigung, 
privatrechtliche Merkmale und Eigentümlichkeiten auf andere 
Rechtsgebiete zu übertragen, erklärt sich sehr einfach aus der 



tiven Rechts durch gegenseitige Erklärung rechtlich binden. Wie die Personen 
beschaffen sind und zu welchen Zwecken sie sich binden, ist dabei ganz gleich- 
giltig. Daher tritt der Vertrag als normale Rechtsform für den Staat dort ein, 
wo er gleichartigen, seinem Imperium nicht unterworfenen Persönlichkeiten ent- 
gegentritt: im Völkerrecht.» 

") Vgl- Seid 333: «Man muss davon ausgehen, dass jedes der drei grossen 
Rechtsgebiete — das Civil- oder Privatrecht, das öffentliche Recht und das Völ- 
kerrecht — unbeschadet seines juristischen Charakters, seine besonderen Eigen- 
tümlichkeiten habe und keines derselben in seiner Eigenart der Maassstab des 
anderen sei.» 

") Vgl. Windscheid Pand. 4. Aufl. I. 174. 
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Thatsache, dass die Theorie seit Jahrhunderten das Wesen 
des Privatvertrags auf das gründlichste beobachtet und zer- 
gliedert hat, während dieser Vorzug — Dank unserer Völker- 
rechtslitteratur — bisher dem völkerrechtlichen Vertrag nicht 
zu teil geworden ist^*). Daher glaubt man, Merkmale des 
Privatvertrags als allgemeine Vertragsmerkmale ausgeben zu 
dürfen. Der völkerrechtliche Vertrag hat aber gerade so gut 
seine berechtigten Eigentümlichkeiten wie der privatrechtliche. 

Zu diesen Eigentümlichkeiten, die sich unmittelbar aus 
seiner Natur, resp. der Natur seiner Subjekte ergeben, gehört 
nun aber auch die, dass der völkerrechtliche Vertrag Rechts- 
quelle sein kann, dass die objektive Völkerrechtsnorm in an- 
derer Form in Erscheinung tritt, als dies bei den Normen 
des innerstaatlichen Rechts der Fall ist, denn es kann in der 
Form des Vertrags objektives Völkerrecht erzeugt werden. Der 
allgemeine Begriff des Vertrages schliesst seine Eigenschaft 
als Rechtsquelle keineswegs aus, das thut nur der specielle 
Begriff des Privatvertrags. 

Vom Privatrecht her sind wir gewohnt, die Norm als 
etwas notwendigerweise ausserhalb des Vertrags Stehendes, 
über demselben Befindliches aufzufassen. Der Grund ist dort 
einfach der, dass der Privatvertrag von Privatpersonen abge- 
schlossen wird. Normen aber nur vom Staate ausgehen kön- 
nen. Wenn der Staat dritte Subjekte verpflichten will, so be- 
darf er dazu der Form des Befehls. Dieser Befehl kann aber 
nie die Form eines Vertrags, der stets ein Koordinationsver- 
hältnis darstellt, annehmen. Die Norm und der Vertrag ver- 
danken daher beide vom privatrechtlichen Standpunkte aus 
notwendigerweise verschiedenen Subjekten ihren Ursprung. 
Das ist aber alles anders beim völkerrechtlichen Vertrag. 
Dieser wird von den rechtsetzenden Autoritäten selbst abge- 
schlossen, und wenn diese daher Normen, durch welche sie 
sich selbst verpflichten, in der Form des Vertrags gemeinsam 
aufstellen wollen, so ist wirklich nicht einzusehen, warum 
das nicht möglich sein sollte. Völkerrechtlich werden ja keine 
dritten Subjekte durch den Vertrag verpflichtet, sondern nur 
die Vertragschliessenden verpflichten sich selbst zu etwas. 



♦) Vgl. JelUnek 63. 
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Und so gut überhaupt objektive Rechtssätze dufch Ver- 
trag geschaffen werden können, so gut können denkbarer- 
weise auch Normen des völkerrechtlichen Vertragsrechts auf 
diesem Wege erzeugt werden. Weshalb sollte ein Vertrag; 
nicht die Normen enthalten können, nach denen völker- 
rechtliche Verträge im allgemeinen beurteilt werden sollen f 
« Alles Recht setzt einen Maassstab voraus, an dem es zu 
messen. Normen, durch welche es zu prüfen ist.» Das ist 
unbestreitbar. Trotzdem aber ist es ungenau, wenn Jellinek 
fortfährt : «Die Staatenverträge können nur dann einen 
rechtlichen Charakter haben, w^enn solche Normen existiren,. 
welche über den Verträgen stehen, von welchen die Verträge 
. ihre rechtliche Geltung empfangen.» Ebensowenig wie da& 
Völkerrecht über den Staaten steht, neben dem Willen der 
Staaten existirt, ebensowenig brauchen die Vertragsnormen 
über und neben den Verträgen zu stehen : sie fto/in^n vielmehr 
m Verträgen stehen, gerade so gut wie innerstaatliche Normen 
im Gesetz enthalten sind, und wie es nichts gibt, was über 
oder hinter dem Gesetz zu stehen brauchte, ausser dem, was 
auch hinter jedem völkerrechtlichen Vertrage steht: der Wille 
des rechtsetzenden Staates. Die Normen, nach denen die 
kontrahirenden Staaten ihre Verträge beurteilen wollen, be- 
dürfen gewiss nicht der jedesmaligen ausdrücklichen Vertrags- 
massigen Fixirung, um zur Existenz zu gelangen. Sie exi- 
stiren als allgemeine Vertragsgrundsätze kraft des Willens 
der Staaten auch ohne besondere Verträge. ^^) Aber sie könn- 
ten möglicherweise auch durch Vertrag festgestellt werden^ 
weil die Staaten allein sie zu bestimmen haben. Sie loerden 
also, vom Standpunkt des einzelnen Vertrags aus, regel- 
mässig ausserhalb und insofern über demselben stehen, aber 
sie brauchen es nicht. Der völkerrrechtliche Vertrag, der^ 

") Vgl. Jellinek System 211: «Woher stammt das objektive Vertragsrecht,, 
nach dessen Normen derartige Rechtsgeschäfte zu beurteilen sind? Über diese 
Normen schweigen die Gesetze, und die juristische Litteratur hat die ganze Frage 
nur nebenbei gestreift. Gelöst wird sie nur durch die Erkenntnis, dass der Ver- 
trag eine allgemeine Rechtsform ist und daher gewisse allgemeine Elemente vor- 
handen sind, die auch ohne ausdrückliche Anerkennung durch den Gesetzgeber 
objektives Vertragsrecht bilden. So ist auch aus dem allgemeinen Wesen des 
Vertrages das objektive Recht der völkerrechtlichen Verträge deduzirt worden^ 
über welches niemals ausdrückliche Vereinbarungen stattgefunden haben.» 
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xvie das Gesetz, dem Willen der alleinrechtsetzenden Macht, 
des Staates, seine Entstehung verdankt, bedarf der über- 
geordneten Norm nicht : seine Geltung beruht auf dem Staats- 
willen. Es liegt also nicht die mindeste Veranlassung vor, 
durchaus privatrechtliche Eigentümlichkeiten auf das Völker- 
recht zu übertragen, und hier ebenfalls die Normen unter allen 
Umständen ausserhalb und über dem Vertrage zu suchen. 
Die Vertragsnormen sind einfach der Maassstab, an dem die 
subjektiven Rechte und Verbindlichkeiten zu messen sind, 
der Vertrag aber ist die Form, die möglicherweise sowohl 
das zu Messende als den Maassstab beherbergen kann. 

Also können in der Form des Vertrages nicht nur 
zwischenstaatliche Befugnisse, sondern auch objektive Rechts- 
sätze begründet und daher möglicherweise auch die Normen 
gesetzt werden, nach denen völkerrechtliche Verträge im all- 
meinen zu beurteilen sind. Denn aus dem Vertrag werden 
nur die Subjekte desselben, die Staaten, berechtigt und ver- 
pflichtet — die Staaten, welche keinen Willen über sich an- 
erkennen, und also auch keine Normen, als die, welche sie 
sich selbst gesetzt haben. Und daraus folgt, dass der völker- 
rechtliche Vertrag — äusserlich betrachtet — seine Geltung 
keineswegs von ausserhalb stehenden Normen zu empfangen 
braucht, sondern dass er als Ausfluss des Staatswillens 
seine Geltung in sich selbst trägt ^•). 

4. Durch das Gesagte wollen wir jedoch nur die Mög- 
lichkeit objektiver Rechtsbildung durch Vertrag betonen, 
keineswegs aber behaupten, dass die Staaten von dieser 
Möglichkeit bereits ausgiebigen Gebrauch gemacht haben. 
Man muss Meier 36 zugeben, dass «die ausdrücklichen Ver- 
abredungen unter souveränen Staaten sich bis auf den heuti- 
gen Tag mehr auf die Festsetzung subjektiven als objektiven 
Rechts, mehr auf Rechtsverhältnisse, als auf Rechtsnormen 
und Rechtseinrichtungen beziehen». Aber damit ist nicht 
gesagt, dass das nicht anders werden könnte. Schon fehlt 
•es nicht an zahlreichen Beispielen") vertragsmässiger Normen- 
setzung, der «rechtsetzende Wille» hat sich «in der That ge- 

*•) Anderer Meinung z. B. Gareis und Merkel E. 

") Vgl« z. B. die Aufzählung bei Berghohm 81, sowie unten die Schluss- 
bemerkungen. 



Digitized by 



Google 



— 38 - 

äussert», und auch die Theorie fängt an, dieser Thatsache 
Rechnung zu tragen. 

Das gilt namentlich von Bergbohm^ der die Verträge 
einteilt in solche, die Rechtsgeschäfte enthalten, und solche, 
die Rechtssätze enthalten, «abstrakte Regeln, welche die Staa- 
ten als gemeinsame Normen ihrer Handlungen für die Zu- 
kunft ausdrücklich vereinbaren. Ihr Inhalt ist die gemein- 
same Anerkennung oder Deklaration von Rechtsgrundsätzen» 
(5, 81). Am ausführlichsten ist Jellineh für diese Möglich- 
keit eingetreten^®). 

Dagegen tritt neuerdings wieder Seligmann auf. Er 
meint, «dass diejenigen unter dem Banne eines optischen 
Fehlers stehen, welche in obligatorischen Staatsverträgea 
4tRechtsquellen» erblicken. Nur der Befolgungsbefehl ver- 
mag objektives Recht hervorzurufen, der Abschluss eines 
obligatorischen Staatsvertrags nur subjektive Rechte und 
Pflichten». Seligmann begeht selbst einen optischen Fehler,, 
indem er «innerstaatliches Recht» und «Recht» hier offenbar 
identiflzirt. Ein völkerrechtlicher Vertrag kann nicht Quelle 
innerstaatlichen Rechts sein ; er vermag nicht objektives Recht 
für Behörden und Unterthanen hervorzurufen. Wohl aber 
vermag er objektives Völkerrecht zu erzeugen, Normen, an 
welche zunächst nur die Staaten als solche gebunden sind. 
Damit diese Normen auch für Behörden und Unterthanen zu 
Normen werden, bedarf es allerdings des Befolgungsbefehls. 
Aber sie sind auch ohne diesen Befehl FöZÄörrechtsnormen 
und der Vertrag also Rechtsquelle. Es ist vollkommen richtig,, 
wenn Seligmann, in Übereinstimmung mit Laband, schreibt : 
«Die Staatsgewalt, welche den verbindlich versprochenen 
Befehl erlässt, erfüllt den Vertrag; die Behörden und Unter- 
thanen, welche diesem Befehle nachleben, erfüllen nicht den 

") Vgl. z. B. S. 65, ferner derselbe Gesetz S. 199, System 299 : «Ausdruck-^ 
lieh anerkannt als objektives Recht der Staatengemeinschaft wird eine Norm, 
wenn sie als Vorschrift für das künftige Verhalten der Staaten von ihnen verein- 
bart wird.» Ausser JelUnek vgl. auch BtUmerincq Praxis 7, HoUzendorff H. L 
97, Martern 189, Merkel E. 71, 364. Holtzendorff 1. c. schreibt: «Die von den 
Staaten als Völkerrechtssubjekten ausgehenden Vereinbarungen oder Vertrags- 
schlüsse .... erscheinen einmal als internationales Rechtsgeschäft mit einseitiger 
oder wechselseitiger Verpflichtung .... Sodann haben aber auch die Staats- 
verträge ausserdem noch die Eigenschaft, Quelle des internationalen Rechts zu sein.* 
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Vertrag, sondern die Satzung ihres Staates ; sie gehorchen 
nicht völkerrechtlichen, sondern staatsrechtlichen Pflichten.» 
Aber es wird hiebei übersehen, dass das Kennzeichen der 
Völkerrechtsnorm eben darin liegt, dass sie die Staaten bindet, 
und nicht deren Organe resp. Unterthanen**). Daher gehorchen 
also die Unterthanen allerdings nur staatsrechtlichen Pflichten, 
die Staaten aber, indem sie den Befolgungsbefehl erlassen, 
gehorchen einer völkerrechtlichen Pflicht. Sie sind völher- 
rechtlich an den Vertragsinhalt gebunden, die im Vertrage 
ausgesprochenen Normen sind für sie bindend als Völker- 
rechtsnormen. Seligmann scheint nach obigem die Möglich- 
keit von Normen, die nur die Staaten als solche binden, nicht 
anzunehmen, ohne zu bedenken, dass er damit die Existenz 
eines objektiven Völkerrechts überhaupt leugnet, denn das 
Charakteristische der Normen desselben ist ja gerade, dass 
sie sich an die Staaten als solche wenden. Der Einwand 
Seligmanns schiesst daher am Ziele vorbei : was er sagt, ist 
ganz richtig, beweist aber nichts gegen die Qualität der Ver- 
träge als Rechtsquelle. Zum Schlüsse schreibt Seligmann 
18 : <Wenn ein Staatsvertrag verpflichtende Kraft äussert, 
so geschieht dies nicht, weil jeder Beteiligte an sich selbst 
eine Vorschrift richtet, sondern weil er, an ein anderes Rechts- 
subjekt anknüpfend, diesem ein Recht verleihen will, und 
weil sein Gegenpart diese Offerte annimmt. Ein derartiger 
Vorgang enthält keinen Imperativ, erzeugt nicht objektives 
Recht, sondern lediglich subjektive Rechte und Pflichten.» 
Hiebei übersieht Seligmann das Vorhandensein eines inneren 
Moments, der «Selbstverpflichtung», die auch ein Imperativ 
ist, auf der die innere Gebundenheit der Kontrahenten beruht, 
und zu der die «Konsenserklärung» als das äusserlich bin- 
dende Moment erst hinzutritt. 

Richtig ist, dass in den Fällen, wo in einem Vertrage 
objektive Normen aufgestellt werden, der für das Privatrecht 
so klare Gegensatz zwischen objektivem und subjektivem 
Recht anscheinend verwischt wird. Die Natur des Völker- 



*•) Auf S. 9 sagt Seligmann selbst: «Darin beruht recht eigentlich das 
Wesen der juristischen Person, dass sie Rechte und Pflichten haben kann, welche 
nicht solche ihrer Organe und Mitglieder sind.» 
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rechts als konventionellen Rechts bringt es mit sich, dass die 
Befolgung des Vertragsinhalts, und also eventuell der objektiven 
Norm, seitens der dieselbe erzeugenden Kontrahenten deren 
subjektives Recht resp. Pflicht ist. Der Gegensatz verschwindet 
aber nur für die äussere Betrachtung, weil der innere Vor- 
gang der «Selbstverpflichtung» in den Fällen der blossen 
«Konsenserklärung» in einem anderen Lichte erscheint, als 
in den Fällen des «Befolgungsbefehls», und weil daher in 
den ersteren Fällen die Norm in einem anderen Verhältnis 
zur subjektiven Berechtigung resp. Verpflichtung zu stehen 
scheint, als im Privatrecht, wo ein «Übergeordnetsein» 
deutlich hervortritt. Aber auch die Privatrechtsnorm ist nur 
den Unterthanen übergeordnet, nicht dem Staate. Für den 
Staat kann etwas «objektive» Norm sein, ohne übergeordnet 
zu sein, denn er schafft ja selbst die «objektiven» Normen, 
und es kann für ihn vertragsmässige, also subjektive Pflicht 
sein, diese selbstgeschaffene, «objektive» Norm zu befolgen, 
resp. deren Befolgung durch ihm Untergebene zu veranlassen. 
Das objektive Moment tritt also hier, wo es sich nur um 
«Selbstverpflichtung» handelt, nicht so deutlich hervor, und 
es gewinnt den Anschein, als ob nur subjektive Rechte und 
Pflichten vorlägen. In Wirklichkeit aber verhält es sich bei 
der Völkerrechtsnorm nicht anders als bei jeder anderen 
Norm : der Staat als objektive rechtsetzende Autorität steht 
nie in einem anderen Verhältnis zu einer objektiven Norm 
als in dem der Selbstverpflichtung. Das «objektive Moment» 
ist vom Standpunkt des Staates aus bei allen «Normen» das- 
selbe, es beruht die Gebundenheit für ihn stets auf der 
«Selbstverpflichtung». Daher ist es gleichgiltig, ob der staat- 
liche Wille, an die Norm gebunden zu sein, sich in der Form 
des Befehls oder in der Form der Konsenserklärung äussert. 
Auch in letzterem Fall kann « objektives > Recht entstehen 
und der Vertrag daher «Rechtsquelle» sein. 

Die Konstruktion eines objektiven Völkerrechts ist über- 
haupt nur möglich, indem man zugibt, dass durch Vertrag «ob- 
iektives» Recht entstehen kann. Denn die Staaten sind allen 
Völkerrechtsnormen gegenüber in dem Verhältnis, wie ver- 
tragsmässigen Normen gegenüber : alle Völkerrechtsnormen 
beruhen auf Konsens und sind als «vertragsmässige» den 
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Staaten nicht «üft^rgeordnet»*®). Wenn man also durch Ver- 
trag nur subjektive Rechte und Pflichten entstehen lassen will, 
dann muss man die weitere Konsequenz ziehen, ein objektives 
Völkerrecht überhaupt leugnen, und nur subjektive Völker- 
rechte und Völkerpflichten bestehen lassen, also ein «konven- 
tionelles Völkerrecht» konstruiren in einem Sinne, der sich 
dem des «konventionellen Privatrechts» nähert. Diesem «Völ- 
kerrecht» würden dann aber alle und jede Normen fehlen. Ob 
der Rechtscharakter der internationalen Verhältnisse durch 
diese Konstruktion tangirt würde, könnte allenfalls deshalb 
fraglich erscheinen, weil die vertragsmässig eingeräumten 
Rechte und Pflichten immerhin die Autorität der recht- 
schaffenden Staaten hinter sich haben. Aber eine Konstruk- 
tion, bei welcher man zugibt, dass durch Vertrag auch ob- 
jektives Recht geschaffen werden kann, und bei welcher man 
also ein «konventionelles objektives Völkerrecht» gewinnt, 
scheint uns unter allen Umständen den Vorzug zu verdienen. 
Jedenfalls ist zu betonen, dass die Existenz eines objektiven 
Völkerrechts steht oder fällt, je nachdem man den Vertrag 
sls mögliche Völkerrechtsquelle anerkennt oder nicht. 

Ausführlich handelt Jellinek in seinem System von un- 
serer Frage. Er geht davon aus, dass rechtliche Wirkung 
erzeugt wird entweder durch einseitige Willenserklärung — 
Verfügung — oder durch übereinstimmende Willenserklärung 
— Vereinbarung oder Vertrag. In öffentlichem Recht spiele 
die übereinstimmende Willenserklärung ihre Rolle haupt- 
sächlich als Vereinbarung^Oj und zwar speciell auch im Völker- 
recht. <Da ein Gesetzgeber über den Staaten nicht existirt, 
so kann ein die Staatengemeinschaft bindendes Recht, sofern 
es nicht auf Gewohnheit beruht, nur durch gemeinsame, auf 
eine identische Willenserklärung gerichtete Verabredung 
entstehen. Da die Staatengemeinschaft nicht organisirt ist, 



■®) Das gilt auch vom Gewohnheitsrecht, das Seligmann doch als objektives 
Recht anerkennt. Davon unten. Anderer Meinung Merkel E. 365. In letzter 
Linie gelangt man zu der Frage, ob überhaupt irgend ein Recht vom Standpunkt 
des Staates aus *oljektiv» ist. 

*0 «Vereinbarung ist Willenseinigung zum Zweck der Befriedigung ge- 
meinsamer, Vertrag Willenseinigung zum Zweck der Befriedigung entgegengesetzter 
oder doch nicht kongruirender Interessen.» 
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SO entsteht durch Vereinbarung zwar kein einheitlicher, aber 
ein gemeinsamer Wille, dessen Inhalt den einzelnen Staaten 
nun als ein sie bindender Rechtssatz entgegentritt. . . . Die 
Vereinbarung ist auf völkerrechtlichem Gebiete Quelle objek- 
tiven Rechts»^^). 

5. Leider ziehen auch diejenigen, welche die Möglichkeit 
und Thatsächlichkeit objektiver Rechtsbildung durch Ver- 
trag zugestehen, meist falsche Konsequenzen aus dieser That- 
Sache. 

Bergbohm 77 fg. geht davon aus, dass die gleichmässige 
Anwendung des Ausdrucks «Vertrag» auf alle Übereinkünfte 
zwischen den Staaten notwendig zu bedenklichen Trugschlüssen 
und Missverständnissen führe, wenn die verschiedenen Be- 
deutungen dieses Wortes nicht näher charakterisirt und aus- 
einander gehalten werden. Der Name Vertrag sei auf die 
Verträge, welche objektive Rechtssätze enthalten, nur im un- 
eigentlichen Sinn und die «Theorie der Verträge» auf dieses 
paktirte Recht gar nicht anwendbar. Die Staaten seien in 
Ansehung solcher Verträge nicht Rechtssubjekte, sondern recht- 
bildende Faktoren. Es fehle diesen Verträgen die eigentliche 
Vertragsnatur und die auch wider den Willen einer Vertrags- 
partei fortdauernde Geltungskraft der Verträge. Es «verliert 
jeder durch allgemeinen Vertrag proklamirte Rechtssatz seine 
Geltung als positives Recht für den Staat, der sich einseitig 
von ihmlossagt.> «Es handelt sich eben nicht um obligato- 
rische Verträge, die nicht beliebig gekündigt werden können 
.... sondern um die Positivität abstrakter Rechtssätze, die 
ebensogut anders lauten könnten und nie von einem Staate 
dem andern aufgedrängt werden dürfen. Jeder Staat ist von 
sich aus nicht nur befugt, die Anerkennung der proponirten 



*^) Vgl. auch daselbst: «Dass durch gegenseitige Willensübereinstiininung 
unabhängiger Staaten objektives Recht geschaffen werden könne, ist in der völ- 
kerrechtlichen Theorie seit jeher behauptet worden. Indem man aber diese Ver- 
einbarungen mit den Verträgen identifizirte, fehlte jedes Kriterium, um die Schö- 
pfung eines ius supra partes von der eines ius inter partes zu sondern.» In 
unserem Sinne ist natürlich die «Vereinbarung» in dem Worte «Vertrag» inbe- 
griffen. Eine Unterscheidung beider hat für uns nur geringes theoretisches Inte- 
resse, da völkerrechtlich überall dieselben Vertragsgrundsätze Platz greifen, auch 
da, wo es sich um Vereinbarung handelt. 
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Normen zu verweigern, sondern auch die früher ausgespro- 
chene Zustimmung nach eigenem Ermessen zurückzuziehen, 
weil ein Recht anderer Staaten darauf, dass er hei dem ein- 
mal ausgesprochenen Satze hleibe, auch wenn seine Über- 
zeugung aus irgend welchen Gründen sich geändert hat, nicht 
konstruirbar ist*> Es werde wegen Nichtanerkennung solcher 
Normen wohl schwerlich ein Krieg geführt werden. 

In Gegensatz zu diesen Verträgen stellt nun Bergbohm 
andere, welche solche Rechtsgeschäfte enthalten, die «subjek- 
tive Berechtigungen der Staaten begründen oder aufheben. 
Sie sind einzelne Willensakte der Staaten, die sich innerhalb 
der vom objektiven, bereits als existent vorausgesetzten^'). 
Rechte freigelassenen Möglichkeiten bewegen, und im allge- 
meinen als obligatorische Verträge anzusehen.» Die Staaten 
seien in Ansehung dieser Verträge Rechtssubjekte. «Wie die 
Rechtsgeschäfte der Privatpersonen im Staate nicht Quellen 
des Privatrechts, so können die obligatorischen Verträge der 
Staaten nicht Quellen des objektiven Völkerrechts sein, es 
werde denn . . . der Nachweis geführt, dass in dem gegebe- 
nen Vertrage zugleich die Anerkennung eines völkerrechtlichen 
Satzes ausgesprochen sei, mit dem die rechtliche Überzeug- 
ung aller Vertragssubjekte übereinstimmt.» Dies gehe, wenn 
es ausnahmsweise der Fall sei, über den Inhalt eines blossen 
Rechtsgeschäfts hinaus und insofern sei der betr. Vertrag der 
anderen Kategorie zuzurechnen. 

Mit diesen Ausführungen können wir nicht überein- 
stimmen. Bergbohm ist damit auf halbem Wege stehen ge- 
blieben. Er gibt zu, dass Verträge Rechtsquelle sein können, 
aber er verleugnet ihre rechtliche Natur. Wir halten eine so 
verschiedenartige rechtliche Beurteilung der einzelnen Ver- 
träge weder für möglich, noch für gerechtfertigt. 

Sie ist praktisch schon deshalb nicht möglich, weil die 
einzelnen Verträge keineswegs entweder der einen oder der an- 
deren Kategorie angehören müssen, sondern häufig sowohl Rechts- 

•") Übereinstimmeiid setzen auch nach HoÜzendorff 1. c. 97 die inter- 
nationalen Rechtsgeschäfte — im Gegensatz zu anderen Verträgen — «zu ihrer 
Beurteilung im einzelnen Fall und ihrer Geltendmachung die Entwicklung der 
auf die Staatensubjekte, ihre Handlungsfähigkeit und Willensbethätigung bezüg- 
lichen Lehren voraus.» 
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Sätze aussprechen als Rechte begründen^*). Es ist daher eine ab- 
solute Scheidung ebenso ausgeschlossen, wie eine verschiedene 
juristische Beurteilung. Das erkennt übrigens Bergbohm 78 
selbst an. Die Scheidung ist aber auch keineswegs nötig, 
und eine verschiedene rechtliche Beurteilung je nach dem 
Inhalt des einzelnen Vertrags nicht zu rechtfertigen. Der 
allgemeine Vertragsbegriff ist stets derselbe, die rechtliche Natur 
in allen Fällen, wo der Vertrag ein völkerrechtlicher Vertrag 
ist, übereinstimmend, und daher der völkerrechtliche Vertrag 
unter allen Umständen nach denselben juristischen Gesichts- 
punkten zu behandeln. Es ist nicht nur nicht wünschens- 
wert, einzelne Verträge als Deklarationen oder Konventionen 
im Gegensatz zu anderen zu bezeichnen, sondern es muss im 
Gegenteil danach gestrebt werden, dass wenigstens juristisch 
der einheitliche Vertragsbegriff auch äusserlich in der Benen- 
nung der staatlichen Übereinkünfte festgehalten werde. Wes- 
halb sollte man ein Übereinkommen, in dem mehrere Staa- 
ten gemeinsam Normen für ihr zukünftiges Handeln aufstellen, 
nicht ebenso gut als Vertrag bezeichnen dürfen wie irgend 
ein anderes Abkommen ? Dieser Begriff ist hier gerade so 
eigentlich vorhanden, dieser Name hier gerade so eigentlich 
anwendbar, wie in anderen Fällen, wo es sich nur um 
Einräumung bestimmter Berechtigungen handelt. Und die 
Staaten sind hier allerdings rechtbildende Faktoren, aber 
trotzdem sind und bleiben sie Rechtssubjekte^^) dieses Ver- 
trags, den sie gewollt und abgeschlossen haben. Auf ihrem 
Willen beruhen die gemeinsam aufgestellten oder anerkannten 

**) HoUzendorff \, c. 102 teilt die Verträge danach eiii in : 

1. Staats vertrage rechtsgeschäftlichen Inhalts, 

2. Staatsverträge rechtlich normativen Inhalts, 

3. Staatsverträge gemischten, teils rechtsgeschäftlichen, teils rechtsnormativen 
Inhalts. 

'*) Vgl. Holtzendor/f h c. 97: «Das Eigentümliche solcher . . . Vertrags- 
schlüsse, liegt darin,- dass die Kontrahenten dabei nicht nur wie kontrahirende 
Privatpersonen frei für sich selbst disponiren, sondern auch gleichzeitig Gesetze 
geben und für ihre souveränen Willensäusserungen die Form des Vertrages wählen 
können. Vertragsschlüsse des öffentlichen Rechts können somit, abgesehen von 
der Selbstbeschränkung der Kontrahenten durch Übernahme bestimmter Ver- 
pflichtungen, auch andere Personen (Unterthanen und Behörden) dauernd zu be- 
stimmten Handlungen oder Unterlassungen verpflichten.» Es wird sich unten 
zeigen, dass diese Folgerung unrichtig ist. 
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Normen gerade so gut, wie es auf ihrem Willen beruht, wenn 
sie sich gegenseitig Berechtigungen einräumen. In allen 
Fällen verpflichten sich die Vertragschliessenden zu etwas, 
sei es nun zu Beobachtung einer Norm, also zu einem be- 
stimmten dauernden^^) Verhalten, oder zu Anerkennung einer 
bestimmten Berechtigung. In allen Fällen haben die Staaten 
in gleicher Weise die Macht, gemeinsam zu disponiren. Daher 
schliesst die Thatsache, dass sie in manchen Fällen Schöpfer 
von Rechtssätzen sind, ihre gleichzeitige Qualität als Subjekte 
des diese Sätze begründenden Vertrags keineswegs aus. 

Auchauf diese Verträge ist die «Theorie der Verträge» durch- 
aus anwendbar. Zunächst ist schon die Annahme falsch, als 
ob nur die «Verträge rechtsgeschäftlichen Inhalts» die Existenz 
von Normen, nach denen sie zu beurteilen sind, voraussetzten. 
Diese Voraussetzung ist bei allen Arten von Verträgen ganz 
genau dieselbe. Auch die «Verträge rechtsnormativen Inhalts» 
setzen bestimmte Normen voraus, «die Entwicklung der 
auf die Staatensubjekte, ihre Handlungsfähigkeit und Willens- 
bethätigung bezüglichen Lehren». Solche Normen sind stets 
— auch wenn die Staaten darüber keine ausdrückliche Verein- 
barung getroffen haben, und der einzelne Vertrag darüber 
nichts enthält — vorhanden, und sie gelten für alle Verträge, 
gleichgiltig was ihr Inhalt ist, wenn sie eben nur Verträge 
sind und Rechtsnatur haben. Weshalb sollte auf «Verträge 
rechtsnormativen Inhalts» die «Theorie der Verträge» nicht 
anwendbar sein? Auch diese Verträge müssen giltig abge- 
schlossen sein, auch für sie gelten die Regeln über Handlungs- 
fähigkeit, Willensfreiheit der Kontrahenten etc. Auch hier 
sind die Staaten Kontrahenten, und auch hier muss den 
Erfordernissen jedes Vertrages entsprochen werden, damit ein 
rechtlich gültiger Vertrag zu stände komme. Aus alledem er- 
gibt sich aber von selbst, dass infolge der gleichen juristischen 
Behandlung aller Verträge als Rechtsgeschäfte der von Berg- 
bohm aufgestellte Gegensatz für die juristische Betrachtung 
überhaupt verschwindet^ indem Jöd(?r Vertrag subjektive Rechte 
und Pflichten der Kontrahenten statuirt. 



'*) «Indem souveräne Staaten mit ihres gleichen in der Absicht der Rechls- 
setzung kontrahiren, wollen sie eine Norm schaffen, die den nächsten Anlass ein- 
zelner Rechtsgeschäfte überdauert» (Holtzendorff 1. c). 
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Den Hauptunterschied für die rechtliche Beurteilung der 
von ihm aufgestellten Kategorien sucht Bergbohm in der 
Geltungskraft. Es handle sich bei den «Verträgen rechts- 
normativen Inhalts» nicht um «obligatorische Verträge, die 
nicht beliebig gekündigt werden können. > Einen derartigen 
Unterschied in der rechtlichen Verbindlichkeit der Verträge 
können wir ebenfalls nicht anerkennen. 

Zunächst lässt sich mit dem Begriff des «obligatorischen» 
Vertrags im Völkerrecht überhaupt nicht operiren. Verpflich- 
tend wirkt jeder Vertrag, so gut wie jeder Rechtssatz. Wenn 
man aber einmal von der Verbindlichkeit der Verträge aus- 
geht^ so ist wirklich nicht einzusehen, warum diese Verbind- 
lichkeit je nach dem Inhalt der einzelnen Verträge eine ver- 
schiedene sein sollte? 

Die Einwendungen, die Fr icher 381 fg. hier gegen Berg- 
bohm macht, sind zum Teil nur zu begründet. Er hebt her- 
vor, dass die Kraft des objektiven Völkerrechts sich nament- 
lich darin zeigen müsste, dass sich der einzelne Staat, ob- 
wohl er mit seinem Willen bei der Produktion dieses objek- 
tiven Rechts beteiligt war, nun, nachdem es entstanden sei, 
sich nicht mehr einseitig der Autorität desselben entziehen 
könne. «Wäre das Resultat dieser Staatsverträge wirklich 
objektives Völkerrecht, so wäre offenbar die einseitige Los- 
machung von denselben unstatthaft. . . Wenn die einzelnen 
Staaten rechtsbildende Faktoren nicht hinsichtlich eines 
über ihnen stehenden objektiven Rechtes sind, sondern 
nur hinsichtlich ihres eigenen objektiven Rechts, wenn 
sich das produzirte objektive Recht gar nicht von ihrem 
Einzelwillen ablöst, wenn sie aus dem Kreise der eigenen 
Disposition gar nicht hinaustreten : dann ist ja ihr Ver- 
trag ein wirklicher Vertrag, in welchem sie als die Sub- 
jekte erscheinen, und nun müsste dieser Vertrag die Staaten 
binden, sie könnten sich nicht einseitig davon losmachen. 
Das, dass ein solcher Vertrag das Versprechen zum Inhalt 
hat, eine Rechtsregel aufzustellen und durchzuführen, wäre 
ja augenscheinlich von gar keinem Belang». 

Es ist unrichtig, wenn Bergbohm meint, ein Recht der Mit- 
kontrahenten auf Beharren eines Staates bei dem einmal aus- 
gesprochenen Satze sei nicht konstruirbar, abstrakte Rechts- 
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Sätze dürften nie von einem Staate dem anderen aufgedrängt 
werden. Zunächst handelt es sich nicht um Aufdrängen dieser 
Sätze, sondern um freiwillige Übernahme einer vertrags- 
mässigen Verpflichtung. Diese im Vertrage übernommene 
Verpflichtung gibt aber allerdings den Mitkontrahenten ein 
Recht darauf, dass jeder das, was er versprochen hat, auch 
halte. 

Es macht in dieser Beziehung gar keinen Unterschied, 
ob die Kontrahenten verabredet haben, dass jeder von ihnen 
bestimmte Rechtsregeln befolgen oder dass einer dem andern 
bestimmte Berechtigungen einräumen wolle. In beiden Fällen 
stehen die einzelnen Staaten in einem Rechtsverhältnis zu 
einander; nur der Inhalt der gegenseitig übernommenen Ver- 
pflichtungen ist ein verschiedener. Der einzelne Staat befindet 
sich auch der verabredeten Norm gegenüber in der Lage eines 
Kontrahenten, der vertragsmässig versprochen hat, ein gewisses 
Verhalten zu beobachten. Die Norm ist ihm nicht überge- 
ordnet, und trotzdem ist er an sie gebunden. Wenn einige 
Staaten einen Vertrag schliessen würden des Inhalts : in allen 
diesen Staaten ist die Erwerbung von Grundstücken allen 
Unterthanen dieser Staaten gestattet, so ist nicht abzusehen, 
worin sich ein solcher Vertrag unterscheiden sollte von dem, 
in welchem jeder dieser Staaten jedem anderen derselben ver- 
spricht, seine Unterthanen vom Erwerb von Grundeigentum 
nicht auszuschliessen, welches Versprechen dann für jeden 
dieser Staaten die Pflicht zur Folge hätte, nach innen als 
objektive Norm aufzustellen, die Unterthanen jener Staaten 
seien zum Erwerb von Grundeigentum zuzulassen (Fricker). 

Die Verbindlichkeit der Kontrahenten ist in allen Fällen 
dieselbe und gründet sich auf ihren freien Willen, den sie 
im Vertrage nach gewissen Richtungen hin gebunden haben. *^) 
Gewiss hat Bergbohm Recht, wenn er sagt, jeder Staat sei 
befugt, die Anerkennung proponirter Normen zu verweigern; 



") «Jeder Staat erzeugt in Beziehung auf sein eigenes Verhalten gegenüber 
dem Auslande eine bleibende Rechtspflicht, deren verbindliche Kraft den ver- 
fassungsrechtlich anerkannten Pflichten der nach innen wirkenden Staatsgewalt 
grundsätzlich völlig gleichgestellt ist. Andererseits wird auch der Mitkontrahent in 
Beziehung auf sich selbst unmittelbar einer identisch von ihm gewollten Rechts- 
norm unterworfen». (Holtzendorff 1. c. 98). 
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abel das ist eben etwas anderes, als wenn er vertragsmässig 
eine solche Anerkennung bereits ausgesprochen hat. Mit 
Recht sagt Fricker^ Bergbohm gebe selbst das angestrebte ge- 
meinsame objektive Völkerrecht wieder auf. Ein objektives 
vertragsmässiges Völkerrecht ist nur zu gewinnen, wenn man 
für die dasselbe begründenden Verträge strikt an der Vertragsna- 
tur festhält und sie einer demgemässen rechtlichen Beurteilung 
unterwirft. Das Argument Bergbohms, es werde wegen der Nicht- 
anerkennung abstrakter Normen in thesi wohl schwerlich 
ein Krieg geführt werden, ist wenig geeignet, seine Behaup- 
tung zu stützen, da die Staaten weit davon entfernt sind, 
wegen jeder Rechtsverletzung das Schwert zu ziehen. 

Auf einem ähnlichen Standpunkt wie Bergbohm steht 
s^nch Iloltzendorff' (l. c. 97 fg.). Auch er versucht, die «Verträge 
rechtsnormativen Inhalts> der Beurteilung als eigentliche Ver- 
träge stellenweise zu entziehen.^®) So führt er es als Merk- 
mal der Verträge rechtsgeschäftlichen Inhalts an, dass deren 
Erfüllung, Verletzung oder Aufhebung nur die Kontrahenten 
berühre, während das selbstverständlich eine Eigentümlichkeit 
jedes Vertrags ist. Die Hauptsache bleibe, dass die Grund- 
sätze, betr. die Auslegung, Wirkungsweise und Aufhebung 
der Rechtsgeschäfte nicht völlig identisch seien mit den Grund- 
sätzen betr. die Geltung und Wirkung rechtsnormativer Ver- 
träge. Die besonderen Voraussetzungen, die Holtzendorff 98 
aufstellt, damit ein Vertrag die Bedeutung einer objektiv Recht 
erzeugenden Quelle haben könne, sind unzutreffend : es gelten 
keine anderen Voraussetzungen als die, welche für jeden völker- 
rechtlichen Vertrag gelten. Der Wille der Staaten allein ist mass- 
gebend. Dasselbe ist zu sagen mit Bezug auf die von Holtzen- 
dorff aufgestellten formellen Erfordernisse der Öffentlichkeit, 
Unbedingtheit und Schriftlichkeit. Auch in dieser Beziehung 
gilt für alle völkerrechtlichen Verträge dasselbe. 2^) 

Neuerdings hat sich auch Jellineh (System 299) der Berg- 
bohmschen Auffassung angeschlossen. Er schreibt: «Solche 

'') Vgl. auch oben Anmerkungen 23 und 25. 

'•) S. 103 gibt Holtzendorff zu, dass bis jetzt die Formen des Vertrags- 
schlusses, soweit dabei Schriftlichkeit, Urkundlichkeit und Öffentlichkeit voraus- 
gesetzt werden, für internationale Rechtsverhältnisse und internationale Rechtsnorm 
die gleichen sind. 
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Vereinbarungen sind ihrem Wesen nach nicht Verträge, denn 
sie schaffen kein ins intra partes, sondern ein ins supra 
partes, d. h. sie geben einer gemeinsamen Rechtsüberzeugung 
Ausdruck, sie sind nicht zweiseitige Rechtsgeschäfte, sondern 
gemeinsame irrevokable Erklärungen». Auch hier können 
wir nur wiederholen, dass das eine das andere nicht aus- 
schliesst, dass auch diese Verträge einen «obligatorischen» 
Charakter haben. Letzteres würde man gewiss leichter zu- 
geben, wenn man sich stets vergegenwärtigte, dass es sich 
ja nicht um die Merkmale des Prtm^rechtsgeschäfts handelt. 
Den Charakter solcher Verträge als ö ff etitlichrechtlicheT Rechts- 
geschäfte zu bestreiten, liegt aber nicht die mindeste Veran- 
lassung vor.'**) 

6. Aus der Thatsache, dass die Staaten in Form von 
Verträgen objektives Recht erzeugen können, ergibt sich, dass 
im Völkerrecht gar kein Bedürfnis nach einer Gesetzgebung 
vorhanden ist. Durch Gesetz kann kein Völkerrecht erzeugt 
werden und braucht auch kein Völkerrecht erzeugt zu wer- 
den. Damit soll aber nicht gesagt sein, dass die Gesetze 
der Staaten für das Völkerrecht keine Bedeutung hätten. Sie 
können von grösster internationaler Bedeutung sein, weil sie 
häufig einen völkerrechtlichen Inhalt haben. Aber dadurch 
werden sie noch kein Völkerrecht. Solche Bestimmungen ge- 
hören zum äusseren Staatsrecht des betreffenden Einzelstaats, 
sie sind, trotzdem ihre Wirkung über diesen Staat hinaus- 
reicht, doch kein Recht, das zwischen den Staaten gilt, wie 



•*^) Seligmcmn 7 unterscheidet von den rein obligatorischen Verträgen die 
konstitutiven. Aber er betont richtig: «Nicht zu übersehen ist, dass diese ganze 
Klasse von Verträgen nicht rein konstitutive sind, sondern dass sie auch eine 
obligatorische Beschaffenheit haben; da nämlich Staatsverträge irgend welcher 
Art nur dann in ihrer praktischen Ausführung gesichert sind, wenn die Gewalt- 
unterworfenen des Staates sie beachten, so begründen auch die letztgenannten 
Verträge für die Kontrahenten die obligatorische Pflicht, ihren Organen und 
Unterthanen die Befolgung des Vertrages aufzugeben. In der vorliegenden Unter- 
suchung wird nicht der konstitutive, sondern lediglich der obligatorische Gehalt 
der Verträge erörtert und besprochen werden.» Dieselbe Beschränkung machen auch 
wir für unsere Arbeit. Aus unserem Standpunkte folgt übrigens von selbst, dass 
alle Einteilungen der Verträge — sei es nach ihrem Inhalt oder nach irgend 
welchen anderen Merkmalen — juristisch wertlos sind. 

4 
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das Völkerrecht.*^) Denn durch sie werden andere Staaten 
weder berechtigt, noch verpflichtet, sie sind Befehle an Be- 
hörden und Unterthanen eines Staats, während das Völker- 
recht durch Willenseinigung mehrerer Staaten zu stände 
kommt und daher auch mehrere Staaten berechtigt, resp. 
verpflichtet. Wo eine solche Willenseinigung fehlt, kann 
daher auch kein Völkerrecht vorhanden sein. 

Das gilt auch dann, wenn die Gesetze mehrerer Staaten über 
einen völkerrechtlichen Gegenstand übereinstimmen. Die Wir- 
kung ist hier eine ähnliche, wie wenn Völkerrecht vorhanden 
wäre; trotzdem aber haben wir in diesem Falle nur ein interna- 
tional gleiches Recht völkerrechtlichen Inhalts und kein interna- 
tionales Recht, kein Völkerrecht.*^) Das eine verdankt den staat- 
lichen Gesetzgebungen allein seinen Ursprung, das letztere 
dem Zusammenwirken mehrerer Staaten. Übereinstimmend 
äussert sich Jellineh 65: «Alle einseitigen Festsetzungen der 
Staaten bezüglich ihres Verhältnisses nach aussen bieten nur 
ein Völkerrecht in der unvollkommenen Form eines äusseren 
Staatsrechts dar. . . . Erst durch den Vertrag wird das Ab- 
weichen von der Rechtsregel den anderen Staaten gegenüber 
zum Unrecht, während da, wo ein Rechtssatz nur als Wille 
des Einzelstaats existirt, von einer Berechtigung anderer 
Staaten, die Einhaltung der Rechtsregel zu verlangen, nicht 
die Rede sein kann».**) 

Wenn somit das Gesetz niemals selbst die Bedeutung 
einer Völkerrechtsquelle im Sinne einer Quelle positiven Rechts 
erlangen kann, so macht doch Bergbohm 104 fg. mit Recht 
auf die hervorragende Bedeutung der Staatsgesetze als Er- 



•^) Vgl. Bergbohm 103: «Gesetz und Recht sind die Staatsgesetze nur im 
Staate. ... Sie sind eben staatliche Gesetze, nicht Völkerrecht, vielmehr einseitig 
aufgestellte Regeln. . . . Eine immittelbar völkerrechtliche Wichtigkeit ist ihnen 
nicht beizulegen.» 

••) Es Hesse sich dieser Fall in Parallele stellen zu der Unterscheidunj? 
zwischen «allgemeinem Recht» und «gemeinem Recht» Während wir ein Völker- 
recht nur in der Form des letzteren anerkennen, erkennt umgekehrt Hagens (44) 
ein Völkerrecht nur an im Sinne eines «allgemeinen Rechts». 

»») Vgl. hiezu auch Gareis 33. Holtzendorff H. I. 83 fiihrt unter den mittel- 
baren Rechtsquellen auch die Landesgesetze auf, unterscheidet aber das interna- 
tional wirkende Landesgesetz von dem nur staatlich nationalen Landesgesetz. 
Vgl. auch daselbst 108 fg. 
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kenntnismittel von Völkerrechtssätzen und völkerrechtlichen 
Anschauungen aufmerksam.") Mittelbar sind sie für das Völker- 
recht von der grössten Wichtigkeit.**) — 

7. Alles positive Völkerrecht ist auf den Willen der 
Staaten zurückzuführen. Die Willensübereinstimmung der- 
selben kann ausdrücklich durch einen besonderen Akt kund- 
gethan werden in der Form des Vertrags. Das positive 
Völkerrecht beschränkt sich aber nicht auf das in der Form 
des Vertrags in Erscheinung getretene, ausdrücklich gesetzte 
Recht. Eine Willensübereinstimmung der Staaten kann auch 
vorhanden sein, ohne dass diese ihr in der Form des Ver- 
trages Ausdruck verleihen: der Wille der Staaten kann sich 
auch in anderer Form äussern, in der Form der Gewohnheit. 
Das völkerrechtliche Herkommen ist neben dem Vertrage eine 
Quelle, richtiger: eine Erscheinungsform des positiven Völker- 
rechts.^®) Dieses ist teils Vertragsrecht, teils Gewohnheits- 
recht. Auch das letztere verdankt seine Existenz dem «Quell» 
alles Rechtes: dem Willen der Staaten. 

Auch das Gewohnheitsrecht leitet seine Kraft aus der 
Autorität des Staates ab. Die Thatsache, dass mehrere Staaten 
sich übereinstimmend in einer bestimmten Richtung verhalten, 
lässt den notwendigen Schluss zu, dass sie das Betreffende 

") Vgl. darüber bespielsweise das Werk von Jitta. 

**) Trotzdem die Staatsgesetze einseitige Regeln eines Staates sind, haben 
sie «für jeden anderen Staat insofern eine Bedeutung, als er aus ihnen entnehmen 
kann, worauf er bei dem betrefTenden Staate zu rechnen hat und wessen er sich 
von ihm versehen muss.» Dann gibt es in den Staatsgesetzen eine Reihe von 
Bestimmungen, «welche entweder die Existenz einer völkerrechtlichen Norm still- 
schweigend voraussetzen, oder dieselbe ausdrücklich konstatiren», und die daher 
«einen Beweis für die Anerkennung des völkerrechtlichen Satzes durch diesen 
Staat, ein Zeugnis für dessen positive Geltang liefern. Somit können die Gesetze 
der verschiedenen Staaten, wenn und soweit sie einen und denselben, auf den 
Verkehr der Nationen mit einander bezüglichen, Rechtssatz in der Absicht aner- 
kennen, ihn als verbindliches Recht gelten zu lassen, mit Beschränkung auf die 
Gebiete eben dieser Nationen, gewiss Quellen des Völkerrechts sein. Sie sind es 
jedoch nicht gerade als Staatsgesetze, sondern stehen in dieser Hinsicht allen 
übrigen Willensäusserungen des Staates völlig gleich.» (Bergbohm 1. c.) Vgl. 
dazu Fricker 386. 

'•) Holtzendorff H. I. 83 spricht hier von unmittelbaren Völkerrechts- 
quellen, «wo die Staaten übereinstimmend durch ihr wechselseitiges Verhalten 
im auswärtigen Verkehr die Unterwerfung unter die Herrschaft solcher Gemein- 
schaftsordnung vollzogen oder bestätigt haben». 
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wirklich so wollen, dass in der betreffenden Richtung un- 
ausgesprochener Konsens zwischen ihnen herrsche. Der 
Grund dieser übereinstimmenden Handlungsweise ist eben 
der Wille der St^taten, der innerlich durch ihre Rechts- 
überzeugung oder durch Zweckmässigkeitsrücksichten be- 
stimmt sein mag.") Für das positive Recht kommt es. 
nur darauf an, dass dieser Wille — resp. beim Völkerrecht 
der übereinstimmende Wille — sich in erkennbarer Weise 
geäussert habe, und eine solche Willensäusserung liegt in der 
«allgemeinen Übung der Beteiligten». 

Den Willen der Staaten «bezeugen mehrere übereinstim- 
mende, auf die Verhältnisse der Staaten zu einander sich 
beziehende Handlungen, welche ein internationales Herkom- 
men als Inbegriff der durch diese Handlungen bezeugten 
Normen konstituiren» (Bulmerincq M. 187). Diese «Übung> 
erzeugt also positives Völkerrecht.^®) Nicht nur subjektive 
Rechte und Pflichten können dadurch begründet werden^ 
sondern es können die Staaten durch Beobachtung einer be- 
stimmten Handlungsweise auch ihre Anerkennung bestimmter 
objektiver Rechtssätze zu erkennen geben. Solche gewohn- 
heitsmässig beobachtete Normen sind also, gerade so wie dia 
vertragsmässig festgesetzten , auf den übereinstimmenden: 
Willen der betreffenden Staaten zurückzuführen. 

Dieses Gewohnheitsrecht steht ebenso wenig über den Staa- 
ten wie das Vertragsrecht, sondern es ist ihr gemeinsam gewoll- 
tes Recht. Fricker 392 hat Recht, wenn er sagt : «Was wir 
zunächst erwarten, wenn von Völkergewohnheitsrecht die Rede 

•') Gegen die Gewohnheit als Rechtsquelle wendet sich Htigens 41, 18. 
Seine Einwendung «die Herrscher und Staatsmänner werden bei ihren Handlungen 
nicht Yon juristischen, sondern von politischen Erwägungen beeinfiusst*, ist be- 
langlos, da das innere Motiv der Rechtschaffung äusserlich gieichgiltig ist. Im 
Übrigen sind wir durchaus mit Hagens einverstanden, wenn er sagt, «auch daa 
Gewohnheitsrecht hat im Herrscherwillen seine Grundlage». 

■') Vgl. auch Gareis 31, Heffter 7, das Staatenherkommen wird begründet 
und bezeugt «durch die gleichförmige Anwendung und Beobachtung des nämlichen 
Grundsatzes in gleichartigen Fällen, wobei einerseits die Meinung von 
einer Verpflichtung gegen den andern, andererseits dessen Meinung von einem 
Forderungsrecht vorwaltet». Ferner Je^^tne^ System 299 : «Auf dem Wege der Übung 
durch faktische Bethätigung einer Norm ohne vorhergehende Verabredung oder 
durch gleichmässige, stetig wiederkehrende Statuirung einer solchen in Vertrags^ 
massigen Festsetzungen zwischen einzelnen Staaten». 
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ist, das ist ein Gewohnheitsrecht, das sich im Verkehr der 
Staaten selber bildet, dessen Übungsakte Handlungen der 
Staaten selbst im gegenseitigen Verkehr sind». Aber es ist 
falsch, wenn er folgert, ein solches Gewohnheitsrecht bedeute 
«in über den Staaten stehendes Recht, ein ihm entsprechendes 
ausdrückliches Recht würde ein dem ganzen Staatenkreis zu- 
gehöriges, die einzelnen Staaten beherrschendes Gesetzesrecht 
sein. Vielmehr ist dieses Gewohnheitsrecht, analog dem 
Völkervertragsrecht, ein auf dem gemeinsam zu erkennen ge- 
gebenen Willen einer Mehrzahl von Staaten beruhendes Recht. 
Nur der Wille dieser Staaten macht es zum positiven Recht. Das 
betont ganz richtig auch Seligmann 50: «Im Gegensatz zum 
Rechte, das der ausdrücklichen Anordnung des einzelnen Staates 
seine Entstehung verdankt, ist im Gewohnheitsrecht nicht 
«in über den Rechtssubjekten stehendes Organ gesetzgebender (!) 
Faktor, sondern die Rechtssubjekte selbst. Diese sind es, 
welche in ihren Wechselbeziehungen durch gemeinsame Über- 
zeugung, Willen und Bethätigung die Normen feststellen, denen 
nunmehr jeder einzelne unterworfen ist. Die Rechtssubjekte 
im internationalen Verkehr sind die Staaten; diese sind die 
rechterzeugenden Faktoren für ihre gegenseitigen Beziehungen 
und Verhältnisse. Aus deren übereinstimmender Überzeu- 
gung, Willen und Bethätigung können wir daher auf einen 
Satz des Völkerrechts schliessen». 

Inkonsequent ist es nur bei dieser ganz richtigen Auf- 
fassung des Völkerrechts, dass Seligmann das Gewohnheits- 
recht als alleinige Quelle auffasst und den Vertrag nur als Quelle 
subjektiver Rechte darstellt. Wenn dieses Seligmannsche 
Gewohnheitsrecht objektives Recht sein kann, so ist wirklich 
nicht abzusehen, weshalb das Vertragsrecht nicht objektives 
Recht sein kann, denn beide werden ja auf den Willen der 
Staaten zurückgeführt, sind also nicht übergeordnet. Inkon- 
sequent ist ebenso die Seligmannsche Definition des Völker- 
rechts als Inbegriffs der €über den einzelnen Staaten schwe- 
benden Normen», da das Seligmannsche Gewohnheitsrecht, 
das er als einzige Quelle anführt, nach ihm ja gar nicht über 
den Subjekten steht. 

Das Völkergewohnheitsrecht gilt nur für diejenigen Staa- 
ten, die es selbst durch ihre Übung mitproduzirt haben ; die 
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Frickerschen Bedenken gegen diese Auffassung können wir 
nicht teilen.*®) Wohl aber muss man allerdings auch hier, 
gerade wie beim Vertragsrecht, eine rechtliche Gebundenheit 
der rechtschaffenden Faktoren an dieses ihr Gewohnheitsrecht 
annehmen. Ohne eine solche Gebundenheit wäre dieses Ge- 
wohnheitsrecht illusorisch. Die Gebundenheit beruht aber 
durchaus auf dem Willen der betr. Staaten, den sie durch 
ihre Handlungen zu erkennen gegeben haben. — 

8. Als Erscheinungsformen des positiven Völkerrechts ha- 
ben wir denVertrag und die Gewohnheit kennen gelernt: in die- 
sen beiden Formen kann sich der Konsens der Staaten äussern 
und dadurch positives Völkerrecht erzeugt werden. Indem wir 
nun zu der Frage, ob Konsenserklärungen auch noch in 
anderer Form möglich sind, übergehen, fragt es sich zunächst,, 
was es für eine Bewandtnis mit den sog. stillschweigenden 
und präsumirten Verträgen hat. 

In dieser Beziehung betont Geffchen (H. 39, 192) mit 
Recht, dass man diese irreleitenden Ausdrücke überhaupt 
nicht brauchen sollte, da ein Vertrag stets ausdrücklich kon- 
statirten Konsensus voraussetze. 

Das Vorkommen sog. stillschweigender Willenserklä- 
rungen hat neuerdings Ehrlich eingehend untersucht. Er ist 
zu dem Ergebnis gelangt, dass, wo immer noch von einer 
stillschweigenden Willenserklärung die Rede war, «hinter 
diesem Ausdrucke sich stets die Subsumtion eines Thatbe- 
standes unter einem Begriff versteckte, der auf diesen That- 
bestand gar nicht passte».^®) 

«Die stillschweigende Willenserklärung als Abart der 
ausdrücklichen Willenserklärung, die sich von dieser da- 

••) 1. c. 393. Er meint, «nun müsste man neben dem Gewohnheitsrecht 
selbst, noch den besondern Willen des einzelnen Staats, es für sich gelten zu 
lassen, statuiren und seine Geltung für denselben eben nicht auf das Grewohn- 
heitsrecht, sondern auf diesen Willen begründen. Oder man müsste diesen Willen 
in die Ühungsakte selbst verlegen und bekäme so ein Gewohnheitsrecht, das die 
einzelne Person sich selbst durch ihre eigene Übung setzt.» Wir vermögen in 
beiden Auffassungen nichts Bedenkliches zu erblicken; der Begriff eines gemein- 
samen Gewohnheitsrechts wird dadurch keineswegs aufgehoben. 

*°) Vgl. das. S. 286: «Die stillschweigende Willenserklärung war der Reihe 
nach: der Sinn einer Willenserklärung, der durch eine weit ausholende tnterpre-^ 
tation ermittelt wurde, der erst aus den begleitenden Umständen oder den Usancen 
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durch unterscheide, dass sie in solchen Handlungen be- 
steht, die nicht zu dem Zwecke vorgenommen wurden, um 
als Ausdruck des Geschäftswillens zu dienen, ist uns nirgends 

begegnet, und man darf vielleicht die Behauptung 

wagen: eine solche stillschweigende Willenserklärung exi- 
stirt nicht. Vielmehr liegt bei einer ganzen Reihe von 
Thatbeständen, die man als Willenserklärungen oder als 
Verträge auffasst, teils überhaupt keine Willenserklärung, teils 
ein nicht durch Willenserklärung, sondern durch Aneignung 
zu stände gekommener Vertrag vor. Die nach Ausschluss 
dieser Thatbestände verbleibenden, unter den hergebrachten 
Begriff der Willenserklärung fallenden Thatbestände bestehen 
dagegen ausschliesslich in Handlungen, die zu dem Zwecke 
vorgenommen werden, um den Geschäftswillen kund zu 
thun. . . .> 

Ein «stillschweigender Vertrag» dürfte demnach schwer- 
lich nachzuweisen sein. Damit soll nicht gesagt sein, dass 
ein Vertrag nur durch Worte geschlossen werden könne: wir 
werden unten sehen, dass die Form der Konsenserklärung 
zu dem Vertrage durchaus gleichgiltig ist. Aber in allen 
Fällen ist diese Erklärung eine ausdrückliche, auch da, wo 
sie nicht durch Worte geschieht.**) Somit gibt es keine still- 
schweigenden Verträge. 

Dasselbe ist von den «präsumirten Verträgen» zu sagen. 
Für die Fälle, welche man hier im Auge hat, gilt es eben- 

entnommen wurde, die Erklärung des Willens in anderer Weise als durch Worte, 
namentlich durch Handlungen, die in erster Linie darauf gerichtet waren, den 
Willen in Vollzug zu setzen, endlich die Aneignung einer angebotenen Leistung. 
Ferner wird mit diesem Ausdrucke charakterisirt die Verbindlichkeit des Ver- 
sprechens als Verpflichtungsgrund. ...» 

**) Vgl. dazu Ehrlich 287: «Die Vertragsofferte oder Vertragsannahme 
muss dem Mitkontrahenten gegenüber, also entweder in seiner Gegenwart, oder 
so geschehen, dass sie dem Mitkontrahenten zur Kenntnis kommt. Als rechts- 
wirksame Erklärung gelten stets nur solche Handlungen des Erklärenden, welche 
zu dem Zwecke vorgenommen werden, um als Ausdruck ihres Geschäftswillens 
zu dienen. Solche Handlungen sind: 

a. Aussprechen von Worten. 

b. Mimische und symbolische Handlungen. 

c. Unter Umständen das ganze Gehaben und Benehmen der Partei. 

d. Vollzugshandlungen, d. h. Handlungen, die in erster Linie dazu bestimmt 
sind, den Geschäftswillen ins Werk zu setzen». 
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falls, dass Thatbestände unter einen Begriff subsumirt wer- 
den, der gar nicht auf sie passt. Die Vertragserklärung ist 
in allen Fällen eine ausdrückliche und die Unterscheidung 
besonderer präsumirter Verträge daher zum mindesten über- 
flüssig. 

In der Litteratur finden wir die stillschweigenden und 
präsumirten Verträge schon frühe. So schreibt Bynkers- 
hoßk 251 vom Völkerrecht «quod oritur e pactis tacitis et 
praesumtis». Doch wird von manchen Seiten anerkannt, 
dass blosses Stillschweigen regelmässig einen Vertrag nicht zu 
begründen vermöge*^). Berner 632 sagt z. B. darüber : «Auch 
hat das Schweigen eines Staates zu den Handlungen eines 
andern für sich allein nicht die Bedeutung einer vertrags- 
mässigen Genehmigung. Es kann allerdings ein Zeichen der 
Geneigtheit zur Genehmigung sein ; allein einmal ist blosse 
Geneigtheit noch nicht wirkliche Genehmigung, und überdies 
kann das Schweigen auch aus andern Gründen als aus Ge- 
neigtheit hervorgehen. Handelt ein Teil nach einer gewissen 
Regel in der Voraussetzung, dass der andere Teil nach der- 
selben Regel verfahren werde, so kann sich damit freilich 
diese Regel zu einer sog. präsu^nirten Konvention gestalten^. 

Umgekehrt wie Berner leugnen die meisten neueren 
Schriftsteller die präsumirten Verträge**), behaupten dagegen 
die Existenz von stillschweigenden Verträgen. So schreibt 
Neumann 71 : «Vermutete , präsumirte Willen und darauf 
gegründete Verträge sind dem- Völkerrecht unbekannt. Wohl 
aber kennt das Völkerrecht stillschweigende- Verträge, welche 
auf unzweifelhaften Zeichen oder Thatsachen beruhen, welche 
den gesprochenen oder geschriebenen Willen vollkommen ver- 
treten. Es gibt Handlungen, die den Willen des Handeln- 
den ebenso klar als die klarsten Worte ausdrücken, auch 
die Absicht, wie man in der Zukunft handeln wolle, an den 
Tag legen (konkludente Thatsachen)».**) 

**) ^K^' z. B. Oppenheim 180: «Staats vertrage ohne ausdrückliche Ab- 
schliessung gibt es sicherlich nicht. Der tacitus consensus ist in dieser Beziehung 
eine der leersten Hypothesen der Doktrin; man müsste denn darunter das Rechts- 
bewusstsein verstehen, welches in den wenigen feststehenden Rechtsgewohnheiten 
des Völkerrechts allzeit lebendig ist und durch Gegenseitigkeit erhalten wird». 
Vgl. ferner HoUzendorff H I 103. 

") Über diese vgl. z. B. HeffUr 192 und 38. 

**) Ebenso schreibt JelUnek 56, es mache keinen Unterschied, «ob die 
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Hieran ist alles richtig bis auf das Wort stillschweigend. 
Wenn Neumann fortfährt: «Alles, worauf es beim Vertrage 
ankommt, ist ja nur der Beweis der Einwilligung», so sind 
wir damit durchaus einverstanden, aber wir glauben, dass 
thatsächlich aus blossem Stillschweigen dieser Beweis nicht 
zu erbringen und daher der Name «stillschweigende Verträge» 
falsch gewählt ist, um etwas an sich ganz Richtiges zu be- 
zeichnen. 

Die Einwilligung zum Vertrage ist stets eine ausdrück- 
liche, in welcher Form sie auch erfolgt, und daher kann ju- 
ristisch auf die Kategorie der stillschweigenden Verträge ver- 
zichtet werden. 

Der völkerrechtliche Vertrag hat also stets ausdrücklichen 
Konsens der Parteien zur Voraussetzung. Wie die vertrags- 
mässigen Normen, so entstehen aber überhaupt alle Völker- 
rechtssätze durch ausdrückliche Willensübereinstimmung der 
Staaten. Auch dem völkerrechtlichen Gewohnheitsrecht liegt 
nämlich stets ein durch Handlungen der Staaten geoffenbarter 
Konsens derselben zu Grunde. Das Völkergewohnheitsrecht ist 
ebenfalls ein «gemeinsames» Recht, und insofern im Grunde 
genommen auch ein « Vertragsrecht v, die Gewohnheit nur eine 
besondere Form der völkerrechtlichen Konsenserklärung. Wo 
eine solche ausdrückliche Konsenserklärung dagegen fehlt, da 
gibt es auch kein Völkerrecht. 

Und daraus folgt, dass es andere Erscheinungsformen 
des Völkerrechts als die behandelten nicht geben kann. Ob 
die Willensübereinstimmung in der Form des Vertrages kund- 
gethan, das Völkerrecht also ausdrücklich gesetzt wird, oder 
ob ein Rechtssatz im Wege der Gewohnheit zur Anerkennung 
gelangt ist, der Wille also in der Form von Handlungen ge- 
offenbart wurde, ist gleichgiltig: in allen Fällen beruhen 
die Völkerrechtsregeln auf dem gemeinsamen ausdrücklich 
geäusserten Willen der Staaten. — 

9. In dem Bisherigen erschöpfen sich, wie gesagt, die 
Erscheinungsformen des Völkerrechts. Der gemeinsame 
Wille der Staaten äussert sich entweder in der Form des 



Verträge ausdrücklich oder stillschweigend abgeschlossen wurden. Hingegen kann 
juristisch von präsurairten Konventionen keine Rede sein». 
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Vertrags, oder in der Form der Gewohnheit. Ohne Konsens- 
erklärung ist kein Völkerrecht vorhanden. Auch wir bekennen 
uns also zu der Ansicht, dass «nur die in Verträgen oder in ge- 
genseitiger gleichförmiger Behandlung deutlich kundgegebene 
Übereinstimmung der Staatsgewalten» positives Völkerrecht 
zu erzeugen vermag. Alle Sätze, die sich nicht hierauf zu- 
rückführen lassen, sind keine positiven Völkerrechtssätze. 
Trotzdem versucht man solche Sätze auf alle Weise in die 
positive Rechtslehre einzuschmuggeln. Wo es nicht anders 
geht, wird sogar eine besondere «Rechtsquelle» für sie kon- 
struirt. Auf keinem Rechtsgebiete ist man hierin so 
weit gegangen und hat man sich dadurch vom positiven 
Rechtsboden so weit entfernt, wie in der Völkerrechtslehre ; 
denn kein anderes Rechtsgebiet präsentirt sich in einem Ge- 
wände, das spekulativen, durchaus unjuristischen Ideen so 
viel Raum zu gewähren verspräche, wie das Völkerrecht. 

Wir haben schon in der Einleitung auf den juristisch 
unbrauchbaren Begriff der Notwendigkeit hingewiesen; 
diese soll eine Quelle positiven Völkerrechts sein. So meint 
Heffter 7, dass das durch gemeinsamen Willen der Staaten 
bestehende Recht «zu seiner Giltigkeit weder einer ausdrück- 
lichen Anerkennung in Verträgen, noch einer Bestätigung 
durch Gewohnheit überall bedürfe», indem es «ein schon aus 
innerer Nötigung anzuerkennendes, darum auch keiner aus- 
drücklichen Anerkennung bedürftiges gegenseitiges Recht der 
Staaten» gebe. Diese Gegenüberstellung halten wir für juristisch 
durchaus überflüssig. Das letztere Recht ist entweder positives 
Recht, dann geben die Staaten seine Anerkennung zu erkennen^ 
wenn nicht direkt durch Vertrag, so doch durch ihr sonstiges 
Verhalten, so dass diese Sätze entweder Sätze des Völkerver- 
tragsrechts oder des völkerrechtlichen Gewohnheitsrechts 
sind. Andernfalls handelt es sich um Sätze, die gar keine 
positiven Völkerrechtssätze sind. 

Was bei anderen Schriftstellern die Notwendigkeit thut, 
das thut bei Holtzendorff die Anerkennung^^). Er erklärt 

^^) Diese ist ebenso wenig «Rechtsquelle» in dem ühlichen Sinn, wie ein 
blosser Konsens «Rechtsquelle» ist, ohne dass eine Erklärung hinzukommt. Aber 
so lange ein juristischer Grundbegriff, wie der der «Rechtsquelle», noch schwan- 
kend ist, darf man sich über Missverständnisse nicht wundern. Vgl. Bergbohm 
Jur. 40. — 
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diese für 4cdie unter allen Quellen des Völkerrechts obenan- 
stehende», sagt aber an anderer Stelle (91), der Begriff der 
Gewohnheit als einer Rechtsquelle stehe dem der Anerken- 
nung so nahe, dass das Bedürfnis einer theoretischen Unter- 
scheidung beider fraglich erscheine. 

Holtzendorff geht davon aus, dass die wirklich unabän- 
derliche oder als unabänderlich genommene Herrschaft be- 
stimmter Thatsachen im gesellschaftlichen Leben der Menschen 
deren rechtliches Wollen stark zu bestimmen vermöge. 
Das ist nun etwas durchaus Selbstverständliches. Mit 
Thatsachen muss ein jeder rechnen, im Privatleben sowohl 
wie im internationalen Verkehr. Deshalb werden natürlich 
auch die bestehenden geschichtlichen Machtzustände aner- 
kannt. Diese Thatsache ist aber für das positive Recht durch- 
aus gleichgiltig, denn dadurch allein entstehen noch keine 
positiven Rechtssätze. Selbst wenn diese Thatsachen das 
rechtliche Wollen auch noch so stark beeinflussen, so können 
daraus keine Normen entstehen, weil Normen nur durch 
'^Wl^nmusserungen der rechtsetzenden Faktoren geschaffen 
werden können. Die Anerkennung von nicht zu ändernden 
Thatsachen ist aber ein innerlicher Vorgang, der für den 
Rechtsphilosophen vom höchsten Interesse sein mag, für den 
Juristen aber zunächst gar kein Interesse hat. 

Holtzendorff fährt nun aber selbst fort : «Das von allen Kul- 
turstaaten teils ausgesprochene y teils bethätigte wechselseitige 
^n^rÄenn^ntÄ gewisser der Willkür entrückter, aus der notwen- 
digen, dauernden und allgemeinen Verkehrsgenossenschaft der 
Völker hervorgehender Grundsätze der Berechtigung und Ver- 
pflichtung begründet innerhalb der internationalen Beziehungen 
die Qualität objektiver Rechtsnorm für alle diejenigen Sätze^ 
welche entweder in solchem Anerkenntnis erwiesenermassen 
vorausgesehen waren oder mit Notwendigkeit im Wege der 
Schlussfolgerung daraus abgeleitet werden müssen». 

Das ganze Geheimnis bei diesem, so geheimnisvoll klin- 
genden Satze ist nun das, dass der äussere Vorgang der Recht- 
schaffung bei Seite geschoben, und dafür die inneren Momen- 
te, welche der Rechtschaffung zu Grunde liegen, in den Vor- 
dergrund gedrängt werden. Das Anerkenntnis wird nach 
Holtzendorff teils ausgesprochen, teils bethätigt. Ausgesprochen 
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werden kann ein völkerrechtlicher Satz aber nur in der Form 
des Vertrags, und bethätigt wird er in der Form der Gewohn- 
heit. So weit also an die Thatsache der Anerkennung sich 
überhaupt Rechtssätze anknüpfen, erscheinen dieselben in der- 
selben Form, wie alle anderen Völkerrechtssätze. Wo aber 
diese äusseren Formen fehlen, kann auch aus der blossen 
Thatsache der Anerkennung niemals positives Recht ent- 
stehen*"). 

Erst wenn die Staaten ihre Anerkennung bestimm- 
ter Thatsachen gemeinsam äussern^ können dadurch Rechts- 
sätze entstehen ; aber dann ist die Anerkennung nicht ^Rechts- 
quelle» im üblichen Sinn, also Erscheinungsform des Rechts, 
sondern nur das die RechtschafFung innerlich bestimmende 
Moment. Die Äusserung der Anerkennung braucht aber, wie 
gesagt, nicht mit Worten zu geschehen ; ein bestimmtes Ver- 
halten mehrerer Staaten lässt einen Schluss auf ihre Aner- 
kennung gewisser Grundsätze zu. In allen Fällen aber haben 
diese Grundsätze ihren Ursprung äusserlich in dem Willen 
der betr. Staaten, und ihre Erscheinungsform ist die des Ver- 
trags oder der Gewohnheit. 

Wenn Holtzendorff fortfährt: «Durch Anerkennung ge- 
schaffen sind somit alle diejenigen Normen, deren Vorhanden- 
sein sich in der Unzulässigkeit einer sie negirenden Zuwider- 
handlung dem allgemeinen Rechtsbewusstsein der Nationen 
einprägt», so ist auch hier das innere bestimmende Moment 
mit der äusseren Rechtsquelle verwechselt. Auf S. 83 schreibt 
Holtzendorff selbst: «Man darf sich nicht vorstellen, dass 
ein Rechtsbewusstsein an sich genommen bereits die Quali- 
tät der Rechtsquelle habe». Damit lässt der obige Satz sich 
entschieden nicht vereinigen. 

Die Frage, aus welchen Thatsachen die Anerkennung 
einer völkerrechtlichen Verkehrsnorm als einer verpflichtenden 
Rechtsnorm gefolgert werden müsse, glaubt Holtzendorff mit 
dem Satze abthun zu können: «Keines theoretisch geführten 
Nachweises bedarf dasjenige, was von niemandem in der 
Rechtspraxis bestritten wird>. Ein solcher Beweis sei weder 



**) .über die Bedeutung der Anerkennung, vgl. namentlich Bierling 134, 
Jaiinek System 188. 
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jemals versucht, noch verlangt worden ; ausserdem sei dies 
eine philosophische Vorfrage. Das ist das ganze Kapitel auch 
nach unserer Ansicht, und deshalb gerade richten wir uns gegen 
diese 4cQuelle positiven Rechts». Wir stehen weder auf dem 
Boden der «abstrakten Spekulation> noch auf dem Standpunkt, 
dass wir uns «den Rechtsbegriff durchaus nach dem Vor- 
bilde der Privatrechtsgesetzgebung» formiren, sondern wir 
halten uns einfach an den Begriff des positiven Rechts und 
die Möglichkeiten seiner Entstehung. Gerade deshalb müssen 
wir es aber bestreiten, dass Anerkennung eine besondere Rechts- 
quelle sei. 

Holtzendorff sagt selbst S.89: <Ihrer Form nach kann die 
Rechtsquelle der Anerkennung stillschweigend in den That- 
sachen des auswärtigen Verkehrs sich offenbaren oder auch 
in ausdrücklichen Erklärungen». Damit gibt er selbst zu, 
dass die Anerkennung hinter der wirklichen äusseren Rechts- 
quelle steht, und es ist inkonsequent, sie neben Gewohnheit, 
Vertrag und Gesetz als etwas Gleichwertiges zu behandeln. 
Anerkennung ist ein Moment, das dem rechtsbildenden Willen 
der Staaten innerlich zu Grunde liegt, sie entspricht unserem 
«Konsens». Sie ist «der gemeinsame Grund, auf welchem die 
Verbindlichkeit aller Rechtsnormen beruht» (Jellinek System 
299). Aber sie ist nicht <Rechtsquelle».*'') 

10. Unter den Quellen des Völkerrechts überwiegt bisher 
die Gewohnheit. Aber gerade wie das innerstaatliche Recht 
allmählich vom Gewohnheitsrecht zum Gesetzesrecht fort- 
schreitet, so dass es für manche Rechtsgebiete ein ausschliess- 
lich «geschriebenes Recht» geworden ist, so wird auch das 
Völkerrecht mit der Zeit immer mehr ein «geschriebenes Recht» 
werden, ein Vertragsrecht im eigentlichen Sinn des Wortes. 
«An die Stelle . . . des sonst vorwaltenden, trägen und zudem 
vielfach ungewissen Wirkens der Gewohnheit lassen sie, die 
völkerrechtsbildenden Faktoren, durch ausdrückliche Willens- 

*^) Den Holtzendorff sehen Satz : «Es war nicht der Konsens der Nationen, 
der den internationalen ilfac^zustand der Gemeinschaft geschaffen hat», unter- 
schreiben wir vollständig, fügen jedoch hinzu: Aber es war der Konsens der 
Nationen, der den internationalen Bechtszusiand geschaffen hat; soweit dieser 
Konsens fehlt, gibt es daher keinen BecMszuaisLnd, sondern nur einen Macht- 
zustand. — 
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erklärung gemeinsame Normen des Handelns und dauernde 
Grundsätze des Wechsel Verkehrs treten, somit in der Form von 
Verträgen inhaltlich ein objektives Völkerrecht.» (Bergbohm5.) 

Das «geschriebene Recht der Völker» beruht durchaus 
auf den völkerrechtlichen Verträgen. Sie sind die einzige 
Form der ausdrücklichen Rechtssetzung durch die Staaten und 
daher die einzige Form zukünftiger internationaler Rechts- 
bildung. Ihre Bedeutung für das internationale Recht erhellt 
daraus von selbst. Alle Zukunftshoffnungen, die man für 
dieses Rechtsgebiet hegen kann, hängen davon ab, dass die 
Staaten in möglichst ausgedehntem M^asse von derMöglichkeit 
gegenseitiger Vertragschliessung Gebrauch machen, und dass 
so das sie vereinigende rechtliche Band immer fester wird*®). 

Erhöht wird die Bedeutung*^) der völkerrechtlichen Ver- 
träge namentlich dadurch, dass eine Rezeption der vereinbar- 
ten Rechtssätze durch dritte Staaten nicht nur möglich ist, 
sondern auch thatsächlich oft geübt wird. Dadurch wird dem 
Satze, dass ein Vertrag nur für die Kontrahenten Geltung 
hat, die Spitze abgebrochen. Der Beitritt dritter Staaten 
braucht keineswegs in formeller Weise zu erfolgen. Man 
pflegt mit Bezug auf denselben zu unterscheiden^®): 

1. Die Accession, d. i. der eigentliche Beitritt. Hiedurch 
wird der Beitretende ebenfalls Hauptpartei, und erhält also 
die gleichen Rechte und Pflichten wie die ursprünglichen 
Kontrahenten^^). 

Der Beitritt muss natürlich ausdrücklich geschehen, wie 
ja auch die ursprünglichen Kontrahenten ihren Konsens aus- 
drücklich erklären müssen. Dagegen ist die Form, in der 
dies zum Ausdruck gelangt, gleichgiltig. Die Erklärung des 



*') Berghohm 81 : «Die Staaten . . . sollten jede passende Gelegenheit er- 
greifen, um in thunlichst weiter Ausdehnung mit anderen Staaten auf diese Weise 
ein sicheres objektives Recht zur Ordnung der internationalen Beziehungen zu 
schaffen, so weit nicht schon ein hinreichend entwickeltes und klares Gewohnheits- 
recht vorliegt.» Selbst wenn letzteres der Fall ist, bleibt eine ausdrückliche 
Fixirung des Inhaltes dieses Gewohnheitsrechtes immer noch wünschenswert. 

*•) Vgl. über diese unten die Schlussbemerkungen. 

*") Darüber vgl. besonders Bulmerincq M. 305, Heffter 197, Oeffcken H. 
198, Martens I 409, Gareis 32. 

**) Oeffcken I.e.: «Accession, durch welche ein Staat Mitkonlrahent eines 
Vertrages wird, der ohne seine Mitwirkung geschlossen ward». 
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Beitritts kann in einem besonderen Vertrage erfolgen, oder 
aber in einem Neben vertrage. Im letzteren Fall erklärt nach 
Bulmerincq «der später hinzutretende Staat seinen Hinzutritt in 
einer Beitrittsurkunde und anerkennen die früher kontrahiren- 
den Teile den Hinzutritt in einer Acceptationsurkunde, wodurch 
erst der Hinzutritt perfekt wird, da kein dritter Staat wider 
den Willen der Kontrahenten sich einem von diesen abge- 
schlossenen Vertrage anschliessen kann>. Diese Form ist mög- 
lich, aber jedenfalls keineswegs nötig. Gerade in den Fällen 
der «Verträge rechtsnormativen Inhalts» versteht sich viel- 
mehr der Wunsch nach resp. die Zustimmung zu dem Bei- 
tritt weiterer Staaten von selbst. Es genügt daher hier jeden- 
falls die einseitige Beitrittserklärung, überhaupt jede aus- 
drückliche Konsensäusserung, vollkommen, um den Beitre- 
tenden als «unmittelbaren Vertragsteilhaber* erscheinen zu 
lassen^^). 

2. Die Adhäsion, d. i. der sog. Anschluss, durch den 
der Dritte nicht Mitkontrahent, sondern nur in beschränkter 
Weise beteiligt wird, indem er seine Billigung eines Ver- 
trages oder eines Teils desselben äussert^^). 

Heffter unterscheidet hievon noch einen «ceremoniellen 
Beitritt aus Höflichkeit.» Hieraus entsteht aber, wie Heffter 
selbst zugibt, keinerlei Verbindlichkeit für den Dritten, und 
ebensowenig erwirbt derselbe hieraus Rechte, so dass ein 
solcher Beitritt rechtlich durchaus irrelevant ist**). 



^^) Vgl- a^ch Geffcken l. c: «Die Form, in der dies geschieht, ist unwe- 
sentlich, sie kann sowohl ein Vertrag als eine blosse amtliche Erklärung sein». 
Anderer Meinung Martens 1. c. Übrigens schreibt auch Bulmerincq, es könne 
zu einer von Staaten abgegebenen Deklaration «ein Beitritt durch die von einem 
Staate abgegebene Deklaration, den Inhalt der Deklaration, welcher er beitritt, 
auch für sich verbindlich zu erachten, erfolgen». 

*•) Geffcken 1. c. : «Adhäsion, durch welche eine dritte Macht einen Ver- 
trag oder gewisse Bestimmungen desselben durch einen ausdrücklichen Akt billigt, 
womit sie keine neuen Rechte erwirbt, wohl aber sich verpflichtet, der Ausfüh- 
rung des Vertrages nicht entgegen zu sein.» Vgl. auch Martens L c, ferner 
Heffter L c: «ein Beitritt zur Genehmhaltung derjenigen Bestimmungen, welche 
dem Dritten nachteilig sein könnten, wodurch insbesondere auf die etwaigen Ein- 
wendungen dagegen verzichtet wird». 

**) Vgl. auch Bulmerincq 1. c. Es wäre überhaupt ein Fortschritt, wenn 
die Theorie sich entschliessen könnte, die vielen formellen resp. ceremoniellen 
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Auf dem Wege des Beitritts zu den bestehenden Ver- 
trägen wird das Völkerrecht eben so sehr weitere Ausdehnung 
gewinnen, wie durch den Abschluss neuer Verträge. Beides 
liegt daher gleich sehr im Interesse des Fortschritts in der 
internationalen Rechtsentwicklung, im Interesse der Verwirk- 
lichung eines «allgemeinen Völkerrechts». 

So hat denn das «konventionelle> Völkerrecht die 
Fähigkeit, mit der Zeit in der That eine praktische Be- 
deutung zu erlangen, die derjenigen des von der Theorie be- 
haupteten «Völkerrechts» nicht nur gleichkommt, sondern d^ie- 
selbe übertrifft, weil sie eine wirkliche Macht ist. Und man 
darf deshalb hoffen, dass mit der Zeit die Vorurteile der Theo- 
retiker gegen diese «Degradirung» des Völkerrechts schwinden 
werden"). Man wird erkennen, dass dieses «konventionelle 
Recht» alle Eigenschaften eines positiven Rechts hat — Eigen- 
schaften, die allein dazu berechtigen, von einem Rechte zwi- 
chen den Nationen zu sprechen. 

Sätze, die gar keinen rechtlichen Inhalt und noch weniger juristisches Interesse 
hahen, endlich bei Seite zu lassen. Solche Sätze wollen auch dargestellt sein, 
aber nicht in einer juristischen Arbeit. 

**) Bärenbach 726 meint, eine Beschränkung auf «die Registrirung der 
Verträge und einiger konventioneller Regeln» entspreche der Idee des Völker- 
rechts keineswegs. Wir haben es aber nicht mit der Idee des Rechts, sondern 
mit dem positiven Recht zu thun. 
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§ 4. Das VerhUtadB des Völkerrechts zum Staatsreclit. 

1. Wenn wir von dem Verhältnis des Völkerrechts zum 
Staatsrecht sprechen wollen, müssen wir zunächst eine Vor- 
frage erledigen, nämlich ob Völkerrecht und Staatsrecht über- 
haupt zwei verschiedene BegrifTe sind, von denen jeder posi- 
tive rechtliche Existenz hat. 

Wir haben zwar im Vorhergegangenen von einem posi- 
tiven Völkerrechte gehandelt und auch gesehen, auf welche 
Weise dasselbe rechtlich in Erscheinung tritt. Aber nun begegnen 
wir in der Litteratur der Behauptung, dass dieses Völkerrecht 
kein Rechtsgebiet für sich sei, sondern einfach äusseres Staats- 
recht^). Wenn es keine Rechtsordnung über den Staaten gebe, 
dann gebe es überhaupt kein selbständiges Völkerrecht. Letzterer 
Begriff stehe und falle mit dem überstaatlichen Recht. Das von 
den einzelnen Staaten selbst geschaffene Recht dagegen sei nichts 
anderes als äusseres Staatsrecht dieser Staaten, so dass man 
die Existenz eines positiven Völkerrechts als besonderen 
Rechts von unserem Standpunkte aus konsequenterweise bestrei- 
ten müsse. Wenn diese Ansicht richtig wäre, könnten wir 
natürlich nicht von einem Verhältnis des Völkerrechts zum 
Staatsrecht sprechen, weil beide Begriffe dann zusammenfallen 
würden. 

Der eben gekennzeichnete Standpunkt wird namentlich 
von Fricker vertreten. 

Dieser wendet sich in seiner Ausführung gegen Berg- 
bohm, als dessen Grundgedanken er bezeichnet, dass das 
Völkerrecht ein gemeinsames Recht sein müsse, das aber der 
eigene Wille jedes unter ihm stehenden Staates sei. «In dem 
Erfordernis der Gemeinsamkeit wird der Begriff des Völker- 
rechts festzuhalten gesucht, in dem Erfordernis des eigenen 
Willens des Subjekts wird der Unmöglichkeit, einen über die 
souveränen Staaten herrschenden Willen zu konstruiren, Rech- 
nung getragen.» Dieser Bergbohm'sche Grundgedanke deckt 
sich durchaus mit unserer Auffassung des Völkerrechts. Gegen 

») In der Philosophie vertritt Eegel (1. c.) deu Standpunkt, das Völkerrecht 
könne juristisch nur als äusFeres Staatsrecht aufgcfasst werden. 
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ihn zieht nun Fricker zu Felde, und zwar geht er davon aus 
(377 fg.), dass es unmöglich sei, folgendem Dilemma zu ent- 
rinnen : «Entweder stehen die Einzelstaatswillen über dem 
gemeinsamen Willen, d. h. es löst sich dieser als ein beson- 
derer objektiver (?) Wille von den Einzelwillen überhaupt 
nicht ab — dann ist ein objektives Völkerrecht nicht zu ge- 
winnen ; oder der gemeinsame Wille steht, einmal geworden, 
mit eigener objektiver Autorität über den Einzelstaatswillen 

— dann ergibt sich zwar ein Völkerrecht, aber dasselbe ist 
ein von dem eigenen Willen des Staates unterschiedener, be- 
sonderer Wille.« 

Gegenüber diesem «Dilemma» kann man nur sagen, dass 
es willkürlich an den Haaren herbeigezogen ist. Wenn eine 
Mehrzahl von Staaten in einem Vertrags Verhältnis steht, so 
gibt das ebensowenig Veranlassung zu einem solchen «Di- 
lemma», wie wenn mehrere Privatpersonen einen Vertrag mit 
einander abgeschlossen haben. Niemand würde hier auf die 
Idee verfallen, entweder den Willen der einzelnen Personen 
über den gemeinsamen Willen oder den gemeinsamen Willen 
über den Willen der einzelnen Personen zu stellen. Doch 
das «Dilemma» ist nicht nur willkürlich, es ist auch un- 
richtig — ebenso wie die daraus gezogenen Konsequenzen 

— weil die beiden aufgeführten Möglichkeiten keineswegs die 
einzigen sind, sondern es noch eine dritte Möglichkeit gibt. 

Im Völkerrecht steht weder der Wille der Einzelstaaten 
über dem gemeinsamen Willen, noch der gemeinsame Wille über 
den Einzel willen, sondern das Völkerrecht, das auf der Wil- 
lensübereinstimmung mehrerer Staaten beruht, ist eben der 
gemeinsame Wille derselben, also die Summe^) von Einzel- 
willen, der «Kollektivwille». Ein solcher «Kollektivwille» 
erfordert nicht, «ein besonderer, von dem Willen der Einzel- 
nen unterscheidbarer Wille» zu sein, wie Fricker meint; er 
bedeutet gerade einen Gegensatz zum Willen der juristischen- 
Person als der rechtlichen Einheit. Und es ist daher für das 
Völkerrecht keineswegs nötig, dass es sich, als auf einem 
«besonderen objektiven Willen» beruhend, von dem Willen 
der Einzelstaaten ablöse. Die vertragschliessenden Staaten 

*) Vgl. unten § 7. Auch Jellinek System 298 bezeichnet die Staatengemein- 
schaft als «Etwas, das weder herrscht, noch beherrscht wird.» 
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sind keine universitas personarum, sie bilden keine rechtliche 
Einheit, sondern sie sind einfach als eine Mehrzahl von 
gleichstehenden Subjekten aufzufassen, die gemeinsam etwas 
wollen und sich daher gemeinsam zu etwas verpflichten. 

Wenn aber die rechtliche Einheit, der «Gesammtwille» im 
Sinne einer Fricker'schen «Gesammtautorität», fehlt, so folgt 
daraus noch nicht, dass nun die Einzel willen über dem Gesammt- 
willen stehen, denn dieser setzt sich ja aus jenen zusammen 
und der Teil ist 4och nicht mehr als das Ganze. Der völker- 
rechtliche Vertrag ist nicht nur der eigene Wil]e eines Staates, 
sondern gleichzeitig auch der gemeinsame Wille mehrerer 
Staaten ; der eigene Wille hat sich nicht nur selbst gebunden, 
sondern sich auch anderen gegenüber zu etwas verpflichtet, 
so dass er nicht frei ist, wenngleich er sich freiwillig gebun- 
den hat. Also steht der Wille des Einzelstaates ebenso wenig 
über dem Willen der Gesammtheit, wie der Gesammtwille als 
solcher sich ablöst von der Summe der Einzelwillen. Dieses 
letztere Verhältnis, das das Kennzeichen jeder universitas ist, 
findet für das Völkerrecht keine Anwendung. Vielmehr ist 
es durchaus richtig, was Bergbohm 89 sagt : Die das Völ- 
kerrecht setzende Gesammtautorität ist «nie eine einzige, keine 
rechtliche Einheit, sondern bleibt immer nur ein Aggregat 
souveräner Einzelwillen, von denen jeder besondere, unab- 
hän_gig von allen anderen, sein Territorium seinem Rechte 
unterw^orfen hält>^). 

Die Fricker^schen Angriffe auf das Bergbohm'sche Völ- 
kerrecht beruhen nun darauf, dass er, von der falschen Prä- 
misse seines «Dilemma» ausgehend, sich in einem circulus 
vitiosus befindet, aus dem er nicht herauskann. Daraus, dass 
dem gemeinsamen Willen keine höhere Autorität innewohnt, 
schliesst er immer wieder, dass die Gemeinsamkeit überhaupt 
irrelevant sei und dass nur der Wille des Einzel Staates gelte, 
und daraus, dass das Völkerrecht auf den Willen der Einzel- 
staaten zurückgeführt wird, schliesst er, dass es kein gemein- 
sames Recht, sondern nur Recht der Einzelstaaten sei. Der 
gemeinsame Wille gilt aber für den einzelnen Staat nicht 
nur, weil er sein eigener Wille ist, sondern auch weil er 

*) Vgl. auch Jellinek Systeiia 195. Falsch ist die Konsequenz, die Bergbohm 
hieraus zieht: dass jeder Staat jederzeit einseitig zurücktreten könne. 
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diesen Willen anderen gegenüber gebunden hat. Die Gemein-^ 
samkeit ist allerdings eine «Thatsache»*), aber eine Thatsache^ 
die rechtliche Bedeutung hat, weil auf ihr, auf der Konsens- 
erklärung, die völkerrechtliche Gebundenheit der Kontrahen- 
ten beruht. Wenn Fricher schreibt: <Im Begriff «gemein- 
samer Anerkennung von Rechtssätzen» ist die Gemeinsamkeit, 
lediglich eine Thatsache ; aber das entscheidende rechtliche^ 
Moment liegt für jeden Staat nur in seiner Anerkennung. Sollte 
es dann aber nicht richtiger sein, die Gemeinsamkeit überhaupt 
aus dem Spiele zu lassen?» ~ so ist hier übersehen, dass Aner- 
kennung eines Staates für sich allein nach aussen hin — d. h. 
völkerrechtlich — keine Wirkung haben und den Staat nicht bin- 
den kann, so dass für das völkerrechtliche Verhältnis gerade die 
Gemeinsamkeit von grösster rechtlicher Bedeutung ist. Durch 
den eigenen Willen eines Staates entsteht Recht, aber noch 
kein Völkerrecht. Erst die Gemeinsamkeit der Rechtsschaffung^ 
kann Völkerrecht erzeugen. Der Wille des Einzelstaates wird 
notwendigerweise ergänzt durch den der anderen Staaten ; 
sie verpflichten sich gegenseitig und berechtigen sich gegen- 
seitig zu etwas. Das alles ist aber nur möglich infolge 
der «Konsenserklärung», also bei «Gemeinsamkeit». Und 
diese Gemeinsamkeit soll rechtlich ohne Bedeutung sein und 
aus dem Spiele gelasseii werden? Sie, die gerade das unter- 
scheidende Merkmal des Völkerrechts von anderen Rechtsge- 
bieten — wo ein Staat allein für sich Recht schafft — bildet? 
Und warum? Weil kein von den Einzelwillen sich ablösender 
höherer Wille vorhanden ist, der die einzelnen Staaten bindet,, 
m. a. W. wegen des Vorhandenseins des bekannten circulus. 
Denn es ist nach Fricker eben «für jeden Staat nur sein Wille 
maassgebend»^), und «das Völkerrechtliche liegt lediglich darin^ 
dass Normen für die Beziehung von Staat zu Staat vorhanden 
sind, nicht in der Gemeinsamkeit dieser Normen.» Gerade 
das direkte Gegenteil von dieser Behauptung ist richtig. Da- 
rin, dass Normen für die Beziehung von Staat zu Staat vor- 
handen sind, liegt gar nichts Völkerrechtliches ; solche Normen 
können vorhanden sein, ohne dass es ein Völkerrecht gibt. 

*) «Die Gemeinsamkeit ist lediglich eine thatsächliehe». 
*) «Der gemeinsame Wille ist nur ein Schein, für jeden Staat gilt nur 
sein eigener, darin steckender Wille.» 
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Das Völkerrechtliche liegt einzig und allein in der Gemein- 
^ojnkeit : sie ist für den Begriff" des Völkerrechts wesentlich^). 

Da Fricker erklärt, die Gemeinsamkeit sei «juristisch von 
gar keinem Belang», so ist es kein Wunder, wenn er zu Kon- 
sequenzen gelangt, zu denen ihm weniger die Bergbohm'schen 
Ausführungen, als seine eigenen falschen Prämissen die 
Veranlassung geben. Völkerrecht sei danach «das die Staaten- 
beziehungen betreffende objektive Recht der einzelnen Staaten. > 
Der Begriff des Völkerrechts werde in der Gemeinsamkeit 
nicht festgehalten, weil keine Autorität über den Staaten an- 
erkannt werde ; also gebe es «nur staatliches Recht in Bezug 
;auf internationale Verhältnisse». «Mit dem Recht über den 
Staaten verschwindet notwendig auch das Recht zwischen den 
Staaten.» Das ganze Völkerrecht bestehe nur «in dem (bloss 
thatsächlich gemeinsamen) eigenen objektiven Recht der ein- 
zelnen Staaten»''). 

Nach dem Gesagten bedürfen diese Behauptungen keiner 
Widerlegung mehr. Sie enthalten eine Verkennung gerade 
des wesentlichsten CJiaraktermerkmals des Völkerrechts : 
Während alles andere Recht von einem Staate für sich ge- 
^schaffen werden kann, entsteht ein Völkerrecht nur durch 
das Zusammenwirken mehrerer Staaten, die kraft ihres sou- 
veränen Willens gemeinsame Normen für ihre gegenseitigen 
Beziehungen aufstellen und sich selbst an diese gemeinsam 
geschaffenen oder anerkannten Normen binden. Das Völker- 
recht beruht also auf dem freien Willen der Staaten, aber es 
ist ein wesentlich gemeinsames Recht. 

Die Anschauung Frickers steht natürlich im Zusammen- 
hang damit, dass er die Möglichkeit einer rechtlichen Bin- 
dung des Staatswillens durch sich selbst bestreitet. Er sucht 
stets eine Autorität, die über dem Staat steht; er verlangt, 

®) Richtig sagt Fricker S. 403 : «Erst in der Gemeinsamkeit des objektiven 
Rechts der einzelnen Staaten liegt eigentlich das Völkerrecht.» Er verfallt jedoch 
gleich darauf in den alten Zirkel: «Aber diese Gemeinsamkeit ist nicht selber 
objektiv über den Staaten stehend, hebt deren rechtliche Vereinzelung nicht auf. » 
Die Gemeinsamkeit ist aber nicht nur thatsächlich vorhanden, sondern hebt die 
rechtliche Vereinzelung allerdings auf, trotzdem sie nicht über den Staaten steht. 

') Vgl. auch 399: «Indem Bergbohm das Recht in seiner ausgebildetsten 
Form, als Wille des Staates, allein als Recht auffasst, muss er das Völkerrecht 
auflösen in eine Mehrheit von, den einzelnen Staaten gehörigen, für jeden nur 
«Is sein eigener Wille geltenden Rechten.» 
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«dass der Wille einer rechtsetzenden Autorität über den Sub- 
jekten steht ; das «über» ist im Begriff der Autorität bereits, 
enthalten.» Das wäre richtig, wo die Subjekte Privatpersonen 
sind, aber Bergbohm hat ganz Recht, wenn er sagt: «die 
Staaten tragen alle Bedingungen in sich, welche zur An- 
nahme einer rechtsetzenden Autorität erforderlich sind.» 
Es gibt keine «Autorität über die Staaten», und trotzdem 
sind allerdings <Rechtssätze Befehle einer Autorität», die Völ- 
kerrechtssätze gerade sowie alle anderen. Das Recht braucht 
nicht stets über denjenigen zu stehen, deren Verhalten e& 
normirt, weil die Staaten selbst ihr eigenes Verhalten nor- 
miren können. Aber weil Fricker sagt : «Ein Recht, das 
nicht über mir steht, ist kein Recht, keine Norm für mich»^ 
so folgert er : <Gibt es kein Recht über den Staaten, so gibt 
es auch kein Recht zwischen den Staaten.» Er vermisst da- 
zu den Befehl der Autorität, fährt jedoch fort : «Nun ist 
allerdings beim Staat das Besondere, dass er für sich objek- 
tives Recht schaffen kann. Wenn wir aber den Staat als 
solchen, als Person, unterscheiden von seiner innern Gliede- 
rung, so ist dieses sein eigenes Recht nur nach innen für 
die Gliederung' Recht, autoritativer Befehl, nicht für den 
Staat als solchen ; denn sich selbst kann auch der Staat nicht 
befehlen, nicht Autorität sein. Recht zwischen den Staaten 
kann also auf diesem Wege nicht entstehen.» 

Die Unterscheidung, die Fricker hier macht, ist unrichtig. 
Das Recht, das der Staat setzt, ist auch fürihn selbst Recht, nicht 
nur nach innen für die Gliederung, und speciell das Völkerrecht 
ist sogar nur für den Staat als solchen Recht und nicht für 
die Gliederung. Gerade hierin liegt eines der hauptsächlich- 
sten Argumente gegen die Fricker'sche Ansicht, welches zeigt, 
dass das Völkerrecht gar kein äusseres Staatsrecht sein kann. 
Der völkerrechtliche Vertrag verpflichtet z. ,B. nur die Staaten 
als solche, nicht deren Organe und Unterthanerf ; zu letzterem 
bedarf es erst noch eines besonderen Befehls. Wenn der Ver- 
trag also vor der Publikation kein Völkerrecht ist, weil es gar 
kein Völkerrecht gibt — dann ist er überhaupt nichts ; denn 
soviel ist sicher : dass er kein Staatsrecht ist. 

Die Möglichkeit einer Selbstverpflichtung des Staates 
muss, wie wir gesehen haben, zugegeben werden, nicht 
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nur um das Völkerrecht zu konstruireu, sondern weil sie 
überhaupt die Voraussetzung jedes Rechtes ist. Und daraus 
folgt, dass der Staat in der That sich selbst Autorität sein 
kann, und dass ein Recht zwischen den Staaten auch ohne 
eine höhere Gesammtautorität wohl denkbar ist, weil die ver- 
einbarten Rechtssätze bindende Kraft haben nach dem freien 
Willen der Einzelstaaten, die ihnen diese Kraft verleihen. 
Dieses auf der Autorität der Einzelstaaten beruhende Völker- 
recht ist aber nichts weniger als blosses Staatsrecht: es be- 
ruht auf dem gemeinsamen Willen der Staaten und wird 
von ihrer gemehisamen Autorität getragen. 

Gegen die Fricker'sche Ansicht, dass das Bergbohm'sche 
Völkerrecht nur ein äusseres Staatsrecht sei, wendet sich 
auch Jellinek 46 fg. Er führt aus, dass die Fricker'sche 
Behauptung, der eigene Wille des Staates sei nicht im stände, 
für den anderen Recht zu schaffen: «was für mich nur gilt, 
weil ich es will, kann eben kein Recht zwischen mir und 
einem Andern, mir Gleichen, erzeugen» — konsequent weiter- 
gedacht zur Leugnung der Möglichkeit des Rechts überhaupt 
fähren würde. Es gelte gerade das Gegenteil des Fricker'schen 
Satzes: «Nur dadurch, dass etwas für mich gilt, weil ich 
es will, kann ein Recht zwischen mir und einem Andern er- 
zeugt werden.» 

Im Übrigen ist das, wie wir gesehen haben, keines- 
wegs das einzige Argument gegen Fricker. Die Möglichkeit 
der Selbstverpflichtung des Staatswillens ist kein Moment, 
das nur für das Völkerrecht Bedeutung hätte. Das für das 
Völkerrecht Charakteristische, das es vom Staatsrecht unter- 
scheidet, liegt darin, dass mehrere Staaten gemeinschaftlich 
ihren Willen binden. Dieses Moment betont Jellinek viel zu 
wenig. Es ist zum mindesten undeutlich, wenn er sagt, es 
werde «trotz der einseitigen Schöpfung des Völkerrechts durch 
die Einzelstaaten ein gemeinsames Recht . . . erzeugt»*). Die 
Schöpfung durch die Einzelstaaten ist doch nicht etwas Ein- 



®) Ebenso S. 46: «Diejenigen Normen, durch welche der Staat sein Ver- 
hältnis zu andern Staaten regelt, bilden das objektive Völkerrecht.» Diese Aus- 
drucksweise ist missverständlich, insofern auch die staatliche Gesetzgebung hier- 
unter verstanden werden könnte. Nicht der Staat regelt sein Verhältnis, son- 
dern die Staaten ihre Verhältnisse. 
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seitiges, sondern etwas Vielseitiges ; die Schöpfung ist gerade 
so gut gemeinsam wie das entstehende Recht : ein Staat allein 
kann niemals Völkerrecht schaffen, ebensowenig wie mehrere 
Staaten gemeinsam Staatsrecht schaffen können, weil das 
gemeinsam geschaffene Recht immer noch kein Staatsrecht 
wäre. Der Staat kann nur Staatsrecht schaffen^), die Staaten 
dagegen auch Völkerrecht. Jedes dieser Rechte hat seine be- 
sonderen Eigentümlichkeiten und seine selbständige Exi- 
stenz : das Völkerrecht ist ebensowenig Staatsrecht, wie. das 
Staatsrecht Völkerrecht ist. 

Der Fricker'sche Standpunkt wird geteilt von Zorn: 
«Insbesondere fällt das sog. «Völkerrecht» unter den Begriff 
des äusseren Staatsrechtes.» Konsequenterweise^^) leugnet Zorn 
die rechtliche Natur der völkerrechtlichen Verträge ; wir wer- 
den hierauf später zurückkommen*^). Da wir gesehen haben, 
dass die internationalen Vereinbarungen an sich keine staats- 
rechtliche Existenz haben, so bleibt vom Zorn'schen Stand- 
punkte aus, der ihre völkerrechtiiche Existenz leugnet, von 
den Verträgen gar nichts Rechtliches**) mehr übrig: sie exi- 
stiren einfach rechtlich nicht. 



•) Vgl. HoUzendorff H. I. 7: «Insofern die Regeln des Völkerrechts nur 
durch Anerkenntnis oder WillensübereinstiDimung mehrerer selbständiger Staaten 
geschaffen werden können, unterscheiden sich diese begriffsmässig vom Staats- 
recht und Privatrecht. Das Völkerrecht kann niemals das Werk eines Staates sein.» 

") Vgl. Jellinek 58: «Wer die Existenz des Völkerrechtes negirt, muss 
folglich auch die Möglichkeit eines Vertrages negiren, also negiren, was vor 
seinen Augen thatsächlich vorgeht.» 

") Vgl. unten § 6. 

^") Seydel 32 äussert sich folgendermassen : «Zwischen den Staaten kann 
es kein Recht geben, zwischen ihnen gibt es nur die Gewalt. Es gibt darum 
kein Völkerrecht. Wohl mögen es die Herrscher bei ihrem Verkehr als in ihrem 
Interesse gelegen erachten, gewisse Grundsätze gegenseitig zu beobachten, allein 
keiner ist an dieselben länger gebunden, als er will. Dies ist offenbar kein 
Recht. Ebenso ist ein anderer Teil dessen, was man Völkerrecht nennt, kein 
Völkerrecht, sondern gleichraässiges Staatsrecht der gebildeten Staaten.» Hagens 
44 teilt das «sog. Völkerrecht» in zwei begrifflich verschiedene Bestandteile : «Einer- 
seits die Staatspraxis, welche der Verkehrs- und (äusseren) Verwaltungslehre 
(Politik) angehört, andererseits das thatsächlich den civilisirten Staaten gemein- 
same Recht.» 

Wir haben demgegenüber genügend hervorgehoben, dass wir die Sätze der 
Politik für keine Rechtssätze halten. Aber ebensowenig halten wir das völker- 
rechtliche Vertragsrecht für blosses Staatsrecht, das nur thatsächlich gemeinsam 
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Das Gesagte dürfte über diesen Punkt genügen. Gerade 
wie es nötig war, der falschen Theorie mit ihrem künstlicli 
aufgebauschten Völkerrecht entgegenzutreten, so muss man 
sich auf der anderen Seite gegen diese Leugnung des Völker- 
rechts kehren : denn die Charakterisirung des Völkerrechts 
als eines äussern Staatsrechts bedeutet nicht nur eine «Depo- 
tenzirung» des Völkerrechts, sondern sie kommt einer völli- 
gen Leugnung desselben gleich. 

2. Davon ausgehend, dass das positive Völkerrecht kein 
Staatsrecht ist, sondern dass es neben dem Staatsrecht ein 
Völkerrecht gibt, gehen wir nun zu der Frage über, in welchem 
Verhältnis ^^) diese beiden Rechtsgebiete zu einander stehen. 

Zweifellos haben sie manches Gemeinsame, sowie sie 
auch mancherlei Verschiedenheiten zeigen werden. Wir möch- 
ten im folgenden namentlich auf die letzteren aufmerksam 
machen, weil wir selbst bei denen, welche die Existenz eines 
Völkerrechts anerkennen, einer Tendenz begegnen, dasselbe 
in eine Abhängigkeit vom Staatsrecht zu bringen, die viel 
weiter geht, als die beiden Rechtsgebieten gemeinsamen Be- 
rührungspunkte es rechtfertigen. 

Zunächst führen sich sowohl Staats- als Völkerrecht auf 
den Willen derselben Staaten zurück. Derselbe Staat, der 
sich in seinem Staatsrecht Normen für bestimmte Verhältnisse 
des inneren oder äusseren Staatslebens gesetzt hat, er bestimmt 
auch — im Verein mit anderen — seine internationalen Ver- 
hältnisse. Daraus folgt naturgemäss, dass die beiderseitigen 
Regeln, soweit sie denselben Gegenstand betreffen, inhaltlich 
regelmässig übereinstimmen werden.^*) 

ist Unrichtig ist es also, wenn Haj^ens behauptet, dass die Litterarkonventioncn 
etc. auf gemeinsamem staatlichem Rechte beruhen. Hier haben wir Vertrags- 
recht, Völkerrecht vor uns. 

") Vgl. HoUzendorff R. I 51: «Ihr Verhältnis ist dasjenige des nationalen 
Selbständigkeitsrechts einzelner Staaten zu dem genossenschaftlichen Gemein seh afts- 
recht aller, in friedlich zuständlicher Verkehrsverbindung lebender Staaten». Das 
Verhältnis des Völkerrechts zum Staatsrecht — oder weiter ausgedrückt: des 
internationalen Rechts zum nationalen Recht — bietet natürlich nach den ver- 
schiedensten Richtungen hin Stoff zur Besprechung. Wir beschränken uns jedoch 
darauf, dasjenige Moment hervorzuheben, das allein uns hier interessirt: die beider- 
seitige Unabhängigkeit. Einzelnes siehe auch unten in den Schlussbcmerkungen. 

") Diese inhaltliche Übereinstimmung ist jedoch keine absolut notwen- 
dige. Für die rechtliche Beurteilung der einzelnen Sätze, sowohl der Staats- 
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Wenn beide Rechte ihren Ursprung mit allem anderen 
Rechte gemein haben und insofern übereinstimmen, so ist an- 
dererseits ein charakteristisches Unterscheidungsmerkmal des 
Völkerrechts von allem anderen Rechte und auch vom Staats- 
rechte die Entstehungsweise, indem, wie wir ausgeführt haben, 
das Völkerrecht durch gemeinsame Willensäusserung mehrerer 
Staaten entsteht, das andere Recht durch einseitige Willens- 
äusserung eines Staates, und indem also beim Völkerrecht 
von vorneherein mehrere koordinirte Willensmächte gegeben 
sind, die sich selbst binden, während beim Staatsrecht regel- 
mässig, wenn auch nicht immer, ein übergeordneter Wille 
einen untergeordneten Willen bindet, jedenfalls aber eine 
koordinirte Willensmacht fehlt. Aus diesem Unterschiede 
folgt, dass das Völkerrecht lediglich ein konventionelles Recht 
sein kann und auch als solches beurteilt werden will: eine 
Behandlung, die für das Staatsrecht gänzlich ausgeschlossen 
ist. Mit anderen Worten, die rechtliche Behandlung völker- 
rechtlicher Verhältnisse ist total verschieden von derjenigen 
der staatsrechtlichen Verhältnisse; es besteht von vorneherein 
ein tiefgreifender Unterschied zwischen dem völkerrechtlichen 
und dem staatsrechtlichen Standpunkte. 

Dieser Unterschied wird leider aus verschiedenen Grün- 
den nur zu oft übersehen, man verwechselt beide Standpunkte 

als der völkerrechtlichen, kommt auf inhaltliche Übereinstimmung an sich wenig 
an. An sich können die einen sowohl wie die anderen rechtlich existiren, selbst 
wenn sie im Widerspruch mit einander stehen sollten. Es ist dann Aufgabe 
der betr. Staaten, die inneren Widersprüche durch Änderung der einen oder 
anderen Sätze zu lösen, denn eine Lösung des Widerspruchs, eine Übereinstim- 
mung des Staatswillens, ist naturlich wünschenswert. Vorher existiren die frag- 
lichen Sätze nebeneinander, trotzdem der Wille des einzelnen Staates dadurch doku- 
mentirt, dass er mit sich selbst in Widerspruch geraten ist. Es zeigt sich auch 
hierin die Selbständigkeit des Völkerrechts vom Staatsrecht. Vgl. z. B. BluntseMi 
283: «Staatenverträge, deren Inhalt das bestehende Verfassungs- und Gesetzes- 
recht eines Staates ausser Wirksamkeit setzt oder abändert, sind, wenn sie von 
der repräsentativen Staatsautorität abgeschlossen worden sind, nicht von Anfang an 
als völkerrechtlich ungiltig zu betrachttjn, aber sie sind nach Umständen nicht voll- 
ziehbar und insofern wird ihre Wirkung gehemmt». Ferner vgl. Crareia 180, Selig' 
mann 19. Über die Frage, welcher Rechtssatz im Falle eines Widerspruchs vor- 
geht, vgl. neuerdings Holland, «Internationales Recht und englische Gesetze», in 
der Law Quarterly Review IX (übersetzt in Böhm's Ztschr. 1894, 1). Holland 
beantwortet speciell die Frage, wie ein englisches Gericht sich zu einem englischen 
Gesetz zu stellen habe, das mit einer internationalen Regel in Widerspruch steht. 
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mit einander, und ' lässt völkerrechtliche Fragen durch das 
Staatsrecht und umgekehrt beantworten. 

Die Gründe dieser gegenseitigen Grenzüberschreitungen ^'^) 
liegen auf verschiedenen Gebieten. Einmal in dem Mangel 
feststehender allgemeiner Rechtsbegriffe; wir berühren diesen 
Punkt des näheren im nächsten Paragraphen. Da diese Be- 
griffe, die eigentlich allen Rechtsgebieten gemeinsam ange- 
hören, immer noch als ausschliesslich einem bestimmten 
Rechtsgebiet entnommen angesehen werden, so werden durch 
diese vermeintliche «Entnahme» auch andere «Übergriffe» er- 
leichtert. Das «entnehmende» Rechtsgebiet gelangt aber da- 
durch unbewusst in eine rechtliche Abhängigkeit von dem 
anderen. Darunter hat namentlich das Völkerrecht zu leiden. 
Als das juristisch weniger durchgebildete^^) wird es regel- 
mässig als das «entnehmende» Recht angesehen — bald mit 
Recht, indem that sächlich entsprechende völkerrechtliche Be- 
griffe fehlen, bald mit Unrecht, indem eine Anleihe gar nicht 
stattgefunden hat, sondern ein juristischer Grundbegriff ange- 
wendet wnirde. 

In der mangelhaften juristischen Durchbildung der 
Völkerrechtstheorie liegt also ein Hauptgrund der Grenz- 
verwirrungen mit dem Staatsrecht. Da die Völkerrechts- 
bücher über vieles keine Auskunft geben, nimmt man das 
Staatsrecht für die Beantwortung völkerrechtlicher Fragen zu 
Hilfe, und verliert dabei ganz das Bewusstsein, dass man den 
völkerrechtlichen Standpunkt eigentlich verlassen hat. Dazu 
kommt, dass manche Fragen zwei Seiten für die Beantwortung 
bieten, dass man sie sowohl vom völkerrechtlichen als vom 



") Siehe Beispiele bei Holtzendorff H. I 52. 

^^) «Man mag behaupten, dass im Vergfleich zum Völkerrecht das Ver- 
fassnngsrecht der meisten Staaten durch grössere Bestimmtheit seiner Formuli- 
rungen und seiner Gesetzgebungstechnik sich auszeichne». HoUzendorff betont 
dieser Thatsaehe gegenüber, «dass den völkerrechtlichen Normen im Verhältnis 
zu den staatsrechtliehen der Vorzug innewohnt, von geschichtswidrigen Präsum- 
tionen und Fiktionen sich völlig freihalten zu können. Denn alle Staatsverfas- 
sungen gehen von der Fiktion aus, dass jeder Machtzustand seit seiner Entstehung 
legitim, und der gegebene formale Staatsbesland von ewiger Dauer sei. Das 
Staatsrecht ist somit ausser stände, die geschichtlichen Thatsachen der Neubildung 
und des Unterganges der Staaten nach positiven Grundsätzen juristisch zu 
bestimmen». 
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staatsrechtlichen Standpunkt erörtern müsste. Hier wäre nun 
natürlich nötig, beide Gesichtspunkte und beide Antworten 
auseinanderzuhalten. Statt dessen wird aber, soweit über- 
haupt beide Seiten Berücksichtigung finden, beides durchein- 
andergemengt — regelmässig zum Schaden des Völkerrechts 
als dem juristisch schwächeren. So entstehen denn die sog. 
Kompetenzkonflikte *'^) zwischen beiden Disciplinen. 

Die Aufgabe der Theorie diesen Missständen gegenüber 
ist nicht schwer zu finden, sie lautet: «Kompetenzabgrenzung», 
Festhalten für jedes Gebiet an dem ihm eigenen Standpunkt, 
und Beantwortung aller Fragen nur von diesem Standpunkte 
aus.^®) 

Wie weit die Theorie davon entfernt ist, dieser ihrer 
selbstverständlichen Aufgabe gerecht zu werden, das erkennt 
man am deutlichsten bei denjenigen Fragen, bei welchen der 
Zusammenhang der beiden Gebiete am engsten und die Be- 
grenzung derselben daher am schwierigsten ist. Eine solche 
Frage ist die nach dem Abschluss und der Wirksamkeit der 
Staats vertrage. Wir werden unten sehen, dass nirgends die 
Verwirrung zwischen dem völkerrechtlichen und dem staats- 
rechtlichen Standpunkte soweit gediehen ist wie hier — trotz- 
dem keine andere Frage von der beiderseitigen Theorie, 
namentlich aber von der staatsrechtlichen, so eingehend be- 
handelt worden ist. Erst neuerdings hat Tezner auf diese 
Verwirrung aufmerksam gemacht, und man darf hoffen, dass 
seine Mahnung nicht ungehört verhallen werde. 

Verweilen wir einen Augenblick bei dem gedachten Beispiel. 
Da begegnen wir in der Litteratur fast durchgehends dem Ver- 
suche, staatsrechtliche Gesetze als unbedingt und unmittelbar 
bindende Normen in Betreff der völkerrechtlichen Giltigkeit und 



") Holtzendorff H. I. 50 spricht von einem « Kompetenz konflikt zwischen 
Staatsrecht und Völkerrecht, bei dessen Entscheidung es darauf ankommt, die 
richtige Grenzlinie aufzufinden zwischen dem Bereich des völkerrechtlichen Princips 
der dauernden zusländlichen rechtlichen Verkehrsgemeinschaft und dem vorwiegend 
staatsrechtlichen Princip der Selbständigkeit des inneren Lebens für die einzelnen 
Nationen». 

*^) Vgl. Holtzendorff 1. c. 52: «Die Wissenschaft hat darauf zu achten, dass 
Staatsrecht und Völkerrecht, deren Zusammenhang anzuerkennen ist, bei der 
Würdigung einzelner Rechtslehren und Rechtssätze nicht mit einander vermischt 
werden, was in der Staatspraxis der neueren Zeit oft genug geschehen ist». 
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Wirksamkeit der Verträge darzustellen. Demgegenüber weist 
Tezner 141 darauf hin, dass die Frage, ob ein Vertrag nach 
Völkerrecht giltig abgeschlossen sei, eine Frage des Völker- 
rechts und nicht eine Frage des positiven Verfassungsrechtes 
eines oder selbst aller Staaten bilde. «Dieses positive Staats- 
recht mag immerhin intendiren, etwas darüber auszusagen, 
wann ein Vertrag des Staates, für den es gilt, nach Völker- 
recht giltig abgeschlossen sei. Richtig ist die Aussage doch 
nur in dem Umfange, als sie durch das Völkerrecht accep- 
tirt wird». 

Bezüglich der Frage nach der ^^aa^^rechtlichen Giltigkeit 
eines t;ö7fe^rrechtlichen Vertrages bemerkt Tezner: «Da der 
Vertrag ein Rechtsgeschäft des Völkerrechts ist, welches nur 
durch die übereinstimmenden Parteienerklärungoj von wenig- 
stens zwei Staaten zu stände kommen kann, und jeder Staat 
nur Bedingungen für die (giltige) Entstehung seines Willens 
aufzustellen vermag, so ist der Ausdruck staatsrechtliche Gil- 
tigkeit eines Vertrages ein ungenauer . . . .» 

«Wollte eine Verfassung über die . . . dem positiven 
Staatsrechte gezogenen Grenzen hinausgehen und Normen 
aufstellen über die völkerrechtliche Giltigkeit ... so sind 
diese Normen, soweit sie nicht von dem Völkerrecht recipirt 
werden, bedeutungslos, und soweit sie recipirt werden, 
kommt ihnen nur als Normen des Völkerrechts, nicht als 
Normen des Staatsrechtes, Wirkung und Verbindlichkeit zu». 

Diese Bemerkungen Tezners haben eigentlich für jeden 
Unbefangenen etwas Selbstverständliches. Ein kurzer Blick 
auf die einschlägige Litteratur belehrt aber, wie notwendig die 
Betonung der Verschiedenheit des völkerrechtlichen und staats- 
rechtlichen Standpunktes ist, wie sehr eine «Kompetenzab- 
grenzung» not thut. Und am allermeisten für die «Grenz- 
gebiete». Gerade in diese Fragen wird erst dann Klarheit 
kommen, wenn man auseinanderhält: hie Staatsrecht, hie 
Völkerrecht. 

Durch eine solche Abgrenzung wird man nicht nur er- 
kennen, in welchen Fragen das Völkerrecht und das Staats-' 
recht unabhängig von einander sind : man wird gleichzeitig 
gewahr werden, in wie weit beide Gebiete in notwendiger 
Wechselwirkung stehen, und man wird für die Beurteilung 
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dieser gegenseitigen Beeinflussung den richtigen Maassstab 
finden. 

Eine Wechselwirkung rauss notwendigerweise vorhanden 
sein — wenngleich dieselbe keineswegs soweit geht, wie ge- 
wöhnlich angenommen wird -- schon deshalb, weil beide 
Rechte auf dem Willen des Staats beruhen, weil beide den 
Begriff des Staates voraussetzen und von der objektiven Natur 
des resp. der Staaten abhängen.*^) Angesichts der Notwen- 
digkeit einer solchen Wechselwirkung kann man sagen, dass 
Staatsrecht und Völkerrecht einander bedingen, einander be- 
grifflich voraussetzen. Ein Völkerrecht ist nicht denkbar ohne 
Staatsrecht, weil es eben das Vorhandensein von Staaten vor- 
aussetzt und ein Staat in modernem Sinn ohne ein Staatsrecht 
undenkbar ist. Aber auch das Staatsrecht ist nicht ohne 
Völkerrecht denkbar, weil für einen verkehrtreibenden Staat 
der innere Rechtszustand vielfach durch internationale Ver- 
hältnisse bedingt ist. 

Dieser notwendige Zusammenhang nimmt aber nicht 
weg, dass jedes Gebiet seine besondere Natur hat, in der es 
rechtlich begrifi'en sein will. Je fester wir an der Abgrenzung 
festhalten, desto deutlicher erkennen wir auch die berechtigten 
Eigentümlichkeiten, die jedes Gebiet aufweist. Diese Er- 
kenntnis ist aber besonders für das Völkerrecht von Vorteil, 
da dessen rechtliche Selbständigkeit noch weit davon entfernt 
ist, anerkannt zu werden. Wir werden im speciellen Teil 
noch Gelegenheit finden, für die Unabhängigkeit des Völker- 
rechts von staatsrechtlichen Normen einzutreten. 

Hier sollte zunächst nur ganz im allgemeinen daraufhin- 
gewiesen werden, dass trotz des notwendigen Zusammenhangs 
mit dem Staatsrecht das Völkerrecht seine eigene Natur hat, die 
von der des Staatsrechts grundverschieden ist, und dass diese 

*®) Vgl. Holtzendorff R. I. 49: «Völkerrecht und Staatsrecht stehen des- 
wegen notwendig in einem engeren Zusammenhange und beständiger Wechsel- 
wirkung, weil der Staat einerseits als Subjekt völkerrechtlicher Beziehungen in 
unserer Definition vorausgesetzt wurde, von dem Grade seiner Entwicklung und 
verfassungsrechtlichen Vervollkommnung also auch die Stufe der jeweiligen inter- 
nationalen Rechtskultur bestimmt wird, andererseits auch die historischen That- 
sachen und Formen des auswärtigen Rechtsverkehrs das innere Verfassungsleben 
jedes einzelnen Staates erheblich beeinflussen». Vgl. auch daselbst S. 51, ferner 
Hagens 9 ig. 
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Grundverschiedenheit selbstverständlich eine total verschie- 
dene juristische Betrachtungsweise für beide Gebiete voraus- 
setzt. Aber gerade weil nicht kleine Unterschiede, sondern 
eine durchgehende «Andersgeartetheit» zwischen beiden Ge- 
bieten vorhanden ist, hat die Theorie häufig die Konsequenzen 
aus dieser Thatsache sich nicht einzugestehen gewagt und es 
vorgezogen, unbestrittene staatsrechtliche Sätze dem Völker- 
rechte einfach aufzuoktroyiren, statt mühsam aus der eigenen 
Natur des Völkerrechts die Verhältnisse desselben zu beur- 
teilen. Dieser Tendenz gegenüber heisst es: die Selbständig- 
keit des Völkerrechts wahren ! — 
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§ 5. Das Verhältnis des Völkerrechts zum Privatrecht. 

1. Gerade so, wie man den Versuch macht, staatsrecht- 
liche Normen als für völkerrechtliche Verhältnisse unbedingt 
massgebend darzustellen, so versucht man auch, das Völker- 
recht in Abhängigkeit vom Privatrecht zu drängen, nur mit 
dem Unterschiede, dass man die Abhängigkeit hier r\s Analogie 
bezeichnet. Es handelt sich dabei natürlich speciell um die 
Normen des Vertragsrechts. Die Normen des völkerrechtlichen 
Vertragsrechts sollen grossenteils, so sagt man, nach Analogie 
des Privatrechts gebildet sein. Während man in dieser An- 
nahme früher vielfach so weit ging, dass die grossen Unter- 
schiede zwischen Privatverträgen und Staatsverträgen nahezu 
verwischt wurden*), sind die meisten neueren Schriftsteller 
darüber einig, dass solche Analogien an sich zwar statthaft 
seien, aber dass man damit doch vorsichtig sein müsse. Es 
sei uns erlaubt, hier einige Stimmen aus der Litteratur an- 
zuführen. 

Meier 36 fg. sagt, es sei durchaus natürlich, «dass die 
Sätze des Völkerrechts vielfach Abstraktionen aus dem Privat- 
recht sind. Solche Übertragungen von civilrechtlichen Nor- 
men auf den Rechtsverkehr der Völker finden sich namentlich 
hinsichtlich des Vertragsrechts». Aber er fährt fort: <Man 
darf darin freilich nicht zu weit gehen. Hat doch schon 
Gaius auf das Missbräuchliche solcher Analogien hingewiesen». 
Das Völkerrecht habe seine volle Selbständigkeit gegenüber 
dem Privatrecht überall da, wo die eigentümliche Natur des 
Verkehrs unter den Staaten es fordert, noch immer bewahrt. 
Es seien also «Argumentationen aus der privatrechtlichen 
Analogie heraus an sich durchaus statthaft, wenn auch immer 
nur mit Vorsicht anzuwenden». 

In ähnlichem Sinne äussert sich Holtzendorff E. 1006, 
eine Übertragung von Grundsätzen des Obligationenrechts 
auf das Völkerrecht erscheine unbedenklich, doch beständen 



*) Gessner 11 bemerkt bezüglich der Ausführungen Grotius' über die Staats- 
verträge: *Man glaubt eine mit naturrechtlichen Anschauungen vermischte Ab- 
handlung des römischen Civilrechts über Privatverträge zu lesen». 
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zwischen dem Privatvertragsrechte und dem Rechte der Staats- 
verträge erhebliche Unterschiede, und man müsse sich vor 
übereilter Analogie des Privatrechts hüten. 

Berner 6S9 bemerkt: «Wenngleich übrigens die analoge 
Anwendung der Grundsätze des neueren römischen Obligationen- 
rechts, in welchem man die für alle Zeiten gültige klassische 
Form des Obligationenrechts zu sehen gewohnt ist, auf dem Ge- 
biete unseres Themas wohl zulässig erscheint, so darf sie doch 
nie auf Kosten der eigentümlichen Principien des Völkerrechts 
und im Widerspruche mit den Ergebnissen der heutigen 
Wissenschaft des Obligationenrechts durchgeführt werden>. 

Bergbohm 79 betont, eine Gleichstellung mit den Ver- 
trägen des Privatrechts sei nur bedingungsweise erlaubt. 

Und ebenso schreibt BulmeHncq M. 188, civilrecht- 
liche Sätze dürften nicht an sich, sondern nur modifizirt auf 
internationale Rechtsverhältnisse Anwendung finden. 

Einen Schritt rückwärts macht neuerdings wieder Rosz- 
kowski 259, wenn er meint, das Völkerrecht stütze sich, 
«wie auf eine Grundlage, auf alle chronologisch früher ent- 
standenen Rechtszweige, ja es nimmt sogar die Principien 
aller Rechte, wie des öffentlichen, privaten. Straf-, Handels- 
und kanonischen Rechts in sein Gebiet auf». Das ist ein 
bischen viel auf ein Mal! 

Es ergibt sich, dass die herrschende Meinung jedes 
übertriebene Analogisiren mit dem Privatrecht im Princip 
entschieden verdammt*). Trotzdem begegnen wir auch heute 
noch in der Litteratur nur allzu häufig Beispielen, die zeigen, 
wie nötig in der That der Hinweis auf das Fehlerhafte dieser 
Methode war. Sätze, die durchaus nur für privatrechtliche 
Verhältnisse passen, werden immer und immer wieder her- 
vorgesucht, um damit Lehrsätze für den völkerrechtlichen 
Verkehr zu gewinnen. So hat man namentlich Missbrauch 
getrieben mit dem Satze :,Qui cum alio contrahit, vel est vel 
debet esse non ignarus conditionis eins (1. 19 D. de R. J.). 



*) Vgl. Jellinek 51: «Die Anhänger der privatrechtlichen Analogie sehen 
sich genötigt, Yor buchstäblicher Anwendung des Privatrechts auf das Völkerrecht 
zu warnen, indem sie . . auf «die eigentümliche Natur des Verkehrs unter Staaten», 
auf die «eigentümlichen Principien des Völkerrechts» hinweisen, welche bei Be- 
urteilung der Staats vertrage zu Grunde gelegt werden müssen.» 

6 
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Ein Beispiel das zeigt, wohin man mit dieser falschen 
Methode kommen kann , liefert Unger 351 , der die 
Frage nach der Giltigkeit von Staatsverträgen, bei denen Zu- 
stimmung der Volksvertretung erforderlich ist, nach Analogie 
des privatrechtlichen Falles, der zur Giltigkeit der Ehe eines 
Minderjährigen die Zustimmung des Vaters oder Vormundes 
erfordert, entscheiden will. Mit Hilfe dieser Analogie lässt 
sich nach Unger das staatsrechtliche Problem leicht lösen. 
Wir glauben, dass Unger mit Hilfe dieses Beispieles die Me- 
thode des Analogisirens mit dem Privatrecht selbst ad ab- 
surdum geführt hat. Nicht viel besser gewählt ist das Bei- 
spiel bei Holtzendorff H. I. 90, der die Völkerrechtsgemein- 
schaft mit dem altrömischen Ehebündnis vergleicht. 

Es Hessen sich noch mehr Fälle anführen^), doch die ge- 
dachten dürften genügen, um vor ähnlichen Übertreibungen 
zu warnen. Im übrigen wollen die folgenden Zeilen zeigen, 
dass nicht nur das übeiHriebene Analogisiren, sondern jedes 
Analogisiren zu vermeiden ist. — 

2. Die Neigung zu Parallelen zwischen dem Privatrecht 
und dem Völkerrecht ist durchaus erklärlich, da hier wie 
dort Vertragsverhältnisse vorkommen und dazu gewissem! assen 
herausfordern*). Und diese Neigung wäre auch unschädlich, 
w^enn es beim Parallelisiren bliebe. Aber das geschieht nicht, 
man sucht die Sätze des einen Rechtsgebiets aus denen des 
anderen abzuleiten und gefährdet dadurch die Selbständigkeit 
des ersteren. Das völkerrechtliche Vertragsrecht kommt da- 
durch in das Licht, als ob ihm selbständige Normen fehlten, 
und es zu Anleihen bei anderen Teilen des Systems gezwungen 
w^äre^). 

*) Beispiele von falschem Analogisircii in der Ratifikat-ionslehre vgl. bei 
Wegmann, Ferner siehe das b(ii Jitta 230 fg. Gesagte. 

*) Vgl. Jellinek 51: «Jene angebliche Analogie des Privatrechts rührt ein- 
fach davon her, dass hei dem Charakter des Vertrages als «universellen Rechts- 
institutes» der Vertrag zwischen Individuen in manchen Punkten denselben ob- 
jektiven Charakter hat, wie der zwischen Staaten, so dass aus der Natur des 
Verkehrs zwischen Staaten sich Sätze ergeben müssen, welche mit den aus der Natur 
des Privat Verkehrs fliessenden identisch sind. Dadurch werden sie aber noch nicht 
zu Abstraktionen aus dem Privatrecht .... wenn auch das Privatrecht die uni- 
versellen Momente des Vertrages ins wissenschaftliche Bewusstsein erhoben hat». 

*) Jellinek 1. c. «Die Ähnlichkeit zwischen Privat- und Staats vertragen wurde 
und wird häufig überschätzt und zwar zum Schaden klarer völkerrechtlicher Er- 
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Auf die Gründe, weshalb gerade das Völkerrecht sich 
in dieser anscheinenden Zwangslage befindet, haben wir kurz 
schon im vorigen Paragraphen hingewiesen. 

Ein Grund liegt darin, dass das Privatrecht in ganz 
anderer Weise juristisch durchgebildet ist als das Völkerrecht. 
Darauf weist Jellinek 63 hin : «Da das Privatrecht durch 
«ine stetige Entwickelung von Jahrtausenden unter allen 
Zweigen des Rechts die reichste Ausbildung erfahren und die 
stärksten Garantien gewonnen hat, so vermag der durch die 
Strahlen dieser hellsten Partie des Rechtsgebiets geblendete 
Blick, wenn er sich den internationalen Verhältnissen zu- 
w^endet, in der selbstverschuldeten Finsternis, in die er sich 
versetzt hat, nichts mehr zu unterscheiden. Aber schon, 
wenn man das Staatsrecht aufmerksam betrachtet, schwindet 
das Vorurteil, als seien die Grundbestimmungen des Privat- 
rechts mit denen des Rechts überhaupt identisch;^. 

3. Doch die Durchgebildetheit des Privatrechts, die 
mangelhafte Durchbildung des Völkerrechts, sind nicht der 
einzige und nicht einmal der Hauptgrund der Abhängig- 
keit des letzteren. Vielmehr finden sie ihrerseits wieder 
ihre Erklärung in einem anderen Mangel, unter dem alle 
Teile unseres Rechtssystems schwer zu leiden haben, wenn 
auch keiner so sehr, wie gerade das Völkerrecht: wir meinen 
den Mangel einer allgemeinen positiven Rechtslehre, in der 
die juristischen Grundbegriffe zu sammeln wären. 

Es ist eine traurige Thatsache, dass die juristischen 
Grundbegriffe noch weit davon entfernt sind, unumstritten 
zu sein, trotzdem eine grosse Zahl von Schriften sich mit 
der Feststellung derselben beschäftigt®). Und doch kann keine 
juristische Untersuchung, auf welchem Rechtsgebiete sie sich 
auch bewegen möge, dieser Begriffe und Lehren, die keinem 
Rechtsteil ausschliesslich, sondern der Rechtswissenschaft 



kenntuis». Ferner daselbst 63: «Es kann überhaupt nicht oft genug daraufhinge- 
wiesen werden, wie gefährlich für die unbefangene Betrachtung des Völkerrechts 
oberflächliche Vergleiche mit dem Privatrecht sind». 

•) Vgl. hiezu Bergbohm Jur. 17, 63, nam. 68: «Es wird nicht geleugnet werden 
können, dass der Gehalt der allermeisten unserer tagtäglich in allen möglichen 
Vorbindungen angewendeten Hauptbegriffe einer gründlichen Revision behufs 
Reinigung von unmotivirten Elementen und Klärung der übrigbleibenden bedarf». 
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im allgemeinen angehören, entraten. Mag man mit privat- 
rechtlichen, staatsrechtlichen oder völkerrechtlichen Fragen 
beschäftigt sein, stets wird man genötigt sein, allgemeine 
Begriffe zu verwenden, die nicht im Sonderbereich des Privat- 
rechts, Staatsrechts oder Völkerrechts zu suchen sind, sondern 
die ein Gemeingut aller Rechtsgebiete bilden. Daher muss 
man sich bei jeder Untersuchung «über die engen Schranken 
der einzelnen Abteilung erheben.» Bei jeder Arbeit, in der 
man juristische Grundbegriffe verwendet oder definirt, über- 
schreitet man, «ohne sich doch vom geltenden Recht abzu- 
lösen», den Stoffkreis des einzelnen Rechtsteils''). 

Diese Notwendigkeit aber hat schon längst dazu geführt,, 
den Wunsch nach einer «allgemeinen Rechtslehre» laut werden 
zulassen: «Es müsse dem gleichgiltigen Nebeneinanderhergehen 
der verschiedenen zusammengehörigen Teile der Jurisprudenz^ 
dieser souveränen Kleinstaaterei innerhalb der einen Rechts- 
wissenschaft®) insofern ein Ende gemacht werden, als man ir- 
gend eine Form der Verbindung, wenigstens eine Sammelstelle 
konstruirt, in welche die regierenden Begriffe und Principien 
aus allen Provinzen der Jurisprudenz zusammenströmen»^;. 

Bisher sucht man diese Begriffe, da sie schwankend 
sind und zahlreiche Streitfragen im Gefolge haben, überall 
nach Möglichkeit abzuweisen. 

«Niemand möchte mehr davon, als er anstandshalber 
muss, bei sich aufnehmen; und so geraten sie nachgerade 
in die Lage heimatloser Landstreicher. Wo es angeht, wer- 
den sie abgewiesen : sie gehören der Rechtswissenschaft im 
allgemeinen an, aber nicht alle einzelnen Disciplinen derselben 
gewähren ihnen Unterkunft»^®). 

Daher bedarf es also einer Sammelstelle dieser obersten 
Begriffe,^*) einer systematischen Verbindung derselben zu einer 

'') Y^hBergbohm Jur. 90: «Die wichtige Rolle, welche die allgemeinen Rechts- 
hegriffe als weithinragende Spitzen des juristischen Lehrgehäudes spielen, hringt 
es mit sich, dass sie immer wieder in unser Gesichtsfeld treten und durch die 
zahlreichen Streitfragen in ihrem Gefolge jeden Juristen beunruhigen. Sie sind 
die Souveräne, die in allen Speeialfächern gebieten». 

*) «Als wenn «das Recht» überhaupt nicht eins, sondern nur eine Mehr- 
heit von gleichgiltig nebeneinander hergehenden Rechten wäre» (Bergbohm Jur. 20). 

•) Vgl. hiezu namenUich Merkel, Schütze, sowie Bergbohm Jur. 34, 95. 

»") Bergbohm Jur. 90. 

^*) Bergbohm 1. c. 96: «Es fehlt uns eben die Sammelstelle für die um- 
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«allgemeinen Rechtslehre» als dem «Inbegriff der dem ge- 
rammten geltenden Recht zu Grunde liegenden allgemeinsten 
Begriffe und Grundsätze und des Zusammenhangs derselben>. 

Dass der Kreis der juristischen Wissenschaften durch 
^ine allgemeine Reehtslehre, die allen einzelnen Teilen, aber 
keinem besonders, angehört, zusammengehalten werde, '^) ist 
auch aus anderen Gründen nötig, einmal damit das Bewusst- 
sein von der Einheit des Rechts und der Rechtswissenschaft 
nicht ertötet werde, und andererseits, weil erst dadurch das 
Verhältnis der einzelnen Disciplinen zu einander in das rich- 
tige Licht tritt^*). 

«Für jeden der hergebrachten einzelnen Hauptteile der 
Rechtswissenschaft stehen die dahingehörigen Lehren in syste- 
matischer Anordnung. . . da. Wenngleich es fortgesetzt geändert 
und verbessert werden mag, so ist doch das Gerüst des Sys- 
tems einer jeden Disciplin . . . anerkannt. In der Litteratur 
offenbart sich überall die Einsicht, dass nur systematisch 
geordnete Erkenntnis Wissenschaft ist. Ein Menge Einzel- 
erkenntnisse ohne Einordnung in ein System — ein Haufen 
Gliedmassen ohne Rückgrat! In den monographischen Unter- 
suchungen der einzelnen Institute wird daher die Stellung 
derselben im System sorgsam bestimmt: damit eine Rechts- 
figur vollständig begriffen w^erde, muss sie allseitig in den 
Verhältnissen der Subordination und Koordination begriffen 
werden. Die Gesammtdarstellungen, welche die Einheit und 
Harmonie des ganzen Lehrgebäudes hervortreten lassen, bilden 
eben deswegen die höchste litterarische Form der Wissenschaft 
und das Ansehen der Systematiker beruht in erster Linie 
darauf, dass sie durch die gleichzeitige Darstellung aller nach 
einem Mittelpunkte gravitirenden Einzelerkenntnisse genötigt 
waren, aus denselben alle Widersprüche zu entfernen, und 

herirrenden allgemeinen Rechtsbegriffe und Rechtslehren, ein allgemeiner oder 
allgemeinster Teil diei' /ganzen Rechtswissenschaft». 

") Einer solchen Lehre ist vorgearbeitet namentlich durch die Schriften 
von Binding, Thon, Bierling, Merkel Ihering, Züelmann, Ldband u. A. 

") Berghohm 1. c. 96, SehüUe 1. c. «Es würde dadurch das Ineinandergreifen 
aller Fachdisciplinen und ihr Zusammenhang in einer Summe gemeinsamer Re- 
griffe und Grundsätze erst klar zum Rewusstsein gebracht werden, es würden 
über das Verhältnis der einzelnen juristischen DiscipJinen zu einander keine 
Zweifel mehr bestehen können». 
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jeder den rechten Platz anzuweisen. Erst auf diesem erlangt 
die einzelne juristische Lehre Festigkeit und volle Klarheit. 

Darnach lässt sich leicht ermessen, welche Folgen es 
für den Zustand der allgemeinen Begriffe und Grundlehren 
des Rechts hahen muss^ dass für sie ein System in keinem 
Sinne . . . existirt>"). 

4. Dass eine systematische Verbindung der juristischen 
Grundbegrilfe zu einer Lehre, die allen Rechtsgebieten gemein- 
sam ist, im Interesse aller^^) Rechtsgebiete liegt, ist also 
klar: für kein Rechtsgebiet ist sie aber so notwendig und 
wächtig, wie für das öffentliche Recht, ^*) am meisten aber 
für das Stiefkind der positiven Jurisprudenz — das Völker- 
recht. 

Es werden dadurch zunächst die Angriffe gegen die 
Positivität des Völkerrechts aufhören. 

Dass die allgemeinen Lehren positives Recht sind, ist 
klar, wenigstens erkennen wir ihre Existenzberechtigung nur 
in dem Sinne an, als sie positives Recht lehren : ihre Richtig- 
keit hängt ab von ihrer Übereinstimmung mit dem positiven 
Recht, von dem sie überall bestätigt sein müssen'^). 

Also bleibt ihnen dieser positivrechtliche Charakter auch 
in ihrer Anwendung auf völkerrechtliche Verhältnisse. Wenn 
einmal der Rechtsbegriflf und andere Fundamentalbegriflfe der 
Jurisprudenz klargestellt und in Zusammenhang gebracht sein 
werden, dann wird man das Ungerechtfertigte vieler Angriffe 



") Berghohm 1. c. 100. 

") Berghohm 1. c. «Je weiter und tiefer die wissenschaffende Einzelforscbung 
um sich greift, desto wichtiger wird die wissenerhaitende Aufgabe der systema-^ 
tischen Darstellungen in jedem Wissensgebiet und in jedem Hauptteile eines 
Wissensgebietes». 

") «Weil erst in solchem Zusammenbange die eilierseits einende, anderer- 
seits scheidende Durchführung jener geltenden Grui^sätze und Begriffe dem 
öffentlichen Rechtsgebiete in gleichem Maasse zu Gute kön^mt, wie dem Privaten. 
Man weiss ja, wie sehr eben das öffentliche Recht in manchen seiner Materien 
noch heute an Unklarheit und an Unselbständigkeit ihrer allgemeinen Begriffe 
und Principien leidet, wie dementsprechend noch vielfach das im Privatrechte 
Anerkannte unbesehen oder doch ohne hinreichende Vorsicht auf das öffentliche 
Rechtsgebiet ausgedehnt wird» {Schütze 9). 

") Vgl. hiezu Berghohm 1. c. 89, Merkel, Schütze 1. c. «Nur dem geltenden 
bezw. geltend gewesenen Rechte entnommene Begriffe und Principien dürfen den 
Inhalt bilden». 
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gegen das Völkerrecht erkennen, die darauf beruhten, dass 
der Angreifer den Maasstab anderer Rechtsgebiete an das 
Völkerrecht legte. Sobald man den allgemeinen Maasstab 
gefunden haben wird, wird man alles, was mit diesem Maas- 
stabe nichts zu thun hat, bei Seite lassen und auch das 
Völkerrecht nur nach dem allgemeinen Maasstabe messen. 
Denn ebensowenig, wie es einen Grund gibt, die allgemeinen 
Lehren und Begriffe allein auf das Völkerrecht nicht anzu- 
wenden, ebensowenig gibt es einen Grund, von ihm Merkmale 
zu verlangen, die nicht aus allgemeinen Rechtsbegriffen her- 
vorgehen, sondern einen juristischen Specialcharakter haben"). 

5. Aber man wird nicht nur die juristische Existenz des 
Völkerrechts erkennen — dasjenige, was es mit anderen Teilen 
des Rechtssystems gemein hat und wodurch es zum Teil 
dieses Rechtssystems wird — sondern man wird auch seine 
juristische Sonderexistenz erkennen — dasjenige, was es von 
anderen Teilen des Rechtssystems unterscheidet und wodurch 
es zum besonderen Teil innerhalb des Gesammtsystems wird. 
Und dadurch wird man davon abkommen, das Völkerrecht 
als äusseres Staatsrecht zu betrachten, oder nach Analogie 
des Privatrechts zu behandeln. Erst indem man die Eigen- 
tümlichkeiten des Völkerrechts als besonderen Rechtsgebiets 
berücksichtigt — Eigentümlichkeiten , die seinen Rechts- 
charakter, seine «Teilhaberschaft» an dem «allgemeinen Teil 
der positiven Jurisprudenz» nicht berühren — lernt man 
seine Verhältnisse richtig beurteilen. Man hütet sich jetzt, 
ihm Sätze aufzuoktroyiren, die weder allgemeine Rechtssätze, 
noch VÖ/ft^rrechtssätze sind, weil man jetzt w^eiss, loas all- 
gemeine Sätze sind und was die besonderen Eigentümlich- 
keiten des Völkerrechts mit sich bringen. Man wird jetzt 
nur noch solche Sätze als geltende Völkerrechtsnormen dar- 
stellen, die entweder allgemeine positive Rechtssätze sind, 
oder als specielle positive Völkerrechtssätze nachgewiesen 
werden können. Auf diese Weise wird man sich nicht vom 
Boden des positiven Rechts entfernen, nicht in den Fehler 



*') Vgl. Jellinek 63: «Die meisten Einwände, welche gegen die rechtliche 
Existenz des Völkerrechts erhoben werden, entspringen der voreiligen Identifizi- 
rung alles Rechts mit den wesentlichen Merkmalen des Privatrechts». 
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verfallen, Völkerrechtssätze zu konstruiren, die gar keine sind 
und gar keine sein können. 

Auch dasjenige , was man als «Theorie des völker- 
rechtlichen Vertrags» bezeichnet, wird von diesem Fortschritt 
in der Rechtswissenschaft Vorteil ziehen. Der Vertragsbegriff 
gehört, wie wir schon ausführten, zu den allgemeinen Rechts- 
begriffen. Diejenigen Normen, welche sich aus diesem all- 
gemeinen Begriff ergeben, sind daher auch für den völker- 
rechtlichen Vertrag maassgebend: er steht, insoweit er über- 
haupt Rechtscharakter hat, ebenfalls unter der Herrschaft 
dieser allgemeinen Grundsätze, so gut wie der Privatvertrag. 
Wenn also diese Normen mit denen des Privatrechts über- 
einstimmen, so beruht dies nicht auf Analogie, sondern da- 
rauf, dass diese Normen allgemeine sind. Die betreffenden 
Normen sind nicht nur positive Rechtssätze, sondern gleich- 
zeitig positive Völkerrechtssätze. Auf dem Willen der Staaten, 
der sich in der Handlung der Vertragsschliessung geäussert 
hat, beruht äusserlich ihre Geltung. Daneben gibt es beson- 
dere Normen, die nur Völkerrechtsnormen sind. Bei diesen 
kommt naturgemäss eine «Analogie» gar nicht in Frage, da 
sie mit privatrechtlichen Sätzen gar keine Übereinstimmung 
zeigen. Diese Völkerrechtssätze ergeben sich aber ebenfalls, 
wie alle positiven Sätze, aus dem Willen der Staaten: sie 
beruhen auf «Konsenserklärungen». 

6. Der einzige Schriftsteller, der den ernsthaften Versuch 
macht, ein objektives Vertragsrecht abzuleiten, ohne zur «Ana- 
logie» seine Zuflucht zu nehmen, und der also die Selb- 
ständigkeit des objektiven Völkerrechts anerkennt, ist Jellinek. 
Er wendet sich gegen die gewöhnliche Ansicht, dass die 
völkerrechtlichen Vertragsnormen nach Analogie des Privat- 
rechts gebildet seien, weil unaufgeklärt bleibe, «mit welchem 
Rechte man Analogien aus einer in sich geschlossenen Rechts- 
ordnung zu einem ins cogens in einer ganz anderen erheben 

darf ^^) Nicht mit der Übertragung privatrechtlicher 

Sätze auf das Völkerrecht haben wir es bei der Beurteilung 
der Staatenverträge zu thun. Es sind vielmehr ganz selb- 
ständige Rechtssätze, welche die Staatenverträge regeln». 

**) Vgl. daselbst 51: «Analogie als Rechtsquelle ist nur infolge einer An- 
erkennung derselben durch die bestehende Rechtsordnung möglich». 
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Jellinek leitet alle Vertragsnormen aus der «objektiven 
Natur des Vertiagsverhältnisses zwischen Staaten ab».^®) «Es 
sind die objektiven Momente des Staatenvertrags und deren 
logische Konsequenzen, welche von den in Vertragsverhält- 
nissen stehenden Staaten vermöge der Thatsache, dass sie 
mit einander kontrahirt haben, anerkannt werden». Aus 
dieser objektiven Natur entspringen nach Jellinek alle Ver- 
tragsnormen, ebenso diejenigen, welche mit dem Privatrechte 
übereinstimmen, als auch die nicht übereinstimmenden. «Diese 
Natur wird erkannt einerseits aus dem Wesen der vertrag- 
schliessenden Subjekte und andererseits aus der Natur und 
dem Inhalt des Willens der vertragschliessenden Teile>. 

Zu dieser Ableitung der Vertragsnormen dürfte folgendes 
zu bemerken sein. Der «Staaten vertrag» ist in erster Linie 
Vertrag im «universellen» Sinn dieses Wortes, und es ergeben 
sich, wie ausgeführt, die Vertragsnormen zum Teil schon aus 
diesem allgemeinen Begriff.^*) Daneben hat aber der «Staaten- 
vertrag> seine besondere Natur, die aus der «Andersgeartet- 
heit» der vertragschliessenden Subjekte sich von selbst er- 
gibt. Aus dieser Besonderheit des völkerrechtlichen Vertrags 
ergeben sich diejenigen Normen, durch welche sich derselbe 
vom Privatvertrag unterscheidet, die also specifisch völkei- 
rechtlicher Natur sind. Diese specifisch völkerrechtlichen 
Normen finden ihren Grund in der besonderen Art der staat- 
lichen Willensbildung und Willenserklärung, oder wie Jellinek 
allgemeiner sagt, «in der objektiven Natur der Staatenverhält- 
nisse>.^^) Man kann also einzelne völkerrechtliche Vertrags- 

*°) ^gJ« auch daselbst 48: «Die möglichen Beziehungen zwischen den 
Staaten haben ebenso ihre eigentümliche objektive Natur wie die Beziehungen 
zwischen den Individuen. Diese Natur der Lebensverhältnisse zwischen den 
Staaten ist gegründet auf die Natur und die Zwecke der Staaten. Indem nun 
ein Staat durch seinen freien Willen in ein solches Lebensverhältnis zu einem 
anderen Staate tritt, nimmt er die objektiven Momente, welche dieses Lebens- 
verhältnis regeln, in seinen Willen auf, sie werden zu Normen, welche seinen 
Willen durch seinen Willen binden. Diese objektiven Momente werden zum Rechte 
in dem Augenblicke, wo der Staat sie durch das Eingehen des b&lr. Verhältnisses 
in seinen Willen aufnimmt». 

•*) Vgl. nunmehr Jellinek System 211 (oben in § 3 Anmerkung 15 citirt). 

") Vgl. auch Bulmerincq M. 299: «Die Art dieser Normen ergibt sich 
teils aus der internationalen Rechtsgemeinschaft, teils aus der internationalen Art 
solcher sich verpflichtender Willenserklärung und teils aus der Art der Willens- 
bekräftigung». 
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normen wohl aus dieser «objektiven Natur>, aus der «Natur 
der Sache» herleiten, ohne in den Fehler zu verfallen, Natur- 
recht zu predigen.**) Denn da die völkerrechtlichen Normen^ 
wie alle Normen, auf den Willen der Staaten zurückzuführen 
sind, ist natürlich bei ihrer Herleitung alles zu berücksich- 
tigen, was dazu gehört, um diesen staatlichen Willen zu bil- 
den und eine Erklärung dieses Willens herbeizuführen. Solche 
Normen sind in der That kein Naturrecht, sondern recht 
eigentlich im Willen der Staaten enthalten. Und wenn sie 
innerlich auf der «Natur der Sache> beruhen, so beruht doch 
äusserlich ihre Geltung, wie die aller Völkerrechtsnormen,, 
auf der «Konsenserklärung» oder «Anerkennung», die in dem 
Akte der Vertragschliessung ausgedrückt wird. 

Jellinek hat daher Recht, wenn er sagt.: «Es ist also 
positives Recht, welches die Staaten für sich durch Eingehung 
eines solchen Verhältnisses schaffen». 

Somit hat das Völkerrecht seine selbständigen Vertrags- 
normen, die zwar nicht ausdrücklich gesetzt sind, aber doch 
erkennbar aus dem Staatswillen sich ergeben. Eine ausdrück- 
liche Setzung dieser Normen ist keineswegs nötig — wenn auch 
nicht undenkbar^*) — da diese Normen zum Teil schon von 
vorneherein mit derThatsache der Rechtsgemeinschaft gegeben 
sind. ^*) Zur Ableitung dieser Normen bedarf es also keiner 
Analogie nach dem Privatrecht. Das objektive Völkerrecht hat 
so gut eine selbständige Existenz wie das objektive Privatrecht. 
So wenig aber das Völkerrecht der Anleihen bei anderen ju- 

*') Dazu Jellinek 1. c. 49. Richtig bemerkt Hagens 30; «Die Natur der 
Sache darf nicht aprioristisch aus vorgefassten Meinungen, sie muss vielmehr aus. 
dem positiven Rechte geschöpft werden .... Das Naturgesetz ist noch kein 
Rechtsgesetz und die Vernunftnotwendigkeit keine Rechtsnotwendigkeit». Die 
«Natur der Sache» sei demnach «grundsätzlich res facti und nicht res iuris», wäh* 
rend nach der naturrechtlichen Doktrin sie «das eigenUicJie Recht» sei. 

") In der Form eines «allgemeinen» Vertrages. Ein solcher wäre wohl 
ohne grosse Schwierigkeit zu erreichen. Vgl. darüber unten § 11. 

**) Vgl. Jellinek 65: «Mit der Feststellung des juristischen Charakters des 
internationalen Vertragsrechts ist für das Völkerrecht uneodU^üi viel gewonnen« 
Es sind dadurch für die Staaten, denen es um die grösstmögliche Einhaltung der 
eingegangenen Verpflichtungen zu thun ist, die Normen gegeben, nach welchen 
sie sich zu richten haben, es ist dadurch für die öffentliche Meinung der civili- 
sirten Welt ein Maasstab für die rechtliche Beurteilung der hieher gehörenden 
Handlungen der Staaten . . . gegeben». 
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ristischen Specialdisciplinen bedarf, so wenig liegt ein Grund 
vor, es in rechtlicher Abhängigkeit von denselben zu halten. 
Daher ist es die selbstverständliche Aufgabe der völkerrecht- 
lichen Theorie, endlich einmal das Hinüberblinzeln nach 
anderen Rechtsgebieten, nach Staatsrecht oder Privatrecht zu 
lassen, denn dieses ist eben so ungerechtfertigt, wie die 
künstliche Ausfüllung des leider noch kleinen Gebäudes mit 
naturrechtlichen Ideen und politischen Maximen. Einzig und 
allein aus seinen eigenen positiven Bestandteilen soll man 
das Völkerrecht erkennen. — 
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IL Zur Theorie des völkerrechtliclieii Vertrags. 



§ 6. Begriff and Rechtsnatar. 

Im folgenden beabsichtigen wir keine Gesammtdarstellung 
der Theorie des völkerrechtlichen Vertrags. Wir beabsichtigen 
weder auf alle Kontroversen einzutreten, noch hoffen wir über- 
all wesentlich neue Lösungen der behandelten Fragen zu 
bringen. Vielmehr wollen wir nur an einigen Einzelfragen 
die Nutzanwendung dessen machen, was wir im allgemeinen 
Teile behauptet, um so die Richtigkeit der dort aufgestellten 
Behauptungen zu erweisen und zu zeigen, welche Stellung 
und Bedeutung dem völkerrechtlichen Vertrage zukommt. 

1. Der völkerrechtliche Vertrag ist ein Rechtsgeschäft : 
das ergibt sich aus den Ausführungen des allgemeinen Teils 
von selbst. 

Der Begriff des Rechtsgeschäfts gehört der allgemeinen 
Rechtslehre an. Wesentlich ist eine Willenserklärung, die 
eine Rechtswirkung bezweckt. Eine solche ist auf dem Ge- 
biete des Völkerrechts so gut denkbar wie im Privatrecht. 
Während wir ein Rechtsgeschäft von Privatpersonen als Privat 
Willenserklärung, Privatrechtsgeschäft, bezeichnen können, 
charakterisirt sich das völkerrechtliche Rechtsgeschäft als 
Staatswillenserklärung, ^) da die Subjekte hier Staaten sind. 
Für den allgemeinen Begriff des Rechtsgeschäfts kommt auf 
diese Unterscheidung nichts an: er ist in allen Fällen derselbe. 

Darüber, dass der Begriff des Rechtsgeschäfts der all- 
gemeinen Rechtslehre angehöre, kann kein Zweifel bestehen. 2) 

1) Siehe oben g 3. 

■) Einzig und allein Zorn (Staatsr. U. 422 A. 6) schreibt: «Staatsverträge 
können begrifflich niemals «Rechtsgeschäfte» sein, weil es solche auf dem Gebiete 
des öffentlichen Rechtes überhaupt nicht gibt». Dagegen gibt Hagens die Mög- 
lichkeit von öfFentlichrechtlichen Rechtsgeschäften zu. Er schreibt S. 10: «Die 
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Wenn man das aber anerkennt, so ist kein Grund ersichtlich, 
weshalb man die Möglichkeit und Existenz von völkerrecht- 
lichen Rechtsgeschäften leugnen sollte — es müsste denn 
sein, dass man a priori die Möglichkeit und Existenz eines 
Völkerrechts leugnet. 

2. Der völkerrechtliche Vertrag ist ein Rechtsgeschäft, 
und zwar ein zioei- oder mehrseitiges, m. a. W. ein Vertrag 
im juristischen Sinn. Ebenso wie der Begriff des Rechtsge- 
schäfts, so gehört auch der Begriff des Vertrags der allgemeinen 
Rechtslehre an. Es besteht heutzutage kein Zweifel mehr 
darüber, dass die Lehre vom Vertrag weder ausschliesslich 
dem privaten Obligationenrecht noch überhaupt ausschliess- 
lich dem Privatrecht angehört, sondern dass es auch öffentlich- 
rechtliche Verträge gibt, und somit die Lehre vom Vertrag 
einen Teil der allgemeinen Rechtslehre bildet, in welche nur 
die allen Verträgen gemeinsamen Merkmale aufzunehmen sind.*) 
Der völkerrechtliche Vertrag braucht daher nur diesen all- 
gemeinen Merkmalen zu entsprechen, damit der juristische 
Begriff Vertrag auf ihn Anwendung finde. Im übrigen da- 
gegen darf er so gut die das Gebiet des Völkerrechts charak- 
terisirenden Eigentümlichkeiten aufweisen, wie der privat- 
rechtliche Vertrag die Eigentümlichkeiten des Privatrechts. 

Wesentlich ist für jeden Vertrag zunächst «die Vereini- 
gung zweier Willenserklärungen». 

Der völkerrechtliche Vertrag lässt sich also definiren als 
ein Rechtsgeschäft zwischen zwei oder mehreren Staaten, durch 
welches dieselben ihren Willen in einer bestimmten Richtung 



allgemeine Recbtslehre, welche jene Rechtsbegriffe umfasst, die innerhalb eines 
positiven Rechtsgebiets gleichmässig dem privaten und öfientlichen Rechte ange- 
hören, wie z. B. die Lehre vom Rechtssubjekt und Rechtsobjekt, vom BechtS' 
geschäft, von der Verjährung, von der Rechtsnachfolge, von der ungerechtfertigten 
Bereicherung, von den Beweisgründen, von der Rechtskraft und der Kostentrag- 
ung beim Rechtsstreit etc.» Vgl. auch unten Anmerkung 10. Gegen Zorn vgl. 
Wegmann 71. 

») Vgl. Hagens 48, Laband I. 408, Windseheid 1. c. I. 175. Über den 
«öffenHichrechtlichen» Vertrag im Gegensatz zum «völkerrechtlichen» vgl. Mayer 
0. 1. c, nam. S. 42, wahre Verträge des Staates seien auf dem Gebiete des öffent- 
lichen Rechtes überhaupt nicht denkbar. «Nur auf dem Boden des Völkerrechts 
und des Civilrechts bestehen Gleichberechtigung und Vertragsform». 
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einigen, und diese Willenseinigung erklären.*) Diese Konsens- 
erklärung geschieht durch Versprechen und Annahme des 
Versprechens, Offerte und Acceptation. Entweder verspricht 
nur der eine Kontrahent etwas und der andere Kontrahent 
nimmt dieses Versprechen an, so dass also der eine Staat 
eine Verpflichtung auf sich nimmt und der andere Staat zu 
etwas berechtigt wird, oder aber alle Kontrahenten versprechen 
sich gegenseitig etwas und nehmen gegenseitig ihre Ver- 
sprechen an, so dass alle kontrahirenden Staaten aus dem 
Vertrage sowohl berechtigt als verpflichtet werden. In allen 
Fällen aber kommt der Vertrag durch Versprechen von der 
einen und Annahme des Versprechens von der anderen Seite, 
also durch «die Vereinigung zweier Willenserklärungen> zu 
Stande^). 

3. Damit aber der juristische Vertragsbegriff auf den 
völkerrechtlichen Vertrag Anwendung finde, muss noch ein 
weiteres Merkmal des Vertrags im Rechtssinne vorhanden 
sein : der völkerrechtliche Vertrag muss Rechtswirkung haben, 
die Kontrahenten müssen an seinen Inhalt rechtlich gebunden 
erscheinen. Ist eine rechtliche Wirkung des Vertrags vor- 
handen? Und worin besteht dieselbe? 

Durch den völkerrechtlichen Vertrag bezwecken die Kon- 
trahenten, wie bei jedem anderen Vertrag, rechtliche Wirkungen 
hervorzubringen, also Rechte zu begründen, zu ändern oder 
aufzuheben. Diese Wirkung tritt auch bei jedem giltig zu- 
stande gekommenen Vertrag ein : die Kontrahenten erhalten 
durch den Vertrag Berechtigungen oder übernehmen Verpflich- 
tungen oder thun beides®). 

*) übereinstimmend charakterisirt Lahand die Staatsverträge als Rechts- 
geschäfte, als «ein Versprechen, das einem gleichberechtigten Kontrahenten erteilt 
wird», durch welches «die Kontrahenten gegen einander Ansprüche und Verpflich- 
tungen begründen». VgL auch die Definitionen bei Bergbohm 77, Oareis 32, 
Neumann 59, Jitta 230, Seligmann 2. 

'^) Vgl. Heffter 191 : «Zu jedem Vertrage gehört seinem Wesen nach, also 
auch völkerrechtlich, zunächst eine Willenseinigung durch Promission und Accep- 
tation mit deutlicher Erklärung dessen, wozu der eine dem andern gebunden und 
diesem ein bestimmtes Recht auf Erfüllung gegen jenen gegeben sein soll». Vgl. 
ferner BluntscMi 239, Bulmerincq M. 302, JeUinek 56, Martens I 405. 

•) Vgl. Seligmann 1 : «Die vornehmste Form [um Rechtswirkungen zu 
erzeugen] im Verkehr der staatlichen Personen unter einander ist der Staats- 
vertrag.» 
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Kontrahenten sind aber die Staaten. Rechte und Pflich- 
ten entstehen also nur für die Staaten. Die Wirkungen des 
Vertrags beschränken sich auf diejenigen Subjekte, welche 
ihren Willen in dem Vertrage gebunden, ihren Konsens er- 
klärt haben. Dies sind einmal nur die kontrahirenden, 
keine dritten Staaten — insofern wirkt, vom völkerrechlichen 
Standpunkte aus, der Vertrag nur nach Innen, zwischen den 
Kontrahenten'). 

Andererseits sind dies — und das ist für die Charak- 
terisirung des völkerrechtlichen Vertrags wesentlich — nur 
die kontrahirenden Staaten als solche; denn nur diese kön- 
nen Subjekte völkerrechtlicher Rechte und Pflichten sein®) — 
insofern wirkt, vom innerstaatlichen Standpunkte aus, der 
Vertrag nur nach Aussen, nicht nach innen für Behörden 
und ünterthanen. Für letztere hat der völkerrechtlich giltig 
abgeschlossene Vertrag zunächst keine Wirkung : seine volker- 
rechtliche Existenz hat nur für den Staat als solchen Bedeu- 
tung. Nur dieser ist durch die Ratifikation gebunden und 
hat daher Pflicht und Möglichkeit zur Erfüllung des Vertrages. 

Letzteres betont besonders Laband M. 112: «Ein Staats- 
vertrag hat an und für sich gar keine Rechtswirkungen nach 
Innen (gegen Behörden und ünterthanen), sondern einzig 
und allein nach Aussen. Staatsverträge sind Rechtsgeschäfte, 
durch welche nur die Kontrahenten gegen einander Ansprüche 
und Verpflichtungen begründen. Die Entscheidung, ob ein 
Staatsvertrag erfüllt oder ob die völkerrechtlichen Folgen der 
Nichterfüllung getragen werden sollen, steht in jedem Falle 
nur dem Staate als solchem, der Regierung, nicht den einzel- 
nen ünterthanen oder Behörden zu. Der völkerrechtliche 
Vertrag als solcher verpflichtet die letzteren niemsJs, und 
unter keinen umständen, und die einzelnen Behörden und 
ünterthanen sind in keinem Falle weder befugt, noch im 
Stande, den Vertrag zu erfüllen. Nur der Staat als solcher. 



^) ÜDrichtig BluntscUi §§ 13, 110, 113, 402. Vgl. Heffter 186, 206, Bul- 
merincq M. 302, Gareis 32, Bergbohm 87, Jellinek 60, Neumann 76, Seligmann 8. 

®) Vgl. Jellinek System 310 : «Das Völkerrecht als Recht zwischen den 
Staaten berechtigt und verpflichtet nur diese, aber nicht die ihnen untergeordneten 
Individuen und Verbände.» 
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der das alleinige Subjekt der aus dem Staatsvertrage hervor- 
gehenden Pflichten ist, vermag dieselben zu erfüllen». 

Angesichts dieser Thatsache, dass die Wirkung des 
völkerrechtlichen Vertrages sich auf die Staaten als solche 
beschränkt und es zur innerstaatlichen Durchführung des Ver- 
trages noch vi^eiterer Akte bedarf — Vielehe erst eine recht- 
liche Existenz und Wirkung des Vertrags für die Behörden und 
Unterthanen zur Folge haben — könnte man die völkerrecht- 
liche Wirkung desVertrags als eine lediglich «formelle» bezeich- 
nen*) gegenüber der mehr «materiellen» Wirkung, die der Ver- 
trag nur indirekt hat und die regelmässig auf innerstaatlichem 
Gebiet liegt. Gerade diese Thatsache, dass die völkerrecht- 
liche Wirkung so und nicht anders ist, liefert den besten 
Beweis für die selbständige rechtliche Natur des völkerrecht- 
lichen Vertrags. Eine Rechtswirkung des Vertrags ist vorhan- 
den: die kontrahirenden Staaten als solche sind gebunden,, 
sind berechtigt und verpflichtet. Diese Gebundenheit ist aber 
keine innerstaatliche, denn der Vertrag hat noch gar keine 
innerstaatliche Existenz und also auch keine innerstaatliche 
Wirkung. Trotzdem lässt sich aber weder die Thatsache der 
Existenz des Vertrags noch der rechtlichen Wirkung des- 
selben aus der Welt schaffen. Beides erklärt sich eben nur, 
wenn man die selbständige Existenz eines Völkerrechts zu- 
gibt. Der Vertrag existirt >2t^r völkerrechtlich und seine Wir- 
kung ist eine lediglich völkerrechtliche. Die Gebundenheit 
der Staaten lässt sich vom Standpunkte des innerstaatlichen 
Rechts gar nicht konstruiren : ihre Vertragsrechte und Pflich- 
ten reichen gar nicht in die Sphäre des innerstaatlichen Rechts, 
hinein, sie sind eben nichts anderes als völkerrechtliche. 

Aus dem Gesagten folgt aber, dass man in der That 
zwischen der völkerrechtlichen Wirksamkeit und der staats- 
rechtlichen Wirksamkeit eines Vertrages unterscheiden muss. 
In dieser Beziehung schreibt Seligmann 7 : «Die in den 
Staatsverträgen getroffenen Vereinbarungen kommen nach 
zwei Seiten hin zur Geltung. Sie äussern zunächst eine 
völkerrechtliche Wirksamkeit, d. h. sie erzeugen Rechte und 

') Vgl. Seligmann 11, die völkerrechUiche Verbindlichkeit gehe dahin, den 
Befolgungsbefehl zu erlassen ; die Vertragsofferte schliesse daher das Versprechen 
in sich, Normen von bestimmtem Inhalt in Kraft zu setzen. 
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Pflichten gegen die Staaten .... es sind dieses die eigent- 
lichen rechtsgeschäftlichen Wirkungen des Vertrages. Ein 
Staatsvertrag pflegt, jedoch noch eine fernere Bedeutung, näm- 
lich gegenüber den Unterthanen und Organen der Kontra- 
henten, zu erlangen. Man nennt dies die staatsrechtliche 
Gültigkeit oder Wirksamkeit des Vertrages .... es ist frei- 
lich erforderlich, sich dabei klar zu machen, dass ein Staats- 
vertrag als solcher, d. h. als Rechtsgeschäft, nicht im stände 
ist, alle die von ihm beabsichtigten Rechtswirkungen auf 
die staatlichen Organe und Mitglieder unmittelbar auszudeh- 
nen ; sein Einfluss ist vielmehr in dieser Hinsicht nur ein 
mittelbarer und kommt erst zur Entfaltung durch das iubeo 
jedes Vertragsstaates». 

Auch wir werden also im folgenden an dieser Unter- 
scheidung festhalten. Von der staatsrechtlichen Wirksamkeit 
und ihren Voraussetzungen wird in der Lehre vom AbscTiluss 
der Verträge die Rede sein. 

4. Trotzdem nach dem Gesagten die völkerrechtlichen 
Vertragsverhältnisse durchaus alle Merkmale an sich tragen, 
welche zum Begriff Rechtsgeschäft oder Vertrag erforderlich 
sind, wird dennoch in der Litteratur ihre Rechtsnatur noch 
vielfach geleugnet^ ebenso wie die Existenz eines Völkerrechts 
überhaupt. 

Zu diesen Leugnern gehört Hagens. Derselbe gibt, wie 
wir gesehen haben, die Möglichkeit von öffentlich-rechtlichen 
Rechtsgeschäften im Princip zu. Trotzdem bestreitet er die 
Eigenschaft der völkerrechtlichen Verträge als Rechtsgeschäfte. 
Sein Ausgangspunkt ist folgender. Wie z. B. Windscheid 
hervorhebt, kann ein Rechtsverhältnis möglicherweise nur 
ein Rechtsverhältnis sein — d. h. ein von der Rechts- 
ordnung erst geschaffenes Verhältnis — oder zugleich ein 
Lebensverhältnis, an welches die Rechtsordnung nur heran- 
tritt. Diese Unterscheidung ist klar, und klar ist auch die 
Meinung, dass in beiden Fällen, auch in dem zweiten, ein 
Rechtsverhältnis vorliegt. Auch das Lebensverhältnis wird 
durch rechtliche Regelung zum Rechtsverhältnis, und nur 
in diesem Falle erhält es rechtliche Bedeutung. Umge- 
kehrt ist ein Lebensverhältnis, das nicht rechtlich geregelt 
ist und keine Rechtswirkung hat, eben kein Rechtsverhält- 

7 
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nis. Wenn also z. B. eine «erklärte Willensübereinstim- 
mung» zwischen mehreren Personen vorhanden ist, so haben 
wir ein Lebensverhältnis, das Rechtsverhältnis sein kann, 
aber nicht zu sein braucht. Erst dadurch, dass eine recht- 
liche Regelung dieses Verhältnisses eintritt, dass eine recht- 
liche Wirkung mit der Willenserklärung bezweckt wird, er- 
langt dasselbe rechtliche Bedeutung, erst dann wenden wir 
den juristischen Begritf Vertrag an. 

Wir haben nun nichts dagegen, wenn Hagens von den- 
jenigen Lebensverhältnissen, für welche eine rechtliche Rege- 
lung fehlt, sagt, dass sie als blosse Thatsachen ausserhalb 
des Bereichs juristischer Betrachtung fallen, und es ist für 
uns gleichgiltig, ob er sie in seiner «Verkehrslehro*®) oder 
sonstwo unterbringt. Aber es ist eine durchaus willkürliche 
Behauptung, wenn Hagens den Vertrag ohne weiteres als 
blosses Lebensverhältnis, dem die rechtliche Regelung fehle, 
auffasst. Gerade umgekehrt wird der Jurist von einem Ver- 
trage — im technischen Sinn — erst dann sprechen, wenn 
das betreffende Verhältnis ein Rechtsverhältnis ist. 

Hagens fasst den Begriff des Vertrages von vorneherein 
falsch auf, und es ist dabei- kein Wunder, wenn er ihm 
die Rechtsqualität schliesslich bestreitet. Er schreibt : «Auch 
der Vertrag stellt sich begrifflich als ein derartiges Lebens- 
verhältnis dar. Derselbe ist seiner wörtlichen Bedeutung 
nach die erklärte Willensübereinstimmung zweier oder meh- 
rerer Personen. Eine derartige Willensübereinstimmung ist 
aber möglich zwischen Menschen, welche keiner Rechts- 
ordnung unterstehen, und möglich behufs Erreichung an- 



**) Hagens 9 fg. unterscheidet von der Rechtslehre (siehe oben Anmer- 
kung 2) die Gesellschaftswissenschaft, die er in allgemeine Verkehrs- und Staats- 
lehre und Politik einteilt. In den Bereich der Verkehrslehre fallen die mei- 
sten sog. Lebensverhältnisse. «Es gehören hieher z. B. die Begriffe des arbi- 
tratus boni viri und der bona fides, die Lehre von der Willenserklärung und 
deren Selbstbeschränkung durch Bedingung, Befristung, Auflage; die Lehre von 
der erklärten Willensübereinstimmung (Vertrag), vom Auftrage, von der Stell- 
vertretung, von der Gesellschaft, vom Besitze, von der Ehe, von der Gemeinde 
etc. Hiebei bietet das R. R. als ratio scripta vielfach thatsächliche Anhaltspunkte. 
Im übrigen berührt die Verkehrslehre naturgemäss häufig die verwandten Gebiete 
der Psychologie und Moral.» Da hätten wir denn die ganze Rechtslehre auf die 
schönste Weise auseinandergerissen ! 
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derer als rechtlicher Zwecke. In beiden Fällen liegt wohl 
^in gewisse Verhältnisse erzeugendes oder regelndes Lebens- 
^eschäft, nicht aber ein Rechtsg^^cMXi . . . vor; denn zum 
Begriffe ... des Rechtsgeschäftes [wird] der Wille der Ge- 
ischäftsschliessenden, rechtliche Zwecke zu erreichen, [gefor- 
dert]. Der Begriff des Vertrages ist also nicht enger, son- 
dern weiter als der des Rechtsgeschäftes, bezw. genauer ge- 
sagt : Es sind weder alle Rechtsgeschäfte Verträge, noch auch 
alle Verträge Rechtsgeschäfte.» 

In diesen paar Sätzen wimmelt es von Trugschlüssen. 
Zunächst ist der Vertrag allerdings ein Lebensverhältnis^^), 
und die Möglichkeit, dass er nur dies ist, dass er keine 
Rechtswirkung bezweckt, wird niemand bestreiten. Aber 
daraus folgt doch nicht, dass dies die einzige Möglichkeit ist. 
Für uns ist die andere Möglichkeit, dass der Vertrag 
gleichzeitig Rechtsverhältnis ist und rechtliche Wirkung be- 
zweckt, nicht nur interessanter: wir gehen sogar bei dem 
Begriff Vertrag von dieser Möglichkeit allein aus. Denn wir 
verstehen unter einem Vertrag im juristischen Sinn nicht 
jede erklärte Willensübereinstimmung, wie Hagens annehmen 
möchte, sondern nur diejenige, welche rechtliche Wirkung 
bezweckt, m. a. W. der Vertrag im juristischen Sinn ist nach 
unserer Auffassung stets Rechtsgeschäft. Daher gilt die For- 
derung, dass die Geschäftschliessenden rechtliche Zwecke er- 
reichen wollen, nicht nur für das Rechtsgeschäft, sondern 
auch für den Vertrag in unserem Sinne, und der letztere ju- 
ristische Begrifl ist nicht^ weiter, sondern enger als der des 
Rechtsgeschäfts ^^) . 

Hagens ignorirt einfach die Fälle, auf die es hier allein 
ankommt, und so gelangt er dazu, dem Vertrage überhaupt die 
Rechtsqualität abzusprechen. Der Satz: «Die Lehre vom Ver- 
trag als Lebensgeschäft und Lebensverhältnis ist aus dem Be- 



") Vgl. hiezu auch Zitelmann Weltrecht, namentlich S. 4 («der Stoff der 
rechtlichen Ordnung ist durch die Natur gegeben, das Recht tritt zu ihm erst 
hinzu, CS schafft ihn nicht.») und S. 17 («die Verträge sind als rein thatsäch- 
liche überall auch ohne das Recht da; das Recht findet sie vor, es erfindet sie 
nicht. Das objektive Recht hat die im Verkehr sich ausbildenden Vei-träge nur 
aufzufassen und auszubilden, ticht erst zu schaffen.»). 

") Vgl. auch Mayer 0. 40. 
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reich der Rechtswissenschaft auszuscheiden» hat keinen Sinn^ 
denn es fällt der Rechtswissenschaft gar nicht ein, vom Ver- 
trage als Lebensgeschäft und Lebensverhältnis zu handeln. 
Für die Rechtswissenschaft ist der Vertrag Rechtsgeschäft 
und Rechtsverhältnis; sonst ist das betreffende Verhältnis- 
juristisch kein Vertrag. Die Windscheid'sche Unterscheidung^ 
. so gross ihre Bedeutung auch ist, hat daher für die vorlie- 
gende Frage keinen Wert und kann in keiner Weise dazu 
dienen, ein Argument gegen die Rechtsqualität der Verträge^ 
abzugeben. Für die Frage nach der Rechtsnatur derselben 
kommt es einzig und allein darauf an, dass das konkrete Ver- 
hältnis Rechtsverhältnis sei, und es ist gleichgiltig, ob ur- 
sprünglich ein Lebensverhältnis zu Grunde liegt oder nicht. — 

Das Gesagte gilt auch für völkerrechtliche Verhältnisse. 
Der völkerrechtliche Vertrag ist nur dann Vertrag im juristi- 
schen Sinne, wenn das betreffende Verhältnis ein Rechtsver- 
hältnis ist. Es versteht sich von selbst, dass nicht alle 
zwischenstaatlichen Beziehungen einen Rechtscharakter tra- 
gen^*). Ob die begriffliche Grenze hier so schwer zu ziehen 
ist, wie Hagens (37) meint, dürfte fraglich erscheinen. Aber 
jedenfalls hat man nicht den mindesten Grund, von vorne- 
herein anzunehmen, dass diese Beziehungen keinen Rechts- 
charakter haben könnten^^). — 

Zu den Leugnern der Rechtsnatur der völkerrechtlichen 
Verträge gehört auch Zorn. Mit Bezug auf die Verträge schreibt 
er: «Die Staatsverträge als solche haben gar keinen juristischen 
Charakter, da es sich bei denselben gar nicht um Befehle 
des Staates an die Unterthanen^*), sondern um Verabredungen 

") Vgl. Holtzendor/f H. I. 46, 99, der richtig betont, dass nicht jede Ver- 
abredung eines gemeinschaftlichen Handelns als Staatsvertrag angesehen werden 
kann. 

") Konsequent leugnet Hagens die Rechtsnatur des Völkerrechts über- 
haupt; dieses sei ein «Name ohne juristischen GehaJt». «Die internationalen 
Verträge begründen lediglich politische, d. i. thatsächliche Verhältnisse zwischen 
den Staaten, bezw. politische Verpflichtungen derselben. Das internationale 
commercium entbehrt der rechtlichen Ordnung» (52). «Da es nun kein Völker- 
recht zwischen den Staaten gibt und sohin die internationalen Verträge als solche 
keiner Rechtsordnung unterstehen, erscheinen dieselben niemals als Rechtsge- 
schäfte». 

^*J Hiezu bemerkt Wegmann 70, dass das gerade für den Vertragscha- 
rakter der internationalen Übereinkommen spricht. 
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^on Staat zu Staat handelt, und da von einem Zwangsschutze 
rechtlicher Art bei solchen Verabredungen nicht die Rede sein 
kann»^*). Da weder ein Befehl an die ünterthanen, noch 
^in Zwangsschutz zum Begriff des Rechts gehört, wird durch 
^ie Zorn'sche Behauptung nichts gegen den Rechtscharakter 
-der völkerrechtlichen Verträge erwiesen"). 

Wenn Zorn behauptet: «Der Vertrag gewinnt den Rechts- 
charakter dadurch, dass die zwischenstaatliche Vereinbarung 
^um Gesetz oder zur Verordnung erhoben wird. Als Gesetz 
oder als Verordnung können die Sätze der zwischenstaatlichen 
Vereinbarung zum Befehl an die Ünterthanen werden und da- 
durch den Befehlscharakter gewinnen» — so identifizirt er 
^Rechtscharakter» überhaupt mit dem des «innerstaatlichen 
Rechts»*®). Nicht der «Vertrag» gewinnt rechtliche Existenz 
<lurch den «staatlichen Imperativ zur Befolgung desselben» 
— er existirt schon vorher — sondern das innerstaatliche 
Recht, die innerstaatliche Wirkung des Vertrages, sie ver- 
dankt der «Publikation> ihr Existentwerden. 

Zorn ignorirt, dass neben und vor der innerstaatlichen 
Wirkung des Vertrages eine völkerrechtliche Wirkung — die 
unabhängig von der «Publikation» ist — eintritt und daher 
leugnet er den «völkerrechtlichen Rechtscharakter» des Ver- 
trages. Er übersieht, dass es Verträge gibt, die gar keine 
innerstaatliche Wirkung bezwecken, niemals publizirt werden 
xind doch die kontrahirenden Staaten verpflichten. Hier exi- 
istirt also etwas, das niemals die Form des Befehls an Be- 
hörden und ünterthanen annimmt, also niemals innerstaat- 
liches Recht wird. Diese Verträge werden niemals zum «Ge- 
«etzesinhalt», haben aber doch rechtliche Wirkung und daher 
auch rechtliche Existenz. Auch sie wollen juristisch begriffen 

*•) Vgl. auch das. 422: «Der Staatsvertrag als solcher reicht somit nicht 
bis in die Sphäre des Rechts hinein, sondern ist nur ein Bestandteil des Moral- 
gebietes und fuhrt zu Unrecht die juristische Bezeichnung Vertrag». Vgl. auch 
«desselben Staatsv. 9 fg. 

^^) Gegen Zorn ygl. Lahand M. 1. Aufl. 106, Jdlinek A. 8, Bergbohm 16, 
Wegmann 67, Merkel E. 362, Seligmann 134, sowie unten § 11. 

") Wie Zorn behauptet auch Hagens 53, der völkerrechtliche Vertrag er- 
halte erst als ^GeseizesinhaU* juristische Bedeutung. «Der Vertragsinbalt kommt 
ounmehr rechtlich in Betracht, aber nicht mehr als Vertragsinbalt, sondern, als 
Staatsgesetz.» 
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werden, und das ist nur möglich, indem man zugibt, dass 
die völkerrechtlichen Verhältnisse eine selbständige rechtliche 
Existenz haben, dass sie Rechtscharakter tragen können, un- 
abhängig von innerstaatlichen Voraussetzungen, — 

Man kann daher nur sagen, dass diejenigen Schrift- 
steller, welche die Rechtsnatur der völkerrechtlichen Verträge,^ 
die Existenz eines Völkerr^cÄ^^ leugnen, das Kind mit dem 
Bade ausgeschüttet haben. In dem berechtigten Bestreben,, 
der falschen Theorie von der Herrschaft eines allgemeinen 
menschlichen Völkerrechts entgegenzutreten, haben sie über- 
sehen, dass, wenn im allgemeinen auch die Interessen politik 
vorherrschend ist, dies doch eine rechtliche Ordnung der 
internationalen Beziehungen nicht ausschliesst , und dass 
insbesondere die internationalen Verträge einen unwegleug- 
baren Beweis liefern von der Existenz eines internationalen 
Rechts. — 

5. Die rechtliche Natur des völkerrechtlichen Vertrages 
ist stets dieselbe: er ist stets Rechtsgeschäft, gleichgiltig,. 
welches sein Inhalt ist. Das bedarf der Betonung für die 
Fälle, wo durch Vertrag völkerrechtliche Normen geschaffen 
werden. Wir sind bereits der Bergbohm'schen Auffassung 
entgegengetreten, als ob in diesem Falle der Vertrag kein 
Rechtsgeschäft sei, keine rechtliche Gebundenheit der Kontra- 
henten erzeuge. 

In den Fällen, wo die Staaten in einem Vertrage Normen 
aufstellen, haben wir das vom Standpunkte des innerstaat- 
lichen Rechts abnorme Verhältnis, dass die juristische That- 
Sache der Vertragschliessung objektive Rechtssätze zur Er- 
scheinung bringt. Diese Sätze sind einerseits Normen — 
eine Richtschnur, nach der die Staaten ihr Verhalten ein- 
richten, die objektive Regeln für die Handlungen der Staaten 
vorschreibt^^). Andererseits ist der Vertrag Rechtsgeschäft,, 
die einzelnen Staaten sind rechtlich an seine Bestimmungen 
gebunden. Es ist also das subjektive Recht resp. die subjek- 
tive Pflicht jedes der kontrahirenden Staaten, die im Vertrage 
ausgesprochenen objektiven Rechtssätze zu beobachten, event. 

*•) IfmersUMÜiche Norm wird der Vertragsiahalt erst durch die Publika- 
tion. Aber deshalb ist er yorher doch schon Norm und insofern der Vertrag 
Rechtsquelle. 
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deren Beobachtung anzubefehlen. Jeder Staat kann dies vom 
anderen verlangen ; denn jeder hat dem anderen gegenüber 
seinen Willen erklärt, sich an diese Sätze gebunden zu er- 
achten. Also wird die Eigenschaft der Verträge als Rechts- 
geschäfte durch die Thatsache der im Vertrag enthaltenen 
konventionellen Rechtsetzung in keiner Weise berührt. Viel- 
mehr ist der völkerrechtliche Vertrag in allen Fällen rechtlich 
in derselben Weise zu beurteilen. Die Gebundenheit des ein- 
zelnen Staates an die Norm ist im Völkerecht äusserlich sogar 
eher grösser als bei der innerstaatlichen Rechtsetzung. Denn 
beim staatlichen Recht bindet sich der Staat niemandem als 
sich selbst gegenüber, während beim Völkerrecht noch die 
subjektive Berechtigung anderer Staaten darauf, dass die Nor- 
men vertragsmässig gehalten werden, hinzukommt^®). Der 
völkerrechtliche Vertrag ist also stets Rechtsgeschäft. — 



20) Vgl. Jellinek 66: «Erst durch den Vertrag wird das Abweichen von 
der Rechtsregel den anderen Staaten gegenüber zum Unrecht, während da, wo 
ein Rechtssatz nur als Wille des Einzelstaates existirt, von einer Rerechtigung 
anderer Staaten, die Einhaltung der Rechtsregel zu verlangen, nicht die Rede 
sein kann». 
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§ 7. Die Subjekte. 

1. Die Subjekte des völkerrechtlichen Vertrags sind die 
Subjekte des Völkerrechts überhaupt, die unabhängigen Staa- 
ten, und nur diese. 

Der Begriff des Staates ergibt sich aus der allgemeinen 
Rechtslehre ^). Er ist ein Begriff, den alle Teile des Rechts- 
systems zur Voraussetzung haben, da alle Rechtsteile auf 
dem Willen des Staates beruhen. Daher gehört der Begriff 
«Staat» keineswegs ausschliesslich dem Staatsrecht an, wenn- 
gleich die Staatsrechtslehre sich speciell mit seiner Definirung 
befasst^). 

2. Nur die Staaten können Subjekte völkerrechtlicher 
Verträge sein. Wenn daher nur der eine Kontrahent ein 
Staat ist, der andere dagegen eine Privatperson, dann ist das 
Rechtsgeschäft nach privatrechtlichen Grundsätzen zu beur- 
teilen — gerade so, wie wenn beide Kontrahenten Privat- 
personen wären. Unterschiede für die Beurteilung ergeben 
sich beispielsweise in der Frage des Abschlusses, in den recht- 
lichen W^irkungen, in den Voraussetzungen der Kündigung, 
in den Mitteln der Durchführung etc.^) 

Also nur wenn beide resp. alle Kontrahenten Staaten 
sind, liegt ein völkerrechtlicher Vertrag vor^). Auch der 
«Souverän» ist Privatperson in diesem Sinne, es sei denn, 
dass er für den Staat handelt^). 

3. Nur der Staat kann Subjekt des völkerrechtlichen 
Vertrags sein, aber andererseits kann auch jeder Staat Sub- 



*) Vgl. Seligmann 1: «Indem wir den Staat als juristische Person be- 
trachten, erkennen wir ihm die Fähigkeit zu, Träger selbständiger Rechte und 
Pflichten zu sein.» 

^) Nach Hagens 12 ist der Begriff Staat überhaupt kein juristischer Be- 
griff. Über den Staatsbegriff vgl. u. A. JelUnefc System, nam. S. 297 und Mar- 
Uns I 231. 

«) Vgl. JeUinek System 307, Staatenv. 52, Gessner 12, Mayer 0. 21. 

*) Unrichtig Heffter 184. Vgl. dazu Berner 630, Bulmerincq M. 300. 
Richtig Ge/fken H. 185: «Alles kommt darauf an, ob der Wille der Staaten als 
solcher gebunden ist.» 

**) Vgl. Seligmann 3. 



Digitized by 



Google 



— 105 — 

jekt sein. Voraussetzung ist nur, dass er völkerrechtliche 
Persönlichkeit besitzt, also souverän ist*). 

Der Begriff der vollkommenen rechtlichen Unabhängig- 
keit, der vollkommenen Souveränität bedeutet für das Völker- 
recht so viel als vollkommene Rechts- und Handlungsfähigkeit 
im internationalen Verkehr, in erster Linie Verpflichtungsfähig- 
keit^). Ein Staat, der nicht souverän ist, hat keine völkerrecht- 
liche Rechtsfähigkeit, ist kein völkerrechtliches Subjekt. Die 
Souveränität kann aber auch vorhanden, jedoch mehr oder 
weniger beschränkt sein. Völkerrechtlich kommen diese Be- 
schränkungen nur in Betracht, insoweit dadurch die Völker- 
rechtliche Rechtsfähigkeit berührt wird. Hat die Beschränkung 
der Souveränität eine Aufhebung der völkerrechtlichen Rechts- 
fähigkeit zur Folge, so hört eben die völkerrechtliche Persön- 
lichkeit auf zu existiren. Wenn dagegen die Beschränkung die 
äussere Rechtsfähigkeit des Staates nicht berührt, so hat sie 
nur staatsrechtliche, aber keine völkerrechtliche Bedeutung®). 
Insofern aber eine Beschränkung der Souveränität völkerrecht- 
lich von Bedeutung ist, kann dies wieder in verschiedenem 
Maasse der Fall sein: es braucht die völkerrechtliche Persön- 



®) Blimtschli 233: «Jede unabhäogige Macht gilt im Völkerverkehr im 
Zweifel als vertragsfähig.» Vgl. aber Martens I 231. 

^) Berner 630: «Indem die Souveränität dem Staate die Bedeutung einer 
selbständigen, verfügungsfähigen Person verleiht, ist sie die Grundlage seines inter- 
nationalen Kontrahirnngsreehts.» Vgl. dazu BluniscMi 1. c, HeffUr 188 und 
Geffken H. 189, Bulmerincq M. 301, Jellinek 52, Martens I 393, 286, J^eumann 
64, Gessner 14, Wegmann 51, -He/d332: «Die staatliche Souveränität der Sub- 
jekte und zwar die wechselseitig anerkannte staatliche Souveränität aller Subjekte 
ergibt sich als eine oder besser die Eigentümlichkeit des Völkerrechts, da auf sie 
alle sonst sich ergebenden Besonderheiten dieses Rechtsgebietes zurückgeführt 
werden können und müssen.» Vgl. auch Martern 1. c: «Die Rechtsfähigkeit der 
Staaten fällt mit ihrer Handlungsfähigkeit zusammen. Einmal als Staat konstituirt 
und als Glied der internationalen Gemeinschaft anerkannt, kann der Staat nicht 
handlungsunfähig sein.» 

*) Hagem 13 wendet sich gegen die Teilbarkeit der Souveränität ; es sei un- 
möglich eine staatsrechtliche und eine völkerrechtliche Souveränität anzunehmen. 
Eine solche «Teilung» ist aber weder nötig, noch findet sie thatsächlich statt. Es 
handelt sich einfach um Beschränkungen der Souveränität, die man vom Stand- 
punkte zweier Rechtsordnungen aus betrachtet und denen bald von dem einen 
und bald von dem anderen Standpunkte aus Bedeutung beizulegen ist. 
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lichkeit keineswegs aufgehoben zu sein. Vielmehr kann ein 
Staat völkerrechtlich beschränkt rechtsfähig sein*). 

In praxi dürfte die Frage nach der völkerrechtliche a 
Rechtsfähigkeit wenig Schwierigkeit bereiten. Thatsächlich 
sind die verkehrtreibenden Staaten über ihre gegenseitigen 
Verhältnisse genügend orientirt, um zu wissen, wer Völker 
rechtliche Verpflichtungsfähigheit besitzt und wer nicht. 

Schwieriger ist dagegen die Frage, was die Folgen sind, 
wenn Staaten sich über bestehende Beschränkungen hinweg- 
setzen. Eine Berücksichtigung derselben hängt mehr oder 
weniger von dem guten Willen der Staaten ab. Wenn nun 
aber in concreto Staaten diesen guten Willen nicht gehabt 
haben, so ist bezüglich der Folgen zu unterscheiden. War 
ein Staat überhaupt völkerrechtlich gar nicht rechtsfähig, so 
ist auch kein völkerrechtlicher Vertrag zu stände gekommen. 
Wenn dagegen ein souveräner Staat mit einem völkerrechtlich 
beschränkt verpflichtungsfähigen Staat in ein Vertrags Verhält- 
nis getreten, so ist ein solcher Vertrag keineswegs stets 
nichtig. Vielmehr ist zu unterscheiden, je nach dem Cha- 
rakter, den die Beschränkung des Vertragschliessungsrechts 
hat. Das Vertragschliessungsrecht kann für bestimmte Ge- 
biete gänzlich entzogen sein ; in solchem Falle dürfte ein 
Vertrag, der in diese Gebiete einschlägt, keine rechtliche Exi- 
stenz beanspruchen. Anders, wenn die Beschränkung nur 
den Sinn hat, dass der Suzerän die Verträge ausdrücklich 
oder stillschweigend zu genehmigen hat. Der Vertrag besteht 
dann an sich auch ohne solche Genehmigung, aber der Su- 
zerän hat ein Einspruchsrecht und kann die Anerkennung 
eines solchen Vertrages verweigern*^). — 



•) Vgl. Berner 1. c: «Da das Kontrahirungsrecht aus der Souveränität 
hervorgeht, so ist es in demselben Maasse beschränkt oder unbeschränkt, als die 
Souveränität eine beschränkte oder unbeschränkte ist.» 

") Zu weit geht Wegmann 52 : «Ist Zustimmung oder Nichtintervention des 
Hauptstaats erforderlich, so kann die Ratifikation wirksame Verträge bloss unter 
der Bedingung errichten, dass innerhalb bestimmter Frist erstenfalls die Genehm 
migung erfolge, zweitenfalls das Veto nicht eingelegt werde.» Es können nicht 
alle Beschränkungen als ohne weiteres auch t;a/A;errechtlich maassgebende in Be* 
tracht kommen; vielmehr bedarf es in bestimmten Fällen erst einer Berufung 
auf dieselben seitens der Interessenten. 
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4. Die einzelnen völkerrechtlichen Subjekte bilden eine 
rechtliche Gemeinschaft nur soweit sie dies wollen, und 
ihren Willen gemeinsam zu erkennen gegeben haben. An 
sich existirt einfach eine Mehrzahl von unabhängigen Einzel- 
staaten, die, wie Privatpersonen untereinander, in mehr oder 
weniger mannigfachen Verkehrsbeziehungen stehen und je 
nach Bedürfnis diese Beziehungen einer rechtlichen Ordnung 
unterwerfen. Aus der blossen Verkehrsgemeinschaft und Ver- 
kehrsordnung kann so eine Rechtsgemeinschaft, eine Rechts- 
ordnung werden. Aber die reale Grundlage derselben ist 
stets eine Mehrheit von Einzelstaaten. Hieran ist auch bei 
der juristischen Betrachtung festzuhalten. Von einer recht- 
lichen Einheit, einer juristischen Persönlichkeit kann eben- 
sowenig die Rede sein wie von einer besonderen rechtlichen 
Organisation der Gemeinschaft*^). Die Gesammtheit der 
Staaten bildet keine höhere juristische Einheit, keine juri- 
stische universitas, und man sollte daher in der Litteratur 
vermeiden, die Gemeinschaft zu «personifiziren», vielmehr 
daran festhalten, dass nicht die Gemeinschaft einen Willen, 
Rechte und Pflichten hat, sondern die einzelnen Staaten. 
Wohin man sonst mit dieser falschen Tendenz kommt, dafür 
nur einige Beispiele. 

Gareis 76 gibt zu, dass die völkerrechtliche Gemeinschaft 
keine juristische Persönlichkeit habe, und dass die Staaten 
die «Inhaber der wiegen der Interessengemeinschaft geschützten 
Interessen» sind, fährt dann aber fort**): «Diese sind gewisser- 
massen die amtlichen, die juristischen Vertreter der idealen 
Völkergemeinschaft und der Interessen dieser letzteren; in 
diesem Sinne werden die Staaten durch das Völkerrecht mit 
Rechtsansprüchen ausgestattet, zu diesem Ende mit denjenigen 
Rechtspflichten belastet, welche um der Interessengemeinschaft 
willen bestehen und erfüllt werden müssen. Die Staaten er- 



^^) Boszkowshi 255 wundert sich darüber, dass die internationale Staats- 
genossenscbaft «trotz ihrer mehr als äOQjährigen Existenz keine der bekannten 
politischen Formen, die einer Monarchie oder Republik angenommen» hat (I). Er 
meint jedoch ganz richtig, soweit sich voraussehen lasse, werde dies nie der 
Fall sein. Über das Wesen des internationalen Gemeinschaft vgl. namentlich 
Härtens I 205. 

«) Vgl. dazu Hagens 42. 



Digitized by 



Google 



— 108 — 

halten daher durch das Völkerrecht Befugnisse, die sie zwar 
als eigene Rechte geltend machen können und geltend machen, 
die sie aber nicht um ihretwillen, sondern um des Gemein- 
wesens willen erhalten haben ; und wie die Staaten demnach 
die Funktionäre und Usufruktuare der kein Rechtsubjekt 
bildenden Gemeinschaft der Völker sind, so sind die . . . 
Staatshäupter und die Gesandten die Funktionäre und Usu- 
fruktuare der vom Völkerrecht mit den betreffenden völker- 
rechtlichen Privilegien zunächst bedachten Staaten»^^). 

Dem gegenüber wiederholen wir : Die Staaten haben eine 
reale juristische Existenz, nicht ihr «Verband». Von ihnen 
hat man daher bei jeder juristischen Betrachtung auszugehen, 
nicht nur wenn vom innerstaatlichen Recht die Rede ist, son- 
dern ebenso bei der Betrachtung des internationalen Rechts. 

Dass man sich durch das Wort «Rechtsgemeinschaft» 
nicht irreleiten lassen darf, eine rechtliche Organisation der 
Staatengemeinschaft anzunehmen , betont in der richtigen 
Weise Jellinek (System 298) : 

«Eine stete notwendige, gemeinsame Zwecke einer Mehr- 
heit von Personen fördernde Institution nennen wir eine Ge- 
meinschaft. Wesentlich für den Begriff der Gemeinschaft ist nur 
eine Mehrheit von Personen, dieZwecke verfolgen, die durch den 
isolirten Willen des Einzelnen nicht erreicht werden können. 
Als engerer Begriff unter den weiteren der Gemeinschaft 
fallend erscheint das Gemeinwesen: die organisirte, einen 
selbständigen Willeyi über dem Willen der Glieder besitzende 
Gemeinschaft. Dieser engere Begriff passt auf die Staaten- 
gemeinschaft nicht. Sie ist nicht Gemeinwesen, sondern 
nur Gemeinschaft». — 



*•) Zu vgl. ist ferner namentlich BoszkowshL Wenn dieser z. B. S. 258 
sagt: «Der internationale Staaten verband hat das Wohl beider Teile zu berück- 
sichtigen, und darauf zu achten, dass die Verträge der Staaten weder die Inter- 
essen der Völker untergraben, noch die den Bund der Gresammtheit zusammen- 
haltenden Knoten lösen» — so möchte man wirklich in Versuchung geraten» 
sich nach diesem «Staatenverband» umzusehen. Und wenn er auf S. 260 es als 
eine Aufgabe des Völkerrechts bezeichnet «vor allem den internationalen Staaten- 
verband aufrecht zu erhalten», so ist es schwer, sich hierunter etwas vorzu- 
stellen; denn wo ist dieser internationale Staatenverband? wer soll ihn aufrecht 
erhalten? und wie soll dies geschehen? — 
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5. Da jeder souveräne Staat völkerrechtliches Subjekt 
und daher fähig ist, Mitglied der internationalen Rechts- 
gemeinschaft zu sein, muss auch jeder Staat den anderen als 
völkerrechtliches Subjekt ane^^kennen. «Ein Recht ist nur 
möglich unter Rechtssubjekten. Jeder Staat hat daher not- 
wendig gegen jeden andern den Anspruch auf Anerkennung 
als Rechtssubjekt, d. h. als Persönlichkeit. Und zwar als 
staatliches Rechtssubjekt, d. h. als alle die Funktionen aus- 
übend, die notwendig einem Staate zukommen>^*). 

Diese Anerkennung folgt aber nicht ohne weiteres aus 
der Thatsache des Nebeneinanderbestehens der Staaten. Viel- 
mehr bedarf es einer Erklärung der Anerkennung. Eine solche 
Erklärung liegt aber in der Anknüpfung eines rechtlichen Ver- 
kehrs zwischen Staaten. Insofern beruht die gegenseitige An- 
erkennung äusserlich betrachtet auf dem Willen der Staaten, 
wenngleich thatsächlich eine Notwendigkeit für die Anerken- 
nung vorliegen mag. Wer mit einem Anderen einen Vertrag 
abschliesst, der erklärt damit, dass er ihn als Persönlichkeit 
anerkennt^*). 

An die Thatsache der Anerkennung der Persönlichkeit 
hat die Theorie nun die Folgerung geknüpft, dass darin die 
Anerkennung einer Reihe von sog. «subjektiven Rechten> der 
Staaten enthalten sei, unter denen namentlich die «Grund- 
rechte» eine Rolle spielen^®). Es sei uns gestattet, in dieser 
Frage dasjenige, was Jellinek in seinem System sagt, hier 
wieder zu geben. 

") Jellinek System 302: «Diese Anerkennung erhebt den Staat für die 
anderen von einer bloss physischen Macht zu einem Mitgliede der Staatengemein- 
schaft.» Ferner daselbst 305: «Nicht nur als isolirtes Rechtssubjekt . . . son- 
dern notwendigerweise auch als Mitglied der Staatengemeinschaft wird der Staat 
anerkannt.» 

**) Vgl. auch Jellinek Staaten v. 48: «Für den Staat wird ein anderer zum 
Rechtssubjekt dadurch, dass er ihn als solches anerkennt, dass er erklärt, seine 
Handlungsfreiheit ihm gegenüber beschränken zu wollen. Und diese Anerkennung 
besitzt dieselbe Garantie, wie die Anerkennung der anderen Rechtssubjekte, den 
Willen des Staates. Und der Staat muss den anderen als Rechtssubjekt aner- 
kennen, wenn er überhaupt mit ihm in Verkehr treten will .... Verkehren 
kann man nur mit einem, dessen rechtliche Existenz man anerkennt.» Ferner 
derselbe System 1. c. : «Anerkennung, obwohl unter bestimmten Voraussetzungen 
materiell gefordert, ist formell dennoch stets freie That eines jeden Staates.» 

") Über die sog. Grundrechte vgl. u. a. Störk H. 484, Läband I. 141, 283 
Thon 295, Seydel 48, Hagem 20, 42. 
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Jellinek findet das formale Kriterium des subjektiven 
öflfentlichen Rechtes darin, «dass es nicht eine in natura ge- 
gebene Handlungsmöglichkeit anerkenne, sondern eine neue 

schaffe nicht natürliches, sondern rechtlich gewährtes 

und anerkanntes Können bildet den Inhalt aller subjektiven 
völkerrechtlichen Rechte». Von diesem Standpunkte aus be- 
handelt er nun die Rechte, v^relche aus der Anerkennung fol- 
gen sollen. Durch die Anerkennung wird jeder Staat gegen- 
über dem anderen, ihn anerkennenden qualifizirt. «Denn sie 
besagt nichts anderes, als dass der Staat für die anderen als 
Träger bestimmter Rechte und Pflichten erscheint und ihm 
infolge dessen die Fähigkeit gegeben wird, in seinem Interesse 
bestimmte Handlungen und Unterlassungen von dem anderen 
zu fordern. Die Anerkennung bezieht sich auf den Staat als 
solchen, d. h. er wird als Staat anerkannt und demgemäss 
seine staatliche Thätigkeit in vollem Umfange und zwar so 
lange und Insoweit sie nicht die Rechtssphäre anderer Staaten 
tangirt. Die unmittelbar aus dem Wesen und den Zwecken 
des Staates sich ergebenden Funktionen werden damit schein- 
bar zu internationalen Rechten der Staaten erhoben»'^). 

Jellinek weist nach, dass unter diesen angeblichen 
Rechten namentlich der «Katalog völkerrechtlicher Grund- 
rechte der Staaten .... nichts enthält als eine grosse Tauto- 
logie. Denn er besagt nichts anderes, als dass der Staat das 
Recht habe, Staat zu sein, und dass kraft der von ihm ge- 
währten Anerkennung kein Staat das Recht habe, einen andern 
in der Bethätigung seiner notwendigen Funktionen zu hindern. 
Das Recht der Souveränität, das Recht der Territorialhoheit, 
das Recht der Selbsterhaltung, das Recht auf Achtung, das 
Recht auf gegenseitigen Verkehr werden als Hauptnummern 
in diesem Kataloge aufgezählt. Alle diese anscheinenden 
Rechte bezeichnen aber nichts als bestimmte Richtungen des 
von einschränkenden völkerrechtlichen Normen und darauf 
gegründeten Ansprüchen freien Raumes staatlicher Thätigkeit>. 

Jellinek bezeichnet die Mühe einer juristischen Fixirung 
dieser «facultates> als ebenso vergeblich und überflüssig wie 
eine Aufzählung aller unverbotenen menschlichen Handlungen. 
Alle Betrachtungen, Behauptungen und Dithyramben über die 
«Grundrechte der Staaten» lassen sich juristisch in den einen 

") Hiezu vgl. Tezner System 107 fg. 
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Satz zusammenfassen : *Kein Staat kann von dem anderen 
rechtlich etwas fordern oder ihn rechtmässig zu etwas 
zwingen, als auf Grund eines Rechtssatzes>. 

Doch wir kehren von diesem Exkurse zurück, um die 
für uns hier in Betracht kommende Nutzanwendung zu ziehen: 
Die souveränen, sich gegenseitig anerkennenden und in Ver- 
tragsbeziehungen stehenden Staaten bilden weder ein organi- 
sirtes Gemeinwesen, noch ergeben sich aus der Thatsache der 
Anerkennung besondere subjektive Rechte der einzelnen Völker- 
rechtssubjekte gegen einander. Insbesondere sind die sog. 
Grundrechte gar keine Rechte*®). — 

6. Die Subjekte des Völkerrechts, die souveränen Staaten 
gelten in ihren internationalen Beziehungen als gleichberech- 
tigt. Die Gleichberechtigung der Staaten gilt als Grundprincip 
des Völkerrechts. Die Gleichheit ist jedoch ebensowenig wie 
die «Grundrechte» als ein besonderes subjektives Recht der 
Staaten zu betrachten, sondern sie liegt in der gegenseitigen 
Anerkennung als Rechtssubjekt bereits enthalten. Auch dies 
wird von J^ZZm^ft 1. c. hervorgehoben : «Auch das als Grund- 
lage des Völkerrechts proklamirte Princip der Rechtsgleichheit 
fliesst aus der fundamentalen Thatsache der Anerkennung. 
Denn ein souveräner Staat kann nur als solcher anerkannt wer- 
den, hat daher dieselbe Persönlichkeit wie jeder andere. Die 
gleiche Rechtsfähigkeit ergibt sich somit aus der Anerkennung 
der Gleichheit der völkerrechtlichen Persönlichkeiten». — 

Im Übrigen ist die Gleichheit nur ein Prinzip, wenn 
auch ein in der Theorie allgemein anerkanntes. Mit der 
praktischen Befolgung dieses Prinzips hat es seine guten 
Wege. Und fast jedes Völkerrechtsbuch liefert Belege dafür, 
dass auch die Theorie geneigt ist, durch Statuirung von Aus- 
nahmen der in der Praxis stattfindenden Umgehung des Prin- 
zips ihre «rechtliche» Sanktion zu erteilen.*^) 

") Inwieweit sich dagegen aus der Mitgliedschaft an der Staatengemein- 
schaft Ansprüche ergeben, darüber vgl. Jeüinek 1. c. 306 fg. 

") Vgl. hiezu Martens 1 286: «Ganz so wie die Individuen, die Staats- 
bürger vor dem Gesetze gleich sind, sind auch die unabhängigen Staaten vor dem 
Völkerrecht gleich .... Die Gleichberechtigung der Staaten fliesst aus dem 
Begriffe der internationalen Gemeinschaft; in diesem Sinne ist sie ein «theoreti- 
sches» Prinzip. Indessen wäre es unrichtig, ihr jede praktische Bedeutung und 
positive Begründung absprechen zu wollen.» Vgl. aber daselbst ausser S. 289 
auch S. 181, 394. 
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§ 8. Abschlass nnd Wirksamkeit 

Wir kommen hier zu derjenigen Frage, die in der Litte- 
ratur am meisten behandelt worden ist. Zahlreiche Mono- 
graphien existiren über den «Abschluss der Staatsverträge», 
ohne dass man aber behaupten könnte, dass die dort an- 
geregten Kontroversen bisher ihre Erledigung gefunden hätten. 
Das Beste wird sein, wenn wir die verschiedenen in Betracht 
kommenden Standpunkte möglichst auseinander halten, und 
daher sei zunächst ein Überblick über die Einzelfragen, die 
hier auftauchen, versucht. 

Auszugehen ist davon, dass die Staaten als juristische 
Personen nicht selbst handelnd auftreten können^). Daher 
können sie selbst auch keine Verträge abschliessen. Der Ab- 
schluss der völkerrechtlichen Verträge erfolgt durch Organe 
des Staates. 

Wenn wir nun der Frage näher treten, welches die ab- 
schliessenden, resp. abschlussberechtigten Staatsorgane sind, 
wie der Abschluss erfolgt, wann der Abschluss giltig, wann 
er von rechtlicher Wirkung begleitet ist, so müssen wir uns 
von vorneherein darüber klar sein, dass es über alle diese 
Fragen sowohl völkerrechtliche als staatsrechtliche Sätze ge- 
ben kann. Wir werden daher die ft^irf^rseitigen Sätze aufzu- 
suchen haben. Dies ist aber nur möglich, wenn wir beide Ge- 
biete streng auseinanderhalten, und bei der Untersuchung 
strikt den Grundsatz befolgen : Das Völkerrecht kann keine 
5^aa#5rechtlichen Fragen beantworten, und das Staatsrecht 
kann keine wZfe^rrechtlichen Fragen beantworten. 

Infolge davon sollen im folgenden die Fragen für beide 
Gebiete besonders behandelt werden. Der Gegenstand recht- 
fertigt es, dass wir auch den staatsrechtlichen Standpunkt 
berücksichtigen, wenn wir auch ein Eintreten auf Staatsrecht- 
liehe Detailfragen ebenso vermeiden müssen, wie eine Dar- 
stellung oder Kritik der verschiedenen staatsrechtlichen Theo- 

*) Dazu vgl. Seligmann 1, der mit Recht betont, es sei falsch zu sagen, 
dass der Staat als Person handlungsfähig sei, Persönlichkeit sei lediglich Rechts- 
fähigkeit. 
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rien über unsere Frage. Unsere eigene Theorie soll lediglich 
eine völkerrechtliche sein. 

Wir werden also zunächst die Frage des Abschlusses rein 
nach Völkerrecht beantworten, dann staatsrechüiche Bestim- 
mungen über den Abschluss betrachten, und uns schliesslich 
fragen, welchen Einfluss diese ^^aa^^rechtlichen Bestimmun- 
gen auf die w7Äerrechtliche Lösung haben. Unzertrennbar 
von der Lehre des Abschlusses des völkerrechtlichen Ver- 
trages sind Bemerkungen über die Wirksamkeit desselben, 
die, wie wir gesehen haben, sowohl auf völkerrechtlichem als 
auf staatsrechtlichem Gebiet liegen kann. — 

1. Der völkerrechtliche Abschluss. 

a. Welches Staatsorgan ist nach Völkerrecht zum Ab- 
schluss von völkerrechtlichen Verträgen befugt? 

Bevor wir selbst einen Versuch machen, diese Frage zu 
beantworten, sei es gestattet, einige Stimmen aus der neueren 
völkerrechtlichen Litteratur anzuführen. 

Berner 631 : « Das internationale Kontrahirungsrecht 
der Staaten wohnt bei den Trägern der Staatsgewalt. In ab- 
soluten Monarchien ist es ein auschliessliches Recht des Mo- 
narchen. In konstitutionellen Monarchien hat die Landes- 
vertretung immer einen grossen Anteil an demselben .... 
In Republiken wohnt das Kontrahirungsrecht. principiell bei 
der Volksvertretung . . . Das Besondere hierüber ist aus 
der Kenntnis der Verfassungen der einzelnen Staaten zu 
schöpfen ...» 

Heffter 188: Dispositionsfähigkeit haben ^tfür eigentliche 
Staatenverträge die machtvollkommenen aktuellen Repräsen- 
tanten der kontrahirenden Staatsgewalten, soweit deren Be- 
fugnisse in auswärtigen Beziehungen nicht durch ein Abhän- 
gigkeitsverhältnis zu anderen Staaten oder durch die derma- 
lige ausser Streit befindliche Verfassung des Staates beschränkt 
werden>*). 

') Hiezu bemerkt richtig Geffcken : «Die Verfassungsbestimmungen über 
die treaty makiDg power sind Gegenstand des Staatsrechtes, nicht des Völker- 
rechtes, auswärtige Staaten werden dieselben zwar beachten müssen .... sie 
halten sich aber lediglich an den Vertreter des Staates nach aussen, der mit 
ihnen kontrahirt.» 

8 
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Bulmerincq M. 301 : <Niir die zum Vertragsabschluss 
nach dem Staatsrecht der kontrahirenden Staaten berechtigten 
Staatsorgane können einen für ihren Staat rechtsverbindlichen 
Vertrag abschliessen.» 

Gessner 32 : «Die Frage, wer zum Abschluss der Staats- 
verträge berechtigt sei, haben sich manche dadurch erschwert, 
dass sie sich dabei von vorneherein auf den Standpunkt des 
heutigen inneren Staatsrechts stellten, und deshalb den Um- 
stand nicht scharf genug ins Auge fassten, dass die neue 
Entwicklung der politischen und gesellschaftlichen Verhältnisse 
nicht sowohl auf die rechtliche Natur der Staatsverträge, als 
vielmehr darauf eingewirkt hat, dass dieselben sich neuer- 
dings auf eine Reihe von Verhältnissen erstrecken, welche 
voMem jeder internationalen Behandlung fernlagen.» 

Jellinek 52: «Aus der Natur des Staates wird sich vor 
allem ergeben, wer zum Abschluss der Verträge berechtigt 
ist. Es sind dies diejenigen Faktoren, denen nach dem par- 
tikularen Rechte des betreffenden Staates die Bildung des 
Staatswillens obliegt, eine Frage also, die im konkreten Falle 
nur nach dem Staatsrechte der kontrahirenden Teile beant- 
wortet werden kann.» 

Meier 91 fg. führt eine Reihe von völkerrechtlichen 
Schriften an^) und kommt zu dem Resultat, «dass die Autori- 
täten des Völkerrechts in älterer und neuerer Zeit . . . darin 
übereinkommen, die Frage vom völkerrechtlichen Gebiet auf 
das staatsrechtliche zu verweisen. Nach Völkerrecht erscheint 
also keineswegs das Staatsoberhaupt als der ausschliessliche 
Repräsentant der internationalen Persönlichkeit. Zum Ver- 
tragsabschlüsse wird nach Völkerrecht nichts weiter gefordert, 
als dass dasjenige Organ, welches nach dem Staatsrecht jedes 
einzelnen Landes als kompetent erscheint, den Abschluss 
vorgenommen habe. Ein Konflikt zwischen Staatsrecht und 
Völkerrecht kann mithin nicht eintreten. Jene angebliche 
Doppelseitigkeit existirt nicht. Das Ausland ist verpflichtet. 



•) Es finden sieh daselbst die Ansichten von Grotitts^ Wbl/fy Vattel, J. J. 
Moser, Georg Friedr. v. Martens, Klüber, Oppenheim, Bluntschli, Wheaton, 
Cälvo. «Die meisten neueren englischen und amerikanischen Völkcrrechtslehrer 
berühren die Frage als eine selbstverständliche überhaupt nicht, oder docfi nur 
ganz obenhin». (Wildman, PhilUmorey Travers Twiss). 
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-die staatsrechtlich geordnete und beschränkte Legitimation 
•des Staatsoberhauptes zu prüfen, ehe es mit demselben ab- 
schliesst. Die ganze Repräsentationsbefugnis beruht, sowohl 
principiell als auch was die Begrenzung derselben betrifft, 
lediglich auf dem innern Staatsrecht.» 

Es ergibt sich, dass die herrschende Meinung unsere 
Frage, soweit sie überhaupt eine Antwort auf dieselbe gibt*), 
aus dem Staatsrecht beantwortet, also eine völkerrechtliche 
Frage nach dem Staatsrecht entscheiden will. Wir haben 
.gleich zu Anfang hervorgehoben, dass wir einen solchen Aus- 
;gangspunkt für falsch halten. Das Staat$v%c\ii bestimmt, wer 
staatsYQQ\\i\\c\i Verträge schliessen kann. Mehr kann es gar 
nicht bestimmen, da es sonst seine Kompetenz überschreiten 
würde. Und ebenso bestimmt das VoZÄ^rrecht, wer Völker- 
rechtlich Verträge schliessen kann ; es hat weder die Aufgabe 
noch die Möglichkeit, zu sagen, wer staatsrechtlich dazu be- 
fügt sei. Sobald man daher den Versuch macht, dem Staats- 
recht diese Kompetenz bez. der völkerrechtlichen Frage ein- 
:zuräumen, verlässt man den völkerrechtlichen Standpunkt und 
stellt sich auf den Boden des Staatsrechts. Es ist daher ge- 
boten — schon im Interesse der selbständigen Stellung des 
Völkerrechts — für jedes Gebiet die Frage getrennt zu lösen, 
und also zunächst die Frage ausschliesslich nach Völkerrecht 
zu beantworten. Nur bei Trennung kann der richtige Stand- 
punkt für jedes G-ebiet gewahrt werden^). 

*) Tezner 126 hebt die oberflächliche Behandlung hervor, welche die Frage 
bisher in der völkerrechÜichen Litteratur gefunden hat. Derselbe System 226 
schreibt: «Das Eine muss freilich zugestanden werden: die Jurispriidenz des 
Völkerrechts ist weniger in den Handbüchern des Völkerrechtes als in der Litte- 
ratur des Staats- und des internationalen Privat- und Strafrechtes zu suchen.» 

*) Übereinstimmend bemerkt Tezner 122 f^, gegen Seligmann, dass er 
«gleich den meisten seiner Vorgänger die Antwort auf die rein t?ö7ifeerrechtliche 
Frage, wann ein Staatsvertrag voÄerrechtlich giltig und wirksam abgeschlossen 
sei, aus dem positiven Staatsrechia, aus den positiven Verfassungsgesetzgebungen 
hernimmt ... Es ist nun ein offenbarer Fehler in der Untersuchung, wenn man 
es unternimmt, die Frage nach der Wirksamkeit, Verbindlichkeit der Staatsver- 
träge als Verträge, die Frage nach den Voraussetzungen für das Zustandekommen 
und die Wirksamkeit eines zweiseitigen Recht§geschäftes des Völkerrechts schlecht- 
hin auf Grund des positiven Verfassuugsrechtes jener Staaten zu lösen, um deren 
vertragsmässige Gebundenheit es sich handelt. Wofern man sich auf den Stand- 
punkt der Anerkennung des Völkerrechts stellt, ist die Frage, welches die Voraus- 
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Völkerrechtlich lautet die Antwort folgendermassen. Das-- 
jenige Staatsorgan, welches den Abschluss eines Vertrages, 
thatsächlich vornimmt, wird zunächst als zu dieser Vornahme 
befugt angesehen. Es würde sich schlecht mit der Achtung^ 
die die souveränen Staaten vor einander haben müssen, ver- 
tragen, wenn man eine Prüfung der Legitimation des ab- 
schliessenden Staatsorgans für völkerrechtlich geboten oder 
auch nur zulässig halten w^ollte. Es besteht weder ein Recht 
noch eine Verpflichtung der anderen Staaten, die staatsrecht- 
liche Befugnis des abschliessenden Organs zu prüfen. Viel- 
mehr darf der andere Staat annehmen, dass eine 6-^aa^srecht- 
liehe Befugnis des thatsächlich ratifizirenden Organs zur Rati- 
fikation vorhanden sei, indem i;ö7A^rrechtlich eine besondere 
Legitimation überhaupt nicht gefordert wird, da kein Völ- 
kerrechtssatz existirt, der eine besondere Legitimation vor- 
schreibt. Was speciell das Staatsoberhaupt anbetrifft, so gibt 
es allerdings keinen völkerrechtlichen Satz^ welcher ihm 
ausschliessliche Repräsentationsbefugnis beilegt®), aber jeden- 
falls gilt bei ihm die Annahme, dass es «^aa^srechtlich zu 
dem thatsächlich vorgenommenen Abschluss befugt sei, in er- 
höhtem Maasse. Das thatsächlich abschliessende Staatsober- 
haupt ist daher von den anderen Staaten zunächst als berech- 
tigt anzusehen, im Namen des Staates zu handeln. 



Setzungen für das Zustandekommen eines Vertrages als einer rechtserzeugenden 
Thatsacbe für Rechte und Pflichten der Staaten untereinander sind, eine aus^ 
sMiesülich vöVcerrechtlu^ .... Die Frage, ob ein völkerrechtlicher Vertrag,, 
also ein zweiseitiges Rechtsgeschäft des Völkerrechts nach dem Verfassungsrechte 
des einen oder des andern Staates völkerrechtlich giltig sei, ist ebenso eigentüm- 
lich, wie die Frage, ob ein in einem Staate vorgenommener Regierungsakt nach 
dem Verfassun^srechte eines anderen Staates vorgenommen werden durfte. Denn 
es enthält ja diese Frage die Anerkennung des Gegensatzes des Völkerrechtes, 
und des Verfassungsrechtes dieses oder jenes Staates als zweier einander selbst- 
ständig gegenüberstehenden Rechtsordnungen. Wenn man deshalb die Bestim- 
mungen der konstitutionellen Verfassungen als Normen interpretirt, welche die 
einzelnen Staaten für die völkerrechtliche Giltigkeit eines Staatsvertrages auf-^ 
stellen, so imputirt man hiemit dem Gesetzgeber entweder einen Widerspruch oder 
eine Überschreitung seiner Kompetenz.» 

*) Gneist geht davon aus, dass nach einem völkerrechtlichen Grundsatz 
das Staatsoberhaupt unbedingt und für alle Fälle der legitimirte Repräsentant des. 
Staates sei und diesen durch jeden Vertragsschluss verpflichte. Dagegen wendet, 
sich Seligmann 49 fg. 
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Die herrschende Meinung ist zu ihrem abweichenden 
Resultat in erster Linie durch die Rücksichtnahme auf die 
modernen Verfassungen gekommen^). Aber für das Völker- 
recht gibt es an und für sich weder Monarchien noch Repu- 
bliken, weder absolute noch konstitutionelle Monarchien — 
^as Völkerrecht mischt sich ja in keine internen Angelegen- 
heiten — sondern völkerrechtlich gibt es einfach Staaten, 
und zwar souveräne, d. h. vertragschliessungsfähige Staaten. 
Daher nimmt das Völkerrecht — d. i. der Gegenkontrahent — 
^n, dass, wenn ein Organ dieses souveränen Staates, und spe- 
ciell das Staatsoberhaupt, einen Vertrag abschliesst, dieses Or- 
gan auch die entsprechende Fähigkeit besitze. Jedenfalls gibt 
es aber weder eine völkerrechtliche Pflicht, noch ein völker- 
rechtliches Recht, wonach nach den Verfassungsbestimmungen, 
die möglicherweise existiren, zu fragen wäre. Etwas anderes 
ist es natürlich, wenn auf die internen Verhältnisse und spe- 
<5iell auf verfassungsmässige Beschränkungen bei den Verhand- 
lungen ausdrücklich Bezug genommen wird. 

Thatsächlich werden natürlich die konkreten Verhält- 
nisse der einzelnen kontrahirenden Staaten regelmässig mehr 
oder weniger berücksichtigt, aber völkerrechtlich gibt es da- 
rüber keine Bestimmungen. Es gibt keinen völkerrechtlichen 
Satz, der eine besondere Legitimation des abschliessenden 
Staatsorgans vorschreibt und es kann keinen solchen Satz 
geben. Und deshalb darf völkerrechtlich dasjenige Organ, 
das thatsächlich abschliesst, zunächst als hiezu berechtigt 
angesehen werden®). Also kann z. B. das Staatsoberhaupt, 
das in der Repräsentation staatsrechtlich beschränkt ist, 

') Richtig bemerkt Tezner 125: «Aus der Thatsache allein, dass nunmehr 
^ie meisten in Betracht kommenden Staaten von der absolutistischen zur konsti- 
tutionellen Verfassung übergegangen sind, ergibt sich deshalb noch nicht der . . . 
Schluss auf das Bestehen einer internationalen Rechtsüberzeugung, dass Me wi^ 
immer gearteten Beschränkungen, welche eine Verfassung der Repräsentations- 
befugnis des Staatsoberhauptes beifügt, für den völkerrechtlichen Verkehr schlecht- 
hin massgebend sind.» «Warum soll gerade in dem Punkte der Legitimation 
aum giltigen Abschlüsse von Staats vertragen das Völkerrecht ganz so wollen 
müssen, wie das positive Verfassungsrecht der einzelnen Staaten?» Vgl. auch 
Wegmann 50. 

') Vgl. JelUnek System 229: «Da jedes Staatsorgan grundsätzlich zu staat- 
lichem Handeln legitimirt erscheint, so streitet die Vermutung stets für die Kom- 
petenz des Organs.» 
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seine staatsrechtliche Befugnis überschreiten, aber nicht 
seine völkerrechtliche^ denn es ist nur st aat svechtlich ge- 
bunden, nicht aber i?ö7Ä^rrechtlich. Ein völkerrechtlicher 
Satz, der die staatsrechtlichen Bestimmungen als völkerrecht- 
lich unbedingt massgebend darstellen wollte, existirt nicht 
und würde auch die Staaten in ihrer Souveränität und gegen- 
seitigen Unabhängigkeit — die ja als Grundlage des Völker- 
rechts gilt — verletzen : Er lässt sich mit den Grundprin- 
zipien des Völkerrechts in keiner Weise vereinigen. Ein 
Staat kann kein Völkerrecht schaffen. Das Verfassungsrecht 
kann das Staatsoberhaupt nur staatsrechtlich binden, nicht 
aber völkerrechtlich ; denn das Staatsrecht kann dem Völker- 
recht keine Vorschriften machen, so wenig wie ein Staat den 
anderen Staaten Vorschriften machen kann®). 

Dies Resultat scheint uns vom Standpunkte des Völker- 
rechts aus sehr klar zu sein. Trotzdem finden sich in der 
Litteratur nur wenige Stimmen, die damit übereinstimmen ^ 
weil eben die Meisten staatsrechtliche und völkerrechtliche 
Lösung nicht auseinander halten, und weil selbst da, wo 
das Bedürfnis nach Trennung anerkannt wird, doch die nö- 
tigen Konsequenzen nicht gezogen werden**). 

Der erste Versuch, den völkerrechtlichen Standpunkt kon- 
sequent festzuhalten, scheint uns von Tezner gemacht zu sein.. 
Da wir den Ausführungen desselben im wesentlichen beistim- 
men, sei es uns gestattet, denselben hier zu folgen. Tezner 
weist nach, dass man die Behauptung, die internen Beschrän- 
kungen der Repräsentationsbefugnis des Staatsoberhauptes 
seien schlechthin und unbedingt für den völkerrechtlichen Ver- 
kehr massgebend, auf äLen privatrechtlichen ^2iiz\ «Qui cum 
alio contrahit, vel est vel debet esse non ignarus condicionis. 
eins» zu stützen suche, welchen Satz man als einen Rechts- 



•) Die autonomen Gesetze der Staaten, welche sich auf Rechtsverhältnisse- 
des Völkerrechts beziehen, sind, wie Tezner richtig bemerkt, nicht selbst das 
Völkerrecht. 

") Vgl. Tezner 124: «Auffällig ist es, dass dies selbst von jenen Schrift- 
stellern übersehen wird, welche fordern, dass die beiden Fragen nach den Vor- 
aussetzungen der völkerrechtlichen Giltigkeit des Abschlusses eines Staatsvertraga 
und nach der Bedeutung des Begriffs der staatsrechtlichen Giltigkeit eines Staats- 
Vertrages strenge von einander zu scheiden seien.» 
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satz des Völkerrechts darstelle, trotzdem nirgends der Beweis 
geliefert werde, dass derselbe in völkerrechtlicher Übung stehe. 
Wir brauchen nach dem, was wir über die Analogien aus dem 
Privatrecht gesagt haben, über diesen Satz kein Wort mehr zu 
verlieren : ein positiver FöZÄ^rrechtssatz ist er jedenfalls nicht. 
Er steht aber nicht nur mit der völkerrechtlichen Praxis in 
Widerspruch^'), er ist auch für den völkerrechtlichen Verkehr 
weder billig noch durch fithrbar^^). <Durch das Princip der 
absoluten Gebundenheit der völkerrechtlichen Legitimation an 
die Bestimmungen der positiven Gesetzgebungen über die Re- 
präsentationsbefugnis des Staatsoberhauptes wird ein kunst- 
volles System von Fussangeln für den völkerrechtlichen Ver- 
kehr hergestellt, welches im Falle des Bedarfes seine Wirkung 
nie versagen wird ... Da die positiven Verfassungsgesetze 
untereinander differiren, da sich somit diese Gesetze zu der 
Frage, wie weit dritten Staaten die Kenntnis ihres Inhaltes 
zugemutet werden dürfe, verschieden stellen können . . . , 
da endlich das Bestehen mehrfacher Auslegungen über die in 
Frage stehenden Bestimmungen einer und derselben Verfas- 
sung einen Beweis für die Unklarheit derselben liefert, so 
sind diese positiven Gesetze eine durchaus ungeeignete Grund- 
lage für die Annahme einer allgemeinen Rechtsüberzeugung 
der Staaten in der Frage, ob eine externe Wirksamkeit inner- 
staatlicher Beschränkungen der Repräsentationsbefugnis be- 
stehen solle oder nicht.» «Der Ulpian'sche Satz ist mit dem 
Bedürfnis der Sicherheit des völkerrechtlichen Rechtsverkehrs 
nicht vereinbar, insofern dieser Rechtsverkehr die Behelligung 
durch juristische Subtilitäten nicht verträgt»'*). 

Die Litteratur ist denn auch über die völkerrechtliche 
Anwendbarkeit des Ulpian'schen Satzes keineswegs einig"). 



1») Vgl. Tezner 131. 

") Vgl. den «Fragenkatalog» bei Tezner 128 fg., sowie daselbst 134 fg. 

") Vgl. auch daselbst 135, die völkerrechtliche Gemeinschaft sei nicht ge- 
balten, «unklare, allerlei Hinterpförtchen eröffnende, die Möglichkeit eines inter- 
nationalen Rechtsverkehrs vereitelnde Verfassungsbestimmungen über die Reprä- 
sentationsbefugnis des Staatsoberhauptes zu respektiren.» 

") Vgl. Geffeken H. 195, Martens I. 400, Laband I. 636, Gessner 32, Weg- 
mann 57. 
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Tezner 137 führt folgendes an : «Das Staatsoberhaupt als 
Träger des völkerrechtlichen Verkehrs eines Staates muss 
als zuständig erachtet werden, Erklärungen darüber ab- 
zugeben , ob es verfassungsmässig ohne Mitwirkung des 
Parlamentes einen Vertrag abschliessen dürfe , beziehent- 
lich ob die erforderliche Genehmigung erteilt sei. In der 
vorbehaltlosen Ratifikation ist die Erklärung zu erblicken, 
dass dieselbe verfassungsmässig zulässig sei. So wie 
die gehörige Publikation eines Gesetzes dasselbe wirksam 
macht, ungeachtet es nicht verfassungsmässig zu stände ge- 
kommen ist, so soll die vorbehaltlose Ratifikation eine völ- 
kerrechtliche praesumtio iuris et de iure für die verfassungs- 
mässige Zulässigkeit derselben erzeugen. Dieser Satz wird 
wohl jene Einschränkung erfahren müssen, welche sich durch 
die Berücksichtigung der mala fides des anderen Kontrahen- 
ten ergibt, aber es liegt ihm die richtige Erkenntnis zu Grunde, 
dass sich im Staatenverkehre die Ulpian'sche Forderung nicht 
durchführen lasse. Eine Rechtsordnung kann einem Kontra- 
henten die Erkundigungsjo;?icÄ^ in dem weiten Umfange der 
Ulpian'schen Regel nur dann billig erweise auferlegen, wenn 
sie die Erkundigungsm^Zic^ÄÄ^i^ soweit eröffnet, als es zur 
Verschaffung voller Klarheit über die Voraussetzungen der 
Legitimation des andern Kontrahenten und der Gewissheit 
über die Erfüllung derselben erforderlich ist. Diese Erkun- 
digung s'inöglichkeit gewährt nun das Völkerrecht nicht, y> 

«Das Völkerrecht statuirt ein Recht des Staates auf Ach- 
tung. Mit diesem Rechte ist es nicht verträglich, feierliche 
Zusicherungen des Staatsoberhauptes als unglaubwürdig zu 
behandeln und überhaupt dem Zweifel an ihrer Bedeutsam- 
keit Ausdruck zu geben. Kein Staat kann, ohne sich in 
seinem Staatsoberhaupte selbst zu erniedrigen, einiem fremden 
Staatsoberhaupte gestatten, sich durch Umfrage bei Staats- 
rechtslehrern oder Parlamentariern zu versichern, ob das 
Staatsoberhaupt nach der Landesverfassung eine bereits rati- 
ficirte Vertragsurkunde ratificiren durfte, oder die Beratungs- 
protokolle der Volksvertretungen einzusehen, um zu prüfen, 
ob der Zustimmungsbeschluss giltig gefasst wurde. Erhebt 
nun jeder Staat Anspruch auf Respektirung solenner Ver- 
sicherungen seines Oberhauptes, so muss er, von dem Fall 
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der mala fides des anderen Kontrahenten abgesehen, auch 
diese solennen Erklärungen gegen sich gelten lassen.»") 

Es ergibt sich also, dass, wenn auch die herrschende 
Meinung zu einem anderen Resultat in unserer Frage gelangt, 
es doch in der Litteratur an Stimmen nicht fehlt, welche sich 
unserer Ansicht zuneigen, und die sich aus derselben ergeben- 
den Konsequenzen mehr oder weniger anerkennen. Inwieweit 
nun die völkerrechtliche «Giltigkeit» eines Vertrages durch 
Verfassungsbestimmungen doch tangirt werden kann, das 
wird unten zu erörtern sein, nachdem wir uns über den 
Charakter dieser Bestimmungen klar geworden sind. — 

b. Wie geschieht der völkerrechtliche Abschluss völker- 
rechtlicher Verträge? 

Der Abschluss der Verträge durch die Staatsorgane er- 
folgt durch Austausch von sog. Ratifikationsurkunden. Bevor 
jedoch ein solcher Austausch stattfinden kann, müssen Ver- 
handlungen zwischen den kontrahirenden Staaten stattfinden, 
welche den eigentlichen Vertragsabschluss vorbereiten. 

Diese Vorverhandlungen werden regelmässig nicht durch 
die abschliessenden Staatsorgane selbst geführt,^®) sondern 
durch Bevollmächtigte derselben, z. B. Gesandte, Minister. 
Die Bevollmächtigten können regelmässig den Vertrag nicht 
selbst abschliessen, ihre Thätigkeit ist lediglich eine vorbe- 
reitende^''). Diese Personen erhalten Vollmachten ausgestellt, 
welche bei den Vertragsverhandlungen ausgetauscht und ge- 
prüft werden. Hier ist also die Legitimationsprüfung ein 
Recht der anderen Staaten. Eine Pflicht ist sie dagegen 



") Vgl. die Vorschläge Teznera de lege ferenda S. 139 fg. 

*«) Vgl. Wegmam, 10, Seligmann 22. 

") Vgl. Ldband 122: «Die Minister oder Gesandten sind zwar beauftragt, 
die Verhandlungen zu führen, und einen Vertragsentwurf zu vereinbaren und 
definitiv festzustellen, aber sie sind regelmässig nicht bevollmächtigt, in Vertre- 
tung des Souveräns Namens des Staates ein internationales Rechtsgeschäft abzu- 
schliessen.» Wenn also z. B. Berner 632 sagt: «Statt derjenigen höchsten Per- 
sonen oder Behörden, denen, als den Trägern der Staatsgewalt, das internationale 
Kontrahirungsrecht beigelegt ist, können nur die von ihnen Bevollmächtigten im 
Namen des Staates kontrahiren» — so ist hier an Stelle des Wortes «kontrahiren» 
das Wort «verhandeln» zu setzen. Vgl. Wegmann 17. Doch unterscheidet man 
von dieser solennen Vertragsreform die nichtsolenne. Vgl. Ldband I. 654, 
SeUgmann 23. 
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nicht; ihre Unterlassung hat einfach die Folge, dass der 
Staat, für den ohne Vollmacht verhandelt wurde, die Rati- 
fikation des Entwurfs verweigern kann'®). 

Ausnahmsweise werden auch stillschw^eigende Vollmach- 
ten als genügend erachtet, wenngleich der andere Staat auf 
ausdrücklicher Vollmacht unter allen Umständen bestehen 
kann^®). 

Die Bevollmächtigten sollen natürlich dispositionsfähig 
sein, und sich bei den Verhandlungen im Zustande der Willens- 
freiheit befinden; sie sollen weder unter dem Einflüsse der 
Furcht noch des Irrtums stehen^®). Mängel in diesen Be- 
ziehungen sind jedoch völkerrechtlich nur von untergeord- 
neter Bedeutung, weil die Staaten solchenfalls einfach die 
Ratifikation des Entwurfs verweigern können^*). Nur wenn 
die Ratifikationsurkunden bereits ausgetauscht sind, und ein 
derartiger Mangel sichtbar wird, — ein Fall, der praktisch so 
leicht nicht eintreten wird, — erhält die Frage Bedeutung, 
indem dann natürlich Anfechtbarkeit resp. Nichtigkeit des 
Vertrages vorliegen kann^^). 

Wenn die Bevollmächtigten ihre Verhandlungen beendigt, 
ihren Willen geeinigt haben, wird der Vertragsentwurf von 
allen Beteiligten unterzeichnet^^). 

Erst jetzt kann der eigentliche Abschluss des Vertrags 
erfolgen, indem die vertragschliessenden Organe der kontra- 
hirenden Staaten den von den Bevollmächtigten unterzeich- 

**) über sog. SponsioYhen vgl. Heffler 188, Berner 632, Neumann 67 
Seligmann 4, 35. 

»*) Über sHllschweigende Vollmachten vgl. Heffter 189, Gessner 14, 
Berner 632. 

*°3 In dieser Beziehung herrscht Übereinstimmung. Vgl, Bltmtschli 236, 
der als Grund der eventuellen üngiltigkeit angibt, nicht dass der Staubt keinen 
freien Wiilen hatte, sondern dass es den Vertretern des Staats an der nötigen 
Willensfreiheit fehlte. Bulmerincq 302, Heffter 190, Oppenheim 184. 

'*) Bemer 638 : «Dagegen ist der Staat nicht gebunden, sondern er kann 
sich auf die civilrechtliche Analogie der Unverbindlichkeit berufen, wenn der 
Zwang gegen die Person seines Unterhändlers geübt wurde. In diesem Falle 
braucht er sich auf die Frage der Ratifikation gar nicht erst einzulassen.» Selbst- 
verständlich haben wir es hier nicht mit einer blossen Analogie zu thun. 

") Vgl. dazu BluntschH 236, Gareis 180, Heffter 191, Berner 639. 

*') Über die Bedeutung dieser Unterzeichnung vgl. Geffcken H. 194, Selig* 
mann 24, Laband I. 656, Probst 241. 
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neten Vertragsentwurf ratiflciren^*). Durch den Austausch der 
Ratifikationen wird der Vertrag völkerrechtlich perfekt**^). Da- 
her muss eine Ratifikation der Verträge — richtiger Vertrags- 
entwürfe — unter allen Umständen erfolgen, es ist keines- 
wegs nötig, dass dies ausdrücklich durch eine Ratifikations- 
klausel vorbehalten werde**) 

Da vor der Ratifikation ein perfekter Vertrag nicht vor- 
handen ist, können natürlich die verhandelnden Staaten sich 
weigern, zu ratificiren ;*') denn ein blosser Vertragsentwurf 
besitzt noch keine rechtliche Verbindlichkeit, die Kontrahenten 
sind noch nicht gebunden*®). Daher braucht der die Ratifi- 
kation verweigernde Staat auch keine Gründe für seine Wei- 
gerung anzjageben. Die Verweigerung ist nicht nur aus be- 
stimmten Gründen, sondern allgemein zulässig; also z. B. 
auch dann, wenn der Bevollmächtigte ganz innerhalb seiner 
Instruktionen gehandelt hat**). Denn erst die Ratifikation 
repräsentirt die staatliche Willenserklärung . 

") Vgl. Laband M. 122: «Der Abschluss erfolgt durch die Ausstellung 
einer Urkunde, welche vom Souverän selbst untersclu:ieben, mit dem Staatssiegel 
versehen und von dem Minister kontrasignirt ist. Man nennt die Auswechslung 
dieser Urkunden die Ratificirung oder Ratifikation des Vertrages. Erst durch sie 
wird der völkerrechtliche Vertrag im juristischen Sinne abgeschlossen; bis dahin 
existirt im Rechtssinne der Vertrag überhaupt noch gar nicht, sondern lediglich 
ein Vertrags-Entwurf.» 

**) Das kann heute als herrschende Meinung bezeichnet werden. Vgl. das 
Nähere bei Wegmann 11. Daselbst auch die Littcraturangaben. Ferner Laband 
1. c, Seligmann 1. c. 

^^) Vgl. Wegmawn 11, JeUinek 54: «Auch wenn es sich in den Staats- 
verträgen nur um unbedeutende Dinge handeln, auch wenn die Ratifikation nie 
ausdrücklich vollzogen werden würde, müsste mau juristisch stets eine Ratifi- 
kation, wenn auch njir eine stillschweigende, annehmen.» Dazu Wegmann 19, 
Seligmann 23, 30. 

*'J Auch hier hat das falsche Analogisiren eine Rolle gespielt, indem man 
den Br, voll m ächtigten früher als Mandatar des Staatsorgans ansah, und daraus 
entsprechende falsche Konsequenzen zog. Vgl. Seligmawn 25. 

**) Vgl. Wegmann 10, der betont, dass aus den Handlungen des Bevoll- 
mächtigten keine unmittelbaren Rechtswirkungeu für den vertretenen Souverän 
entspringen. «Die Wichtigkeit der Staatsinteressen empfiehlt eine Einrichtung, 
wonach der Bevollmächtigte nur als Werkzeug thätig ist und der Souverän selbst 
Kontrahent bleibt. Demnach ist alles, was der Minister an Vertragsbestimmungen 
aufstellt, nur ein Entwurf, Vorschläge an seinen Herrn, der allein Parteierklär- 
ungen abzugeben vermag.» 

**) Über die Verweigerung der Ratifikation vgl. Wegmawn 21 fg., Sdig^' 
mann 30 fg. 
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Der souveräne Wille des Staats äussert sich in der Ra- 
tifikation. Durch dieselbe erklärt er seinen Willen gegenüber 
dem Kontrahenten für gebunden. Wenngleich innerlich der 
Wille sich schon vorher an den Vertragsinhalt gebunden haben 
mochte, so tritt doch eine äussere, d. h. rechtliche Gebunden- 
heit erst durch Erklärung dieses Willens ein, und speciell 
die völkerrechtliche Gebundenheit — dem anderen Kontra- 
henten gegenüber — kommt dadurch zu Stande, dass das 
vertragschliessende Staatsorgan das Vertragsinstrument rati- 
ficirt,®^) und dadurch den Staatswillen dem anderen Kontra- 
henten gegenüber erklärt. 

In der Ratifikation liegt juristisch Annahme der Ofl'erte 
des anderen Kontrahenten, in dem Austausch derselben also 
die staatliche Willenseinigung. Übereinstimmend sagt Weg- 
mann 10: «Genehmigung des Entwurfs, den der eigene Be- 
vollmächtigte ausgearbeitet, und Annahme der gemeinsam 
ausgearbeiteten Offerte liegt beides im Akte der Ratifikation: 
was mein Bevollmächtigter mir im Entwurf unterbreitet, er- 
hebe ich nun zu meinem souveränen Vertragswillen, und 
acceptire auf diese Weise die Offerte des fremden Staates. 
Geben alle Kontrahenten diese Erklärung ab, so ist, weil 
Willensübereinstimmung besteht, nun der Vertrag geschlossen. 
Die Ratifikation bedeutet bindende Willenserklärung gegen- 
über dem Mitkontrahenten ; der Austausch der Ratifikationen 
bedeutet den internationalen Vertragsabschluss.» 

Da erst in der Ratifikation eine staatliche Willens- 
erklärung liegt, kann vor der Ratifikation von einer recht- 
lichen Gebundenheit keine Rede sein. Denn zur Übernahme 
einer rechtlichen Verpflichtung bedarf es doch vor allem einer 
Willenserklärung: ohne eine solche können weder Rechte 
noch Pflichten begründet werden. Daher kann die Verwei- 
gerung der Ratifikation niemals als unberechtigt erscheinen. 
Sie kann unmoralisch sein, namentlich dann, wenn der Be- 
vollmächtigte durchaus so gehandelt hat, wie man ihm auf- 
getragen hatte; denn in diesem Falle darf man annehmen, 
dass der Wille des Staats innerlich sich bereits an den Ver- 



»®) über die Form der Ratifikation vgl. Wegmann 15 fg., Laband M. 122, 
Seligmann 23. 
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tragsinhalt binden wollte. Aber ein solcher innerer YoTgang 
hat eben nur moralische^ keine rechtliche Bedeutung'*). 

4cWenn die Vereinbarungen der Bevollmächtigten, wie 
allseitig zugegeben wird, keine verpflichtende Kraft haben, 
so ist nicht abzusehen, wieso sie die Verpflichtung erzeugen 
sollen, den Vertrag zu ratificiren. Dass eine Pflicht zur Er- 
teilung der Ratifikation nicht besteht, ergibt sich noch aus 
einem anderen Gesichtspunkte. Die Erklärung dafür, dass 
die Unterhändler die Freiheit des Staates in keiner Weise 
gebunden haben, ist nämlich darin zu finden, dass sie das 
Rechtsgeschäft gar nicht errichten. Erst in der Ratifikation 
liegt der Abschluss des Staatsvertrages, Eine Rechtspflicht 
zur Erteilung der Ratifikation lässt sich nicht konstruiren, 
weil eben rechtlich noch gar nichts zu Stande gekommen 
ist» (Seligmann 33). — 

Mit dem Austausch der Ratifikationen ist der Vertrag 
völkerrechtlich perfekt : er hat jetzt völkerrechtliche Existenz, 
völkerrechtliche Wirkung. Es gibt keine weiteren Erforder- 
nisse, von denen die völkerrechtliche Wirkung abhängig wäre. 
Worin diese Wirkung besteht, haben wir bereits oben ge- 
sehen. Etwaige weitere Erfordernisse, die durch das Staats- 
recht der kontrahirenden Staaten für das Existentwerden der 
Verträge vorgeschrieben sind, haben an und für sich nur 
staatsrechtliche Bedeutung. Inwiefern sie die völkerrechtliche 
Wirksamkeit zu beeinflussen vermögen, wird unten zu er- 
örtern sein. An und für sich gehören sie jedenfalls nicht 
in die Lehre vom völkerrechtlichen Abschluss. 

Das gilt auch von der Publikation. Völkerrechtlich 
braucht der Vertrag nicht publicirt zu werden**), um recht- 

•*) Vgl. JelUnek 55: «Ein Unrecht begeht dadurch der Staat auf keinen 
Fall. Eine Bechtsnorm, die dem noch nicht Gebundenen den Abschluss eines 
Vertrages anbeföhle, ist juristisch nicht denkbar.» Seligmann 30: «Aus dem Ge- 
sagten folgt, dass die Ratifikation vom rein juristischen Standpunkte beliebig und 
ohne besondere Gründe verweigert werden darf.« Wegmann 23 gibt zu, dass 
wenn man in der Ratifikation den Vertragsabschluss erblicke, man folgerichtig 
dazu geführt wird, «dass bis zur Ratifikation keine Obligation, und darum unein- 
geschränkte Freiheit besteht, die Ratifikation nach Gutdünken zu erteilen oder zu 
versagen.» Aber er urill ein Gewohnheitsrecht konstatiren, «welchem bis auf we- 
nige Ausnahmefalle die Versagung der Ratifikation verbietet.» Wir können ihm 
in diesem Punkte nicht folgen. 

**) Unrichtig Gessnef 62. Vgl. Bltmtschli 242, Gareis 181, Lahand 1. c, 
JeUinek 56: «Die Staatsgewalt als solche ist bereits durch die Ratifikation ge- 
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liehe Bedeutung zu erlangen: die Kontrahenten sind auch 
ohne Publikation gebunden. Das ergibt sich aus dem Begriff 
des Vertrages von selbst. Die Publikation kann staatsrecht- 
liches Erfordernis sein, aber das ist für die völkerrechtliche 
Perfektion irrelevant. Dagegen kann die staatsrechtliche 
Publikation für die Erfüllung der Verträge von Bedeutung 
sein^**). 

Eine andere Frage ist die, ob nicht eine Publikation der 
— meisten — Verträge im völkerrechtlichen Interesse liegt, 
nicht um den Vertrag rechtlich existent werden zu lassen, 
sondern um dem internationalen Rechtsverkehr eine Erleich- 
terung zu verschaffen. Die Publikation soll zwar völker- 
rechtlich kein Essentiale für die Giltigkeit des Vertrags bil- 
den, aber sie sollte zur Regel werden, an die die Staaten 
sich binden. In dieser Beziehung ist von Interesse die 
Anregung, die auf Ersuchen des Institut de droit international 
von dem schweizerischen Bundesrat ausgegangen ist zur Er- 
richtung eines internationalen Bureaus zur Veröffentlichung 
der Verträge. Ein Vertrag der Nationen, der dahin ginge, 
dass sie sich zur Veröffentlichung aller geeigneten^^) Verträge 
verpflichten und zu diesem Behufe gemeinsam eine Central- 
stelle begründen, würde aus den verschiedensten Gründen zu 
begrüssen sein. Man würde eine feste Grundlage erhalten, 
von der aus man die rechtlichen Beziehungen der Nationen,* 

banden ; die Publikation, wo sie überhaupt möglich und nötig ist, gehört völker- 
rechtlich bereits zur Ausführung des Vertrags». 

'**) Vgl. Martern I 417: «Die Niehtveröffentlichung eines Vertrages kann 
unter Umständen der Nichterfüllung desselben gleichkommen. Daher hat jedes 
Vertragssubjekt das Recht, vom andern zu verlangen, dass der Inhalt des Über- 
einkommens zur Kenntnis aller derjenigen gebracht werde, die sich danach zu 
richten haben. Geheime Artikel und Verträge werden allerdings nicht öffentlich 
bekannt gemacht, müssen aber natürlich allen Behörden und Personen, die es 
angeht, mitgeteilt werden.» 

") Es kann sich natürlich nicht um die Veröffentlichung aller Verträge 
handeln. Aus politischen Gründen muss die Möglichkeit geheimer Verträge ge- 
wahrt bleiben. An die geheimen Verträge sind die Kontrahenten — das ergibt 
sich nach dem Gesagten von selbst — ebenso gebunden, wie an alle anderen 
Verträge. Vgl. BluntscMi 242, Laband M. 116 : «Der Staats vertrag als Geschäft 
des Völkerrechts bedarf weder einer Verkündigung im Reehtsslnne, noch einer 
Veröffentlichung zum Zweck seiner thatsächlichen Bekanntmachung. Geheime 
Verträge haben dieselben völkerrechtlichen Wirkungen wie veröffentlichte». 
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das wirkliche positive Völkerrecht, überblicken könnte, eine 
Grundlage, die gleichzeitig Anregung verschaffen würde, den 
begonnenen Bau weiterzuführen. — 

2. Staatsrechtliche Bestimmungen betr. den Abschlnss und die 
Wirksamkeit der Verträge. 

a. Staatsrechtliche Bestimmungen betr. die Legitimation 
zum Abschluss von völkerrechtlichen Verträgen, resp. betr, 
die ^Beteiligung* der Volksvertretung, 

Die Frage nach der staatsrechtlichen Legitimation zum 
Vertragsabschluss lässt sich selbstverständlich Glicht allgemein 
beantworten. Während vom wZft^rrechtlichen Standpunkte 
aus nur eine allgemeine Antwort möglich und eine Bezug- 
nahme auf konkrete staatsrechtliche Bestimmungen principiell 
ausgeschlossen war, weil eben staatsrechtliche Bestimmungen 
kein Völkerrecht sind — ist umgekehrt vom 5^aa^5rechtlichen 
Standpunkte aus keine allgemeine Antwort möglich und eine Be- 
zugnahme auf konkrete Verfassungsbestimmungen geboten: nur 
auf dem Boden des positiven Staatsrechts bestimmter Staaten 
lässt sich die staatsrechtliche Frage beantworten.^*) 

Und w^ährend wir daher bei der völkerrechtlichen Ant- 
w^ort eventuelle verfassungsrechtliche Beschränkungen unbe- 
rücksichtigt Hessen, versteht es sich von selbst, dass solche 
für die Frage nach der 5faaf5rechtlichen Legimitation unbe- 
dingt massgebend sind.®^) 

Da aber die Verfassungen der einzelnen Staaten von 
einander verschieden sind, wird auch die stag^tsrechtliche 
Antwort verschieden ausfallen, je nachdem wir den einen 
oder anderen Staat ins Auge fassen. Doch ist es natürlich 
nicht ausgeschlossen, dass die verschiedenen Verfassungen 
in einzelnen Punkten übereinstimmen. Hüten muss man sich 

'*) Seligmann 22 schreibt: «Welches Organ die Befugnis besitzt, für den Staat 
völkerrechtliche Verbindlichkeiten einzugehen und Rechte zu erwerben, bestimmt 
die Verfassung eines jeden Staates». Es rausste doch bei jedem Schriftsteller er- 
sichtlich seia, vom Standpunkte welcher Rechtsordnung er die Frage beantworten 
will, staatsrechtlich ist diese Antwort richtig, völkerrechtlich nicht. 

'*) Vgl. Gessner: «Selbstverständlich ist es, dass die von den neueren 
Staatsgrundgesetzen hinsichtlich der für den Abschluss der Staatsverträge giltigijn 
Rechtsgrundsätze eingeführten Änderungen für die staatsrechtliche Giltigkeit 
solcher Yerträge unbedingt massgebend sind». 
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nur in solchem Falle vor übereiltem Generalisiren : die staats- 
rechtliche Grundlage bei der Beantwortung soll stets da& 
positive Verfassungsrecht der einzelnen Staaten bleiben. *•) 

Unsere Frage beantwortet sich einfach^ wenn wir die 
chronologisch älteren Staatsformen ins Auge fassen. In der 
absoluten Monarchie ist der Monarch allein zum Abschluss 
der Verträge berechtigt: der Wille des Monarchen und der 
Staatswille sind identisch.*^) 

Schwieriger gestaltet sich die Frage in der konstitutio- 
nellen Monarchie und der Republik. Wir finden hier zwar 
in einigen Punkten eine Übereinstimmung zwischen den 
meisten Staaten. 

In den konstitutionellen Monarchien stimmen die meisten 
Verfassungen darin überein, dass das Staatsoberhaupt als 
Repräsentant des Staates nach aussen gelte und daher auch 
das Recht der völkerrechtlichen Vertragschliessung ausübe*®) — 
also ein Grundsatz, der praktisch mit dem völkerrechtlichen 
Grundsatz bezw. der Legitimation auf ein und dasselbe hinaus- 
kommt. 

Aber diese Repräsentationsbefugnis des Staatsoberhauptes 
ist verfassungsrechtlich nicht immer unbeschränkt. Weg- 
mann 82 macht mit Recht darauf aufmerksam, man bemerke 
bei den konstitutionellen Staaten, «dass genieinhin deren 
völkerrechtliche Vertretung, speciell die Kompetenz zur Ab- 
schliessung von internationalen übereinkommen, zunächst 
dem Staatsoberhaupt zugewiesen ist, worauf ein folgender 
Absatz oder Paragraph der Verfassung für gewisse Arten von 
Verträgen Zustimmung oder Genehmigung der Kammer als 



'*) Vgl. Tezner 145, der hervorhebt, dass sich über die «staatsrechtliche 
Giltigkeitn des Abschlusses von Staatsverträgen nach konstitutionellem Staatsrecht 
nur wenig allgemeine Bemerkungen machen lassen. «Bei alier Ähnlichkeit diffe- 
riren die einzelnen Gesetzgebungen doch zu stark, als dass sich die auftauchenden 
Fragen mit Sicherheit principieU behandeln Hessen. . . Man darf sich deshalb 
nicht darüber täuschen, dass allgemeine Erörterungen über diesen Punkt nur 
einen hypothetischen Wert besitzen». 

") Vgl. hiezu Seligmann 39. 

'*) Seligmann 22, 39 : «Hier gibt die Legitimation des Oberhauptes, für 
den Staat Beehte zu erwerben, zu keinerlei Zweifel Anlass; seine Vertretungsbe- 
fugnis ist nadi dieser Richtung an keine Beschränkung geknüpft« . . Ganz anders 
veiiiält es sich mit den Staatspflicht^n und deren Erfüllung». 
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erforderlich erklärt».'*) In den Verfassungen befinden sich 
meist Bestimmungen über die Rechte der Volksvertretung^ 
bei denen wir uns die Frage vorzulegen haben, ob sie sich 
auch auf den Abschluss der Verträge beziehen und also die 
Legitimationsfrage betreffen oder nicht. Es handelt sich fär 
uns zunächst nur darum, ob die Volksvertretung nach den 
Verfassungen einzelner Staaten am Vertragsabschlüsse betei- 
ligt ist, so dass das Staatsoberhaupt s^aa^^rechtlich nur be- 
schränkt zum Abschluss legimitirt ist, oder ob die betreffen- 
den Bestimmungen sich nicht auf die Frage des Abschlusses 
beziehen, und also das Staatsoberhaupt auch nach den mo- 
dernen Verfassungen die ausschliessliche Vertragschliessungs- 
befugnis hat — in welch letzterem Fall, wie wir sehen wer- 
den, praktisch j"^d^n/aZi5 keine Differenz zwischen Staatsrecht 
und Völkerrecht in der Frage des Abschlusses der Verträge 
eintreten könnte. 

Auszugehen ist, wie gesagt, von den einzelnen posi^itj^n 
Verfassungen. S^aa^^rechtlich kann von einer Vermutung 
zu Gunsten der Legitimation des Staatsoberhauptes keine Rede 
sein.^®) Der Gt^und, aus dem das Staatsoberhaupt zum Ab- 
schlüsse legitimirt erscheint, ist ein verschiedener, je nach- 
dem wir uns auf den völkerrechtlichen oder den staatsrecht- 
lichen Standpunkt stellen. FöZft^r rechtlich beruht die Legi- 
timation einfach darauf, dass an und für sichj^ci^^thatsächlich 
abschliessende Staatsoberhaupt, jedes den Staat thatsächlich 
vertretende Organ als legitimirt gilt, weil es an besonderen 
völkerrechtlichen Legitimationsvorschriften naturgemäss fehlen 
muss. Staatsrechtlich beruht die Legitimation durchaus auf 
der konkreten Verfassung, nach welcher je nachdem die Re- 
präsentation sbefugnis beschränkt oder unbeschränkt sein kann. 
Wenn also in einer Reihe von Staaten das Staatsoberhaupt 
ausschliesslich zum Vertragsabschlüsse legitimirt ist, so darf 



•*3 Seligmann I. c: «Der Streit der Ansichten dreht sich hier insbesondere 
um diejenigen Verfassungen, welche zuerst dem obersten Organe ganz allgemeiD 
die Befugnis erteilen, den Staat völkerrechtlich zu vertreten, und Namens des- 
selben Verträge zti errichten, sodann aber beschränkend anordnen, dass bei Ver- 
trägen oder deren Ausführungsnormen von bestimmtem Inhalte die freie Geneh- 
migung gesetzgebender Körperschaften erforderlich sein solle.» 

**>) Dazu Seligmann 54 fg. 

9 
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man dies nicht als allgemeinen staatsrechtlichen Grundsatz 
ausgeben, sondern hat den Grund davon in dem positiven 
Verfassungsrecht der betreffenden Staaten zu erblicken. 

Bei der Betrachtung der Beschränkungen, welche die 
modernen Verfassungen der Repräsentationsbefugnis der Staats- 
oberhäupter gebracht haben, kommt es lediglich auf die In- 
tention des Gesetzgebers an. A priori lassen sich verschiedene 
principielle Möglichkeiten denken, und man hat sich nur 
zu fragen, welche derselben in einem konkreten Staatswesen 
vom Gesetzgeber beabsichtigt war. 

Auch in der konstitutionellen Monarchie ist es an sich 
möglich, dass durch die verfassungsmässigen Beschränkungen 
die Legitimation des Staatsoberhauptes zum Vertragsabschluss 
nicht berührt werden soll : der Staatswille nach aussen wird 
dann lediglich durch das Staatsoberhaupt gebildet, sein Wille 
ist der alleinige Faktor zur Erzeugung des völkerrechtlichen 
Staats willens. Die «Beteiligung» der Volksvertretung bezieht 
sich solchenfalls lediglich auf die Vollziehung der Verträge**); 
sie ist, sofern sie überhaupt in Frage kommt, nur eine «in- 
direkte*. 

Andererseits lässt sich der Fall denken, dass eine Ver- 
fassung eine «Beteiligung» der Volksvertretung auch am Ver- 
tragsabschlüsse intendirt, so dass zwei Faktoren, Staatsober- 
haupt und Volksvertretung, gemeinsam bei der Bildung des 
staatlichen Willens zusammenwirken. Hier ist die Beteili- 
gung der Volksvertretung eine «direkte». 

Daraus folgt aber, dass an sich sowohl die staatsrecht- 
liche Perfektion als die staatsrechtliche Wirksamkeit der Ver- 



*^) Vgl. Laband M. 118: «Eine ganz andere. Frage ist die, ob das positive 
Recht eines Staates, welches die Genehmiguüg des Volksvertretung zu Staatsver- 
trägen oder zu gewissen Arten derselben vorschreibt, dadurch die Legitimation 
des Staatsoberhauptes zur völkerrechtlichen Vertretung aufheben oder beschränken 
will, oder ob es nur das Staatsoberhaupt bei der Vollziehung des Vertrages an 
die Mitwirkung der Volksvertretung binden will. Dass das Gesetz immer beides 
zugleich wollen müsse, dass es mit sich selbst in Widerspruch treten würde, wenn 
es für die völkerrechtliche Giltigkeit der Verträge andere Voraussetzungen auf- 
stellen würde, als für ihre staatsrechtliche Voliziehbarkeit, ist unrichtig. Die Le- 
gitimation zur Vertretung betrifft ein ganz anderes Rechtsverhältnis, wie die Be- 
fugnis, Unterthanen und Behörden rechtsgiltige Befehle erteilen zu dürfen». 
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träge durch Verfassungsbestimmungen berührt werden kann.**) 
Inwieweit das eine oder das andere der Fall ist, und inwie- 
weit auch die völkerrechtliche Perfektion resp. Wirksamkeit 
dadurch in Frage gestellt ist, wird unten zu erörtern sein. 
Hier zunächst einige Beispiele aus positiven Verfassungen. 
Die einzelnen konstitutionellen Monarchien bieten Beispiele 
für beide Möglichkeiten. 

Nach englischem Staatsrecht z. B. ist das Staatsober- 
haupt legitimirt, allein und oh7ie Mitwirkung des Parlaments 
völkerrechtliche Verträge ' abzuschliessen und dadurch ver- 
fassungsmässig den Staat zu verpflichten. Das Parlament hat 
den Abschluss des Vertrages nicht zu genehmigen. Es befasst 
sich mit dem Vertrage nur eventuell, nämlich wenn zum 
Zweck der Ausführung des Vertrages Gesetzes- oder Budget- 
vorlagen gemacht werden. Also ist die Mitwirkung des Par- 
laments in England nur eine indirekte : sie bezieht sich nicht 
auf den Abschluss — auch nicht auf den staatsrechtlichen — 
sondern nur auf die Vollziehung, Erfüllung des Vertrags. 
Wenn daher das Parlament die Genehmigung verweigert, so 
ist trotzdem ein sowohl völkerrechtlich als staatsrechtlich 
:giltiger Vertrag zu stände gekommen, der auch völkerrechtlich 
wirksam und nur staatsrechtlich unvollziehbar ist*'). Also 
ist in England das Staatsoberhaupt ausschliesslich zum Ver- 
tagsabschluss legitimirt. Dies wird in der Litteratur ziem- 
lich allgemein anerkannt"). 

Für das deutsche Staatsrecht ist die Frage kontrovers. 
Nach der deutschen Reichs Verfassung hat der Kaiser die 
völkerrechtliche Vertretung des Reichs und ist zur Vertrag- 
Bchliessung mit anderen Staaten im Namen des Reichs legi- 
timirt*'^). Insoweit stimmt das deutsche Verfassungsrecht mit 

^^) Vgl. Ldband 1. c: «Hienach ist es lediglich eine Frage des positiven 
Rechts, in^rieweit nicht nur die Vollziehung, sondern zugleich auch die Legitimation 
zum Abschluss von Staats vertragen beschränkendea Vorschriften unterworfen ist». 

*') Vgl. Gneist: Gutachten zu Art. 48 der preuss. Verfassungsurkunde (1868), 
abgedruckt bei Meier 339 fg. Femer Wegmann 97. 

**) Nach Chieist haben wir es hier mit einem «normalen Grundsatz des 
konstitutionellen Staatsrechts» zu thun. DaJ^egen vgl. das oben Gesagte sowie Selig- 
mann 54 fg. 

") Vgl. R.V.Art. 11 Abs. 1: «Der Kaiser hat das Reich völkerrechtlich zu 
vertreten, im Namen des Reichs Krieg zu erklären und Frieden zu schliesen, 



Digitized by 



Google 



— 132 — 

den meisten anderen Verfassungsrechten überein, und insoweit 
herrschen auch keine Meinungsverschiedenheiten**). 

Aber nun sagt der Absatz 3 des Art. 11: «Insoweit dia 
Verträge mit fremden Staaten sich auf solche Gegenstände^ 
beziehen, welche ... in den Bereich der Reichsgesetzgebung^ 
gehören, ist zu ihrem Abschluss die Zustimmung des Bundes- 
rates und zu ihrer Giltigkeit die Genehmigung des Reichs- 
tages erforderlich. > 

Soll durch diesen Absatz die Legitimation des Staats- 
oberhauptes zum Abschluss von völkerrechtlichen Verträgen 
beschränkt werden oder nicht? 

In der Litteratur sind die Ansichten hierüber geteilt*^). 
Laband^^) verneint die Frage: die Bestimmung beziehe sich 
nur auf die Ä^aa^^rechtliche Vollziehbarkeit ^ und nicht auf 
den Abschluss. 

Umgekehrt bejaht Meier^^) die Frage : er lässt auch den 
Abschluss der Verträge — also die Verträge als solche — 
durch die Bestimmung berührt werden, sowohl den Staats- 
als den völkerrechtlichen Abschluss, so dass ohne die Zu- 
stimmung des Parlaments auch völkerrechtlich nichts zu 
stände komme. Eine Auseinanderhaltung der völkerrecht- 
lichen Verbindlichkeit des Vertrages und seiner staatsrecht- 
lichen Vollziehbarkeit müsse daher für das deutsche Reich 
verworfen werden. — 

Jedenfalls gibt es, dafür genügt in jedem Falle der 
Hinweis auf England, Beispiele — ohne dass man mit 
Gneist hierin einen normalen Grundsatz des konstitutionellen 
Staatsrechts zu erblicken braucht — dafür, dass in konsti- 
tutionellen Monarchien die Lehre von der Perfektion der Ver- 



Bündnisse und andere Verträge mit fremden Staaten einzugehen, Gesandte zu be-^ 
glaubigen und zu empfangen.» 

^*) Vgl. Läband M. 117: «Einverständnis besteht nur darüber, dass die 
formelle Legitimation des Kaisers zur Vertretung des Reiches im völkerrechtlichen 
Verkehr verfassungsmässig begründet ist, dass ihm die Anknüpfung und Leitung 
der Verhandlungen zusteht und dass der Abschluss des Vertrages vom Kaiser 
namens des Reiches bewirkt wird.» 

*^) Die Frage wird ausführlich* behandelt namentlich von Meier, GoriuSy 
Bönne, Laband, Zorn, Probst, Prestele, Leoni, ünger, Tinsch, Seligmann^ 
Gessner, Wegmann u. A. 

^«) Vgl. Staater. L 634 fg. M. 121. 

*») Vgl. 275 fg. 
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träge nicht durch Verfassungsbestimmungen berührt wird, 
indem die Legitimation des Staatsoberhauptes eine unbe- 
schränkte ist, so dass in diesen Ländern durch völkerrecht- 
lich giltigen Abschluss jedenfalls ein staatsrechtlich giltiger 
Vertrag zu stände kommt, und ein Konflikt zwischen Staats- 
recht und Völkerrecht in der Frage der Perfektion der Ver- 
träge von vorneherein ausgeschlossen ist. 

In der Litteratur geht nun neuerdings die Tendenz da- 
hin, dieses Resultat zu verallgemeinern: die neueren Mono- 
graphien neigen zu der Ansicht, dass durch die Verfassungs- 
bestimmungen im allgemeinen nur die Wirksamkeit, nicht 
^ber die Perfektion der Verträge berührt werde. Es sei 
hier nur kurz der Ansichten von Seligmann und Wegmann 
gedacht. 

Nach Seligmann 146 fg. wird von den Staatsoberhäup- 
tern jeder völkerrechtliche Vertrag giltig abgeschlossen; die 
Perfektion — auch die staatsrechtliche — wird also durch 
Verfassungsbestimmungen, w^elche sich auf die völkerrecht- 
lichen Verträge beziehen, nicht berührt: die formelle Giltig- 
keit eines von den Staatsoberhäuptern abgeschlossenen Ver- 
trages ist eine unbedingte*^^). 

Zu demselben Resultat gelangt Wegmann82 : «In der Rati- 
fikation jedes Staatsoberhauptes liegt auch heute unter allen 
Umständen die staatliche Willenserklärung: in ihrem Austausch 
der völkerrechtliche Vertragsabschluss.>'^*) Von dem Wortlaut 
der serbischen Verfassung ausgehend, deren Fassung als 
typisch gelten könne, versucht Wegmann nachzuweisen, dass 
die beschränkenden Bestimmungen keineswegs den Sinn 
hätten, «es sei in Beziehung auf die in denselben genannten 
Angelegenheiten dem Staatsoberhaupt die Fähigkeit entzogen. 



*•) Vgl. daselbst: «Die Ratifikation der bei einem Staatsvertrage beteiligten 
Staatsoberhäupter stellt unter allen Umständen, also auch bei den der parlamenta- 
rischen Genehmigung unterliegenden Verträgen, den Vertrag in seinem äusseren 
Bestände her. Das zweiseitige Rechtsgeschäft existirt in dem Augenblicke, wo 
die Ratifikation von den kontrahirenden Staatsoberhäuptern vollzogen ist.» 

*^) Vgl. auch daselbst S. 100 : «Da das konstitutionelle Erfordernis der Zu- 
Btimmung gewisser Organe des Staates zu bestimmten Vertragserklärungen ihrer 
Souveräne nicht den formellen Bestand, sondern die Wirksamkeit der letzteren 
bedingt, bedeutet der Austausch der Ratifikationen der Staatsoberhäupter noch 
heute den giltigen Abschluss eines völkerrechtlichen Vertrages.» 
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selbständig giltige Vertragserklärungen namens seines Staaten 
abzugeben.» Dagegen spreche die Fassung der fraglichen: 
Bestimmungen**). Auch würde man in den Staatsgrund- 
gesetzen vergebens nach dem Organ suchen, «welches in je- 
nen Fällen, wo der Souverän nicht kompetent ist, zur völker- 
rechtlichen Vertretung des Landes berufen wäre. Es bleibt, 
somit nur die Möglichkeit, anzunehmen, dass jene beschrän- 
kenden Verfassungszusätze einen anderen Sinn haben und 
nicht die ausschliessliche Fähigkeit des Souveräns zur Ab- 
gabe giltiger Vertragserklärungen namens seines Staates be- 
treffen.» 

Wegmann hebt hervor, dass für dies Resultat nicht, 
nur der Verfassungswortlaut und die Rücksicht auf den 
völkerrechtlichen Verkehr spreche, sondern auch die staats- 
rechtliche Stellung des modernen Souveräns. Dem letzteren 
komme kein besonderer Wille neben oder über dem Staate 
zu : er sei vielmehr Organ des Staates. Daher handle es. 
sich um «organische Stellvertretung»*^*), bei der <nicht bloss. 
Rechtswirkungen unmittelbar für das vertretene Subjekt ein- 
treten, sondern die Handlungen selbst des vertretenden Organa 
direkt als solche der vertretenen juristischen Person anzusehen 
sind.» «Daher müssen auch die Vertragserklärungen des Sou- 
veräns für seinen Staat, deren Erteilung verfassungsmässige 
ja in seine ausschliessliche Kompetenz fällt, unter allen Um- 
ständen als die Vertragserklärungen des Staates selbst gelten. 
Da aber die Ratifikationen, indem sie den Vertragswillen dea 
Staatsoberhauptes ausdrücken, nach dem Vorangehenden den 
Staatswillen enthalten, muss den Ratifikationen auch heute 
die Bedeutung völkerrechtlicher Vertragserklärungen zu- 
kommen, bei deren Zusammentreffen der Staaten vertrag ge- 
schlossen ist.» 



^') Das ist dasseU)c, was Lälxmd für das deutsche Reich behauptet. Weg- 
mann tritt als Gegner der Laband'schen Theorie auf, die den Versuch mache, «hei 
Eingehung zwischenstaatlicher Obligationen die Thätigkeit der Volksvertretungen 
auf eine Entscheidung über die Vollziehbarkeit der Verträge zu beschränken,^ 
welche deren völkerrechtlichen Abschluss durch den Souverän nicht berührt.»^ 
Das ist aber genau dasselbe, was Wegmann, wie wir sehen werden, selbst be- 
hauptet, nur dass dieser darin viel weiter geht als Laband, dessen Behauptung:^ 
sich nur auf bestimmte Verfassungen bezieht, während Wegmann generalisirt. 

") Dazu vgl. Seligmafm 161, JelUnek System 212 fg. 
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Ob diese Theorie staatsrechtlich unbedingt auf Rich- 
tigkeit Anspruch machen kann, möchte doch zu bezweifeln 
sein. Jedenfalls wäre Voraussetzung eine Vergleichung der 
sämmtlichen positiven Verfassungsbestimmungen. Selbst 
wenn aber noch so viele Verfassungen in ihrer Fassung Ähn- 
lichkeiten aufweisen, so beweist daö noch nicht, dass nicht 
eine Verfassung direkt die Intention haben kann, das Kon- 
trahirungsrecht einzuschränken, und wo dies der Fall ist, da 
ist eine solche Einschränkung staatsrechtlich unbedingt mass- 
gebend, und berührt also auch die staatsrechtliche Perfektion 
des Vertrages. 

Die Seligmann- Wegmann'sche Ansicht dürfte Staats- 
rechtlich in den meisten Fällen, aber keineswegs unbe- 
dingt richtig sein***). 

Immerhin darf man sagen, dass wenn sogar staats- 
rechtlich die Legitimation des Staatsoberhauptes regelmässig 
unbeschränkt, ja nach Ansicht einiger Schriftsteller stets un- 
beschränkt ist, dass dann um so mehr vom völkerrechtlichen 
Standpunkte aus das Resultat, das thatsächlich abschliessende 
Staatsoberhaupt sei auch als legitimirt anzusehen, gerecht- 
fertigt erscheint. 

Selbst wenn wir jedoch Wegmann darin Recht geben, 
dass in der konstitutionellen Monarchie die positiven Ver- 
fassungen regelmässig die Legitimation des Staatsoberhauptes 
zum Vertragsabschlüsse nicht zu beschränken beabsichtigen, 
so halten wir doch andererseits an der principiellen Möglich- 
keit fest, dass die Legitimation des Staatsoberhauptes verfas- 
sungsmässig beschränkt sein könne. 

Diese letztere Eventualität wird namentlich von Meier 
betont, der das Resultat, das er nach deutschem Staatsrecht 
gefunden, zwar nicht als allein herrschend darstellt, aber 
doch im allgemeinen annimmt, dass, wo bei Staatsverträgen 
eine Genehmigung, Zustimmung, Bewilligung etc. verlangt 
werde, dies Erfordernis nicht die staatsrechtliche VoUziehbar- 



**) Vgl. dazu Tezner 170, der hervorhebt, die Seligmann'sche Theorie lasse 
sich Dicht mit solchen Verfassungen in Einklang bringen, die, «wie jene von 
Spanien, Reuss j. L., Hamburg, in unzweideutigen Worten für die Giltigkeit des 
Abschlusses bestimmter Staatenverträge die vorher eingeholte Zustimmung der 
Legislative fordern.» 
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keit, sondern den Abschluss des Vertrages selbst — den Ver- 
trag als solchen — betreffe. In dieser Allgemeinheit ist diese 
Theorie mindestens ebenso unrichtig wie die zuvorgenann- 
ten*^^). — 

Was nun die Republiken anlangt, so bieten einige der- 
selben Beispiele von Verfassungen, die ähnliche Grundsätze 
über die völkerrechtliche Repräsentation des Staates aussprechen 
wie die Verfassungen der konstitutionellen Monarchie: dass 
das Staatsoberhaupt den Staat nach Aussen zu vertreten und 
daher auch die Verträge abzuschliessen habe., und zwar bald 
ausschliesslich, bald in Gemeinschaft mit einem anderen Or- 
gan des Staates. Aber ein thatsächlicher Unterschied besteht 
doch, insofern, als unter dem 5^aa^5rechtlichen Begriff «Staats- 
oberhaupt», «Souverän», verschiedenes zu verstehen ist. 

Dieser Begriff ist ein staatsrechtlicher, kein völkerrecht- 
licher. Völkerrechtlich ist der Staat als solcher souverän.") 
Wer im Innern des Staates als «Souverän» gilt, ist völkerrecht- 
lich gleichgiltig. Bei der Frage nach der Legitimation zum 
Vertragsabschlüsse fragt das Völkerrecht nicht, wer das Staats- 
oberhaupt sei, sondern wer das Organ sei, das den Staat 
nach Aussen vertritt. Dieses Organ gilt völkerrechtlich als 
legitimirt, gleichviel ob es staatsv^ohiWo)! gleichzeitig als 
«Staatsoberhaupt» betrachtet wird oder nicht. Wir fragen 
völkerrechtlich nicht, wer in einer bestimmten Republik als 
«Souverän» gilt, um etwa daran die Schlussfolgeruug zu 
knüpfen, dieser sei jedenfalls staatsrechtlich legitimirt, sondern 
wir fragen einfach, wer den Staat nach Aussen vertritt. 

Doch hier handelt es sich um die 5^aa^5rechtliche Frage. 
Nehmen wir als Beispiel die schweizerischen Verfassungen. 
Der Vertragsabschluss liegt für die meisten Kantone bei 
einer Ratsversammlung, Grossrat, Kantonsrat etc., also bei 
der Volksvertretung.") Für die Eidgenossenschaft liegt der 



**) Dass verschiedene principielle Möglichkeiten vorhanden sind und dass 
daher die Gneist'sche Theorie gerade so ihre Berechtigung hat wie die Meier'sche, 
wird u. A. zugegeben von Probst 311. 

»«) Vgl. dazu JelUnek Gesetz 207, Seligmann 28. 

") Vgl. z. B. Bernische Verfassung vom 31. Heumonat 1846, Art. 27. Die 
Souveränität liegt nach den meisten kantonalen Staatsrechten beim Volk, Vgl. 
z. B. Bern. Verfassung Art. 2. 
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Vertragsabschluss bei der Bundesversammlung.*®) Staats- 
rechtlich bedeutet das insofern Übereinstimmung mit dem 
Standpunkte, den manche konstitutionelle Monarchien in der 
Frage einnehmen, als auch hier das Staatsoberhaupt es ist, das 
ausschliesslich zur Vertragschliessung legitimirt erscheint. 

Aber trotzdem lässt sich diese staatsrechtliche Lösung 
der Frage nicht — wie Wegmann möchte — mit der Rechts- 
lage in England oder Deutschland unter einen Hut bringen. 
Denn wir haben hier den Fall einer ausschliesslichen Legiti- 
mation der Volksvertretung zum Vertragsabschluss, während 
in der konstitutionellen Monarchie die Volksvertretung 
höchstens am Vertragsabschluss beteiligt, niemals aber dazu 
ausschliesslich befugt erscheint. Die Thatsache, dass die 
Bundesversammlung in der Schweiz gleichzeitig als Souverän 
gilt, ist völkerrechtlich gleichgiltig ; es genügt völkerrecht- 
lich, dass sie dasjenige Organ des Staates ist, das den Ab- 
schluss regelmässig vornimmt. Die sonstige Repräsentation 
des Staates nach aussen liegt aber für die Schweiz nicht bei 
der Volksvertretung, sondern bei anderen Staatsorganen, und 
es bedeutet daher die Thatsache, dass in der Schweiz die 
Volksvertretung den Vertragsschluss vornimmt, doch eine 
Modifikation desjenigen Princips, das in der konstitutionellen 
Monarchie vorwaltet. Die Lösung, welche unsere Frage in 
Republiken mit ähnlicher Verfassung, wie der schweizerischen, 
gefunden hat, ist also eine wesentlich verschiedene von der- 
jenigen, welche die konstitutionellen Monarchien geben. — 

Während für konstitutionelle Monarchien, wie England, 
die Gneist-Laband'sche Theorie der Wahrheit am nächsten 
kommen dürfte — nicht, weil sie den Vertragsabschluss dem 
«Staatsoberhaupt» zuweist, sondern weil sie zugibt, dass der 
Abschluss durch das repräsentirende Staatsorgan^ auch in der 
konstitutionellen Monarchie unabhängig von einer Beteiligung 
der Volksvertretung sein kann — entspricht die Ernst Meier- 
sche Theorie zwar solchen staatsrechtlichen Verhältnissen, 
^ie sie die Schweiz aufweist, indem sie dazu neigt, den Ver- 
tragsabschluss durch die Parlamente geschehen zu lassen, 

") Vgl. Schweiz. Bundesverfassung vom 29. Mai 1874, Art. 85. Die Sou- 
veränität der Eidgenossenschaft liegt bei der Bundesversammlung. Vgl. Schweiz. 
Bundesverfassung, Art. 71, 84. 
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aber sie übersieht, dass dies nicht der Sinn aller Verfassungen 
zu sein braucht. 

Wenn aber schliesslich jede dieser Theorien manchen 
Wahrheitskern enthält, so darf man doch nicht vergessen, 
dass es sich bei allen diesen Theorien nicht um völker- 
rechtliche, sondern um staatsrechtliche Theorien handelt. 
Diese haben aber nur eine Berechtigung, insofern sie an po- 
sitive Verfassungsbestimmungen anknüpfen, also das Gene- 
ralisiren thunlichst vermeiden. 

Es ergibt sich das Resultat, dass die positiven Verfass- 
ungen verschiedene Möglichkeiten der staatsrechtlichen Legi- 
timation zum Vertragsabschluss kennen. Um so weniger hat 
man Grund, das Vorhandensein verschiedener principieller 
Möglichkeiten zu bestreiten. Es hat daher v^enig praktischen 
Wert, nach einer allgemeinen staatsrechtlichen Antwort zu 
suchen — und es ist selbstverständlich falsch, eine solche 
künstlich zu konstruiren. Jeder Staat hat selbst über die Frage 
zu bestimmen. Die staatsrechtliche Verschiedenheit lehrt uns 
aber vor allen Dingen eines : dass das Völkerrecht seine Ant- 
wort auf unsere Frage unabhängig vom Staatsrecht geben 
musste; denn das Völkerrecht darf für alle Fälle nur eine 
Antwort haben; es kann nicht ein und dieselbe Frage ver- 
schieden beantworten, je nachdem es sich um diesen oder 
jenen Staat handelt. Weil die Antwort gleichlautend sein 
soll, muss sie also unabhängig sein ! — 

b. Sonstige staatsrechtliche^ den Abschluss betreffende 
Bestimmungen. 

Von der Einwirkung, welche die staatsrechtlichen Be- 
stimmungen über die Legitimation zum Vertragsabschluss 
und die Beteiligung der Volksvertretung an demselben auf die 
«Giltigkeit»*resp. «Wirksamkeit* des Vertrages ausüben, wer- 
den wir sogleich zu handeln haben. Zunächst ist noch 
hervorzuheben, dass staatsrechtlich noch weitere Voraus- 
setzungen für den giltigen Abschluss der Verträge aufgestellt 
sein können. 

Ein solches weiteres Moment, das staatsrechtlich regel- 
mässig zur Perfektion des Vertrages gehört, ist die Publi- 
kation. 
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Wenn der Vertrag genehmigt und ratifizirt ist, dann 
liegt staatsrechtlich keineswegs unter allen Umständen ein 
perfekter und wirksamer Vertrag vor. Vielmehr kommt es 
darauf an, an wen sich der Inhalt des Vertrages richten will. 
Die Ratifikation des genehmigten Vertrages kann genügen. 
Dies ist dann der Fall, wenn durch den Vertrag nur eine 
Verpflichtung der Kontrahenten, d. i. der Staaten als solcher 
bezweckt wird, m. a. W. wenn die staatsrechtliche Wirkung 
nicht weiter reichen soll als die völkerrechtliche*^*). Es genügt 
solchenfalls staatsrechtlich, dass ein völkerrechtlich perfekter 
Vertrag vorliege, der in verfassungsmässig giltiger Weise zu 
stände gekommen ist. Die gewollte Wirkung tritt dann ohne 
weiteres mit der Ratifikation ein. 

Regelmässig bezweckt aber der völkerrechtliche Vertrag 
auch eine innerstaatliche Wirkung: es sollen auch Behörden 
und Unterthanen an seinen Inhalt gebunden sein, so dass 
er ein Bestandteil des innerstaatlichen Rechtes wird. Damit 
dies der Fall sei, genügt die völkerrechtliche Perfektion dös 
Vertrages — selbst wenn sie verfassungsmässig stattgefunden 
hat — nicht. Es bedarf dann der Umwandlung des Vertrages 
— der ein Rechtsverhältnis des FÖ/Ä^rrechts ist und nur 
^öZÄörrechtliche Normen erzeugt — in ein Gesetz oder eine 
andere Form, in der innerstaatliche Vorschriften, innerstaat- 
liches positives Recht in Erscheinung treten kann. Das 
geschieht durch einen Imperativ an die zu Verpflichtenden*^). 

Dieser Imperativ, der an den Vertrag bindet und seine 
Befolgung befiehlt, ist enthalten in der ^aPublihation» des 
völkerrechtlichen Vertrags. Während der bloss ratifizirt e Ver- 
trag nur für die Staaten als solche^ nur für das Völkerrecht 



*•) Vgl. JeUmek 55: «Es gibt Verträge, deren Inhalt sieh nur an die 
Staatsgewalt wendet, die nur die Staatsgewalt binden können, so dass ein Impe- 
rativ an die Staatsangehörigen gar nicht einmal möglich ist.» 

*°) Vgl. Lc^and M. 113 : «Nicht die Vereinbarung unter den Staaten äussert 
rechtliche Wirkungen auf die Angehörigen eines derselben, sondern innerhalb 
jedes Staates wirkt einzig und allein der von der Staatsgewalt ausgehende Befehl». 
Seligmann 12: «Das für die Beamten und Unterthanen allein Massgebende ist die 
an sie gerichtete einseitige staatliche Willenserklärung, nicht der Vertrag .... 
Die staatsrechtliche Geltung eines Vertrages entsteht nach alledem nicht schon 
durch den Abschluss, sondern erst durch den Befolgungsbefehl und dessen ord- 
nungsgemässe Bekanntmachung.» 
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existirte, hat der publizirte Vertrag auch innerstaatliche Exi- 
stenz, indem er auch Behörden resp. Unterthanen bindet. 
Die «Publikation», die vom völkerrechtlichen Standpunkte aus 
nur für die Frage der Ausführung des Vertrages von Bedeu- 
tung war und die Frage des Abschlusses nicht berührte, qua- 
lifizirt sich also vom innerstaatlichen Standpunkte aus als ein 
Moment, das regelmässig für das rechtliche Existentwerden 
der Vertragsbestimmungen von wesentlicher Bedeutung ist*^). 
Ein Gesetz, das nicht publizirt ist, hat keine Rechtskraft, und 
daher würden auch die Vertragsbestimmungen, ohne publizirt 
zu sein, dieser bindenden Kraft ermangeln**). Die Publika- 
tion hat demnach keineswegs nur den Sinn einer Veröffent- 
lichung des Vertrages : sie enthält vielmehr erst den staat- 
lichen Imperativ zur Befolgung der mit den anderen Staaten 
vereinbarten Bestimmungen**), und ist daher bei der Frage 
des staatsrechtlichen Abschlusses der Verträge zu berücksich- 
tigen. Sie gehört zur staatsrechtlichen Perfektion des «Ver- 
trages», d. h. zur Perfektion dessen, was der «Vertrag» für 
das innerstaatliche Recht ist; sie ist nötig, um dasjenige zu 
Stande zu bringen, was vom Standpunkte des innerstaatlichen 
Rechtes aus als wirksamer Vertrag erscheint. 

Die Publikation ist ihrer Form nach verschieden, je 
nach dem Inhalt des einzelnen Vertrages**). Staatsrechtlich 
lassen sich mehrere Fälle unterscheiden. Es ist z. B. nach 
deutschem Staatsrecht erforderlich: 

1. entweder ein Gesetzesbefehl. Dies ist nach Lahand 
M. 107: «nicht nur dann der Fall, wenn der Vertrag Rechts- 
vorschriften enthält, w^elche das bestehende Recht aufheben, 
abändern, ergänzen, sondern auch dann, wenn er irgend einen 



•*) Vgl. Lahand 1. c. : «Völkerrechtlich ist der Abschluss des Vertrages 
der entscheidende Vorgang, staatsrechtlich die Verkündigung desselben.» 

*') ^i^* JeUinek 56 : «Erst die Publikation kann jene Bestimmungen, welche 
potentiell Normen für die Staatsangehörigen enthalten, zu Verpflichtungen für die- 
selben erheben . . .» 

*') Vgl. Lahand I.e.: «Der rechtliche Inhalt der Verkündigung ist nicht die 
Bekanntmachung des Publikums mit dem Staatsvertrage, sondern der Befehl des 
Staates an Behörden und Unterthanen, den Vertrag zu beobachten.» 

•*) Vgl. Seligmann 10, die staatsrechtliche Wirksamkeit der Verträge könne 
nur durch diejenige Veröffentlichung herbeigeführt werden, welche für Gesetze oder 
Verordnungen vorgeschrieben ist. 
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Gegenstand betrifft, welcher im deutschen Reich in der Form 
der Gesetzgebung erledigt werden muss oder erledigt zu wer- 
den pflegt»**); 

2. oder eine Verwaltungsverordnung, wenn der Vertrag 
Vereinbarungen enthält «über allgemeine Verwaltungsvor- 
schriften und Einrichtungen, welche zur Ausführung von 
Rechtsgesetzen dienen» ; 

3. oder eine Verfügung, ein Dienstbefehl, «wenn das 
Reich in dem Vertrage sich zur Vornahme einzelner Hand- 
lungen verpflichtet hat, zu welchen die Behörden nach Mass- 
gabe der bestehenden Gesetze befugt sind.» 

Zu den unter 1. genannten Fällen ist zu bemerken, dass 
die Rechtsvorschriften, diejdurch den Vertrag geschaffen wer- 
den sollen. Normen des innerstaatlichen Rechts sein müssen. 
Anderenfalls, wenn es sich um Völkerrechtssätze handelt, 
bedarf es der ^Publikation» juristisch nicht, da dann nur die 
Staaten als solche verpflichtet sein sollen. 

Die «Publikation» ist also juristisch von der grössten 
Bedeutung, denn, wie La&and hervorhebt : «Die Behörden und 
Unterthanen, welche diese Verwaltungsvorschriften und Rechts- 
sätze befolgen, erfüllen nicht mehr den Staats vertrag, sondern 
den Befehl ihres Staates»**). Die innerstaatliche Wirkung, 
die Gebundenheit der Behörden und Unterthanen, beruht 
auf dem Staatsbefehl, die völkerrechtliche Wirkung, die Ge- 
bundenheit der kontrahirenden Staaten, auf dem völkerrecht- 
lichen Vertrag — sie allein ist eine Vertrags^wirkuug. Das- 

•*) «Insoweit ein Gesetzesbefehl erforderlich ist, um einem Staatsvertrage 
staatsrechtliche Geltung zu verschaffen, ist zum Erlass und zur Wirksamkeit dieses 
Befehls alles dasjenige erforderlich, was zum Zustandekommen eines gewöhnlichen 
Gresetzes gehört ... die Krfordemisae sind demnach Übereinstimmung zwischen 
Bundesrat und Reichstag über den Inhalt, Sanktion, Ausfertigung und Verkün- 
digung.» 

'*) Vgl. auch SeligmcMn 9: «Die unklare Auffassung, als könne ein Staats- 
vertrag als solcher die Genossen. mit Rechten ausstatten oder mit Pflichten be- 
lasten, ist durchaus zu verwerfen . . . Ein Staat^vertrag als Rechtsgeschäft kann 
vielmehr nur Rechtsgrund für die völkerrechtliche Wirksamkeit, d. h. im wesent- 
lichen für die Verpflichtung und Berechtigung der juristischen Person des Staates 
sein ; für das volle Inkrafttreten gegenüber Organen und Unterthanen muss noch 
der weitere Umstand hinzutreten, dass ein jeder Staat für sein Machtgebiet und 
an seine Behörden und Rechtsgenossen einen Befehl erlässt, die Vertragsbestim- 
mungen zu achten und zu befolgen.» 



Digitized by 



Google 



— 142 — 

jenige, was von diesem Vertrage also innerstaatlich in recht- 
liche Erscheinung tritt — die innerstaatliche Wirkung — ist 
etwas ganz anderes und beruht auf einem ganz anderen Rechts- 
grund und ganz anderen Voraussetzungen, als das, was 
völkerrechtlich existirt. Beides hat zwar denselben Ursprung, 
aber es muss vom Standpunkte zweier Rechtsordnungen aus 
betrachtet werden : das eine ist innerstaatliches Recht und 
muss daher den Erfordernissen, die der Staat für sein posi- 
tives Recht aufstellt, genügen ; das andere ist internationales 
Vertragsrecht mit den besonderen Voraussetzungen und Ei- 
genheiten, die das positive Völkerrecht kennzeichnen. 

Es ergibt sich also die Verschiedenheit der i;ö7ft^rrecht- 
lichen und der 5^aa/5rechtlichen Wirksamkeit^'^ des Vertra- 
ges. Dieselbe erklärt sich daraus, dass beide Wirkungen auf 
verschiedenem Rechtsgrunde beruhen, die erstere auf dem 
internationalen Geschäft, die zweite auf dem «einseitigen Ho- 
heitsakt des Befolgungsbefehls.» Aus dieser Verschiedenheit 
folgt aber nicht nur, dass principiell die jederseitigen Voraus- 
setzungen für die jederseitige Wirksamkeit verschiedene sein 
können, sondern auch, dass der Einfluss derjenigen Bestim- 
mungen, welche eine Rechtsordnung für den «Abschluss und 
die Wirksamkeit völkerrechtlicher Verträge» aufstellt, ver- 
schieden sein muss, je nachdem die völkerrechtliche oder 
die staatsrechtliche Wirksamkeit in Frage kommt. Da mit- 
hin die Einwirkung der diesbezüglichen staatsrechtlichen Be- 
stimmungen eine verschiedene ist, je nachdem wir die eine 
oder die andere Wirksamkeit in Betracht ziehen, so rechtfertigt 
es sich, wenn wir diese Einwirkung auf die völkerrechtliche 
Wirksamkeit des Vertrages gesondert betrachten von derjeni- 
gen auf die staatsrechtliche Wirksamkeit^^). — 

•') Wir vermeiden absichtlich das vieldeutige Wort «Giltigkeit». Ein Ver- 
trag ißt «giltig», kann bedeuten: er ist perfekt, giltig abgeschlossen, rechtlich exi- 
stent geworden. Aber der Ausdruck kann sich auch auf die Wirksamkeit, Voll- 
ziehbarkeit des Vertrages beziehen. Da ein Vertrag aber giltig zu stände gekom- 
men und doch nicht vollziehbar sein kann, werden durch das Wort «Giltigkeit» 
nur Missverständnisse hervorgerufen. Der Gegensatz dieses Wortes kann je nach- 
dem «Nichtigkeit» sein oder «Unerfüllbarkeit». Der Deutlichkeit halber unter- 
scheiden wir daher zwischen Abschiuss und Wirksamkeit. Anderer Meinung Meier 
213, Unger 1. c. 

••) Über die Notwendigkeit dieser Unterscheidung vgl. namentlich Selig- 
mann 10 fg. : «Die innere und äussere Wirksamkeit der Staatsverträge sind bei 
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3. Einfluss der staatsrechtlichen Bestimmungen auf die völkerrechtliche 
Wirksamkeit der Verträge. 

Wir sind davon ausgegangen, dass ein völkerrechtlicher 
Satz über die Legitimation zum Vertragsabschluss nicht exi- 
stirt. 

Wir haben ferner gesehen, dass es staatsrechtliche Be- 
stimmungen gibt, sowohl über die Legitimation zum Abschluss 
als auch über die Beteiligung der Volksvertretung an der 
Vollziehung der Verträge, haben aber als Grundsatz, der sich 
aus der Verschiedenheit des Völkerrechts vom Staatsrecht er- 
gibt, aufgestellt, dass solche staatsrechtliche Bestimmungen 
nicht unbedingt völkerrechtlich massgebend sein können, weil 
sie eben Staatsrecht und kein Völkerrecht sind. 

Damit soll aber nicht gesagt sein, dass alle diese Be- 
stimmungen auf die völkerrechtliche Wirksamkeit des Ver- 
trages schlechthin ohne Einfluss seien. Vielmehr wollen wir 
jetzt der Frage näher treten, inwiefern sie diese völkerrecht- 
liche Wirksamkeit berühren. 

Den Einfluss dieser staatsrechtlichen Bestimmungen auf 
die staatsrechtliche Wirksamkeit werden wir nachher kurz be- 
sprechen; wir haben in dieser Beziehung nur soviel vorweg- 
genommen, als wir behaupteten, dass auch die Perfektion 
deis Vertrags durch die betr. Bestimmungen berührt werden 
kan7i, indem ohne die zum Abschluss nötige Genehmigung 
ein Vertrag möglicherweise überhaupt nicht perfekt werde. 

Wenn wir nun die Frage -yö/Ä^rrechtlich betrachten, und 
zunächst den soeben genannten Fall ins Auge fassen, wo der 
Vertrag staatsrechtlich wegen mangelnder Genehmigung gar 
nicht perfekt wird, so ergibt sich, dass ein solcher staats- 
rechtlicher Mangel selbstverständlich auch völkerrechtlich in 
Betracht fallen muss. 

Die Perfektion des Vertrags lässt sich nicht trennen, 
entweder ist ein giltiger Vertrag zustande gekommen oder er 
ist es nicht — wenn man das Wort «Giltigkeit» in diesem 
Sinne versteht, lässt sich die Giltigkeit allerdings nicht spal- 
ten**) — und deshalb muss ein staatsrechtlicher Mangel, der 

jeder juristischen Betrachtung streng auseinander zu halten ; es sind zwei durchaus 
verschiedene Dinge, von denen jedes ohne das andere vorhanden sein kann.» 
•®) Vgl. Unger 1. c, Berghohm Jur. 97. 
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die Perfektion des Vertrages betrifft, allerdings völkerrechtlich 
ins Gewicht fallen. Der Grund hievon ist jedoch nicht etwa 
der, dass den betreifenden Verfassungsbestimmungen an und 
für sich auch wZÄ^rrechtliche Verbindlichkeit zukäme: er 
liegt einfach in dem Mangel eines wirklichen Staats willens. 
Entweder ist ein Staatswille vorhanden oder er ist es nicht; 
und entweder ist das, was erklärt wird, Staatswille oder es ist 
nicht Staatswille. Ein drittes gibt es nicht.'®) Damit ein 
völkerrechtlicher Vertrag zustande komme, kommt alles dar- 
auf an, dass der Wille der vertragschliessenden Staaten als 
solcher erklärt sei und also gebunden erscheine. Wenn eine 
Willenserklärung gar nicht Staatswillenserklärung ist, kann 
der Staat als solcher durch diese Erklärung auch nicht völ- 
kerrechtlich gebunden werden : es fehlt dann an einem völ- 
kerrechtlich giltigen und wirksamen Vertrage. 

Völkerrechtlich spitzt sich also unsere Frage darauf zu : 
Liegt eine Willenserklärung des Staates als solchen vor oder 
nicht? Das Völkerrecht fragt nicht nach Verfassungsbestim- 
mungen — Beschränkungen der Legitimation zum Vertrags- 
abschluss sind ebenso 5toa^5rechtlicher Natur, wie Bestim- 
mungen über den innerstaatlichen Vollzug der Verträge — 
sondern das Völkerrecht, d. i. der andere Kontrahent, fragt: 
Ist das, was mir gegenüber erklärt wird, Staatswille oder 
nicht? 

Diese Frage ist aber in denjenigen Fällen, wo eine Ver- 
fassung die Legitimation zum Vertragsäbschluss beschränken 
will, entschieden zu verneinen. Das ohne Genehmigung ab- 
schliessende Organ des Staates erklärt nur seinen Willen, 
nicht den Willen des Staates ; es kann den Willen des Staates 
gar nicht erklären, da es dazu nicht legimitirt ist. Wo die 
Verfassung den Staatswillen sich unter Beteiligung mehrerer 
Staatsorgane bilden lässt, müssen diese Organe zusammen- 
wirken, um den Staatswillen zu erzeugen. Sonst entsteht 
kein Vertrag, keine Wirkung für den betreffenden Staat. Es 
kommt solchenfalls durch die Erklärung eines Organs kein Ver- 

'*>) Vgl. Xeont 498fg.: «Gibt es nur einen Willen, nun, so ist derselbe ent- 
weder gebunden oder er ist es nicht; er kann aber nicht beides zugleich sein, 
und es kann daher der Staat nicht zugleich yerpflichtet und nicht verpflichtet sein.» 
Dazu siehe Seltgmann 57. 
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trag zu Stande, weder vom völkerrechtlichen, noch vom staats- 
rechtlichen Standpunkte aus. In dieser Beziehung gibt es keinen 
Unterschied zwischen Staatsrecht und Völkerrecht: entweder 
ist der Staat als solcher gebunden oder er ist es nicht. Die 
Standpunkte beider Rechtsordnungen treffen insofern zusam- 
men, als sie übereinstimmend die Existenz eines Vertrages 
entweder bejahen oder verneinen. 

Diesen Einfluss auf die völkerrechtliche Wirksamkeit 
des Vertrages muss man allen denjenigen Verfassungsbestim- 
mungen zuschreiben, welche intendiren, etwas über die Bil- 
dung und Erklärung des Staatswillens auszusagen — aber 
auch nur diesen. Denn der Grund dieses Einflusses der 
Staatsrechtssätze ist, wie gesagt, nicht ein Völkerrechtssatz ^ 
der den Verfassungsbestimmungen wZÄerrechtliche Verbind- 
lichkeit beilegte, sondern einzig und allein der Mangel in der 
staatlichen Willensbildung. Dieser Mangel hat nicht nur 
staatsrechtliche, sondern auch völkerrechtliche unbedingte 
Unwirksamkeit des Vertrages zur Folge: das Geschäft ist 
mangels Genehmigung in jeder Beziehung nichtig. Die ge- 
nehmigungsbedürftige Vertragserklärung des ratifizirenden 
Staatsorgans stellt nicht früher den Staatswillen dar, als bis 
sie sich als eine genehmigte qualifizirt. 

«Es handelt sich eben um die organische Willensbildung 
einer Gesammtperson, nicht um den Willen einer physischen 
Person.''^) Während die ungiltige Willenserklärung einer 
Einzelperson immerhin deren Willenserklärung bleibt, und 
nicht selten Wirkungen gegen dieselbe hervorruft, ist der 
Wille, welchen ein repräsentatives Organ einer Gesammtper- 
son als deren Willen erklärt, nicht eher Wille derselben, ehe 
nicht die satzungsmässigen Voraussetzungen für die Ent- 
stehung des Gesammtwillens durch eine Erklärung dieses 
Repräsentationsorgans erfüllt sind>.^^) 

'0 Vgl. Seligmaim 50: Es besteht ein erheblicher Unterschied zwischen 
dem Verhältnis der Rechtsordnung zu der natürlichen Person und dem zu der 
juristischen Person, insbes. zu dem Staate. . . Bei der juristischen Person ordnet 
das Recht nicht nur den Inhalt des Willens und seine Wirkungen an, sondern 
[es] allein setzt auch fest, was organischer Wille sein solle; [es] ermöglicht 
überhaupt erst die Willensbildung». 

") Vgl. Jellinek System 215: «Der Wille der Organträger ist innerhalb 
der ihm zugewiesenen Schranken kraft verfassungsmässiger oder gesetzlicher Nor- 

10 
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In den Fällen, wo die Verfassung die Genehmigung der 
Volksvertretung für die Entstehung der Verträge fordert, muss 
man die Entstehung einer giltigen Vertragserklärung «vom 
Standpunkte eines Willensbildungsprozesses» betrachten, «an 
welchem Souverän und Parlament, und zwar jedes dieser 
Organe in einer bestimmten Weise beteiligt ist». 

<Ehe nicht beide Organe funktionirt haben, kann man 
nur sagen, es sei noch kein Staatswille vorhanden».'*) 

<Die genehmigungsbedürftige und nur ratifizirte Willens- 
erklärung des Souveräns ist keine Willenserklärung des Staates 
und vermag deshalb keine wie immer geartete Wirkung, ins- 
besondere keine Haftung und Gebundenheit des Staates des 
erklärenden Souveräns . . . hervorzurufen».'*) 

Aus diesem Grunde berühren also alle Verfassungsbe- 
stimmungen, welche sich auf den Abschluss der Verträge be- 
ziehen, nicht nur die staatsrechtliche «Giltigkeit», sondern 
auch die völkerrechtliche Wirksamheit des Vertrages: ein 
giltiger Vertrag kommt ohne die Genehmigung überhaupt 
nicht zustande.") — 

Es fragt sich nun aber, wie dieses Resultat sich mit 
dem Standpunkt verträgt, den wur in der Lehre vom völker- 
rechtlichen Abschluss der Verträge eingenommen haben. Wir 
sind dort davon ausgegangen, dass das Völkerrecht keinen 
Rechtssatz betr. die Legitimation kenne und kennen könne, 



mirun^ als Staatawille anzusehen. Es sieht hinter den Organen keine andere 
Person, sondern sie sind der wollende Staat selbst. Der Staat kann nur durch 
das Medium von Organen walten; denkt man die Organe weg, so ist auch die 
Vorstellung des Staates selbst verschwunden». 

'*) JelUnek 1. c. : «Das Maass staatlicher Funktionen, das durch ein Staats- 
organ pflichtgemäss zu versehen ist, bildet seine Kompetenz. Ausserhalb seiner 
Kompetenz ist . . . der Organwille rechtlich nicht mehr als Staatswilie anzusehen. 

Der Staatswille selbst kann niemals gespalten werden. Stellt man sich 

auf den Standpunkt des Staates selbst, so verschwindet die Vielheit der Kompe- 
tenzen. Für ihn bleiben die einzelnen Willensäusserungen seiner Organe innere 
Vorgänge in seiner Persönlichkeit, die zu einem definitiven, von ihm ausgehenden 
Willensakte führen sollen». 

'^) JelUnek 1. c: Das Parlament ist «ein an der staatlichen Willensbildung 
teilnehmendes Organ des das Gemeininteresse verfolgenden Staates». 

'*) Daraus folgt die Unrichtigkeit der Theorien, welche den Staat als durch 
die Ratifikation unter allen Umständen völkerrechtlich gebunden ansehen. {Selig- 
mann etc.) 
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dass aber andererseits die staatsrechtlichen Bestimmungen 
über die Legitimation nur Staatsrecht und kein Völkerrecht, 
und somit völkerrechtlich nicht ohne weiteres maassgebend 
seien. 

Diesen Standpunkt halten wir auch hier aufrecht. Der 
Gegenkontrahent darf sich und muss sich völkerrechtlich mit 
der Thatsache begnügen, dass das abschliessende Staatsorgan 
ratifizirt, also erklärt, dass etwas Staatswille sei. Vom völker- 
rechtlichen Standpunkte aus existirt überhaupt nur ein Staats- 
organ : dasjenige, das entweder der reguläre völkerrechtliche 
Vertreter des Staates ist oder durch besondere Vollmacht 
im besonderen Fall diese Vertretung hat. Dieses Organ hat 
den Willen des Staates völkerrechtlich zu erklären. Ob das 
Erklärte aber wirklich Staatswille ist, das ist eine staatsrecht- 
liche Frage, die sich der rechtlichen Beurteilung des Gegen- 
kontrahenten entzieht. Jedenfalls ist derselbe aber in der 
Annahme, dass der Inhalt der Ratifikation Staatswille sei, 
durchaus berechtigt. Daher scheint völkerrechtlich der Staat, 
für den ratifizirt wird, allerdings als unter allen Umständen 
gebunden.'^) 

Aber diese Gebundenheit ist in den Fällen, wo der 
Ratifizirende gar nicht legitimirt war, den Staatswillen zu 
erklären, eben nur eine scheinbare. In Wirklichkeit kann 
•eine Gebundenheit des Staates als solchen nur durch eine 
Willenserklärung des Staates als solchen entstehen. Ohne 
diese besteht in Wirklichkeit kein Vertrag und keine recht- 
liche Gebundenheit. Wenn der Gegenkontrahent sich auf 
den ratifizirten Vertrag beruft und Erfüllung fordert, so kann 
ihm das also nichts helfen, da ein Vertrag gar nicht zustande 
gekommen ist und also auch nicht erfüllt werden kann.") 

'•) So erklären sich die Theorien von der absoluten Gebundenheit des 
Staates durch jede Ratifikation. 

'0 Insofern gehen Martern und Geffcken also zu weit. Vgl. Härtens I 400: 
«Wenn die oberste Staatsgewalt einen Vertrag bestätigt, ohne die kompetenten 
Institutionen darüber zu befragen, so hat der andere Kontrahent das Recht, die 
Erfüllung zu fordern, da es nicht seine Sache sein kann, zu untersuchen, inwie- 
weit die den Vertrag ratifizirende Regierung gegen ihre Gesetze handelt». Wenn 
wir auch mit dem letzten Satze principiell einverstanden sind, so müssen wir 
doch die Erfüllungspflicht da leugnen, wo die Kompetenz, für den Staat zu han- 
deln, dem Ratifizirenden gefehlt hat. 
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Trotzdem ist aber also daran festzuhalten, dass die Legi- 
timationsbeschränkung unter allen Umständen lediglich eine 
staatsrechtliche ist, die an und für sich nur staatsrechtlich be- 
steht. Das Recht des Parlaments, sich an der Vertragschlies- 
sung zu beteiligen, besteht nur staatsrechtlich, nicht völker- 
rechtlich: völkerrechtlich gibt es überhaupt nur Staaten und 
keine Parlamente. Das Parlament kann staatsrechtlich durch 
Umgehung in seinen Rechten verletzt sein; aber das ist eine 
Sache, die das Völkerrecht nichts angeht. Seine Rechte sind 
dem Parlament nur staatsrechtlich garantirt, nicht völker- 
rechtlich, und Verfassungsbestimmungen haben daher völker- 
rechtlich an und für sich gerade so wenig Bedeutung, wi^ 
die Bestimmungen des Völkerrechts an und für sich inner- 
staatliche Bedeutung haben. Das nimmt Bber nicht weg» 
dass in solchen Fällen, wo der Wille des Staates als solchen 
thatsächlich noch gar nicht erklärt ist, rechtlich auch nichts 
zustande kommen kann, denn der völkerrechtliche Vertrag 
bedeutet eben nichts anderes als eine Vereinigung von Staats- 
willenserklärungen. — 

Insoweit nun aber der bisherige Grund für einen Einflusa 
der staatsrechtlichen Bestimmungen auf die völkerrechtliche 
Wirksamkeit nicht vorliegt — die Legitimation des abschlies- 
senden Staatsorgans durch die Verfassungsbestimmungen alsa 
nicht berührt wird, sondern diese Bestimmungen eine «Beteili- 
gung» der Volksvertretung nur bei der Vollziehung, Ausführung 
des Vertrags intendiren — ist auch kein Grund vorhanden, die- 
sen Bestimmungen Einfluss auf die völkerrechtliche Wirksam- 
keit des Vertrages einzuräumen. Denn grundsätzlich sind 
A^^aa^srechtssätze noch keine Fö7Aerrechtssätze, und solche Be- 
stimmungen an und für sich jedenfalls völkerrechtlich belang- 
los. Soweit die Verfassungsbestimmungen nicht die Legiti- 
mation beschränken wollen, wird jedenfalls die Perfektion 
der Verträge durch sie in keiner Weise berührt — auch staats- 
rechtlich nicht. Inwieweit die staatsrechtliche Wirksamkeit 
bei Mangel einer solchen «Beteiligung» in Frage gestellt ist, 
wird unten zu erörtern sein. Die wZAörrechtliche Wirksam- 
keit kann jedenfalls durch Verfassungsbestimmungen im allge- 
meinen nicht alterirt werden : alle Beschränkungen, welche 
nicht die Legitimation betreffen, haben lediglich interne Be- 
deutung. 
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Diejenigen Theorien, welche allen Verfassungsbestim- 
inungen ohne weiteres auch wZÄerrechtliche Bedeutung bei- 
messen wollen, sind jedenfalls als unrichtig zu bezeichnen, 
aus Gründen, die wir in der Lehre vom völkerrechtlichen 
Abschluss der Verträge bereits angefahrt haben, und die wir 
hier in den einen Satz zusammenfassen: dass eben Staats- 
rechtssätze noch keine Völkerrechtssätze sind''®). 

Einige Schriftsteller, die dies wohl eingesehen haben, 
sind nun aber auf einen anderen Weg verfallen, um die völker- 
i*echtliche Maassgeblichkeit von Verfassungsbestimmungen zu 
motiviren: sie führen dieselbe auf einen Satz des völkerrecht- 
lichen Gewohnheitsrechts resp. überhaupt einen Grundsatz 
des Völkerrechts zurück. 

So geht Gorius 768 davon aus, dass die Verfassungs- 
bestimmungen im allgemeinen intendiren, das abschliessende 
Staatsorgan auch völker^^echtlich zu beschränken.'®*) «Wäre 
nun auch diese Absicht, wenn von Einem Volke, Einem Staate 
ausgehend, gegenüber einem allgemeinen völkerrechtlichen 
Grundsatze bedeutungslos, so bleibt sie nicht unbedeutend, 
sobald alle oder fast alle Glieder des Staatensystems in der 
gleichen Absicht und im Ausdrucke zusammentreffen. Ist 
dies der Fall, so liegt nicht mehr ein bloss staatsrechtlicher, 
sondern ein völkerrechtlicher Grundsatz vor, der, da es auf 



^*) Vgl. hiezu Tezner 143: «In Wirklichkeit haben es die positiven kon- 
stitutionellen Verfassungen nur mit der Sicherung der Organrechte zu thun, hier 
einerseits mit der Sicherung der Repräsentationshefugnis des Staatsoberhauptes . . . 
andererseits mit der Sicherung des Gesetzgebungsrechtes des Parlamentes oder 
seines Einflusses auf den Inhalt bestimmter Vertragserklärungen des Staatsober- 
hauptes. Darum lassen sich die konstitutionellen Verfassungen damit genügen^ 
wenn Staatsoberhaupt und Parlament sich an diese Bestimmungen halten. Ist 
dies geschehen, dann darf eine solche Vertragserklärung in Gesetzeswillen umge- 
wandelt, sie darf vollzogen werden, ohne dass es weiter darauf ankäme, ob und 
welche völkerrechtlichen Wirkungen dieser Erklärung beikommen. Die konstitu- 
tionellen Verfassungen norrairen die völkerrechtliche Verbindlichkeit und Wirk- 
samkeit der Vertragserklärungen des Souveräns so wenig, dass sie diese Verbind- 
lichkeit und Wirksamkeit weder zu einer Voraussetzung für die Vollziehung der 
Vertragserklärung und für den Fortbestand des Vollzugsbefehls erklären, noch 
auch andererseits die Vollziehung einer verfassungsmässig giltig abgegebenen 
Vertragserklärung gehietem», 

^*a) Das ist schon schief ausgedrückt, denn eine Verfassung kann nicht 
etwas intendiren, wozu sie keine Kompetenz hat. 
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diesem Gebiet an einem Organ und Mittel der gemeinsamen 
Gesetzgebung fehlt, durch die Vorschriften der verschiedenen 
Staatsverfassungen, in der Form des äusseren Staatsrechts,, 
seinen Ausdruck gefunden hat.> 

Ganz abgesehen davon, dass das äussere Staatsrecht 
noch kein Völkerrecht, übereinstimmendes Recht noch kein 
gemeinsames Recht ist, und der behauptete Völkerrechtssatz 
also schon aus diesem Grunde keiner ist, so muss man dieser 
Ansicht gegenüber auch betonen, dass, wie wir gesehen haben, 
die Absicht der Gesetzgeber in unserer Frage keineswegs 
überall ein und dieselbe ist, und die Bildung eines Völker- 
rechtssatzes also auch aus diesem Grunde ausgeschlossen sein 
muss. 

Ähnlich wie Gorins behauptet Wegmann 91, die über- 
einstimmende Absicht aller Subjekte der Staatengemeinschaft 
habe zur Bildung einer völkerrechtlichen Gewohnheit geführt, 
kraft deren sich der Vertragswille nur bei Erfüllung jener 
verfassungsmässigen Bedingung zu verwirklichen vermag. 
«Es genügt nicht, wenn die meisten Publizisten sagen : «jeder 
Staat bestimmt in seiner Verfassung die Legitimation seines 
Vertreters», gerade auf den Nachweis des Völkerrechtssatzes y 
der den einzelnen Völkerrechtssubjekten dies gestattef^), 
kommt es an.» 

Dieser Völkerrechtssatz ist aber bisher nicht nachge- 
wiesen worden. Wenn die Staaten auch gewohnheitsmässig, 
also thatsächlich, die gegenseitigen Verfassungsvorschriften 
berücksichtigen, so möchten wir doch bezweifeln, dass dies 
zur Bildung eines Gewohnheitsrechtssatzes geführt hat. Die 
Bildung eines solchen Rechtssatzes, kraft dessen also die 
Staaten völkerrechtlich verpflichtet wären, im gegenseitigen 
Verkehr die Verfassungsbestimmungen zu beobachten, scheint 
uns schon wegen der Verschiedenartigkeit dieser Bestimmungen 
und wegen der Zweifel, welche die Interpretation derselben 
verursacht, ausgeschlossen zu sein. Jedenfalls aber müsste 
seine Existenz nachgewiesen sein, bevor man sich auf ihn 
berufen könnte. — 

Da also unseres Erachtens kein Völkerrechtssatz den 
Verfassungsbestimmungen völkerrechtliche Verbindlichkeit bei- 

'•) Das ist sehr grossmütig vom Völkerrecht. 
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legt, bleibt es dabei, dass Staatsrechtssätze keine Völkerrechts- 
sätze sind. Insofern daher ein Vertrag einmal rechtlich exi- 
stent geworden ist — die Existenzix^gQ ist, wie wir gesehen 
haben, für beide Rechtsgebiete in einem Sinne zu beant- 
worten — dann existirt er völkerrechtlich unabhängig von 
allen Verfassungsbestimmungen : seine völkerrechtliche Wirk- 
samkeit besteht unabhängig von semer staatsrechtlichen Wirk- 
samkeit. 

Der Einfluss der Bestimmungen des Staatsrechts auf die 
völkerrechtliche Lösung unserer Frage ist also nur ein be- 
schränkter: nur soweit ein Staatswille sich gar nicht geäussert 
hat, muss man eine Ungiltigkeit der Verträge infolge von 
Verfassungsbestimmungen annehmen. Im übrigen aber exi- 
stirt der Vertrag völkerrechtlich unabhängig, von Verfassungs- 
bestimmungen sowohl als auch davon, ob eine innerstaatliche 
Wirksamkeit vorhanden ist oder nicht. Von der Ratifikation 
an ist jeder Vertrag, der wirklich eine Vereinigung von «Staats- 
erklärungen» darstellt, völkerrechtlich wirksam, gleichgiltig, 
ob noch eine «Beteiligung» der Volksvertretung zu erfolgen 
hat oder nicht, und ob diese thatsächlich erfolgt oder nicht. 
Und selbst wenn eine «Genehmigung» nachträglich nicht erfolgt, 
so hat dies völkerrechtlich keine Bedeutung: völkerrechtlich 
besteht der Vertrag bis auf weiteres fort. Alle staatsrecht- 
lichen Mängel, die nicht die Entstehung des Vertrages, die 
Erklärung des staatlichen Vertragswillens betreffen, haben 
keinen Einfluss auf die völkerrechtliche Wirksamkeit. — 

4. Einfluss der staatsrechtlichen Bestimmungen auf die staatsrechtliche 
Wirksamkeit der Verträge. 

Für die staatsrechtliche Wirksamkeit des Vertrages sind 
natürlich aZZ(? Verfassungsvorschriften unbedingt massgebend, 
nicht nur diejenigen, welche den Abschluss des Vertrags be- 
treffen, sondern überhaupt aZZe Vorschriften, speciell also auch 
aH^ diejenigen, wonach eine «Beteiligung» der Volksvertretung 
in irgend welcher Weise verlangt wird. Es fragt sich daher, 
wie es sich denn mit der staatsrechtlichen Wirksamkeit eines 
Vertrages verhält, der ratifizirt ist, ohne dass die verfassungs- 
mässigen Erfordernisse für den Abschluss resp. die Wirksam- 
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keit erfüllt wären, speciell ohne dass die parlamentarische 
«Genehmigung» erteilt ist®®). 

In Beantwortung dieser Frage sind verschiedene Theo- 
rien®^) entstanden, die alle darin übereinstimmen, dass sie 
die Wirksamkeit des Vertrages von dem Erfordernis der «Zu- 
stimmung» in irgend einer Weise abhängig machen. Doch 
ist im voraus zu betonen, dass keine dieser Theorien konse- 
quent staatsrechtliche und völkerrechtliche Wirksamkeit aus- 
einander hält. Da somit der völkerrechtliche Standpunkt 
nirgends gewahrt bleibt, behandeln wir diese Theorien als 
staatsrechtliche. 

Wegmann 90, um mit dem neuesten Schriftsteller zu 
beginnen, stellt den Satz auf : «Nur die Wirksamkeit völker- 
rechtlicher Verträge kann vom Erfordernis irgend welcher ver- 
fassungsmässigen Zustimmung als von einer . . . condicio 
iuris suspensiva abhängig sein.» Aber er betont, «dass bei 
Nichterfüllung des verfassungsmässigen Erfordernisses es sich 
nicht nur um «staatsrechtliche Unvollziehbarkeit» des Über- 
einkommens handeln kann, sondern dass bei Nichtbeachtung 



®^) Von anderen staatsrechtlichen Erfordernissen wollen wir hier absehen. 
Erwähnt sei nur eine Bestimmung, die den meisten Staatsrechten gemein ist, dass 
nämlich eine Gegenzeichnung eines oder mehrerer verantwortlicher Minister zu 
den Regierungshandlungen des Staatsoberhauptes und also auch zum Vertrags- 
abschluss nötig ist. Völkerrechtlich ist die Kontrasignatur üblich, aber ein völker- 
rechtlicher Satz, der ihre Beobachtung anbeföhle, existirt nicht, und man kann 
ihr daher vom Standpunkt des Völkerrechts keine rechtliche Bedeutung beimessen. 
Auch staatsrechtlich dürfte von der Beobachtung dieser Vorschrift keinesfalls die 
Perfektion, höchstens die Wirksamkeit des Vertrages betroffen werden. Wegmann 
52 nimmt an, «dass überall da, wo nicht ausdrücklich Gegenzeichnung: vor der 
Ratifikationserteilung gefordert ist, kein nuUum, sondern ein invalidum negotium 
vorliegt, ein Kontrakt, der bis zum Moment der erhaltenen Kontrasignatur unwirk- 
sam bleibt. Auch das Erfordernis der Gegenzeichnung wird sich als condicio iuris 
suspensiva erweisen.» Unseres Erachtens kann jedenfalls nur die staatsrecht- 
liche, nicht aber die völkerrechtiiche Wirksamkeit von diesem Erfordernis ab- 
hängig sein, selbst dann nicht, wenn die Gegenzeichnung ausdrücklich vor der 
Ratifikationserteilung gefordert ist, weil eine solche Forderung nur innerstaat- 
liche Wirkung haben kann. Vgl. auch Lahand M. 122. 

") Wir können hier nicht aUe aufgestellten Theorien darstellen und kriti- 
siren, verweisen vielmehr auf die Zusammenstellungen bei Seligmann und Weg- 
mann. Die Gneist-Laband'sche und die Meier'sche Theorie haben wir bereits 
oben kurz angedeutet. 
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des völkerrechtlichen Satzes**) der Vertrag an einem völker- 
rechtlichen Mangel leiden muss.» Es ist dann «die materielle 
Seite, das heisst die inhaltliche Wirksamkeit eines Staaten- 
vertrages kraft jenes . . . Völkerrechtssatzes bis zur Erfüllung 
der in den Verfassungen genannten Erfordernisse gehemmt.> 
Die Frage, in welcher Weise die materielle Wirksamkeit der 
Verträge durch die parlamentarische Genehmigung in Ab- 
hängigkeit gesetzt ist, beantwortet Wegmann dahin, es sei 
im Erfordernis der Kammerzustimmung eine condicio der 
Vertragswirksamkeit zu erblicken, mit der Maassgabe, «dass 
die Bedingung nicht als willkürlich von den Parteien dem 
Rechtsgeschäft hinzugefügt, condicio facti, sondern als eine 
von der Rechtsordnung®'^) für die Wirksamkeit des Vertrages 
aufgestellte Voraussetzung, als condicio iuris, aufgeführt wird.» 
Diese condicio iuris soll suspensiva sein. 

Bei dieser Theorie ist Richtiges und Unrichtiges mit 
einander vermischt. Wir haben dem Wegmann'schen Vorder- 
satze, wonach die Perfektion durch Verfassungsbestimmungen 
niemals berührt wird, oben entgegentreten müssen. Da- 
gegen sind wir mit dem Nachsatze, dass jedenfalls die Wirk- 
samkeit des Vertrages affizirt werde, durchaus einverstanden. 
Der Vertrag kann staatsrechtlich nur wirksam werden, wenn 
alle Vorschriften der Verfassung erfüllt sind. 

Der Hauptfehler bei der Wegmann'schen Theorie ist 
jedoch, dass er Staatsrecht und Völkerrecht unzertrennbar 
durcheinander mengt, und das staatsrechtliche Resultat daher 
auch auf das Völkerrecht ausdehnen will. Den Einfluss der 
Verfassungsbestimmungen auf die staatsrechtliche «Giltigkeit» 
unterschätzt Wegm.ann — indem er stets nur die Wirksam- 
keit, nie die Perfektion von diesen Bestimmungen abhängig 
sein lässt. Den Einfluss auf die völkerrechtliche «Giltigkeit» 
-üöerschätzt er — indem er allen Verfassungsbestimmungen 
auch völkerrechtliche Bedeutung beilegt. Wenn er staats- 
rechtliche und völkerrechtliche Wirksamkeit auseinander ge- 
halten hätte, würde ihm dieser Fehler nicht begegnet sein. 

•*) Dass dieser t Völkerrechtssatz» nicht existirt, haben wir oben schon 
behauptet. 

**) Von welcher Rechtsordnung? Nach Wegmann doch wohl auch von 
der Völkerrechtsordnung ? Unseres Erachtens dagegen nur von einer oder mehreren 
innerstaatlichen Rechtsordnungen ! 
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Übrigens ist Wegmann in diesem Punkte äusserst inkonse- 
quent. Denn er schreibt z. B. : <Nun darf nicht ausser 
Acht gelassen werden, dass der einzelne Staat Bestimmun- 
gen bloss über die Legitimation seines Repräsentanten aufzu- 
stellen vermag, dass auf letztere allein sich die verfassungs- 
mässigen Beschränkungen beziehen können. Die in einem 
bestimmten Staate erforderte parlamentarische Zustimmung 
ist daher condicio iuris suspensiva nur für die Wirksamkeit 
der eigenen Vertragserklärung, nicht des ganzen Vertrages.» 
Was heisst das nun aber anderes, als dass der Zustimmung 
nur staatsrechtliche, keine völkerrechtliche Bedeutung zu- 
komme ? Wenn nicht die Wirksamkeit des ganzen Vertrages 
bedingt ist, so ist dieser Vertrag völkerrechtlich eben wirk- 
sam. Diese Konsequenz zieht Wegmann aber nicht. Er fol- 
gert nur, ein wirksames Übereinkommen liege erst dann vor, 
wann die zuletzt um ihre Meinung befragte Volksvertretung 
ihre Genehmigung erteilt habe, erst aus der Summe der par- 
lamentarischen Zustimmungen dürfe ein Schluss auf die «völ- 
kerrechtliche* Wirksamkeit des ganzen Vertrages gezogen wer- 
den. Nun ist es gewiss richtig, dass für jeden Staat die 
Zustimmung eine notwendige Voraussetzung für die staats- 
rechtliche Wirksamkeit ist und dass ein allseitig wirksamer, 
d. h. staatsrechtlich allseitig wirksamer Vertrag erst bei all- 
seitiger Zustimmung vorhanden ist. Die wZÄ^rrechtliche 
Wirksamkeit ist aber so wenig von aZZseitiger als von ein- 
seitiger Zustimmung unbedingt abhängig. — 

Ob man den Begriff der condicio iuris zur Bezeich- 
nung des staatsrechtlichen Abhängigkeitsverhältnisses anwen- 
den dürfe, darüber herrscht Streit. Wegmann ist nicht der 
erste, der diesen Begriff hier verwenden möchte. Dasselbe 
thut Seligmann 148 fg., der, wie Wegmann, die formelle 
Giltigkeit des Vertrages als stets unbedingte auffasst, und die 
event. Abhängigkeit nur auf die materielle Wirksamkeit des 
Rechtsgeschäftes bezieht. «Es gehört nicht zum Begriffe des 
Rechtsgeschäftes, dass es im Zeitpunkt seiner Existenz schon 
Wirkungen^ oder alle Wirkungen übe, deren es bei Hinzu- 
tritt anderer Umstände fähig ist. Deshalb ist mit der An- 
erkennung des äusseren Bestandes eines bloss ratifizirten 
und noch genehmigungsbedürftigen Staatsvertrages noch nichts 
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über seine Wirksamkeit ausgesagt. Diese Wirksamkeit nun 
ist bei einem der parlamentarischen Genehmigung unterlie- 
genden Vertrage bedingt durch die suspensive condicio iuris, 
dass die Parlamente, deren Genehmigung aussteht, dem Ver- 
tragsinhalte zustimmen. Lehnt eines von den beteiligten 
Parlamenten oder lehnen alle ab, so ist damit das Rechtsge- 
schäft des Vertrages in seinem äusseren Bestände keinesfalls 
vernichtet. Der Vertrag bleibt bestehen, und kann, vom Falle 
seiner Erlöschung infolge Zeitablaufes oder der berechtigten 
Geltendmachung der clausula rebus sie stantibus, sow^ie von 
dem Falle des mutuus dissensus abgesehen, jederzeit durch 
Genehmigung der Parlamente zu einem wirksamen gemacht 
werden.» 

Auch Jellinek Gesetz 341 lässt, wie Wegmann und 
Seligmann, nur die Wirksamkeit der Verträge von der Ge- 
nehmigung bedingt sein, und zwar sowohl die staatsrecht- 
liche als die völkerrechtliche Wirksamkeit. Aber während 
die vorgenannten Schriftsteller stets eine Suspensivbedingung 
annehmen, unterscheidet Jellinek. Eine condicio iuris sus- 
pensiva nimmt er in denjenigen Ländern an, wo der Ver- 
trag als solcher der Volksvertretung zur Genehmigung vorzu- 
legen ist. Wo dagegen nicht der Vertrag selbst, sondern 
nur das Ermächtigungs- resp. Ausführungsgesetz Gegenstand 
parlamentarischer Beschlussfassung wird, soll der Vertrag mit 
der Ratifikation zwar geschlossen, aber in denjenigen Be- 
stimmungen resolutiv bedingt sein, welche zu ihrer Ausführung 
ein Gesetz nötig machen. 

Von diesen Theorien unterscheidet sich die Ungey^'^ da- 
durch, dass er nicht zwischen Perfektion und Wirksamkeit 
unterscheidet, sondern überhaupt die «Giltigkeitv des Ver- 
trages von der parlamentarischen Zustimmung abhängig macht, 
die nach ihm ebenfalls eine condicio iuris ist®*). 

Gegen diese «bedingten Theorien» wendet sich neuerdings 
Tezner 168: «Ein Vergleich der verschiedenen Verfassungs- 
gesetzgebungen über die Erfordernisse der Giltigkeit von Er- 
klärungen der Organe der Staatsgewalt lehrt, dass diese Er- 
klärungen, um als staatliche Willenserklärung zu gelten, als 
qualifizirte^ mit den Giltigkeitserfordernissen bereits versehene 

**) Vgl. auch Ptestele 43, Leoni 500. 
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abgegeben werden müssen, dass die Erfüllung dieser Erfor- 
dernisse der Abgabe der Erklärung nicht nachfolgen darf ; 
die Verletzung der diese Erfordernisse bestimmenden Vor- 
schriften wird als Verletzung der Verfassung reprobirt. Die 
verfassungswidrig abgegebenen Erklärungen sind unbedingt 
nichtig^ d. h. sie sind keine Willenserklärungen des Staates, 
der Effekt ist derselbe, als wenn sie gar nicht abgegeben 
worden wären, sie wiegen so viel als die Willenserklärung 
eines Privatmannes über den Gegenstand, auf den sie sich 
beziehen ... es ist durchaus unzulässig, ein verfassungs- 
widrig erlassenes oder publizirtes Gesetz oder einen verfas- 
sungswidrig hinausgegebenen Regierungsakt nur als relativ, 
bedingt ungiltig^ also auch bedingt giltig, oder als unbedingt 
giltig und bedingt wirksam hinzustellen, und die Nachho- 
lung der versäumten Erfordernisse für die Giltigkeit dieser 
Staatsakte als Bedingung der Giltigkeit oder der Wirksamheit 
zu bezeichnen 

Es zeigt sich deshalb, dass die verschiedenen bedingten 
deutschen Theorien mit den positiven Verfassungsgesetzge- 
bungen im Widerspruch stehen. Einerseits wurzeln sie auf 
dem Boden der Auffassung, dass für die völkerrechtliche Legi- 
timation des Staatsoberhauptes zum Abschluss von Staats- 
verträgen die Verfassungsgesetze der einzelnen Staaten über 
die staatsrechtliche Giltigkeit des Abschlusses maassgebend 
seien, andererseits versuchen sie zu principiellen^ allgemein 
giltigen völkerrechtlichen Rechtssätzen über die Giltigkeit des 
Abschlusses von genehmigungsbedürftigen Staatsverträgen zu 
gelangen, was. doch bei der Verschiedenheit der Verfassungs- 
gesetzgebungen wieder nur unter Ignorirung derselben oder 
im Wege einer zwangsweisen Auslegung möglich ist.» 

Auch Tezner verfällt hier in den Fehler, eine Antwort 
geben zu w^oUen, wo verschiedene Möglichkeiten vorliegen. 
So wenig alle Verfassungen übereinstimmen und übereinstim- 
men wollen, so wenig darf man dasjenige Princip, welches 
man als das wrherrschende zu erkennen glaubt, als das 
aW^mherrschende darstellen. Tezner lässt unberücksichtigt, 
dass es doch Länder gibt, w^o ein Vertrag auch ohne «Betei- 
ligung» der Volksvertretung verfassungsmässig perfekt werden 
kann, und dass die «bedingten deutschen Theorien» sogar 
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speciell diese Fälle vorzugsweise im Auge haben, wenngleich 
sie ihrerseits wieder die anderen Möglichkeiten übersehen. 

Die Fälle, in denen der Gesetzgeber die Genehmigung auf 
den Abschluss beziehen will, haben wir oben berücksichtigt. 
Hier handelt es sich nur um die Frage der Wirksamkeit eines 
bereits perfekt gewordenen Vertrages. Diese kann aber in der 
That als von der Genehmigung bedingt erscheinen. Der Be- 
griff der Bedingung lässt sich für das öffentliche Recht gewiss 
so gut verwenden, wie der Begriff Vertrag oder Rechtsgeschäft ; 
es brauchen deshalb nicht alle Einzelheiten der privatrecht- 
liehen Lehre von der Bedingung analog verwendet zu werden. 
Falsch ist es aber, diese Bedingung allgemein als condicio 
iuris aufzufassen. Die Genehmigung ist nur staatsrechtliches 
Erfordernis, kein völkerrechtliches, und die Bedingung ist 
daher völkerrechtlich keinesfalls condicio iuris — da es keinen 
Völkerrechtssatz gibt, der die Genehmigung ausdrücklich zur 
Bedingung erhöbe. Staatsrechtlich dagegen kann man von 
einer condicio iuris sprechen. Ob diese Suspensiv- oder Reso- 
lutivbedingung ist, dürfte wohl von der konkreten Verfassung 
abhängen. Insofern scheint uns die Jellinek'sche Theorie 
den Vorzug zu verdienen, als sie beide Möglichkeiten gelten 
lässt. 

Die «bedingten Theorien» sind also mit Beschränkung 
auf bestimmte Staaten anzuerkennen. Wo dagegen der Gesetz- 
geber die Genehmigung als ein Erfordernis für das Zustande- 
kommen des Vertrages betrachtet, da ist der Vertrag vor der 
Genehmigung, resp. mangels Genehmigung nicht etwa bedingt 
wirksam, sondern unbedingt unwirksam. Es ist dann staats- 
rechtlich durch die Ratifikation nicht etwa ein Vertrag mit 
bedingter Wirksamkeit zu stände gekommen, sondern über- 
haupt kein Vertrag, nuUum negotiüm®^^. Für diese Fälle ist 
das, was .Tezner sagt, unbedingt richtig. Der Grand dieser 
absoluten Ungiltigkeit liegt aber lediglich in dem Mangel in 



'•) Diese Möglichkeit erkennt auch Laband M. 118 an: «Wenn eine 
Verfassung den Grundsatz aufstellt, dass der Souverän ohne Genehmigung des 
Landtags oder der Präsident ohne Zustimmung einer souveränen (gesetzgebenden) 
Versammlung zum Abschluss völkerrechtlicher Verträge nicht befugt ist, so sind 
Verträge, welche unter Verletzung einer solchen Vorschrift abgeschlossen sind, 
null und nichtig». 
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der staatlichen Willensbildung — wir haben von diesem 
Punkte bei der Lehre von der völkerrechtlichen Wirksam- 
keit gehandelt. Für diese Fälle gilt, was Tezner 173 sagt: 
<Wenn die parlamentarische Genehmigung eine condicio iuris 
ist, so ist sie keine condicio iuris sei es der Giltigkeit oder 
der Wirksamkeit eines etwa vor der Genehmigung bereits 
entstandenen und existirenden Staatswillens, sondern eine 
condicio iuris der Entstehung des Staats willens. Vor der 
Erfüllung dieser condicio besteht weder ein bedingt giltiger, 
noch ein bedingt wirksamer Staatswille, sondern nur eine 
Erklärung des Souveräns, welche Staatswille werden kann.» 
Es ist schade, dass Tezner den Satz in dieser Allgemeinheit 
aufstellt, als ob andere Möglichkeiten ausgeschlossen wären ; 
aber so viel ist sicher, dass seine Behauptung für viele 
Staaten durchaus zutreffend, durchaus «im Sinne des Gesetz- 
gebers» ist. 

Es ergibt sich also das Resultat, dass die Verfassungs- 
bestimmungen einen verschiedenen Sinn haben können und 
dass daher auch ihr Einfluss auf die staatsrechtliche Wirk- 
samkeit der Verträge ein verschiedener sein kann. 

Die verschiedenen Möglichkeiten lassen sich in folgende 
Fälle zusammenfassen: 

1. Ein Organ des Staates hat die alleinige Vertrag- 
schliessung. Der Vertrag wird durch die Ratifikation unbe- 
dingt wirksam. 

2. Ein Organ des Staates hat die alleinige Vertrag- 
schliessung. Ein anderes Organ ist bei der Ausführung des 
Vertrages beteiligt. Der Vertrag wird durch die Ratifikation 
perfekt®®). Seine Wirksamkeit ist durch die vorgeschriebene 
^Beteiligung» bedingt, und zwar je nachdem suspensiv oder 
resolutiv®^). 

3. Mehrere Organe des Staates sind an der Vertrag- 
schliessung beteiligt. Der Vertrag wird durch die Ratifikation 
seitens eines Organes gar nicht perfekt^®). 



'•) Und völkerrechtlich wirksam. 

®') Die völkerrechtliche Wirksamkeit ist dagegen unbedingt, da sie von 
der staatsrechtlichen Wirksamkeit verschieden und von derselben unabhängig ist. 
*•) Auch völkerrechtlich nicht. 
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Wir glauben, dass hierin alle vorkommenden Fälle er- 
schöpft sind. Unter den ersten Fall passen nicht nur die 
Vertragschlüsse für die absolute Monarchie, sondern auch die 
Vertragschlüsse derjenigen Republiken, in denen die Volks- 
vertretung allein die Verträge ahschliesst®*). Die Kontroverse 
bezieht sich lediglich auf den zweiten und dritten Fall, und 
der Fehler besteht meist darin, dass beide Fälle nicht aus- 
einandergehalten werden, oder dass man unter Nichtberück- 
sichtigung des anderen Falles den einen Fall als den einzig 
möglichen darstellt. Während Tezner an den dritten Fall 
denkt, haben die Vertreter der «bedingten Theorien» haupt- 
sächlich den zweiten Fall im Auge. Auf beiden Seiten aber 
sucht man das gefundene Resultat zu verallgemeinern*®). — 



••) Vgl. Wegmann 94: «Volle Wirksamkeit der Verlragserklärung» trifft 
zu «da wo, wie in der schweizerischen Eidgenossenschaft, das vertragschliessende 
Organ — hier die BundesYersaramlung — zugleich formell und materiell unbe- 
dingt legitimirt ist». 

*^) So möchte Wegmann z. B. den dritten Fall dem zweiten anzupassen 
versuchen. Er unterscheidet: 

1. Gehemmte Wirksamkeit der Vertragserklärung wegen Mangels ihrer 
yerfassungsmässigen Genehmigung. Hier ist für die Wirksamkeit der einzelnen 
Vertragserklärung condicio iuris die parlamentarische Genehmigung des Vertrags 
in seiner Totalität. Beispiele: Deutsches Reich, Preussen, Oestreich, Italien, 
Frankreich, Griechenland. 

2. Gehemmte Wirksamkeit der Vertragserklärung wegen mangelnder ver- 
fassungsmässiger Genehmigung der zur Ausführung des Vertrages dienenden 
Gesetze. Für die Wirksamkeit der einzelnen Vertragserklärung ist hier condicio 
iuris die verfassungsmässige Zuslimmung zu den genehmigungsbedürftigen Aus- 
führungsbestimmungen. Beispiele: England, Vereinigte Staaten. 

3. Gehemmte Wirksamkeit der Vertragserklärung wegen nicht eingeholter 
verfassungsmässiger Genehmigung vor Abgabe derselben. 

Auf diesen dritten Fall kommen wir sogleich zurück. Offenbar ist im 
ersten Fall der Vertrag weder perfekt noch irgendwie wirksam; von einer be- 
dingten Wirksamkeit ist dort keine Rede: es ist der Fall, den wir oben unter 3 
tiufgeführt haben. Der Vertrag als solcher bedarf hier der Genehmigung, um 
rechtlich existent zu werden; denn dem «Staatsoberhaupt» ist nicht nur die 
«materielle», sondern auch die «formelle» Legitimation entzogen. Zu seinem 
unter 3 genannten Fall bemerkt Wegmann 98: «Wenn sich auch Gründe da- 
für anführen Hessen, dass es die Absicht deijenigen Länder war, welche an den 
Souverän das Erfordernis der Einholung einer bestimmten verfassungsmässigen 
Zustimmung vor Erteilung seiner Vertragserklärung stellen (Portugal, Spanien 
Holland, Schweden, Reuss j. L.), dem Vertrage bei Ausserach tlassung dieser Vorschrift 
jegliche Möglichkeit späteren Wirksamwerdens zu nehmen, und auf diese Weise 
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Wir kommen also vom staatsrechtlichen Standpunkt zu 
dem Resultat, dass ein Vertrag weder unter allen Umständen 
durch die Ratifikation «formell giltig», noch «materiell be- 
dingt wirksam» wird, sondern dass er, wenn dies der Sinn 
der Verfassung ist, auch unbedingt unwirksam sein kann. 
Die Wahrheit liegt also auch in unserer Frage in der Mitte: 
jeder allgemeine Satz ist hier falsch — ausser dem Satze von 
der unbedingten Maassgeblichkeit der positiven Verfassungs- 
gesetze. — 

5. QesammtreBultat. 

Das Resultat unserer Untersuchung ist nun folgendes. 

Wir haben unterschieden einmal zwischen Abschluss 
und Wirksamkeit, andererseits zwischen völkerrechtlicher und 
staatsrechtlicher Wirksamkeit. 

In der Frage des Abschlusses besteht keine Divergenz 
zwischen Staatsrecht und Völkerrecht : der Vertrag soll Staats- 
wille sein, und das ist er entweder, oder er ist es nicht. 

Dagegen sind völkerrechtliche und staatsrechtliche Wirk- 
samkeit von einander vollkommen unabhängig : die eine kann 
vorhanden sein ohne die andere. Diese Unabhängigkeit ist aber 
durchaus erklärlich und ungefährlich, da die völkerrechtliche 
Wirksamkeit des Vertrages etwas ganz anderes ist als die 
staatsrechtliche Wirksamkeit, resp. da überhaupt der «Vertrag»^ 
völkerrechtlich etwas anderes ist als staatsrechtlich. Der 
«Vertrag» ist eben vom Standpunkte zweier Rechtsordnungen 
aus zu betrachten. Jede stellt selbständig ihre Sätze auf über 
Voraussetzungen und Wirksamkeit des Vertrages. Die Grund- 
sätze der einen Rechtsordnung können aber für die andere 
Rechtsordnung nicht unbedingt maassgebend sein. 

sich am entschiedenstea gegen Missbrauch des Vertragschliessungsrechtes zu 
wahren, glaubt diese Abhandlung dennoch eine solche Verfassungsauslegung, welche 
die zweifellos dem Staatsoberhaupt zukommende formelle Legitimation zum Yer- 
tragsabschluss illusorisch zu machen vermöchte, nicht acceptiren zu dürfen. Viel- 
mehr liegt jedesmal, ... wo eine solche Verfassungsbestimmung sich findet, 
eine lex imperfecta yor, io dem Sinne, dass der die Verfassung ignorirende Sou- 
verän sich wohl einer Rechtsverletzung schuldig macht, der Vertrag aber nicht 
allein von Anfang an formell existent ist, sondern auch materielle Wirksamkeit 
erlangt, sobald der ihm anhaftende Mangel nachträglich gehoben wird». Diese 
Behauptungen sind staatsrechtlich unhaltbar. 
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Da der völkerrechtliche Vertrag an sich gar keine inner- 
staatliche Wirkung hat, überhaupt kein innerstaatliches Rechts- 
verhältnis darstellt, sondern ausschliesslich dem Völkerrecht 
angehört, so ist wirklich nicht abzusehen, mit welchem Rechte 
alle verfassungsrechtlichen Vorschriften für ihn schlechthin 
maassgebend sein sollten. Ebenso wie das innerstaatliche Er- 
gebnis der Vertragsschliessung, der Befolgungsbefehl, keine völ- 
kerrechtliche Existenz hat und wie das Völkerrecht weit davon 
entfernt ist, Grundsätze mit Bezug auf denselben aufzustellen 
— ebenso soll auch das Staatsrecht seine Kompetenz nicht 
überschreiten und keine Vorschriften über den zwischenstaat- 
lichen Vertrag erlassen. Wenn man sich in der Litteratur 
daran gewöhnt, dass der < Vertrag» zweierlei ist, zweien 
Rechtsordnungen angehört^O» und wenn man sich infolge 
davon dazu entschliesst, nicht mehr von einem Sehwinkel 
aus die beiden Gebiete übersehen zu wollen, und den Vertrag 
einseitig zu beurteilen, vielmehr die beiderseitigen Sätze aus- 
einanderzuhalten : dann wird man auch das wahre Wesen des 
völkerrechtlichen Vertrages, seine selbständige, von staats- 
rechtlichen Vorschriften unabhängige völkerrechtliche Existenz, 
erkennen — und damit auch die selbständige rechtliche Exi- 
stenz des Völkerrechts überhaupt. — 

Der Grund, weshalb viele Schriftsteller den Vertrag in 
absolute Abhängigkeit vom Staatsrecht zu bringen suchen, ist 
der. dass sie «Konflikte» zwischen Staatsrecht und Völker- 



^^) Vgl. dazu Tezner : «Aller Widerspruch wird nur dann vermieden, wenn 
man daran festhält, dass es zwei verschiedene Rechtsordnungen sind, die sich zu ver- 
schiedenen Zwecken mit den Vertragserklärungen des Staatsoberhauptes befassen. 
Einmal die Rechtsordnung, die jeder Staat sich selbst gibt, zur Verteilung der ver- 
fassungsmässigen Kompetenzen und zur Sicherung ihrer Einhaltung, dann das Völker- 
recht, um die Voraussetzungen ihrer völkerrechtlichen Giltigkeit und Wirksamkeit zu 
bestimmen. Weil nun die treibenden Kräfte und die Ziele dieser beiden Rechts- 
ordnungen yerschieden sind, so ist es möglich, dass das Völkerrecht einer Er- 
klärung des Staatsoberhauptes Giltigkeit und Wirkung beimisst, wo ihr diese 
Anerkennung von dem Verfassungsrecht, dem das erklärende Staatsoberhaupt 
unterliegt, yersagt wird, und umgekehrt» (1. c. 144). «Die wechselseitige Unab- 
hängigkeit der Entstehungs- und Endigungsgründe der staatsrechtlichen und der 
völkerrechtlichen Wirkungen einer Vertragserklärung erklärt sich nur daraus, 
dass die Voraussetzungen des Entstehens und des Fortbestandes dieser Wirkungen 
durch zwei verschiedene, von eina/nder unabhängige Rechtsordnungen bestimmt 
werden» (1. c. 156). 

11 
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recht befürchten®*). Aber bei der verschiedenen Wirkung des 
Vertrages auf beiden Gebieten ist ein solcher «Konflikt» aus- 
geschlossen. Nur in der Frage der Entstehung der Verträge 
ist ein «Konflikt> denkbar, insofern eine Ratifikation statt- 
haben könnte, ohne dass ein wirklicher Vertrag zu stände 
käme. Ein wirklicher rechtlicher Konflikt ist dies aber nicht, 
da ein Vertrag dann weder staatsrechtlich noch völkerrecht- 
lich existent geworden ist. Auch wird an dieser Sachlage 
dadurch, dass man die Verfassungsbestimmungen auch völker- 
rechtlich für unbedingt maassgebend erklärt, gewiss nichts 
geändert, sondern dieselbe im Gegenteil verschlimmert. Denn 
der «Konflikt» ist im allgemeinen doch nur dann zu be- 
fürchten, wenn verfassungswidrig gehandelt wurde. Was ver- 
fassungsgemäss und was verfassungswidrig sei, ist aber eine 
staatsrechtliche Frage. Indem man das Verfassungsrecht 
auch völkerrechtlich für maassgebend erklärt, überträgt man 
eine Frage, die nur innerstaatliche Bedeutung hat und 
einen innerstaatlichen «Konflikt* darstellt, die Frage der Ver- 
fassungswidrigkeit, auch auf das völkerrechtliche Gebiet, wo 
sie doch nichts zu suchen hat. Dadurch ist aber nichts ge- 
wonnen, indem dadurch weder die Möglichkeit von Verfassungs- 
widrigkeiten abgeschnitten wird, noch das Völkerrecht im 
Stande ist, den innerstaatlichen Konflikt zu lösen. 

Im übrigen ist aber die ganze Frage mehr von theoretischem 
Interesse, indem in Verfassungsstaaten Verfassungswidrigkeiten 
der Art, dass ein Staatsorgan, dem das alleinige Vertragschlies- 
sungsrecht entzogen ist, auf eigene Faust Ratifikationen vor- 
nimmt, wohl kaum zu befürchten sind. Wenn es vorkommen 
sollte, so ist eben zunächst ein Vertrag noch nicht vorhan- 
den, aber das berechtigt nicht, die Verfassungsvorschriften für 
Völkerrecht auszugeben. Im übrigen haben die Verfassungen 
ja ein Mittel an der Hand, um solchen Verfassungswidrig- 
keiten ihrerseits im voraus entgegenzuarbeiten®'^) — denn 



•") Diese Furcht hat man besonders der Gneist-Laband'schen Theorie gegen- 
über geltend gemacht — mit Unrecht, indem auch die Meier'sche Theorie vor 
Konflikten nicht schützen kann. Auch die Wegmann'sche Theorie führt zu Kon- 
flikten, wenu seine condicio iuris nicht in Erfüllung geht. 

•') Zu begrüssen wäre es auch, wenn endlich einmal der falsche Sprach- 
gebrauch abgeschafft werden könnte, wonach man die Unterzeichnung des Ver- 
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nicht das Völkerrecht, sondern das Staatsrecht hat ein Inter- 
esse daran, dass dieselben vermieden werden — indem sie 
bestimmen, dass die zum Vertragsabschluss erforderliche Ge- 
nehmigung vor der Ratifikation erteilt werde, so dass es die 
^^aa^^rechtliche Pflicht des abschliessenden Organs ist, die 
Genehmigung vorher einzuholen. Im übrigen wird dies auch 
in Staaten, wo die Reihenfolge nicht ausdrücklich bestimmt 
ist, praktisch doch so gehandhabt — der beste Beweis dafür, 
wie wenig Neigung zu Verfassungswidrigkeiten im allgemeinen 
A^orhanden ist. 

Indem man künstlich die Ä^aa^^rechtliche Verpflichtung 
zur vorherigen Einholung der Genehmigung auch zu einer 
vöZÄ^rrechtlichen Verpflichtung konstruirt, ändert man an 
den ganzen Verhältnissen gar nichts, sondern begeht nur ein 
Unrecht am Völkerrecht, indem man eine res interna zu res 
externa macht. Wenn ein Staatsorgan verfassungswidrig 
handelt, also die vorherige Einholung der Genehmigung ver- 
absäumt, so ist sein Verschulden lediglich ein 5^aa^5recht- 
liches Verschulden, kein völkerrechtliches; denn wZfe^rrecht- 
lich gibt es keine «genehmigungsbedürftigen» Verträge und 
keine Verpflichtung, die Genehmigung vorher einzuholen. 
Vom völkerrechtlichen Standpunkte aus hat man mangels 
Genehmigung einfach mit der Thatsache zu rechnen, dass 
ein Vertrag nicht zu stände gekommen ist. 

Die Möglichkeit von Verfassungswidrigkeiten kann man 
durch Aufgeben des völkerrechtlichen Standpunktes nicht aus 
der Welt schaffen. Insofern dagegen die Staatsorgane ihren 
Pflichten gemäss handeln, liegt erst recht kein Grund vor, eine 
zwischenstaatliche Geltung der Verfassungsnormen anzustreben. 
So falsch und widersinnig es wäre, wenn man aus Furcht vor 
Konflikten einen Vertrag existent werden lassen wollte, ohne 
dass dieser Vertrag wirklich Staatswille wäre, so falsch ist 
€s auf der anderen Seite, wenn man aus demselben Grunde 
die Selbständigkeit des Völkerrechts opfern will. Man kann 
diese Selbständigkeit übertreiben — und das thun diejenigen, 
welche eine völkerrechtliche Perfektion annehmen ohne Rück- 



tragsentwurfs seitens der Unterhändler als «Abschluss» bezeichnet. Ldbcmd er- 
klärt diesen Sprachgebrauch aus politischen Gesichtspunkten, welche das rein 
juristische Moment in den Hintergrund treten lassen. 
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sieht auf die staatsrechtliche Perfektion, — man kann sie 
aber auch unterschätzen — und das thun diejenigen, welche 
sich schlechthin nach staatsrechtlichen Normen richten, ohne 
an die verschiedene Wirksamkeit des Vertrages für die beiden 
Rechtsgebiete zu denken. Namentlich dieser letzteren Tendenz 
gegenüber war es nötig, für die Unabhängigkeit des Völker- 
rechts einzutreten. 

Die Notwendigkeit einer solchen Unabhängkeit folgt 
schon aus anderen Gründen, die mit dem innersten Wesen 
des Völkerrechts im Zusammenhang stehen. Der völkerrecht- 
liche Standpunkt ist gewissermassen ein höherer, allgemei- 
nerer, von dem aus man viele Staaten sieht, dafür aber die 
Einzelheiten im Innern der Staaten nicht mehr zu überblicken 
vermag, während man umgekehrt vom staatsrechtlichen Stand- 
punkte aus nicht weit über den einzelnen Staat hinaushlickt^ 
dafür aber alles sieht, was innerhalb dieses Staates vorgeht. 
Daraus folgt aber von selbst eine gewisse Unabänderlichkeit 
der völkerrechtlichen Grundsätze. 

Man ist geneigt, unsere heutigen Verfassungen zum Teil 
als mustergiltig anzusehen. Jedenfalls kann man in ihnen 
den Geist der Zeit im allgemeinen erkennen und ihnen inso- 
fern vielleicht das Prädikat «zeitgemäss» erteilen. Aber wie 
wird es in 100 oder 200 Jahren in der Welt aussehen? Der 
Zeitgeist ist veränderlich, und es ist sehr mit der Möglichkeit 
zu rechnen, dass unsere jetzigen Verfassungen dann nicht 
mehr zeitgemäss sein werden. Wie die Staaten, so ist auch 
das Staatsrecht dem Wechsel der Zeiten unterworfen. Aber 
muss denn das Völkerrecht unbedingt alle diese Wandelungen 
bis in die kleinsten Kleinheiten mitmachen ? Nein ! Auch im 
Völkerrecht spiegelt sich zwar der Wechsel in den Rechts- 
anschauungen der verschiedenen Zeitalter wieder, aber seiner 
Idee nach soll das Völkerrecht von dem Wechsel der inner- 
staatlichen Institutionen möglichst unberührt bleiben. Es 
darf nicht jeder Mode folgen, sondern es soll ein Gewand 
tragen, das immer zeitgemäss ist. Diese Unveränderlich- 
keit aber, die nicht nur aus dem innersten Wesen des Völ- 
kerrechts folgt, sondern die auch alle Fortschritte im inter- 
nationalen Rechtsverkehr bedingt — sie kann nur gewahrt 
bleiben bei Unabhängigkeit des Völkerrechts vom innerstaat- 
lichen Rechte! — 
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§ 9. WUlensfreiheit. 

1. Es versteht sich von selbst, dass dasjenige, was in 
dem Vertrage als Wille der Staaten erklärt wird, auch wirk- 
licher Wille derselben sein muss, m. a. W. dass Wille und Er- 
klärung übereinstimmen müssen. Wenn hinter der Erklä- 
rung nicht der wirkliche Wille steht, also nur der Schein 
«ines Willens vorhanden ist, dann ist jeder Vertrag ohne 
Ausnahme ungiltig, die abgegebene Erklärung ohne jede recht-, 
liehe Wirkung. Eine wirkliche Willensübereinstimmung ist 
aber nur denkbar, wenn die Kontrahenten sich im Zustande 
der Willensfreiheit befinden. Dieser allgemeine Satz wird in 
der Litteratur überall anerkannt^). 

Ein wirklicher Vertragswille kann fehlen infolge von Irr- 
tum, Betrug, Furcht oder Zwang beim Abschluss des Vertrages. 
Das folgt aus allgemeinen Grundsätzen, aus dem allgemeinen 
VertragsbegrifF von selbst. Es fragt sich nur, welche Bedeutung 
diesen Momenten speciell mit Bezug auf die Giltigkeit völker- 
rechtlicher Verträge zukommt, ob ihr Einfluss auf die Ver- 
tragsgiltigkeit hier modifizirt erscheint oder nicht. 

2. Wenden wir uns zuerst der Lehre vom Zwmig zu 
und sehen wir, wie dieselbe in der völkerrechtlichen Litteratur 
abgehandelt wird. 

Bluntschli 236 schreibt darüber : «Es wird angenommen, 
die Willensfreiheit des Staates sei nicht aufgehoben, wenn 
gleich der Staat in seiner Not und Schwäche genötigt ist, 
den Vertrag einzugehen, wie ihn ein übermächtiger anderer 
Staat ihm vorschreibt. Im Privatrecht hindert eine ernste 
Drohung und die gewaltsame Nötigung die Giltigkeit des 
Vertrags. Im Völkerrecht aber wird angenommen, der Staat 
selbst sei alle Zeit frei and willensfähig, wenn nur seine 
Vertreter persönlich frei sind. Das Staatsrecht erkennt auch 
sonst die Notwendigkeit der Verhältnisse als entscheidend 

*) Vgl. z. B. Bulmerincgi M. 302, der «Willensfreiheit nicht bloss der zum 
Abschluss berechtigten Staatsorgane, sondern auch der in ihrem Auftrag handelnden 
Personen» verlangt. Jellinek 60 betont, es sei dies einer von den Sätzen, 
«welcher für alle Verträge des gesammten Rechtsgebietes gilt». Wir haben es also 
hier mit keiner blossen Analogie zu thun, wie Meier meint. 
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an; es ist seinem Wesen nach die als notwendig erkannte 
Ordnung der öffentlichen Verhältnisse. Daher hindern zwin- 
gende Einwirkungen, in denen sich jene Notwendigkeit offen- 
bart, die Giltigkeit des Staatswillens nicht, wenn er den- 
selben Rechnung trägt- .... Würde man die Verträge der 
Staaten aus dem Grunde als ungiltig anfechten können, das& 
der eine Staat aus Furcht vor dem andern und durch dessen 
Drohungen geschreckt ohne freien Vertragswillen den Vertrag 
abgeschlossen habe, so gäbe es kein Ende des Völkerstreita 
und wäre niemals ein gesicherter Friedensstand zu erwarten. )>^ 

Diese Sätze rechtfertigen vollkommen dasjenige, was wir 
in der Einleitung über die Unmoral der Völkerrechtstheoria 
gesagt haben, die die Ohnmacht des Völkerrechts zu verdecken 
bestrebt sei, indem sie dasselbe zur gehorsamen Dienerin der 
Politik — die nicht den internationalen Interessen, sondern 
den nationalen Sonderinteressen dient — erniedrige. Warum 
wird im Völkerrecht angenommen, der Staat «sei alle Zeit 
frei und willensfähig?» Doch nur, um durch dieses Sophisma 
politischen Gewaltthaten den Anschein von völkerrechtlich er- 
laubten Handlungen zu geben. Thatsächlich ist der Staat eben 
nicht alle Zeit frei und willensfähig, und die Völkerrechts- 
theorie lügt sich selbst etwas vor, wenn sie eine derartige Be- 
hauptung aufstellt. Wenn ein Staat einen anderen mit allen 
Machtmitteln zwingt, gegen seinen Willen einen Vertrag mit. 
ihm einzugehen und ihm anderenfalls den Untergang androht^ 
so kann man doch nicht behaupten, der betrefiende Staat habe 
sich im Zustande der Willensfreiheit befunden, wenn er da- 
raufhin sich auf einen Vertrag einlässt. Thatsächlich kommen 
solche erzwungene Verträge vor— es bedarf keiner Beispiele 
— und sie werden von den schwächeren Staaten, denen man 
sie aufgezwungen hat, regelmässig auch gehalten — aus Furcht,, 
nicht etwa aus Rechtsüberzeugung. Solche Zustände liefern 
einen Beweis von der ungeschmälerten Herrschaft der Macht 
des Stärkeren. 

An diesen Thatsachen kann niemand etwas ändern^ 
auch die Völkerrechtstheoretiker nicht. Als unmoralisch aber 
muss man es bezeichnen, wenn der Versuch gemacht wird,, 
derartige Handlungen der Politik durch einen Rechtssatz desr 
Völkerrechts zu stützen, indem man fingirt, der Bezw^ungena 
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sei willensfrei gewesen und der aufgezwungene Vertrag daher 
völkerrechtlich giltig. Man kann solche Handlungen leider 
nicht verhindern, aber man soll sie jedenfalls nicht rechtfer- 
tigen. Letzteres thut man aber mit der Fiktion von der Wil- 
lensfreiheit. 

Es wäre sehr traurig, wenn das Völkerrecht seinem 
Wesen nach im obigen Sinn «die als notwendig erkannte 
Ordnung der öffentlichen Verhältnisse» wäre. Dass auf der 
Welt viel Unrecht geschieht, mag aus vielen Gründen not- 
wendig sein, z. B. weil es in der menschlichen Natur liegt. 
Es ist aber jedenfalls nicht rechtlich notwendig, und es 
bedeutet eine Erniedrigung des Rechtsbegriffs, wenn man 
aus der Notwendigheit der Verhältnisse eine Rechtsnot wen- 
digkeit macht. Wir haben schon betont, dass die Notwendig- 
keit ein Begriff ist, den wir vom Standpunkte des positiven 
Rechts aus nicht gebrauchen können, indem alles positive 
Recht auf den Willen der Staaten zurückzuführen sei. Dieser 
Wille muss aber äusserlich ein freier Wille sein. Ein er- 
zwungener Vertrag ist daher rechtlich kein Vertrag, wenn er 
auch thaisächlich aus politischen Gründen gehalten wird. 

Selbst wenn es wahr wäre, dass es «kein Ende des Völ- 
kerstreits gäbe», wenn Verträge wegen mangelnden freien Ver- 
tragswillens angefochten werden könnten, und wenn es daher 
bequemer und politischer ist, den Satz aufzustellen, solche 
Verträge seien giltig, so sollte man wenigstens nicht be- 
haupten, diese «Giltigkeit» sei eine «rechtliche» Giltigkeit, 
weil es einen ^Rechtssatz» gebe, der diese «Giltigkeit» aus- 
spreche. Denn sonst erklärt man damit politische Gewaltthaten 
als rechtlich legitim. Die «Herrschaft des Völkerrechts», die 
man dadurch künstlich konstruirt, ist aber in Wirklichkeit 
eine «Herrschaft des Völkerunrechts». Indem man so ein 
künstliches Völkerrecht schafft, steht man der Herrschaft eines 
loirklichen Völkerrechts im Wege: auf diese Weise wird im 
internationalen Verkehr das Recht niemals über die Macht 
triumphiren können. Also ist es besser, sich die Wahrheit 
einzugestehen, dass die Herrschaft des Völkerrechts noch 
sehr klein ist, und dass noch viel Unrecht auf der Welt ge- 
schieht. Deshalb gibt es aber doch ein Völkerrecht, das be- 
weisen gerade die vielen Verträge zwischen den Staaten. 
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Rechtliche Giltigheit können aber nur diejenigen unter diesen 
Verträgen beanspruchen, die rechtlich giltig zu stände ge- 
kommen sind. Und dazu gehört zweifellos, dass sie «Staats- 
wille» sind, also von den Kontrahenten im Zustande der 
Willensfreiheit abgeschlossen wurden. 

Daher muss das Moment des Zwanges vom rechtlichen 
Standpunkte aus Berücksichtigung finden im Völkerrecht so 
gut wie im Privatrecht. Das ist ein allgemeiner Vertrags- 
grundsatz, der sich für kein Rechtsgebiet preisgeben lässt: 
so lange ein Vertrag im Rechtssinne Vertrag sein soll, darf 
dieser Grundsatz keine Modifikation erleiden. Es ist das keine 
blosse Analogie aus dem Privatrecht, sondern es folgt das 
mit solcher «rechtlicher Notwendigkeit» aus dem Rechts- 
begriflf und «aus der Natur des Willens*', dass es durch kei- 
nen positiven Yölkerrechtsssitz aufgehoben werden kann. 

Leider steht die Litteratur beinahe einstimmig auf dem 
Bluntschli'schen Standpunkte. Es sei uns erlaubt, noch einige 
Stimmen anzuführen, weil sich dabei die Gründe ergeben 
werden, aus denen die Theorie zu diesem Ergebnis gelangt ist. 

Oppenheim 184: «Hebt ein Zwang den Vertrag auf? 
Zwang ist im Völkerrecht, als Krieg, berechtigt ; wenn Zwang 
annullirte, wären alle Friedensschlüsse nichtig.» 

Berner 638 : «Der Umstand, dass die Staaten keine Ge- 
walt über sich anerkennen, und dass sie deshalb, was sie 
für Recht halten, durch eigene Gewalt einer gegen den andern 
durchsetzen dürfen^ gibt dem Zwange bei Staaten vertragen 
eine andere Bedeutung, als er bei privatrechtlichen Verträgen 
hat. Ein Zwang zum Vertrage, gegen den Staat selbst geübt, 
hebt nämlich die Verbindlichkeit des Vertrages nicht auf, wie 
denn ja sonst kein durch die Gewalt der Waffen herbeige- 
führter Friedensschluss verbindlich sein würde.» 

Meier 37 : «Wenn im Privatrecht der Wille der Kontra- 
henten durch Zwang nicht bestimmt werden darf, so ist der- 
selbe im Völkerrecht, wo der Krieg als Rechtsmittel gilt, 
völlig legitim.» 

Bulmerincq M. 302 : «Der von einem besiegten Staat mit 
dem Sieger abgeschlossene Vertrag kann weder unter dem 
Vorwande, dass er infolge kriegerischen Zwanges abgeschlossen 
werde, noch auf Grund dessen, dass er unvorteilhaft für den 
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Besiegten war, für ungiltig erklärt werden. Auch der durch 
eine Drohung eines stärkeren gegen einen schwächeren Staat 
zu stände gekommene Vertrag kann nicht für nichtig und 
ungiltig gehalten werden. > 

Martens I 404: «Bei Rechtsgeschäften zwischen Privat- 
personen hebt Zwang stets die verbindliche Kraft des Ver- 
trages auf, zwangsweise abgeschlossene internationale Ver- 
träge dagegen sind principiell verbindlich, wie z. B. alle Frie- 
densverträge. Dieser Satz beruht auf einer allgemeinen Prä- 
sumtion der Handlungsfreiheit der Staaten in ihrem Wechsel- 
verkehr.> Der besiegte Staat «ist in Wirklichkeit gewiss nicht 
vollkommen frei, formell genommen aber bleibt er es, da er 
die Wahl zwischen Fortsetzung des Krieges und Friedens- 
schluss behält. > (!?) 

Ausführlich sucht Jellinek 61 dieselbe Ansicht zu be- 
gründen : «Der auf die fremde Staatsgewalt ausgeübte Zwang 
macht den erzwungenen Vertrag nicht ungiltig, sonst könnte 
es keine Friedensschlüsse geben. Nur ein absoluter Zwang, 
der eine Aktion des Willens ausschlösse, würde den Vertrag 
ungiltig machen können. Ein solcher ist aber gegen einen 
Staat gar nicht anwendbar. Selbst die Wahl zwischen Unter- 
gang und Einwilligung in den Vertrag ist noch ein kompul- 
siver Zwang; selbst in dem Anerbieten einer solchen Alter- 
native liegt noch eine Anerkennung der freien Staatspersön- 
lichkeit des Gegners vor. Der theoretischen Beschränkung 
des den Vertrag nicht hindernden Zwanges auf einen recht- 
mässigen stehen aber grosse praktische Schwierigkeiten ent- 
gegen, da eine objektive Entscheidung über die Rechtmässig- 
keit völkerrechtlichen Zwanges nicht vorhanden ist, so lange 
die Staaten Richter in eigener Sache sind. Mit der Aufnahme 
des Merkmals der Rechtmässigkeit in den Begriff des völker- 
rechtlich erlaubten Zwanges stellt man es faktisch in das 
Belieben des besiegten Staates, ob er sich durch einen 
Friedensvertrag gebunden erachte oder nicht, oder vielmehr, 
man erklärt dadurch die Friedensverträge für unverbindlich, 
denn der Fall, dass der Staat von dem Recht des Gegners 
und seinem eigenen Unrecht, das den Krieg provozirt hat, 
überzeugt ist, zählt zu den allerseltensten in der Geschichte. > 
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Die angeführten Beispiele zeigen, dass allgemein die 
Rücksicht auf die Verbindlichkeit der Friedensverträge der 
Grund ist, aus dem man den Zwang im Völkerrecht ganz 
allgemein — nicht nur im Kriege, sondern auch ausserhalb 
desselben — als erlaubt darzustellen versucht. Demgegenüber 
ist an folgendes zu erinnern. 

Zunächst sind für eine juristische Betrsichtung der völker- 
rechtlichen Verträge die Friedensverträge — so gross ihre 
politische Bedeutung auch ist — keineswegs der «Schulfall», 
nach dem die völkerrechtliche Vertragstheorie zu rechtzu modeln 
ist. Der Normalfall, von dem jede RechtshetrsLchtung auszu- 
gehen hat, ist der des Friedenszustandes zwischen den Staaten, 
wie denn auch die Zahl der unter friedlichen Verhältnissen 
abgeschlossenen Verträge heutzutage bei weitem überwiegt.^) 

Für die völkerrechtlichen Verträge im allgemeinen lässt 
sich nur sagen, dass sie unter allen Umständen «Staatswille» 
sein müssen, und dass daher jeder Zwang, der derart ist, 
dass von einem «Staatswillen» nicht mehr die Rede sein 
kann, rechtliche Berücksichtigung finden muss. Der Jurist 
kann in diesem Punkte keine Ausnahme gelten lassen : auch 
die Friedensverträge müssen also, um Verträge im Rechts- 
sinne zu sein, den Erfordernissen jedes Vertrages entsprechen. 

Die Theorie glaubt nun offenbar, eine Berücksichtigung 
des Zwangsmomentes müsse die notwendige Folge haben, 
dass den Friedensverträgen die rechtliche Verbindlichkeit ab- 
zusprechen sei; um dieselben zu retten, beantwortet sie da- 
her eine Frage, deren Beantwortung eigentlich dem allgemei- 
nen Rechtsteile zuzuweisen ist und für alle Rechtsteile in- 
folge davon gleichlautend sein muss — gleichgiltig ob es sich 
um einen privatrechtlichen oder um einen völkerrechtlichen 
Vertrag handelt — für das Völkerrecht in abweichendem Sinne. 

•) HoUzendorf E. 1006 schreibt aber, dass gerade die für die Entwick- 
lung des positiven Völkerrechts wichtigsten (!) Vertragsschliessungen auf er- 
zwungener Nachgiebigkeit des einen Teils beruhen: «Es sind dies die Friedens- 
schlüsse. Gerechter Zwang im Kriege ist also eine giltige Ursache des Rechts- 
erwerbes durch Vertrag.» Für die rechtliche Betrachtung können wir den — 
übrigens immer seltener werdenden — Friedensverträgen diese Wichtigkeit nicht 
zuerkennen, und an die «Entwicklung des positiven Völkerrechts» knüpfen wir 
ganz andere Hoffnungen, als diejenigen, welche sich auf der Basis von Friedens- 
verträgen realisiren lassen. 
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Eine Erklärung hievon kann man in der üblichen fal- 
schen Fassung des Kriegsbegriffes finden. Wenn man davon 
ausgeht, dass der Krieg als solcher ein «Recht* ist, dann 
muss man natürlich nicht nur jede «Selbsthilfe», sondern 
überhaupt jeden «Zwang» als rechtlich zulässig erachten, und 
dann hat es mit der Verbindlichkeit der Friedensverträge 
keine Gefahr. 

Der Jurist muss sich aber jeder Zeit bewusst bleiben, 
dass er auf juristische Fragen auch nur eine aus juristi- 
schen Gesichtspunkten resultirende Antwort zu geben hat : 
die politischen Konsequenzen gehen ihn gar nichts an. 
Selbst wenn die politischen Konsequenzen noch so bedauer- 
liche sein sollten, hat er an dem juristischen Standpunkte — 
der ein für alle Mal gegeben ist und sich auch für das Völ- 
kerrecht nicht ändern lässt — festzuhalten. In der vorlie- 
genden Frage ist nun aber die Furcht vor den politischen 
Konsequenzen einer streng juristischen Beantwortung offen- 
bar zu gross gewesen. 

Für den Friedensvertrag gilt juristisch genau dasselbe, 
was für jeden Vertrag gilt — sonst ist er kein Vertrag im 
Rechtssinne. Wie andere Verträge rechtlich ungiltig sein 
können, so kann es auch der Friedensvertrag sein, und um- 
gekehrt. Auszugehen hat man bei der Beurteilung des Frie- 
densvertrages davon, dass der Krieg an sich Gewaltanwen- 
dung zwischen Staaten bedeutet, dass diese Gewaltanwendung 
unter Umständen den Charakter der «Selbsthilfe» haben hann^ 
und dass sie solchenfalls völkerrechtlich nicht unstatthaft 
ist, weil eben «Selbsthilfe» im Völkerrecht nicht verboten ist'). 

Daraus ergeben sich von selbst die Kriterien, die bei 
einer juristischen Beurteilung eines Krieges und des darauf 
folgenden Friedensvertrages in Betracht kommen. Wollte 
man den Krieg als solchen für ein «Recht» halten, dann wäre 
jeder Friedensvertrag giltig, aber völkerrechtlich auch jeder 
Zwang erlaubt, m. a. W. das Völkerrecht w^äre illusorisch, 
und der «Grundsatz», dass Macht vor Recht geht, auf die 
schönste Weise zum ß^cÄ^^grundsatz gestempelt. 

Der Jurist hat zu unterscheiden. Ein Krieg kann nackte 
Gewaltanwendung sein, nicht in Verfolgung von «Rechten>, 

•) Das Nähere unten im § 11. 
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sondern durch die Willkür eingegeben. Dann ist auch der 
darauf folgende Friedensvertrag völkerrechtlich ungiltig. 

Ein Krieg kann sich aber auch als «Selbsthilfe» charak- 
terisiren. Diese ist völkerrechtlich zwar kein Recht, aber auch 
nicht verboten. Der Vertrag, der dieser «Selbsthilfe» ein 
Ende macht, ist daher völkerrechtlich keineswegs unter allen 
Umständen ungiltig. Die objektive Entscheidung darüber, ob 
«Selbsthilfe» vorliegt oder nicht, ob der Krieg ein «gerechter» 
oder «ungerechter» Krieg ist, wird in concreto Schwierigkei- 
ten bereiten. Aber dies darf den Juristen nicht verleiten, 
einen seiner wichtigsten Grundsätze, den von der Willens- 
freiheit der Kontrahenten, im Völkerrecht mit Rücksicht bloss 
auf die Friedensverträge preiszugeben. Vielmehr wird er stets 
zu fragen haben, ob der Besiegte einem unrechtmässigen Zwang 
unterlegen ist oder nicht, eine Frage, die verallgemeinert und 
auf alle völkerrechtlichen Verträge ausgedehnt so lautet, ob 
der eine Kontrahent durch unrechtmässigen Zwang zum Ver- 
tragsabschluss bestimmt wurde oder nicht. 

Also hat man bei allen Verträgen, auch bei den Frie- 
densverträgen, das Moment des Zwanges zu berücksichtigen. 
Denn wie jeder Zwang kann auch der Krieg ein unrechtmässi- 
ger Zwang sein. Wann dies der Fall ist und wann nicht, das 
muss nach dem konkreten Fall beurteilt werden. Festzuhalten 
ist jedenfalls, dass, mag die Schwierigkeit der Unterscheidung 
auch noch so gross sein, dies unter keinen Umständen zu einem 
Verzicht auf die Unterscheidung und zu der Annahme be- 
rechtigt, dass man jeden Zwang zwischen Staaten als recht- 
lich irrelevant behandeln dürfe. 

Die Unterscheidung zwischen absolutem und relativem 
Zwang, die Jellinek zur Sprache bringt, lässt sich jedenfalls 
in analoger Weise für das öffentliche Recht und das Völker- 
recht nicht verwenden, da es sich hier ausschliesslich um die 
Willensbildung einer juristischen Person und um organische 
Stellvertretung*) handelt. Aber a priori ist es keineswegs aus- 
geschlossen, dass ein Zwang zwischen Staaten dieselbe recht- 
liche Beurteilung erfordert, wie die vis absoluta im Privatrecht. 
Man muss sich nur vergegenwärtigen, dass Zwang gegen das 

*) Vgl. im vorigen Paragraph Anmerkung 72 und Jellinek System 212 fg. 
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kontrahirende Staatsorgan so viel ist, wie Zwang gegen den 
Staat selbst^). 

Es ist daher unrichtig, wenn z. B. Geffcken 191 gegen 
Heffter schreibt: «Im Unterschied vom Privatrecht kann 
Zwang völkerrechtliche Verträge nur in Frage stellen, wenn 
derselbe gegen einen Unterhändler des Vertrages oder den 
ratiflzirenden Faktor, nicht aber wenn er gegen einen Kon- 
trahenten geübt ist, denn sonst wäre kein Vertrag, den der 
Sieger dem Besiegten diktirt, von Bestand.» Die Handlung 
des ratifizirenden Faktors erscheint als solche des Staates, 
und daher ist auch ein Zwang gegen den ratifizirenden Fak- 
tor so viel als ein Zwang gegen den Staat selbst. Man kann 
also in unserer Frage nicht zwischen dem ratifizirenden Fak- 
tor und dem Kontrahenten einen Unterschied machen. So 
lange der ratifizirende Faktor wirklich Organ seines Staates, 
Repräsentant desselben nach Aussen ist, so lange gilt auch 
der Zwang gegen ihn als Zwang gegen den Staat als solchen, 
und so lange muss also eventuell ein Vertrag, der unrecht- 
mässig aufgezwungen ist, als rechtlich ungiltig betrachtet 
werden. Wenn das abschliessende Organ dagegen gar keine 
Vertretungsbefugnis mehr hat, so versteht es sich von selbst, 
dass es seinen Staat nicht verpflichten kann. 

Letzteren Punkt hat man speciell zugespitzt zu der 
Frage, ob ein kriegsgefangener Souverän Verträge für seinen 
Staat abschliessen kann. Die Antwort wird davon abhängen, 
ob er noch Vertreter seines Staates oder ob er als depossedirt 
anzusehen ist. Im ersteren Fall kann er möglicherweise noch 
Verträge abschliessen, und diese brauchen wegen des Um- 
standes der Kriegsgefangenschaft keineswegs ungiltig zu sein, 
da der Gefangene sich trotzdem im Zustande der Willens- 
freiheit befinden kann^). Ob aber der Kriegsgefangene noch 

•) Jellinek 1. c. : «Der Staat ist seinen Organen keine fremde Persönlichkeit, 
sondern diese sind eben der Staat selbst.» 

*) Vgl. Oppenheim 184: «Die Kriegsgefangenschaft an sich ist keine vis; 
denn der gefangene Fürst ist weder genötigt, noch verpflichtet, seinen Staat aktiv 
zu vertreten, noch moralisch oder juristisch berechtigt, sich durch Betrug aus 
seiner Lage zu ziehen, die zwar staatsrechtlich abnorm erscheint, aber durchaus 
nicht den Gesetzen des Völkerrechts widerspricht. Ob aber der Monarch ausser 
Landes und in fremder Gewalt seinen Staat vertreten kann, das hängt von den 
verfassungsmässigen Beschränkungen seiner Regierungsgewalt ab, die der andere 
Kontrahent im eigenen Interesse wohl beachten mag». Vgl. Auch Bulmerincq ^02. 
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als Organ seines Staates gelten kann, ist lediglich eine That- 
frage. 

Jedenfalls ist, wenn «unrechtmässiger» Zwang gegen 
das ratifizirende Organ vorliegt, derselbe gegen den Staat als 
solchen gerichtet; es fehlt dann an dem wirklichen Vertrags- 
willen, und der «Vertrag» ist daher eventuell ungiltig. 

Das Bedenken Jellinek's, es stünden der theoretischen 
Beschränkung des den Vertrag nicht hindernden Zwanges auf 
einen rechtmässigen grosse praktische Schwierigkeiten ent- 
gegen, ist nicht stichhaltig. Denn selbst wenn diese Schwie- 
rigkeiten noch so gross sind, würde dies den Schlnss nicht 
rechtfertigen, dass die Theorie deshalb allen Zwang ohne 
Unterschied als rechtlich bedeutungslos behandeln dürfte. 
Vielmehr muss man, so lange positive Völkerrechtssätze in 
dieser Beziehung sich nicht gebildet haben, die Frage, ob 
ein angewandter Zwang «unrechtmässig» war, einfach nach 
den Umständen des konkreten Falls beurteilen. 

Wenn Jellinek 1. c. schreibt: «Da eine über den Staaten 
stehende, mit Zwangsmitteln versehene Rechtsordnung nicht 
vorhanden ist, also jeder Staat sein Recht selbst wahren 
muss, so ist der durch Selbsthilfe ausgeübte Zwang, wofern 
er durch eine Rechtsverletzung hervorgerufen wurde, nicht 
unrechtmässig; nur eine Autorität, welche mächtiger als jeder 
Einzelne ist, kann die Ausübung der Selbsthilfe verbieten. 
Es darf nicht vergessen werden, dass es einst eine Zeit gab, 
wo innerhalb der Volksgemeinschaft ein i2^cÄ^5zustand 
herrschte, in welchem die Verfolgung des eigenen Rechts 
zum grossen Teile der Selbsthilfe anheimgegeben war» — so 
ist das zwar nicht unrichtig, aber man kann doch «Zwang» 
und «Selbsthilfe» nicht in dieser Weise identifiziren, da nicht 
jeder Zwang ein Akt der «Selbsthilfe» zur Wahrung von 
Rechten ist. Wenn völkerrechtlich unter gewissen Voraus- 
setzungen Selbsthilfe erlaubt ist, da sie zur Wahrung von 
Rechten geboten sein kann, so hat das mit der Frage nach 
der Lehre vom Zwang beim Vertragsschluss gar nichts zu 
thun, da es sich hier nicht um «Zwang» in Verfolgung von 
Rechten, sondern um unrechtmässigen Zwang handelt. Und 
dass niemand da ist, um Selbsthülfe oder Zwang zu verbie- 
ten, macht diese noch nicht ohne Unterschied rechtlich er- 
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laubt : was nicht verboten ist, ist darum noch kein «Recht». 
Selbsthilfe ist völkerrechtlich nicht verboten, der «Zwang» 
kann daher «rechtmässig» sein, aber das hindert weder die 
Möglichkeit, noch die Thatsache des Vorkommens von 
unrechtmässigem Zwang, der rechtliche Berücksichtigung 
fordert. 

In welchen Fällen der Zwang so beschaffen ist, dass er 
diese Wirkung hat, lässt sich, wie gesagt, nicht allgemein 
bestimmen. Heffter^ einer der wenigen Schriftsteller, welche 
Zwang beim Vertragsschlusse berücksichtigen^), schreibt da- 
rüber : «Als wahres Hindernis der Willensfreiheit kann in- 
zwischen nicht jede Art von presshaften Zuständen gelten, 
welche die Wahl eines Entschlusses nur erschweren, viel- 
mehr ist ein Zwang erforderlich, wodurch selbst ein kräftiger, 
beharrlicher Mut erschüttert werden kann, welches allemal 
der Fall sein wird, wo Gefahr für die physische oder mora- 
lische Existenz eintritt, mithin die Pflicht der Selbsterhaltung 
ein Nachgeben anratet und nicht etwa das Bestehen der Ge- 
fahr durch höhere Pflichten geboten wird. Für einen Staat 
wird eine solche Gefahr vorhanden sein, wenn seine eigene 

Existenz als selbständiger Staat auf dem Spiele steht 

Keineswegs aber wird ein schon vorhandener rechtmässiger 
Zustand des Zwanges oder der Unfreiheit den zur Beseitigung 
desselben geschlossenen Vertrag vitiiren, z. B. eine rechtmäs- 
sige Kriegsgefangenschaft oder die bereits erfolgte Eroberung 
eines ganzen Staates, wovon der Vertrag eine Befreiung ge- 
währen soll». 

Von der «Art> des «Zwanges» hängt natürlich die Frage 
ab, welchen Einfluss derselbe auf die Giltigkeit des Ver- 
trages hat. An sich ist es denkbar, dass ein Zwang — wie 
die privatrechtliche vis absoluta — den Willen des Kontra- 
henten ganz aufhebt, so dass ein rechtsgiltiger Vertrag 
überhaupt nicht zu stände kommt und absolute Ungiltig- 



Vgl. 190: «Eine .... wesentliche Voraussetzung giltiger Verträge ist 
Freiheit des Willens der Kontrahenten, und somit Abwesenheit solcher Zustände, 
wodurch jene aufgehoben wird. Irrtum, Hinterlist und Zwang haben demnach 
denselben Einfluss auf den Rechtsbestand der Verträge, wie derselbe schon längst 
in aUen Privatrechlen festgestellt ist». 
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keit des Vertrages die Folge des Zwanges ist. Doch kann 
ein Zwang auch nur eine relative üngiltigkeit des erzwun- 
genen Vertrages, die Anfechtbarkeit, zur Folge haben. End- 
lich kann das Moment des Zwanges im concreten Fall 
rechtlich irrelevant sein. Positive völkerrechtliche Bestim- 
mungen darüber fehlen, \vie gesagt, bisher. Feststehend ist 
nur der allgemeine Vertragsgrundsatz, dass zu einem Ver- 
trage Willensfreiheit der Kontrahenten gehört. Dieser Satz 
kann aber für das Völkerrecht unmöglich als aufgehoben an- 
gesehen werden. Mit dieser Annahme wird sonst nichts 
erreicht, als dass man den Rechtscharakter des Völkerrechts 
gefährdet. 

Übereinstimmend mit der hier geäusserten Ansicht 
schreibt Neumann 68 : «Coacta voluntas etiam voluntas, lau- 
tet ein altes Sophisma. Ein erzwungener Wille ist eben kein 
Wille des gezwungenen Individuums, sondern des Zwingen- 
den. Allerdings ist nicht jeder Zwang an sich notwendig ein 
ungerechter. Denn der Zwang kann im Dienste des Rechtes 
zu dessen Verwirklichung geübt werden. So begründet der 
rechtmässige Zwang im Kriege infolge eines, wenn auch für 
den Gegner drückenden Friedensschlusses doch die Verbind- 
lichkeit, den Vertrag einzuhalten. Sonst würde es keinen 
Frieden geben, der Krieg kein Ende nehmen . . . Abgesehen 
von dem hier erörteten Falle rechtmässigen Zwanges ist an 
dem allgemeinen Grundsatze festzuhalten : Was die Willens- 
freiheit der Kontrahenten, ohne welche kein Vertrag zu stände 
kommen kann, stört-, aufhebt, macht den Vertrag ungiltig . . • 
Zwang, mag er ein physischer oder ein psychologischer sein, 
der in Androhung eines Übels besteht, das die Nachteile des 
Vertrags überwiegt, wenn der Zwang sich als wirklich dro- 
hende Gefahr für die persönliche Existenz des Kontrahenten 
oder die Selbständigkeit des Staates darstellt, wenn er auch 
kein ungerechter ist, d. h. nicht lediglich zur Erfüllung eines 
zweifellosen Rechtes angewandt wird . . . [annuUirt den 
Vertrag].» — 

3. Übereinstimmung herrscht in der Litteratur mit Be- 
zug auf die Frage der Einwirkung von Irrtum oder Betrug 
auf die Giltigkeit der Verträge — wenngleich man gestehen 
muss, dass es an einer eingehenden Behandlung dieser Frage 
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bisher fehlt. Es kommt einzig und allein darauf an, ob das 
Erklärte wirklicher Staatswille ist. Der Irrtum muss also, um 
Berücksichtigung zu finden, ein wesentlicher Irrtum sein®). 
Ob er unverschuldet sein muss, könnte für das öffentliche 
Recht fraglich erscheinen; doch wird dies meistens bejaht*). 
Während der wesentliche Irrtum den Vertrag nichtig macht, 
bewirkt der Betrug eventuell Anfechtbarkeit des Vertrages*®). 

*) Vgl. Bemer 638: «Irrtum und Betrug wirken bei Verträgen des Völker- 
rechts im ganzen ebenso, wie bei denen des Privatrechts. Wo Irrtum oder Betrug 
einen Vertrag herbeigeführt haben, war die Einwilligung nur eine scheinbare; es fehlt 
am mutuus consensus, d. h. an der Grundbedingung eines wahren Vertrags». Es 
ist das, wie gesagt, keine Analogie, sondern etwas allen Verträgen Gemeinsames, 
das aus allgemeinen Vertragsgrundsätzen von selbst folgt. Vgl. auch Neumann 69, 
Härtens 1. 403. HeffUr 214 verlangt zur Nichtigkeit einen thatsächlichen Irrtum, «wo- 
durch ein wirkliches Einverständnis imter den Kontrahenten unmöglich gemacht 
war, so dass entweder eine Verwechslung hinsichtlich der Natur des Geschäfts 
oder hinsichtlich der Person eines Kontrahenten oder hinsichtlich des Gegenstandes 
stattgefunden hat». 

•) Vgl. Jellmek 60, Geffcken H. 191: «Was den Irrtum betrifft, so muss 
er entschuldbar sein, eine Regierung kann sich also nicht darauf berufen, dass 
ihr Unterhändler seine Instruktionen falsch verstanden, sondern es muss ein 
Nichtwissen oder eine irrtümliche Auffassmig des Unterhändlers oder der Regie- 
rung von Verhältnissen vorliegen, welche ihnen nicht bekannt sein konnten». 

^^ Vgl. Heffter 214: «Eine einseitige Anfechtung ist zulässig. . . wegen 
eines von dem anderen Kontrahenten verübten, zur Abschliessung des Vertrages 
bestimmenden Betruges». 



12 
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§ 10. Form und Inhalt. 

1. Die Form* 

So wenig es besondere Völkerrechtssätze über das eine 
Element der völkerrechtlichen Willenserklärung, den Willen, 
gibt, vielmehr auch im Völkerrecht die Willensfreiheit der 
Kontrahenten wesentliches Erfordernis der Vertragsgiltigkeit 
ist, — so wenig gibt es einen besonderen Völkerrechtssatz 
über das andere Element, die Erklärung^). Dieselbe soll sich 
mit dem Willen der Kontrahenten decken. Im übrigen aber 
kann sie, soweit die Parteien keine besondere Vereinbarung 
über diesen Punkt getroffen haben, in jeder beliebigen Weise 
erfolgen. 

Regelmässig muss die Erklärung eine ausdrückliche 
sein, damit ein Vertrag zu stände komme. Inwieweit ein Ver- 
tragswille praesumirt werden darf^), inwieweit eine still- 
schweigende Vertragserklärung möglich ist^ davon ist oben im 
§ 3 die Rede gewesen : Völkerrechtssätze_ können nur durch 
Äusserungen des Willens seitens der Staaten zu stände 
kommen, die Willenserklärung ist daher stets eine ausdrück- 
liche. Das gilt allgemein von der Begründung völkerrecht- 
licher Vertragsrechte. Im übrigen ist aber die Form dieser 
Erklärung rechtlich irrelevant, es gibt darüber keine allge- 
meinen völkerrechtlichen Vorschriften^). 



*) Vgl. Ehrlich 289 : «Zum Thatbestande einer Willenserklärung gehört. . . der 
Wille und die Erklärung, d. h. der rechtsgeschäftliche Wille und Handlungen, 
die zu dem Zwecke vorgenommen werden, um als Ausdruck des rechtsgeschäft- 
lichen Willens zu dienen». 

') Ehrlich 1. c. betont, es sei klar, «dass wir zwar die Erklärung direkt 
mit unseren Sinnen perzipiren, nicht aber den Willen, dass wir auf diesen yiel- 
raehr nur aus der Erklärung und den Umständen schliessen, unter welchen sie 
erfolgt. . .». 

•) Wenn Gessner 19 sagt, die äussere Form der Staatsverträge entspreche 
durchaus der Form der Privatverträge, so ist das zwar nicht geradezu unrichtig, 
aber gleichgiltig. Vgl. auch Heßer 192: «Eine bestimmte äussere Form der. 
Willenserklärung ist bei völkerrechtlichen Verträgen nicht wesentlich zur Perfek- 
tion». Ferner Oeffcken H. 198 : «Die äussere Form der internationalen Verträge 
ist unwesentlich, wenn nur dadurch gegenseitig der Wille, sich zu binden, un- 
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Üblich ist die Schriftlichkeit der Erklärung. Die Rati- 
fikation findet regelmässig statt durch Unterzeichnung einer 
schriftlichen Urkunde*). Aber diese Schriftlichkeit ist kein 
Essentiale der völkerrechtlichen Vertragschliessung, der Ver- 
trag kann rechtliche Giltigkeit haben auch ohne dieselbe. Die 
Willenserklärung seitens des abschliessenden Staatsorgans, 
welche wir als Ratifikation bezeichnen, kann möglicherweise 
auch mündlich geschehen, da es keinen Völkerrechtssatz gibt, 
der Schriftlichkeit anbeföhle^). Aus der Üblichkeit schrift- 
licher Vertragsurkunden hat sich kein Gewohnheitsr^cÄ^^satz 
entwickelt, der Schriftlichkeit unter allen Umständen ver- 
langte, sondern es bleibt lediglich den Parteien überlassen, 
ob sie einen mündlichen Vertrag als genügend erachten oder 
Schriftlichkeit ausbedingen wollen*). Ja, es sind nicht ein- 
mal Worte zum Abschluss des Vertrages notwendig, wenn 
nur überhaupt eine ausdrückliche Willensäusserung vorliegt, 
die den Vertragswillen dokumentirt^). <Alles kommt nur 



zweifelhaft festgestellt wird.» Martens I. 410: Eigentlich kann hier überhaupt 
nicht davon die Rede sein, dass diese oder jene Eingehungsform obligatorisch sei, 
da ja im Bereich der internationalen Verhältnisse eine höchste Gewalt, welche 
die Beobachtung irgendwelcher Formen vorschreiben könnte, fehlt». Ebenso 
BluntsMi 242, Holtzendorff H. I. 100, Seligmann 21. 

*) Vgl. darüber BluntschU 242. 

*) Vgl. namentlich Neumann 70, Holtzendorff l. c, ferner Jellineh 56: 
«Aus dem Umstände, dass keine höhere Macht über den Staaten formelle Erfor- 
dernisse für die Verträge vorschreibt, ergibt sich, dass eine bestimmte Form für 
die Giltigkeit der Staaten vertrage durchaus nicht notwendig ist, dass also insbe- 
sondere eine schriftliche Fixirung des Vertrages keine unerlässliche Bedingung 
für den rechtlichen Bestand desselben ist.» Übereinstimmend z. B. Heffter 193 
BlunUchli 242, 240. 

*) Anderer Meinung z. B. Bulmerincq 301, der für die materielle Giltigkeit 
des Vertrags verlangt, dass der Wille der Kontrahenten schriftlich ausgedrückt 
sei. Geffcken H. 194 bemerkt dazu: «Es ist dies eine ziemlich wertlose Doktor- 
frage, denn wenn auch principiell nicht die Möglichkeit eines mündlich geschlossenen 
Staatsvertrages zu leugnen ist, so kommt ein solcher doch nicht vor». Über 
mündliche Verträge vgl. nam. Martern 1. 412, der bemerkt, die mündlich ge- 
äusserte Übernahme von Verpflichtungen sei vollkommen möglich und ganz so 
unverbrüchlich, wie eine schriftliche. «Es gibt gar keinen juristischen Grund, ihre 
Zulässigkeit und Geltungskraft im Gebiet der freien internationalen Beziehungen 
anzuzweifeln». 

') So können z. B. im Kriege Verträge durch Zeichen abgeschlossen wen- 
den. Vgl. JelUnek 56, BluntschU 242, Seligmann 21. 
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darauf an, dass der Wille konstatirt werde»®). Dies ist aber 
möglich bei jeder ausdrücklichen Erklärung, gleichviel ob 
diese durch Worte oder durch Zeichen, mimische und sym- 
bolische Handlungen, oder endlich nur durch das Verhalten 
stattfindet. — 

Erwähnt sei hier noch eine Unterscheidung, die Holtzen- 
dorff macht, und die bereits oben im § 3 angedeutet wurde. 
Holtzendorff gibt, übereinstimmend mit der hier vertretenen 
Ansicht, zu, dass das Völkerrecht keinerlei objektiv festge- 
stellte, notwendige Formvorschriften kenne, von denen die 
Giltigkeit der Staatsverträge abhängig zu machen sei, dass 
vielmehr für jeden einzelnen Fall von den Kontrahenten die- 
jenigen Formvorschriften erst zu vereinbaren seien, deren 
man sich aus Zweckmässigkeitsgründen zu bedienen gedenke. 
«In allen Rechtsgeschäften des internationalen Staatenverkehrs 
wird der Konsensus verfcragschliessender Parteien auch hin- 
sichtlich der Form immer den Ausschlag geben.» 

Dies will Holtzendorff aber nur für diejenigen Verträge 
gelten lassen, die blosse «Rechtsgeschäfte» seien, nicht für 
diejenigen, die auch «international wirkende Rechtsquellen» 
sind. «Dass mündliche Verträge im auswärtigen Verkehr 
verbindliche Kraft haben können, ist nirgends bestritten wor- 
den. Dagegen erscheint es durchaus angemessen, ihnen die 
Kraft einer Völkerrechtsquelle abzusprechen.» Diese Unter- 
scheidung ist falsch, wie wir im § 3 bereits ausgeführt haben. 
Schriftlichkeit ist in allen Fällen wünschenswert, was auch 
der Inhalt des Vertrags sei, aber sie ist niemals von wesent- 
licher Bedeutung für die Giltigkeit desselben. Es gibt, wie 
Neumann 70 richtig hervorhebt, «Klugheitsgründe, welche 
die schriftliche Abfassung von Staatsverträgen rätlich, ja in 
der Praxis zur Regel machen. Aber zum Wesen, zur condicio 
sine qua non der Giltigkeit der Staatsverträge gehört die 
Schriftlichkeit derselben nicht.» Diese Klugheitsgründe spre- 
chen aber in allen Fällen mit, nicht nur bei «Verträgen recht- 
lich normativen Inhalts», denn es ist gar nicht gesagt, dass 
diese eine längere Giltigkeitsdauer haben müssen als andere 
Verträge. Daher ist es unrichtig, einen Unterschied in den 

®) Seligmann 1. c: «Es kommt zu ihrer Perfektion lediglich auf die Willens- 
übereinstimmung der sich vertragenden Teile an». 
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rechtlichen Voraussetzungen einzelner Arten von Verträgen 
zu machen. 

Und so wenig juristisch auf die Form der Verträge an- 
kommt, so wenig kommt auf den Namen an. Mit Recht be- 
tont Martens 411, dass die unterschiedlichen Bezeichnungen 
der Verträge absolut keinen Einfluss weder auf den Charakter 
der Seitens der Staaten übernommenen Verpflichtungen, noch 
auf deren obligatorische Kraft ausüben. «Ob man sie . . . 
Traktate oder Konventionen . . . nennt, das ändert nichts an 
ihrer Verbindlichkeit für die paktirenden Staaten. Unhaltbar 
ist daher die von einigen Staatsmännern verlautbarte Ansicht, 
als sei eine Deklaration kein dem Vertrage ebenbürtiger Akt 
und besitze nicht die Verpflichtungskraft desselben.»®*) — 

2. Der Inhalt. 

Inhalt eines völkerrechtlichen Vertrags kann alles sein, 
was, wie Laband sagt, der Staat überhaupt wollen und thun 
kann, also was einerseits für den Staat von Interesse ist*), 
andererseits rechtlich zulässig erscheint. 

In ersterer Beziehung hat man häufig den Rahmen zu 
eng gesetzt. Dies ist z. B. der Fall, wenn Gareis 32 schreibt : 
<Der Inhalt der völkerrechtlichen Verträge besteht in einer 
Einschränkung, Ausdehnung oder sonstigen Modifikation von 
Hoheitsrechten der Staaten.»^®) 



®*) Vgl. aber Martens I. 394: «Auf die Verträge der uucivilisirten Staaten 
mit Staaten von europäischer Kultur kann die Bezeichnung Traktat oder Staats- 
vertrag wohl angewandt werden, nur dass sie nicht nach europäischem Völker- 
recht, sondern nach natürlichem Recht (I) zu beurteilen sind». Eine treffliehe 
Illustration zu der im Völkerverkehr herrschenden und zum Prinzip erhobenen 
Gleichheit 1 

•) Vgl. Zorn Staatsr. 420 : «Alles, was sich auf das staatliche Leben be- 
geht, kann zum Gegenstande eines zwischenstaatlichen Vertrages gemacht werden; 
ob es sich um Gegenstände der hohen Politik, des wirtschaftlichen Lebens, der 
Rechtspflege handelt, ist für die juristische Betrachtung völlig irrelevant». Femer 
Seligmann 18: «Der Inhalt derartiger Staatsverträge ist so mannigfaltig, wie der- 
jenige der staatlichen Machtgebote überhaupt; alle Normen, welche der Staat er- 
lassen kann, deren Anordnung kann er auch versprechen». Vgl. auch Martens 405. 

*°) Vgl. auch daselbst S. 179: «Das Wesen des völkerrechtlichen Vertrags 
besteht in der Verfügung über ein oder mehrere Hoheitsrechte; es sind stets 
Ausflüsse der Souveränität, Grundrechte oder vertragsmässig eingeräumte Hoheits* 
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Abgesehen davon, dass der staatsrechtliche Begriff 
<Hoheitsrechte» völkerrechtlich gar nicht zu gebrauchen ist, 
erscheint diese Einschränkung auch durchaus ungerechtfertigt. 
Es kommt auf den Inhalt des Vertrags, sofern nur ein recht- 
liches Staatsinteresse vorliegt, gar nichts an, indem die Unter- 
scheidung zwischen völkerrechtlichen und privatrechtlichen 
Verträgen lediglich durch die verschiedene Qualität der Subjekte 
begründet ist. Unrichtig ist es daher auch, wenn Tinsch 3 
meint, es sei nicht in allen Fällen, in welchen der Staat als 
Subjekt eines Vertrags erscheine, dieser ein völkerrechtlicher: 
«Damit sich aber ein Vertrag als völkerrechtlicher qualifizire, 
ist eine gewisse Qualität der Kontrahenten und des Inhaltes^^) 
erforderlich.» 

Demgegenüber ist zu betonen, dass Staatenverträge mit 
pWt^a^rechtlichem Inhalt doch immer Staatenverträge bleiben, 
also nach Völkerrecht resp. Staatsrecht zu beurteilen sind. 
Wesentlich ist nur, dass auf allen Seiten Staaten als solche 
beteiligt sind. Mit Recht sagt Störh 516 hierüber: «In 
Doktrin und Staatenpraxis waltet kein Zweifel darüber ob, 
dass derartige Abkommen, sofern sie zwischen Staaten ab- 
geschlossen werden, trotz ihres privatrechtlichen Inhaltes aus 
dem Rahmen privatrechtlicher Beurteilung heraustreten, und 
als öffentlichrechtliche Verträge allwege unter den Normen 

des Völkerrechts stehen Was einen Vertrag zum 

Staatsvertrag stempelt, ist eben nicht die Natur des Objekts, 
sondern lediglich die Beschaffenheit der daran beteiligten 
Subjekte»^^). 

Gegen diese Auffassung wendet sich neuerdings wieder 
Seligmann. Er definirt den Staatsvertrag als einen Vertrag, 
welcher zwischen mehreren Staaten «auf Grund ihrer öffent- 



rechte, über welche ein Staat, der einen völkerrechtlichen Vertrag abschliesst^ zu 
Gunsten eines andern Staats, der hiedurch einen Herrschaftszuwachs erhält, ver- 
zichtet, und durch dieses Objekt unterscheidet sich der völkerrechtliche Vertrag 
von jedem anderen Vertrage, welchen ein Staat mit einem anderen Staate abzu-> 
schliessen vermag». 

") Letztere Qualität lässt sich nach Tinsch 4 am besten negativ be- 
stimmen. Vgl. auch Blwüsclüi 249: «Verträge .... von öffentlich-rechtlichem 
Inhalt». 

^') ^^I- Gutachten der Berliner juristischen Fakultät zum Zappa'schen Erb- 
falle, vom 27. Dezember 1892, abgedruckt in Böhms Zeitschrift, Bd. lU, S. 275 fg. 
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lich-rechtlichen Rechts- und Handlungsfähigkeit» abgeschlos- 
sen wird^*). Wir halten diese Unterscheidung für unrichtig 
und namentlich praktisch undurchführbar. Es kommt einzig 
und allein darauf an, ob die Staaten afa solche an der Ver- 
tragschliessung beteiligt sind, um eine Beurteilung des Ver- 
trags nach Völkerrecht eintreten zu lassen. Der Inhalt des 
Vertrags ist dabei ganz gleichgiltig. — 

Eine andere Frage ist aber die, ob beim völkerrecht- 
lichen Vertrage eine zulässige causa vorhanden sein muss. 
Diese Frage wird in der Litteratur regelmässig bejaht"). Und 
in der That haben wir es hier mit einem allgemeinen Rechts- 
grundsatz zu thun^'^). Ein zulässiger Inhalt gilt im all- 
gemeinen als Voraussetzung, damit ein Vertrag als Vertrag 
im Rechtssinne gelten könne. Die Schwierigkeit liegt aber 
in der Bestimmung, was zulässig ist und wa^ nicht. Es 
fragt sich, inwieweit positive Völkerrechtssätze bestehen, die 
in dieser Beziehung Vorschriften machen. 

Als unzulässig pflegt man anzuführen das Unmögliche. 
Dass dieses schon nach allgemeinen Vertragsgrundsätzen, und 
also auch völkerrechtlich, nicht den Vertragsinhalt bilden 
kann, dürfte im allgemeinen zuzugeben sein. Aber mit Unter- 
scheidungen. 

Unzulässig ist gewiss das physisch Unmögliche — denn 
wie Jellinek bemerkt: wollen kann man nur das Mögliche 
und zwar das physisch Mögliche^®). Die Unzulässigkeit folgt 
also hier schon aus der «Natur des Willens». 

Auch das rechtlich Unmögliche kann im allgemeinen 
nicht Inhalt eines rechtsgiltigen Vertrages sein. Es würde 
sonst dem Völkerrecht der Boden unter den Füssen wegge- 



»») Vgl. auch daselbst S. 6. 

") Vgl. Heffter 185, Berner 639, BulmeHmgi M. 302, Jellinek 59, Neh/r- 
mann 61: «im gegenteiligen Falle kann oder darf das Versprochene nicht ge- 
leistet werden und kann die etwa schon gemachte Gegenleistung, weil gar kein 
Vertrag zustande kam, zurückverlangt werden». 

") Nicht mit einer Analogie aus dem Privatrecht, wie Meier meint. 

*•) Vgl. auch Berner 639 : »Physisch Unmögliches verbietet sich von selbst. 
Impossibilium nuUa obligatio est». Ferner Neumann 61. Heffter 214 lässt eineji Ver- 
trag als nichtig anfechten «wegen einer absoluten, oder doch beiden Teilen be- 
kannten relativen Unmöglichkeit der eingegangenen Verpflichtung zur Zeit ihrer 
Entstehung». 
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zogen: «Alles völkerrechtliche Unrecht könnte ja sonst da- 
durch zum Rechte erhoben werden, dass man es zum rechts- 
giltigen Inhalt eines Vertrages erhebt; der Vertrag mit dem 
einen Staate könnte durch einen Vertrag mit einem anderen 
ohne weiteres aufgehoben werden, und das ganze Vertrags- 
recht wäre somit illusorisch (Jellinek 59).» Was nun aber 
rechtlich unmöglich ist und was nicht, darüber fehlt es an 
positiven Völkerrechtssätzen, es lässt sich nur aus allgemeinen 
Grundsätzen ableiten"). Wenn z. B. der Inhalt mehrerer 
Verträge im Widerspruch zu einander steht, so kann das die 
Giltigkeit des jüngeren Vertrags aus dem Grunde berühren, 
weil er etwas «rechtlich Unmögliches» zum Gegenstand hat. 
Trotzdem ist er aber nicht absolut ungiltig, sondern nur an- 
fechtbar^®) — anfechtbar, weil der Staatswille hier im Wider- 
spruch mit sich selbst ist. 

Vom rechtlich Unmöglichen pflegt man das sittlich Un- 
mögliche zu unterscheiden. Nach Jellinek folgt die aus- 
schliessliche Zulässigkeit des sittlich Möglichen «aus dem 
ethischen Charakter des Rechts, welches seiner Natur nach 
nie das aus dem ethischen Gebiete gänzlich Ausgewiesene 
billigen darf.»^^) 

Nun muss man zunächst mit der Thatsache rechnen, 
dass Verträge unsittlichen Inhalts nicht nur vorkommen, 
sondern auch gehalten werden*®). Sind nun diese Verträge 



") Vgl. ^eumann 1. c: «Rechtlich unmöglich ist, was dem Rechte anderer 
Personen widerstrebt». 

") Vgl. BhtntschH 238: «Verträge, deren Inhalt älteren Verträgen mit 
anderen Staaten widerstreitet, sind insofern unwirksam, als der früher berechtigte 
Staat ihrer Ausführung entgegentritt. Solche Verträge sind nicht absolut, son- 
dern relativ ungiltig. Wenn der Staat, dessen ältere Vertragsrechte durch Aus- 
führung des neuen Vertrages verletzt werden, sich diese Änderung gefallen lässt, 
so sind dieselben vollwirksam. Aber im Widerstreit geht das bestehende (ältere) 
Vertragsrecht dem jüngeren vor». Vgl. auch Heftter 186, 207, Bulmerincq 303, 
OppenMm 185, Neumann 61, Martens 407: «Ein Recht, das bereits vertrags- 
mässig einem Staate übertragen worden, kann nicht nochmals einem andern trans- 
ferirt werden». 

^*) Dieses Recht, das Jellinek im Auge hat, ist offenbar kein positives 
Recht, sondern «Naturrecht». 

*°) Vgl. Oppenheim 186: «Ausserdem kennt zwar das Völkerrecht genug 
pacta turpia .... aber es weiss mchts von ihrer Nullität, obgleich einige Völker- 
rechtslehrer die Nichtigkeit unsitüicher Stipulationen behaupten». 
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rechtlich absolut ungiltig oder sind sie von den Kontrahenten 
anfechtbar ? 

Jellinek meint, dass aus der obigen Thatsache so wenig 
die Rechtsnatur solcher Verträge folge, als dieselbe für das 
Privatrecht daraus folge, dass faktisch unzählige von der 
Rechtsordnung nicht anerkannte, unsittliche Verträge ge- 
schlossen und gehalten werden^*). <Es hat vielmehr der Satz, 
dass unsittliche Verträge rechtlich nichtig sind, im Verein 
mit der Rechtsungiltigkeit der rechtlich unmöglichen Verträge 
als das zweite, wichtigste Princip des internationalen Vertrags- 
rechts, ja des ganzen Völkerrechts zu gelten.» 

Die Ansicht, dass unsittliche Verträge rechtsungiltig 
seien, darf als die in der Litteratur vorherrschende bezeich- 
net werden. So schreibt Berner: «Moralisch Unmögliches 
kann nie eine Forderung des Rechts sein ; denn das Recht 
ist selbst eine Species der Sittlichkeit. Sonach kann es weder 
eine Berechtigung geben. Unsittliches zu fordern, noch eine 
Rechtsverpflichtung, Unsittliches zu leisten. Pacta turpia, 
wie viele derselben auch in der Staatengeschichte gefunden 
werden mögen, sind also unverbindlich.»^^) 

Offenbar ist gerade in unserer Frage die Gefahr nahe- 
liegend, dass man sich vom Boden des positiven Rechts ent- 
fernt. «Das Recht kann und darf nicht unmoralisch sein». 



**) Dasselbe Argument Hesse sich doch auch gegen die Reehtsgiltigkeit der 
erzwungenen Verträge geltend machen: Daraus, dass thatsächlich viele Verträge, 
die auf unrechtmässige Weise erzwungen sind, geschlossen und gehalten werden, 
folgt keineswegs die Rechtsnatur solcher Verträge. Doch Jellinek ist in diesem 
Punkt anderer Ansicht, und wir bedürfen dieses Argumentes nicht, da sich uns 
die Ungiltigkeit solcher Verträge schon aus anderen Gründen ergibt. Vgl. übrigens 
auch Härtens 406 : «Wenngleich viele Verträge in Wirklichkeit diese Bedingungen 
verletzten, insbesondere, indem sie zu unmoralischen Handlungen verpflichteten, 
so beweist das nicht, dass sie auch vom Rechtsstandpunkt aus möglich und zu- 
lässig gewesen seien». 

**) Vgl. auch Heffter 185: «Nur das physisch und sittlich Mögliche kann 
Gegenstand eines Vertrages sein. Unmöglich ist z. B. jede Verbindlichkeit, die 
der sittlichen Weltordnung widerspricht». Gareis 180 fordert einen «dem Princip 
des Völkerrechts entsprechenden Inhalt», und erklärt wegen Mangels dieses Re- 
quisites alle diejenigen Verträge für ungiltig, «welche der anerkannten Interessen- 
gemeinschaft der Staaten oder den von der Civilisation anerkannten ethischen 
Grundsätzen direkt zuwiderlaufen». Vgl. auch BlunisMi 237, Berner 1. c, ^e«- 
mann 61, Martens 406. 
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lautet ein Postulat. Auf der anderen Seite aber heisst es: 
Alles was der Staat will, ist Recht. Wenn nun aber der 
Staat das Unsittliche will? Ist dasselbe dann auch Recht'? 

Auf keinem Gebiete dürfte es so schwer sein, hier die 
richtige Mitte zu finden, wie auf dem Gebiet des Völkerrechts. 
Denn hier zeigt sich deutlich, dass es keine absolute Sitt- 
lichkeit gibt, dass das eine Volk etwas für unsittlich ansieht, 
was nach den Begriffen des anderen keineswegs für unmo- 
ralisch gilt. Diese Verschiedenheit spielt beim innerstaat- 
liehen Recht keine so grosse Rolle, da innerhalb eines Staates 
die sittlichen Anschauungen wenigstens im grossen und ganzen 
übereinstimmend sind. Aber von dem Standpunkte aus, den 
das Völkerrecht einnimmt, lässt sich eine einheitliche allge- 
meine Antwort kaum erzielen. Dieselbe würde unter allen Um- 
ständen einseitig ausfallen, da überall die Tendenz herrscht, 
die eigene Sittlichkeit für die höhere auszugeben. 

Unter diesen Umständen, wo der Begriff des Sittlichen 
so wenig feststeht, lässt sich schwer mit demselben rechnen, 
wenn man nicht dasjenige thut, was der Jurist von unserem 
Standpunkte aus thun mtiss: nämlich an das positive Recht 
anknüpft. Selbst wenn man annimmt, dass es einen allge- 
meinen Rechtsgrundsatz gibt, der das Unsittliche vom Gebiete 
des Rechts ausschliesst, so ist damit für das Völkerrecht 
wenig gewonnen, da sich nicht allgemein feststellen lässt, 
was sittlich ist und was nicht, und da somit die praktische 
Durchführung dieses Grundsatzes Schwierigkeiten bereitet^^). 
Wir können daher den oben citirten Schriftstellern nicht 
beipflichten, wenn sie allgemeine Grundsätze aufstellen, die 
gewissermaassen wie eine Korrektur des positiven Rechts 
aussehen^*). Das obige Postulat ist eben ein Postulat, das 



»') Vgl. Bulmerincq 303, der ebenfalls darauf hinweist, dass ohne Fest- 
stellung dieses «Unrechts gegen ewige Grundsätze des Rechts und der Sittlichkeit» 
eine solche Forderung ziemlich unrealisirbar bleibe, überhaupt solche Forderungen 
in dieser Allgemeinheit keine Wirkung haben. 

2*) Berner 1. c. meint zwar, der Staat könne sich auf das mit der Sitt- 
lichkeit übereinstimmende, ewige Recht stützen und damit die ErfüUung des nur 
positiven, nur formellen, nur scheinbaren Rechts ablehnen (!). Wir meinen um- 
gekehrt, dass solange es an einer positiven Bestimmung des Sittlichen resp. Un- 
sittlichen fehlt, mit dem ewigen «Recht» nichts anzufangen ist. 
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sich aus der 'Rechtsidee ergibt, aber kein positiver Rechtssatz. 
Positives Recht ist dasjenige, das erklärter Staatswille ist. 

Der richtige Weg ist daher der, dass wir fragen, inwie- 
weit sich völkerrechtlich dieser Wille geäussert hat, inwieweit 
völkerrechtliche Bestimmungen vorhanden sind, welche sich 
über die unsittlichen Verträge aussprechen. Allgemeine Sätze 
hierüber gibt es nun so wenig, wie es ein allgemeines Völker- 
recht gibt. Wohl aber haben wir Verträge, in denen die 
Unsittlichkeit bestimmter Vertragskategorien ausgesprochen 
ist. Ein Vertrag, dessen Inhalt in eine dieser Kategorien fällt, 
ist daher rechtsungiltig, insofern er von einem der Kontra- 
henten — zu diesen rechnen wir auch die später zu dem Ver- 
trage Beigetretenen — eingegangen wird. Als Beispiel sei nur 
der Vertrag betr. die Sklaverei erwähnt. 

An derartige positive Bestimmungen anknüpfend, lassen 
sich nun bestimmte Grundsätze gewinnen, aus denen er- 
kannt werden kann, was völkerrechtlich in gewissem Um- 
fange als unsittlich gilt und was nicht. Dagegen ist es 
falsch, darüber a priori allgemeine Sätze aufzustellen. Der 
Begriff des «allgemeinen Rechtsbewusstseins» ist für die 
Auffindung positiver Rechtsgrundsätze ebenso unbrauchbar, 
wie der des «anerkannten Menschenrechts»*'^). Die Beispiele^ 
welche die völkerrechtliche Geltung jenes Postulates beweisen 
sollen, dürfen nur aus positiven Verträgen geschöpft werden. 
Sobald man anfängt-, selbst Beispiele zu konstruiren, predigt 
man «Naturrecht». 

In diesen Fehler sind nun mehrere Schriftsteller ver- 
fallen. So zählt Bluntschli als dem «anerkannten Menschen- 
recht zuwider und daher ungiltig» auf: Verträge, die 

a. die Sklaverei einführen, oder verbreiten und schützen ^ 

b. die Fremden als rechtlos erklären, 

c. die freie Schiffahrt auf offener See verhindern, 

d. Verfolgungen des Glaubens wegen anordnen; 
ferner als < Völkerrechts widrig»: Verträge, die 

e. die Universalherrschaft eines Einzelstaates über die 
Welt oder 

f. die gewaltsame Unterdrückung eines friedlichen und 
lebensfähigen Staates bezwecken. 

'^) Dieses ist Mora], Natorrecht oder was man sonst will, aber kein Recht. 
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Insoweit in dieser Aufzählung an positive Vereinbarungen 
angeknüpft ist, lässt sich gegen eine solche Exemplifizirung 
des «völkerrechtlich Unsittlichen» nichts einwenden. Aber 
oflFenbar sind hierbei auch aus subjektiver Erwägung hervor- 
gehende Resultate untergemengt, die juristisch wertlos sind. 
Vom positiven Rechtsstandpunkte aus muss man zugestehen, 
dass es an einer allgemeinen Bestimmung des «Unsittlichen» 
gerade so fehlt, wie an der Möglichkeit einer erschöpfenden 
Aufzählung der einzelnen Verträge unsittlichen Inhalts**»), und 
dass man daher nichts thun kann, als, unter Anerkennung 
des allgemeinen Postulates der Sittlichkeit des Inhalts der 
Verträge*^), einzelne Beispiele aus bestehenden Vertrags- 
bestimmungen zur schwachen Illustrirung des Begriffs des 
«völkerrechtlich Unsittlichen» zu geben. 

Sobald man diesen Standpunkt verlässt, findet man keine 
Grenze mehr, sondern verfällt unrettbar dem «Subjektivismus». 
Wenn z. B. Neumann schreibt: «Sittlich unmöglich, ist 
das absolut Unerlaubte» und zur Illustrirung anführt: «Das 
Versprechen, sich oder andere Nationen für immer von jedem 
Verkehr mit dem Auslande abschliessen zu wollen»*^) — so 
gründet sich die «absolute Unerlaubtheit», die «Unsittlichkeit» 
dieses Versprechens doch nur auf die subjektive Meinung 
einer Anzahl Völkerrechtstheoretiker, hat aber absolut keine 
positive Grundlage. — 

Wir erkennen demnach als Folge aus dem allge- 
meinen Grundsatz, dass ein Vertrag im Rechtssinne einen 
rechtlich zulässigen Inhalt haben muss, das Postulat der 



'•») Richtig bemerkt Härtens mit Bezug auf die Bluntschli'sche Aufzäh- 
lung, viele dieser Verträge seien heutzutage überhaupt ganz undenkbar und ausser- 
dem seien mit dieser Reihe schwerlich alle Fälle der rechtlichen Nullität der 
Verträge um ihres Inhaltes willen erschöpft. 

") Zu weit geht Zorn 1. c. A. 3 : «In den Systemen des Völkerrechtes werden 
in Übertragung der privatrechtlichen Schablone auf das öffentliche Recht bestimmte 
Voraussetzungen bezüglich des Inhaltes der Staats vertrage als juristische behauptet: 
der Vertragsinhalt darf nicht unmöglich, nicht unsittlich, nicht früheren Verträgen 
mit anderen Staaten widersprechend, der Abschluss darf nicht mit Zwang er- 
wirkt sein. Alle diese Erörterungen sind für das öffentliche Recht ganz unbrauch- 
bar. Alles, was fähig ist, Rechissatz zu sein, kann den Vertragsinhalt bilden». 
Da möchte man wirklich fragen, was denn eigentlich nicht fähig ist, Rechtssatz zu sein! 

") Vgl. dazu auch Heffter 186. 
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Sittlichkeit des Inhalts der Verträge an. Aber wir glauben, 
dass es unmöglich ist, allgemein objektiv zu bestimmen, wo 
dem allgemeinen Grundsatz zuwidergehandelt ist und wo 
nicht. — 

Weitere Beschränkungen mit Bezug auf den Vertrags- 
inhalt gibt es nicht, wie heute allgemein anerkannt wird*®). 
Alles, was man sonst noch anzuführen pflegte, beruhte auf 
falschem Analogisiren nach dem Privatrecht. Ein Beispiel 
bieten die privatrechtlichen Bestimmungen über laesio enormis. 
Dass diese nicht auf das Völkerrecht übertragen werden dür- 
fen, wird heute allgemein anerkannt. So schreibt Jellinek 60: 
«Nur eine jener unglücklich angebrachten Analogien aus dem 
Privatrecht war es, wenn man Anfechtbarkeit der Verträge 
wegen enormer Läsion behauptete, eine Analogie, die um so 
schiefer war, als die Bestimmungen über die laesio enormis 
zu verschiedenen Zeiten ganz verschieden waren, und keines- 
wegs aus der Natur des Vertrags hervorgehen. >") 

Richtig bemerkt auch Neumann 63: «Ob eine Gegen- 
leistung und welche stattfindet, ist rechtlich ebenso gleich- 
giltig als die Frage, ob Leistung und Gegenleistung sich 
gleich stehen. Den Grad des Nutzens aus einem Vertrage zu 
berechnen, ist Sache des Staates, nicht des Mitkontrahenten.» 

Einige Schriftsteller'^) führen noch an, «dass die Kon- 
trahenten über einen ihrer Verfügung unterworfenen Gegen- 
stand, über den sie nicht bereits anderweitig verfügt hatten, 
disponirten.» Das ist aber keine besondere Beschränkung, da 
ein gegenteiliger Vertragsinhalt sich als «rechtlich unmöglich» 
qualifiziren würde*^). — 



'*) Vgl. Heffter 187: «Im Übrigen kennt das internationale Recht keine 
Beschränkung der Vertragsfreiheit auf bestimmte Arten von Verträgen, wie etwa 
das Privatrecht». Jellinek 60: «Eine andere Beschränkung des Willens der Kon- 
trahenten als die angegebenen ist nicht vorhanden .... Aus der Natur des Willens 
lässt sich keine jener Beschränkungen der Vertragsfreiheit deduciren, welche in 
den jeweiligen Bestimmungen des Privatrechts zu finden sind». 

«•) Vgl. dazu Berner 639, Bluntschli 239, Heffler 187, Btamerincq 302, 
Neumann 63, Härtens 406. 

»") z. B. Bfdmerincq 302. 

'^) Heffter 188 schreibt: «Sogar Rechte der Unterthanen unterliegen der 
Disposition des Souveräns, wofern sie nicht durch die Verfassung und Sitte des 
besonderen Staates für unverletzbar erklärt sind». Dazu bemerkt Bulmerincq 303 : 
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Erwähnt seien endlich diejenigen Beschränkungen der 
Vertragsfreiheit, die man aus der Unveräusserlichkeit der sog. 
Grundrechte gefolgert hat"). 

In dieser Beziehung bemerkt Jellinek System 304, es 
könne keine wie immer geartete Einschränkung der freien 
staatlichen Thätigkeit zu Gunsten Dritter irgendwie als völker- 
rechtlich unverbindlich erscheinen. -«Jede noch so w^eit gehende 
Einschränkung oder gar Verzichtleistung auf die Ausübung 
staatlicher Funktionen kann kraft der anzuerkennenden, 
ungehinderten, nur durch die Rücksichtnahme auf die Rechte 
Dritter geminderten^ Dispositionsfähigkeit stattfinden. Daher 
ist die Behauptung von der aus der Unveräusserlichkeit der 
Grundrechte fliessenden Anfechtbarkeit oder gar Nichtigkeit 
freiwilliger Festsetzungen, welche auf die Beschränkungen 
dieser Rechte zielen, nicht nur unrichtig, sondern einfach 
^ine Negation des Völkerrechts, da jede Konzession eines 
Staates an den andern notwendig ein Stück aus dem Bestände 
der in den Grundrechten enthaltenen Freiheitsbethätigung 
nimmt.» — 



"«Selbst im Falle der Eroberung muss nach bestehendem Recht das Privateigen- 
tum unangetastet bleiben, und überhaupt kann ein Staat international nur übei* 
"das Staatsvermögen und seine Rechte verfügen». 

•*) So Gar eis 81, Bulmerincq^ M. 202, Härtens 406, der als allgemeine 
Regel den Satz hinstellt, dass jeder die Grundrechte eines Staates beschränkende 
oder vernichtende Vertrag für ihn moralisch insoweit unverbindlich ist, als er 
jederzeit Versuche zur Wiederaufhebung desselben machen darf. 
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§ 11. RecbtBYerbindliclikeit und Brzwingbarkeit 

1. Die Bechtsverbiudliclikeit. 

1. Die Frage nach der Rechtsverbindlichkeit der Verträge 
hat eigentlich nicht die positive Rechtswissenschaft, sondern 
die Rechtsphilosophie zu beantworten. Es ist vollkommen 
richtig, was Schütze 13 hierüber sagt : «Für die positive 
Rechtswissenschaft steht es fest, dass dem Vertrag bindende 
Kraft beiwohnt, wofern bestimmte gesetzliche Voraussetzun- 
gen vorliegen; sie begnügt sich daher mit historisch-dogma- 
tischer Darlegung und Erörterung der Erfordernisse und Be- 
schränkungen, des Anwendungsgebietes, der Arten, der Wir- 
kungen des rechtsverbindlichen (sei es privat-, sei es öffent- 
lichrechtlichen) Vertrages. Der Rechtsphilosoph dagegen, 
wenn seine Deduktion überhaupt den Vertragsbegriff ergibt, 
kann der Frage nicht ausweichen : Ist der Vertrag als solcher 
bindend, und eventuell warum und wodurch ? Liegt das 
bindende Moment im Wesen der persönlichen Freiheit, die sich 
selbst gebunden hat, oder der Treue (des ökonomischen Ver- 
trauens und gesicherten Verkehrs), oder in einem Postulat 
der Wohlfahrt (eudaimonistisches Princip), oder in einer 
Rechtsverletzung, welche aus der Nichthaltung erzeugt würde, 
oder im Hinzutreten einer dritten, den Abschluss im Interesse 
des allgemeinen Vertrauens gewissermassen besiegelnden Au- 
torität? ..... Befasst sich eine positivrechtliche Darstellung 
mit einer dieser . . . Fragen, dann hat sie ihre Grenze über- 
schritten; sie steht bereits im Felde der Rechtsphilosophie. 
Denn sie schöpft ihre Beweisgründe und Ergebnisse, kurz 
ihren Stoff nicht mehr aus den Quellen des geltenden Rechts, 
sondern aus eigener Spekulation»^). 

Wenngleich wir uns also bewusst sind, dass unsere 
Frage eigentlich keine positivrechtliche und ihre Beantwor- 
tung für uns daher keine notwendige ist, wollen wir doch 
in Kürze auf dieselbe eintreten, vor allem um einigen Grün- 
den, die gegen die Verbindlichkeit der Verträge vorgebracht 
worden sind, entgegentreten zu können. 

*) Vgl. hiezu auch Berghohm Jur. 49. 
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2. Die Verbindlichkeit der Verträge — wir fassen das 
Wort selbstverständlich im Sinne von Rechtsverbindlichkeit 
— wird geleugnet von Fricker und neuerdings von Hagens. 

Die Fricker'sche Leugnung beruht auf dem schon er- 
wähnten circulus vitiosus, in welchem er sich bei seinen 
Argumentationen herumdreht. Er schreibt 384: «In der 
That ist auch gar nicht abzusehen, woher den eigentlichen 
Staatsverträgen die bindende Kraft kommen soll ; denn wenn 
der objektive Rechtssatz : pacta sunt servanda, die einzelnen 
Staaten nicht über die Dauer ihres subjektiven Willens hinaus 
bindet, wenn er also als objektiver Völkerrechtssatz über den 
einzelnen Staaten gar nicht besteht, wenn ebenso der eine 
Staat keine Autorität über den andern haben kann, wenn der 
Vertrag für jeden Staat nur gelten kann vermöge seines eige- 
nen Willens, woher käme denn seine bindende Kraft? Der 
Staat wird nicht gebunden, sondern er bindet sich selbst; 
dies ist aber keine rechtliche Bindung»*). 

Fricker vermisst eben überall die — thatsächlich nicht 
existirende — Autorität über den Staaten, und da er diese 
nicht findet, glaubt er nicht an eine rechtliche Gebundenheit. 
Er kann sich nicht an den Gedanken gewöhnen, dass die 
Staaten sich selbst Autorität sein können**). Dass es auch 
für das innerstaatliche Recht keine Autorität über dem Staats- 
willen gibt, daran denkt er nicht : dort bindet sich der Staat 
an seinen Willen und das von ihm geschaffene Recht besitzt 
daher Rechtsverbindlichkeit. Im Völkerrecht bindet sich aber 
nicht nur ein Staat ; hier binden sich durch Willensüberein- 
kunft gleich mehrere Staaten. Weshalb soll nun dieses 
Völkerrecht weniger verbindlich sein als das andere Recht? 
Weil mehrere Autoritäten gemeinschaftlich es geschaffen ha- 
ben ? Der Staat ist äusserlich nirgends über die Dauer seines 
subjektiven Willens gebunden ausser im Völkerrecht, weil er 
hier auch den andern Staaten gegenüber gebunden ist. Seine 
Gebundenheit ist alsohier eher grösser, als beim innerstaatlichen 
Recht, das der Staat jederzeit von sich aus abändern kann. 

') Vgl. auch daselbst S. 386: «Rechtlich kann der Staat so gut als jede 
andere Person sich untreu werden ; ist der Staat .... nur durch seinen eigenen 
Willen gebunden, so hat ein anderer auf die Konsequenz seines Handelns kein Recht». 

*a) JelUnek System 185 weist auf die Flachheit der Ansichten hin, welche 
die Rechtspflicht nur als Diktat einer höheren Macht hegreifen können. 
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Eine Gefahr in der Freiheit des Staatswillens zu erblicken, 
bedeutet ein Misstrauen gegenüber dem rechtschaffenden Fak- 
tor, das vom Standpunkt des positiven Rechts aus unberech- 
tigt erscheint. Es ist nun einmal keine andere Autorität auf 
der Welt da, um Recht zu schaffen, als der Staat, und dieser 
Staat schafft auch thatsächlich Recht. Dass er an dieses von 
ihm selbst geschaffene Recht nur so lange gebunden sein 
kann, als er will, liegt in seinem Wesen als rechtschaffender 
Faktor begründet. Die Schranken, die sich seiner Willens- 
änderung entgegensetzen, sind stets nur innerer Natur — 
ausser beim Völkerrecht, wo sich der Staat auch äusserlich 
anderen Staaten gegenüber gebunden hat. Vom Standpunkt 
des positiven Rechts kann der Staat seinen Willen stets än- 
dern: das, was er will, ist Recht, und das, was er nicht 
will, ist nicht Recht. Nur auf dem Gebiet des Völkerrechts 
geht die Gebundenheit des einzelnen Staates über dieses — 
äicsserlich — freie Belieben hinaus. Denn hier haben, andere 
ihm coordinirte Autoritäten ein Recht darauf, dass er seinen 
Willen nicht ändere, wofern nicht besondere Verhältnisse ein- 
treten, die dies rechtfertigen. 

Und daraus folgt, dass äusserlich die Garantie des 
völkerrechtlichen Vertrages eher eine stärkere ist als die des 
innerstaatlichen Rechts, indem der an sich freie Staats wille 
im Völkerrecht doppelt gebunden erscheint. Daher darf man 
sich mit der Thätsache begnügen, dass der Staat etwas will, 
und dass er diesen Willen erklärt. 

Gegen die «vis obligandi der sog. völkerrechtlichen Nor- 
men» wendet Äagr^n^ 37 ein : «Einverständnis ist freie Willens- 
that, bezw. Selbstbeschränkung. Die freie Willensthat als 
solche ist unter Umständen Sache der Moral, niemals aber 
des Rechts. Es ist vielmehr geradezu eine contradictio in 
adiecto, von einer vis obligandi, einer rechtlichen Gebunden- 
heit durch Selbstbeschränkung, zu sprechen>'). 

■) Vgl. auch daselbst 52: «Die Einhaltung der üblichen Verkehrsregeln 

untersteht dem freien Belieben der yerkehrpflegenden Herrseher, welches lediglich 

durch das ihcUaächUche Interesse an der Aufrechterhaltung der bona fides com- 

mercii Voraussetzung und Schranke erhält. Gerade darin liegt der Unterschied 

zwischen rechtlicher und thatsächlicher Pflicht, bezw. Gebundenheit, dass erstere 

in rechtlichem Zwange, letztere in freiwilliger Selbstbeschränkung ihre Gewähr 

findet». 

13 
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Die Konsequenz dieser Hagens'schen Sätze würde die 
Negation des Rechts überhaupt sein : danach gäbe es nur 
Moral und kein Recht auf der Welt. Konsequent sagt übri- 
gens Hagens A. 41 selbst : «Verfassung und Staatsrecht bilden 
für den Herrscher nur eine thatsächliche (moralische), nicht 
eine rechtliche Schranke.» Das Staatsrecht lässt sich eben 
ohne Annahme der rechtlichen Selbstbeschränkung ebenso 
wenig konstruiren, wie das Völkerrecht. Dass man vor dieser 
Konstruktion zurückschreckt, hat aber seinen Grund, wie 
mehrfach hervorgehoben, darin, dass man den Staats willen 
wie jeden anderen Willen betrachtet, während seine Qualität 
als rechtschaffendes Organ ihm doch schon äusserlich An- 
spruch auf das Zutrauen gibt, dass er das «Recht» wolle. 
Jedenfalls aber genügt sein Wille, um äusserlich Recht zu 
schaffen, also sich selbst oder ihm Untergebene zu binden. 
«Wie die Schöpfung objektiven, so ist auch die subjektiven 
Rechtes rechtliches Können des Staates.» 

Wenn er daher einen Vertrag abschliesst und sagt: ich 
will diesen Vertrag halten, so ist das äusserlich genügend: 
die inneren Gründe, weshalb er nun diesen Vertrag halten 
muss, sind bedeutungslos gegenüber der Thatsache, dass er 
erklärt hat, er wolle den Vertrag halten. Aus dieser Er- 
klärung folgt ohne weiteres der für alle Verträge des gesamm- 
ten Rechtssystems geltende Satz : Pacta sunt servanda*). Alle 
Verträge verdanken äusserlich ihre Verbindlichkeit nur dem 
Staatswillen, für alle gilt der obige Satz nur kraft dieses 
Staatswillens*). 

3. Wenn eine Privatperson nur an ihren eigenen Willen 
gebunden ist, werden wir diese Gebundenheit nicht als recht- 
liche Gebundenheit ansehen. Eine Privatperson kann aber 
auch kein Recht schaffen. Indem man dem Staate die Au- 
torität der Rechtschaffung zugesteht, wird eben sein Wille 

*) Jdlineh 57: «[Es] gilt hier der Satz, welcher das Rechtsinsiitut des 
Vertrags in seinem ganzen Umfange beherrscht, in welcher Form, unter welchen 
Paciscenten immer er auftreten mag: Pacta sunt servanda». 

*) Jellmek 1. c. : «Formell folgt dieser Satz aus dem vertragschliessenden 
Willen, denn es ist unmöglich, etwas zugleich zu wollen und nicht zu wollen, und 
da alles Wollen sich auf die Zukunft bezieht, so erkennt der vertragschliessende 
Wille durch den Akt des Vertragssehlusses sich für die Zukunft als gebunden 
an, sonst wäre der Vertrag an sich unmöglich». 
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als ein besonders qualifizirter angesehen, der äusserlwh nicht 
unter der Herrschaft des Rechts steht und doch Recht erzeugt. 
Da alles Recht auf seinem freien Willen beruht, gibt es über- 
haupt kein Recht als dasjenige, das er will, d. h. an das er 
sich selbst gebunden hat. ^Freiwillige Selbstbeschränkung> 
des Staatswillens ist der innere Grund der Verbindlichkeit 
jedes Rechtes. In der staatlichen Selbstverpflichtung liegt 
der «formale Rechtsgrund der Rechtsbeständigkeit der Staats- 
ordnung.» 

«Nur indem der Staat sich als rechtlich beschränkt auf- 
fasst, wird er zum Rechtssubjekt. Ein handelndes Wesen, 
das gar nicht Träger von Pflichten ist, ist Machtsubjekt, nicht 
Rechtssubjekt. Im Begriffe des Rechtes ist bereits der der 
Beschränkung enthalten. Nur durch Anerkennung staatlicher 
Rechtspflichten durch den Staat selbst ist subjektives Öffent- 
liches Recht . . . möglich •).> 

<Sein eigenes Interesse verwirklichend, also seine Zwecke 
erfüllend, setzt sich der Staat als rechtlich beschränkte Per- 
sönlichkeit. Während das Recht der individuellen Persön- 
lichkeit gegenüber sich wesentlich schöpferisch verhält, ver- 
fährt es der Staatspersönlichkeit gegenüber wesentlich ein- 
schränkend. Von Natur aus alles könnend, was seiner Macht 
zugänglich ist, kann der Staat von Rechts wegen nur das, wozu 
ihn die Rechtsordnung autorisirt, darf er nur das, was sein 
gesetzlich gebundener Wille ihm gestattet. Kraft der ihm 
durch seine Rechtsordnung auferlegten Beschränkungen wird 
er im Rechtssinne Träger von Rechten und Pflichten gegen 
den Subjicirten». — 

•) Die Theorie von der staatlichen Selbstverpflichtung verdanken wir Jel' 
linek. Vgl. dessen Staatenverträge, Gesetz, und neuerdings System 184 fg., 222 fg. 
JeUinek betont, dass, wer die Frage, weshalb der Staat an seine in legaler Form 
einseitig abgegebene Willenserklärung rechtlich gebunden bleibt, nicht zu beant- 
worten vermag, das Dasein des Gesetzesreehts überhaupt nicht begreifen kann. 
Gegenüber den Einwendangen Seligmann^s 16 ist namentlich an das System 
222 fg. Gesagte zu erinnern («Selbstverpflichtung einer isolirt gedachten Persön- 
lichkeit ist allerdings eine Unmöglichkeit. Die Vorstellung der isolirten, d. h. 
von den rechtlichen Beziehungen auf ihre Unterthanen losgelösten staatlichen 
Persönlichkeit liegt allen Einwänden zu Grunde, die gegen jene Lehre erhoben 
worden sind, ohne welche jedoch ein juristisches Erfassen der Grundlagen der 
Rechtsordnung zur baren Unmöglichkeit wird»). Gegen JeUinek ist neuerdinga. 
wieder zu vgl. Tezner System 161 fg. und Härtens I. 390. 
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Durch die staatliche Selbstbeschränkung wird die Sou- 
veränität des Staates in keiner Weise berührt. Dies betont 
Jellineh Gesetz 205: «[Er] bleibt so lange souverän, als alle 
seine Verpflichtungen und Beschränkungen ihrem Wesen nach 
Ausfluss seiner Selbstbestimmung sind. Deshalb ist der nur 
durch Verträge anderen unterworfene Staat souverän, wie 
weit auch die Verpflichtung gehen möge. Der Staaten vertrag 
bindet, aber er unterwirft nicht»''). 

Diese Gebundenheit ist eine rechtliche Gebundenheit, sie 
ist, wie Herzfelder 168 hervorhebt, von derjenigen Gewalt- 
unterworfener nicht ihrem Charakter, wohl aber ihrem inneren 
Grunde und ihrer event. Durchführung nach verschieden, 
«Denn da hier nur der Träger der Staatsgewalt sich selbst 
bindet, so ist nur sein Wille maassgebend für sein Verhalten. 
Dieselbe rechtliche Gebundenheit besteht für ihn bei öffent- 
lichrechtlichen Verträgen und überhaupt nach Völkerrecht. > 

Da Selbstverpflichtung stets der formale innere Grund 
der Gebundenheit des Staates ist, so hat man keine Veranlas- 
sung, allein beim völkerrechtlichen Vertrag die Gebundenheit 
des Staates zu leugnen : sie ist hier gerade so vorhanden wie 
beim innerstaatlichen Recht und führt sich auf denselben 
inneren Grund zurück wie bei diesem®). — 

4. Die inneren Voraussetzungen für eine Willensänderung 
des Staates sind infolge davon ebenfalls gegenüber dem Vertrag 
genau dieselben wie gegenüber innerstaatlichen Institutionen. 
Trotzdem der Staat sein innerstaatliches Recht abändern kann, 
bestreitet niemand die rechtliche Natur der Staatsgesetze, 
Warum sollte also die principielle Möglichkeit einer staat- 
lichen Willensäftderung einen Grund abgeben gegen die 
Rechtsverbindlichkeit der völkerrechtlichen Verträge? Hier 



') Vgl. auch Herzfelder 166: «Eine Beschränkung in der Ausübang einer 
Gewalt alterirt den Begriff der letzteren nicht, eine derartige Selbstbeschränkung 
nicht den der höchsten, d. i. keiner anderen untergeordneten Gewalt. Denn 
formell ... ist dann der Wille des Gewalthabers selbst der Urheber der Be- 
schränkung». 

^) Hagens schreibt selbst S. 13: «Indem der Herrscher im eigenen Inte- 
resse und aus eigener Machtvollkommenheit sich selbst beschränkt, entsteht das 
Staatsrecht». Wenn das Staatsrecht so entstehen kann, weshalb kann es dann 
das Völkerrecht nicht? 
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wie dort sind die Schranken dieselben*). Nur dass völker- 
rechtlich noch die weitere Schranke hinzukommt, welche sich 
aus der «Konsenserklärung», aus der Gebundenheit gegenüber 
dem anderen Kontrahenten ergibt, und dass der Staatswille 
also an den Vertrag nicht nur sicl\ selbst gegenüber, sondern 
auch völkerrechtlich — den anderen Staaten gegenüber — * 
gebunden erscheint. 

Die Thatsache, dass der Staat principiell die Freiheit 
hat, seinen Willen zu ändern, bedeutet für den völkerrecht- 
lichen Vertrag ebensowenig eine Gefahr wie für die Rechts- 
ordnung überhaupt. Denn diese hat ihre innere Garantie 
darin, dass das Recht im Gemeininteresse da ist^®). Der Staat 
kann und darf seine Macht daher nicht nach willkürlichem 
Belieben ausüben: er richtet seine Handlungen so ein, wie 
sie dem Gemeininteresse am besten entsprechen, d, h. ver- 
nünftig, den Staatszwecken entsprechend. Staatliche Thätig- 
keit ist Thätigkeit im Gemeininteresse. 

«Die Ausübung staatlicher Rechte unterscheidet sich 
wesentlich von der der Rechte Privater. Während das Privat- 
recht .... ausschliesslich nach dem Belieben des Indivi- 
duums ausgeübt werden [kann], ist das öffentliche Recht des 
Staates . . . ausschliesslich im Gemeininteresse da . . . .» 

«Indem der Staat seine eigene Existenz als im Dienste 
des Gemeininteresses stehend anerkennt, setzt er sich die 
oberste Regel seines Handelns, in der Rechts- und Sitten- 
gebot zusammentreffen : Richte jeden Deiner Akte so ein, wie 
es dem Gemeininteresse am besten entspricht. Um dieser 
seiner höchsten Pflicht") willen besitzt er alle seine Rechte 

*) Gegen unsere Theorie wendet BhmUchli ein: «Der Satz, dass die 
Willensfreiheit auch in der Freiheit sich zu binden, zeigen und bewähren müsse, 
ist offenbar nicht richtig ; denn die Willensfreiheit für sich allein bindet nur, weil 
sie will und daher nur auf so lange, wie sie will. Sie erklärt die Wirksamkeit des 
Willensaktes, während der wirkende Wille fortdauert, aber nicht mehr, wenn der 
Wille wechselt . . . Der individuelle Wille ist überdem für sich allein nicht 
rechtbildend. . . . Wäre er es, so müsste alles Gewollte Recht sein». Das mag 
alles für den Willen der Einzelperson richtig sein, aber nicht für den Staatswillen. 

^^ Jeßinek 41 bemerkt, in Beziehung auf die Garantien und die Dauer 
der Verpflichtung der Staaten bestehe kein Unterschied in ihren inneren und äusse- 
ren Verhältnissen. 

^^) Inwieweit diese Pflicht nicht nur ethischer, sondern auch juristisdier 
Natur ist, darüber Tgl. JeUmek System 192. 
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— denn kraft der Erkenntnis dieser Pflicht erfolgt seine 
Selbstbeschränkung, seine Wandlung vom Machtsubjekt zum 
Rechtssubjekt — auf ihr gründet sich der sittliche Anspruch 
des Staates, der dem rechtlichen zu Q-runde liegt**)» 

Wenn es also richtig ist, dass das Interesse der Staaten 
ausschliesslich ihr Verhältnis zu anderen Staaten bestimmt, 
so ist es ebenso richtig, dass das Interesse der Staaten aus* 
schliesslich ihr Verhältnis zu ihren Unterthanen bestimmt. 
Denn dieses Interesse ist identisch mit den vernünftigen 
Zwecken der Staaten. 

<Wenn man in rein privatrechtlichen Anschauungen be- 
fangen ist, wenn man das Recht immer nur vom Standpunkte 
des Individuums aus betrachtet, dann erscheint die Rechts- 
ordnung, welche innerhalb des Staates gilt, als unantastbar, 
als entrückt jedem Willen, der an ihr zu rütteln wagen könnte. 
Stellt man sich aber auf den Standpunkt des Staates, blickt 
man von der Höhe auf die Normen herab, anstatt zu ihnen 
emporzublicken, dann ist die Rechtsordnung, trotz ihres ver- 
bindlichen Charakters für den Staat, in einem steten Flusse 
begriffen. So wenig man aber aus der Veränderlichkeit der 
Gesetze einen Beweis führen kann gegen die Existenz einer 
den Staat selbst verpflichtenden Rechtsordnung, so wenig 
kann es als ein Einwand gegen das Völkerrecht gelten, wenn 
der Staat in ihm denselben Bedingungen unterworfen ist, wie 
in seinem eigenen Rechte»*"). — 

5. Neuerdings ist Tezner System 161 fg. gegen diese 
Jellinek'sche Theorie aufgetreten, resp. er hat, wie er sich 
ausdrückt, versucht, dieselbe auf ihre wahre Bedeutung zu- 
rückzuführen^*). 

Tezner meint, Jellinek übersehe bei seinem Versuche, 
ein juristisches Problem mit Hilfe der Ethik zu lösen, dass 
derjenige, dem eine sittliche oder soziale Pflicht obliegt, die- 

^*) JaUnek System 190. Vgl. auch StaatenTerträge 37 fg. 

") JeUinek 41. 

") Tezners Fiktion der Zweiteilung des Staates, «bei der wir ans einmal 
den Staat als Subjekt der Gesetzgebung unter Abstraktion von seiner Verwaltungs- 
tbätigkeit und dann als Subjekt der Verwaltungsthätigkeit unter Abstraktion von 
seiner gesetzgebenden Gewalt yorstellen», ist jedenfalls keine Verbesserung dep 
Theorie Jellineks. 
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selbe, auch wenn er sie freiwillig auf sich genommen hat, 
nicht nach seinem Belieben abzuschütteln vermag, «dass seine 
Lösung nur nach Maassgabe der von ihm unabhängigen sitt- 
lichen und sozialen Gesetze möglich ist ... . dass der so 
Verpflichtete diese Gesetze nicht etwa jederzeit aufzuheben 
vermag, wie der Staat die ihn verpflichtenden Gesetze.» 

Es sei nicht möglich, sich den Staat gleichzeitig als 
Subjekt und Objekt seiner gesetzgebenden Gewalt zu denken. 

«Zur Vorstellung des durch seine Rechtsnormen ver- 
pflichteten Staates können wir nur gelangen, wenn wir 
bei dieser Vorstellung von der Fähigkeit des Staates, diese 
Rechtsnormen zu modificiren oder aufzuheben, abstrahiren. 
Es ist deshalb der Staat in seiner Eigenschaft als Gesetzgeber 
bisher niemals als Pflichtensubjekt aufgefasst worden, soferne 
es sich nicht um Erörterung von Pflichten handelt, die ihm 
durch eine andere Rechtsordnung als die seine [auferlegt 
sind] oder um die Erörterung von Pflichten aus anderen als 
aus Rechtsnormen handelt.» 

Nun ist zunächst das Problem unserer Auffassung nach 
uhevhaupi kein juristisches Problem 9 und daher eine Zuhilfe- 
nahme der Ethik nicht nur statthaft, sondern unbedingt 
nötig. Ausserdem gestatten aber auch die vom Staate unab- 
hängigen sittlichen und sozialen Gesetze unter gewissen Vor- 
aussetzungen eine Willensänderung. 

Die freiwillig übernommene Verpflichtung kann gewiss 
nicht nach Belieben abgeschüttelt und aufgehoben werden. 
Das ist aber von Jellinek auch gar nicht behauptet worden. 
Jellinek geht keineswegs davon aus, dass der Staat sei- 
nen Willen beliebig ändern könne, sondern erkennt eine 
Beschränkung fieser Möglichkeit durch die Staatszwecke, das 
Gemeininteresse an. Sobald dieses aber eine Willensände- 
rung heischt, so liegt die Voraussetzung vor, unter der nicht 
nur das Recht, sondern auch die sittlichen und sozialen Ge- 
setze eine Willensänderung gestatten. 

Daher ist solchenfalls die Willensänderung keine un- 
sittliche. Die Schranke, die derselben entgegensteht, stellt 
zunächst nicht die Rechtsordnung, sondern die Sittenord- 
nung auf. So lange der Staat an ein Gesetz oder einen Ver- 
trag durch das Sittengebot gebunden ist, ist er aber gleich- 
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zeitig auch rechtlich gebunden: innere «rechtliche» Gebun- 
denheit und sittliche Gebundenheit fallen insoweit zusammen, 
als die innere Schranke für beide dieselbe ist. Diese Gebun- 
denheit ist, obschon sie zunächst nur eine innere Gebunden- 
heit ist, aber trotzdem auch eine rechtliche, da der Staat 
seinen Willen, an die innere Schranke gebunden zu sein, 
nach aussen hin durch <Befolgungsbefehl» oder «Konsens- 
erklärung» geäussert hat. In dieser Erklärung liegt das äus- 
sere Moment, auf dem die rechtliche Gebundenheit beruht, 
die aber ihre innere Garantie an den Schranken des Sitten- 
gesetzes findet. Der Staat vermag daher seine Gesetze eben- 
sowenig beliebig aufzuheben, wie seine sittlichen Verpflich- 
tungen. Vielmehr sind die inneren Voraussetzungen hiefür in 
beiden Fällen dieselben. 

Man braucht also keineswegs von der Fähigkeit des 
Staates, seine Rechtsnormen zu modifiziren, zu abstrahireri, 
denn trotz dieser Fähigkeit erscheint derselbe moralisch und 
rechtlich gebunden an die Schranken, welche ihm die von 
ihm zu lösenden Aufgaben auferlegen. 

Ein Staat, dem die Fähigkeit,, seine Rechtsnormen zu 
modifiziren oder aufzuheben, fehlt, ist überhaupt undenkbar ; 
es wäre das eine contradictio in adiecto, da das Recht ja auf 
dem Willen des Staates beruht. Und wenn der Staat nur da 
Pflichten Subjekt wäre, wo ihm die Pflichten durch eine andere 
Rechtsordnung als die seine auferlegt sind, resp. wo es sich 
um andere als Rechtspflichten handelt, dann wäre er niemals 
Pflichten Subjekt, denn eine fremde Rechtsordnung kann dem 
souveränen Staat überhaupt keine Pflichten auferlegen, und 
ein Staat, der keine Rechtspflichten hat, wäre gar kein Rechts- 
staat, kein Rechtssubjekt und daher auch k^in «Pflichten- 
subjekt». — 

6. Die Rechtsverbindlichkeit der Verträge wird übrigens 
in der Litteratur allgemein anerkannt^*). Nur die Gründe, 



") Vgl. hiezu z. B. Martens I. 389 fg. : «Ein internationaler Vertrag ist 
eine übereinstimmende Willenserklärung zweier oder mehrerer Staaten. Er setzt 
bestimmte Pflichtyerhältnisse zwischen den kontrahirenden Staaten fest und hat 
allezeit als eines der besten Mittel zur Klarstellung und Fixirung von Rechtsver- 
hältnissen und selbst von Rechtsprincipien, welche im Bereich der internationalen 
Beziehungen herrschen sollen, gedient. Es unterliegt füglich keinem Zweifel, dass 
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auf welche man ihre verbindliche Kraft zurückführt, sind 
verschieden. 

Nach Bluntschli beruht sie auf dem «Rechtsbewusstsein 
der Menschheit>, und ist ein «notwendiger Rechtssatz». 

Auch Gareis führt sie auf die «Notwendigkeit» zurück : 
«Durch das ins necessarium wird die bindende Kraft der 
völkerrechtlichen Verträge erzeugt der Satz, «der völker- 
rechtliche Vertrag ist im stände, Rechte und Pflichten zu er- 
zeugen>, ist kein Satz des Vertragsrechts, auch nicht ein 
Satz des Gewohnheitsrechts, sondern ein Satz des notwen- 
digen Rechts.»") 

Dagegen stützt Heffter die Verbindlichkeit schon auf 
den Willen der Beteiligten: ein Vertrag setze an sich nur 
durch die Einheit des Willens ein Recht (183). 

Aber erst Jellineh hat diese Theorie des näheren ausge- 
führt. Als materielle Gründe der Bindekraft^^) bezeichnet er : 
das ethische Moment der Treue und das praktische des Verkehrs- 
bedürfnisses. «Das Interesse gebietet den Staaten, Verträge zu 
schliessen und das Interesse erheischt es, den Vertrag auf- 
recht zu erhalten, weil dem Vertragsbrüchigen der Glaube an 
sein Wort entzogen und er dadurch aus der Verkehrsgemein- 
schaft ausgestossen wird .... Andererseits binden die Grund- 
sätze der Sittlichkeit . . . den Staat an das einmal gegebene 
Wort. So ist es das Interesse, welches die Treue, und die 
Treue, welche das Interesse schützt. >") 

Da die Frage, mit der wir es zu thun haben, im Grunde 
ethischer Natur ist, so steht gewiss nichts im Wege, ein 
ethisches Moment, wie das der Treue, als innere Garantie 
des Völkerrechts anzuführen. Denn, wie Jellinek richtig be- 



die Verträge seitens der Vertragsteile gehalten werden müssen: pacta sunt ser- 
Tanda! Das sind yon allen Juristen in der Lehre Ton den internationalen Ver- 
trägen aufgestellte Grundsätze». 

*•) Daselbst S. 30. Vgl. auch S. 179: «Der Geltungsgrund des Völker- 
rechtlichen Vertrags liegt so wenig wie der des privatrechtlichen in diesem selbst, 
sondern er liegt im ius necessarium . . . und es ist die bindende Kraft der yölker- 
rechtlichen Verträge eine der unzweideutigsten Manifestationen des sog. notwen- 
digen Rechts». Vgl. dagegen u. A. Magens 37. 

") Vgl. auch Ihering 268, Herzfelder 57. 

>") Vgl. dazu Ofner^ Der Grundgedanke des Weltrechts, Wien 1889, ferner 
Hagene 54. 
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tont, die wichtigsten Garantien des völkerrechtlichen Ver^ 
kehrslebens sind, wie die höchsten Garantien alles Rechts, 
nicht mehr juristischer Natur. 

«Der Staat, welcher im Verkehre mit anderen Staaten 
seinen Willen als nicht für sich bindend anerkennen, der die 
Verpflichtung durch's eigene Wort als für ihn nicht existirend 
ansehen würde, der betrachtete sich dadurch ipso facto als 
ausser der Staatengemeinschaft stehend; daher hat trotz aller 
gebrochenen Verträge, so lange es einen ausgebildeten Staaten- 
verkehr gibt, noch kein Staat gewagt, die Rechtsverbindlich- 
keit der von ihm abgeschlossenen Konventionen zu negiren. 
Bei keinem Satze des Völkerrechts zeigt sich die Gebunden- 
heit des Willens durch sein Objekt klarer, als bei dieser 
fundamentalen Bestimmung des internationalen Verkehrs. 
Auch der Staat, der faktisch nie einen Vertrag einhielte, wäre 
doch durch die Natur der Sache gezwungen, den Satz von 
der Verbindlichkeit der Verträge anzuerkennen, er müsste 
doch eingestehen, dass er durch den unbegründeten Vertrags- 
bruch ein von ihm für verbindlich anerkanntes Gebot über- 
trete und demnach Unrecht begehe ; wie immer das Verhalten 
des Staates zu dem abgeschlossenen Vertrage sein möge, das 
Eine steht ausser Zweifel, dass er seine Handlungen bezüg- 
lich des Vertrages durch den Abschluss desselben einer juri- 
stischen Qualifikation unterwirft.»^*) — 

Zu erwähnen dürfte hier noch die Martens'sche Kon- 
struktion sein. 

Martens 390 schreibt: 4fDie Verbindlichkeit und folg- 
lich die juristische Wesenheit der internationalen Verträge 
beruht einzig auf der Anerkennung der Rechtsfähigkeit des 
einen Staates durch den anderen. Die Staaten müssen 
einander als Rechtssubjekte anerkennen, sie müssen ihre 
Rechte gegenseitig anerkennen, sonst sind überhaupt gar 
keine Beziehungen zwischen ihnen möglich — mit ande- 
ren Worten : die Verbindlichkeit der internationalen Verträge 
fliesst aus dem Begriff der internationalen Gemeinschaft. 
Ubi societas, ibi ins est. Indem sie in den internationalen 
Verkehr eintreten, unterwerfen sich die Staaten der Wirk- 

^») JelUneh 58. 
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samkeit durch nicht willkürlich abänderhare Lebensbedürf- 
nisse und -Beziehungen fest bestimmter Bedingungen, bei 
deren Einhaltung allein sie ihre vernünftigen Zwecke zu er- 
reichen vermögen. Diese Bedingungen nehmen die Gestalt 
von Rechtsnormen an, und da in den internationalen Ver- 
trägen die zwischen den Staaten bestehenden Lebensverhält- 
nisse formulirt erscheinen, so müssen jene Normen auch auf 
die von den Staaten abgeschlossenen Verträge influiren: so- 
weit die realen Verhältnisse verbinden, soweit sind auch die 
Verträge selbst verbindlich.*®) — 

Wir glauben nicht, dass diese Konstruktion irgend einen 
Vorzug vor der Jellinek'schen voraus hat. Sie kommt der- 
selben vielmehr insofern ziemlich nahe, als die völkerrecht- 
liche Selbstbeschränkung eben eine Folge der Anerkennung 
ist, eine Anerkennung des Anderen in sich schliesst. 

Beides aber sind innere Momente, die sich eigentlich der 
juristischen Betrachtung entziehen. Mag man daher schliess- 
lich diesen oder jenen Grund als Erklärung der inneren Ge- 
bundenheit der Staaten auffassen, die rechtliche Gebunden- 
heit beruht auf einem äusseren Moment. 

Der völkerrechtliche Satz von der Verbindlichkeit der 
Verträge besteht von dem Augenblick an, wo «das erste 
Mal ein Staat einem andern gegenüber sich zu etwas ver- 
pflichtete.»**) — 

Und damit genug über die «inneren» Garantien des 
völkerrechtlichen Vertrags; positivrechtlich gesprochen ver- 
dankt er seine Bindekraft einfach dem Staatswillen, der 



**) Vgl. auch daselbst S. 391: «Die verbindliche Kraft der Verträge, wie 
jedes ethischen oder rechtlichen Gesetzes, hängt nicht sowohl von ihren thatsäch- 
lichen Schutzmitteln, als yielmehr von der Verpflichtungsgewalt, die wir selbst 
ihnen zuschreiben und zuerkennen, ab. Man kann daher den Satz aufstellen : der 
Grad der Verbindlichkeit und Realisirbarkeit der internationalen Verträge be- 
misst sich danach, wie sie den yernünftigen Anforderungen der Staaten und 
ihren gegenseitigen Beziehungen entsprechen». 

«*) Vgl. hiezu das Londoner Protokoll vom 13. März 1871 : «Les Puissances 
reconnaissent que c*est un principe essentiel du droit des gens qu'aucune d'elles 
ne peut se dölier des engagements d'un Traitö, m en mpdifier les stipulations, 
qu'ä la suite de Tassentiment des Parties Gontractantes au moyen d'une entente 
amicale». 
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sich in dem Akt der Vertragsschliessung äussert, m. a. W; 
äusserlich versteht sich die Verbindlichkeit der Verträge von 
selbst. — 

2. Die Erswingbarkeit. 

1. Wenn wir auf der einen Seite gesehen haben, dass 
nicht die mindeste Veranlassung vorliegt., an der Rechtsver- 
bindlichkeit der völkerrechtlichen Verträge zu zweifeln, indem 
deren innere Garantien dieselben sind, wie bei jedem Rechte, 
und wenn also im bisherigen alle Angriffe gegen die Existenz 
eines selbständigen und positiven Völkerrechts sich uns als 
unbegründet erwiesen haben") — so scheint doch eine Ein- 
wendung gegen den Rechtscharakter des Völkerrechts nicht 
grundlos zu sein, nämlich diejenige, welche den Mangel eines 
Zwangsschutzes betont. Wir sagen, diese Einwendung scheint 
nicht grundlos zu sein, denn in Wirklichkeit hat diese Ein- 
wendung mit dem Rechtscharakter des Völkerrechts einerseits 
gar nichts zu thun, und andererseits fehlt es dem Völkerrecht 
keineswegs an allen und jeden äusseren Garantien. 

Die Frage, ob zum Begriff des Rechts das Zwangsmoment 
gehört, wollen wir an dieser Stelle nicht aufwärmen. Es ge- 
nügt zu bemerken, dass wir uns auf die Seite derer schlagen, 
welche ein solches Moment nicht für ein Begriffsmerkmal 
des Rechts halten, unter vielen anderen Gründen auch aus 
dem Grunde, weil man sonst das öffentliche Recht überhaupt 
nicht mehr als Recht auffassen dürfte. 

Die Jellinek'sche Theorie der Selbstverpflichtung des 
Staates im Zusammenhang mit demjenigen, was wir über die 
Positivität des Rechtes gesagt haben, also der innere und 
der äussere Entstehungsgrund des Rechts — sie geben die 
Basis ab, auf der man ein öffentliches Recht, ein Völkerrecht 
konstruiren kann, das sich nicht nur als Recht von dem Ge- 



>>) Man muss aber den Leugnern des Völkerrechts zugeben, dass sie im* 
allgemeinen ehrlicher resp. gründlicher zu Werke gegangen sind, als die Ver- 
teidiger desselben. Diese letzteren haben die Angriffe selbst verschuldet und 
durch die Art ihrer Darstellung des Völkerrechts dieses Gebiet selbst diskreditirt 
Vgl. MeQi Aufgaben 56: «Die Materie des Völkerrechts ist freilich vielfach dis- 
kreditirt worden .... durch die Proklamirung von Sätzen, welche eine Ver- 
wechslung bedeuten von Zukunftsideen und positivem Recht». 
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biete der Moral scharf absondert, — infolge seiner Positivität — 
sondern das vor allem auch in derselben Weise wie das Privat- 
recht konstruirt wird, so dass alle Rechtsgebiete sich auf dieselbe 
Weise erklären lassen. So braucht man keines derselben — in- 
folge zu enger Fassung des Rechtsbegriffs und des Rechtsgrundes 
— aus dem Rechtssysteme auszuschliessen^^), eine Ausschlies- 
sung, zu der man intendirte, weil man alles Recht vom pri- 
vatrechtlichen Standpunkte, vom Standpunkt des Individuums 
aus, betrachtete, statt sich auf die Höhe des Staates zu er- 
heben, von der aus doch alles Recht erkannt werden will, 
da alles Recht hier seinen Ursprung hat. Da fast sämmtliche 
Definitionen auf das innerstaatliche Recht zugeschnitten sind, 
hat naturgemäss das Völkerrecht einen schweren Stand. Diese 
falsche Betrachtungsweise hat unter anderem die Angriffe 
gegen dasselbe herbeigeführt^*), und sie hat speciell auch 
das Moment des organischen Zwangsschutzes, das dem Privat- 
rechte eigen ist, als allgemeines Rechtsmerkmal erscheinen 
lassen. 

Es unterliegt keinem Zweifel, dass jedes Recht gewisser 
äusserer Garantien bedarf, und dass diese je nach der Ent- 
wicklung, auf der sich ein Rechtsgebiet befindet, in mehr 
oder minder grossem Maasstabe vorhanden sein werden. Aber 
es war ein durchaus unberechtigtes Unterfangen, äussere Ga- 
rantien im allgemeinen und den organischen Zwangsschutz 
im besonderen zu identifiziren, und auf diese Weise grosse 



") Vgl. Merkel E. 363: «Viele leugnen die Existenz eines Völkerrechts 
überhaupt, sowie die Möglichkeit seiner Existenz, vermögen aber nur zu erweisen, 
dass die Annahme eines Völkerrechts mit dem von ihnen adoptirten Rechtsbe- 
griff nicht verträglich sei, worin in Wahrheit ein Argument gegen diesen, nicht 
gegen jenes zu finden ist». Ferner Berghohm Jur. 73: «Die Definition des Rechts 
muss gleichsam eine hermetisch schliessende Hülle des gesammten Rechtsstoffes 
bilden. Ist sie genau gearbeitet, so passt alles Recht hinein, nichts davon bleibt 
draussen, und nichts passt hinein, als was Rechtsnatur hat. Ist sie aber fehler- 
liaft, so kann sie zu weit oder zu eng sein. Im ersteren Fall lässt sie offenbar 
den Eintritt rechtsfremder Elemente zu, welche die Struktur des ganzen Rechts- 
systems verderben ; im letzteren Falle dagegen schliesst sie einiges aus, was that- 
Bächlich doch Recht ist». 

■*) Fricker 391 hat nicht Unrecht, wenn er behauptet, es sei bisher nicht 
gelungen, zu einer festen Lehre über die Rildung des Völkerrechts zu gelangen. 
Der Grund ist eben der falsche Ausgangspunkt unserer Theoretiker. 
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Teile des Rechts als des eigentlichen Äechtscharakters ent- 
behrend erscheinen zu lassen^*^). 

Wir haben es nie geleugnet, dass das wirkliche Völker- 
recht noch sehr in seinen Anfängen liegt, dass seine Haupt- 
entwicklung noch bevorsteht ; aber weder können wir zugeben, 
dass ihm äussere Garantien überhaupt fehlen, noch können 
wir darin, dass diese Garantien die Eigentümlichkeiten des 
Völkerrechts aufweisen und naturgemäss anders geartet sind, 
als die Garantien des Privatrechts, einen Grund erblicken, 
das Völkerrecht als «unvollkommenes Recht»**) oder als blosse 
Moral aufzufassen"). 

Die — bei der vorwiegend privatrechtlichen Schulung 
erklärliche — Unfähigkeit unserer meisten Juristen, das Recht 
anders, als unter den Gesichtspunkten des Privatrechts zu 
betrachten, hat gerade bei der Beurteilung des Völkerrechts 
die sonderbarsten Früchte gezeitigt. Wir haben schon auf 
die sonderbare Idee hingewiesen, welche einen völkerrecht- 
lichen Gesetzgeber vermisst. Nicht weniger sonderbar ist es 
aber auch, vorauszusetzen, dass das Völkerrecht dieselben 
Garantien haben könnte, wie das Privatrecht, noch sonder- 
barer aber, vorauszusetzen, dass es sie haben müsste und 
mangels derselben seinen Rechtscharakter zu bezweifeln. — 

2. Was zunächst die Frage der Notwendigkeit eines 
Zwangsschutzes für den Rechtsbegriff anbetrifft, so wollen 
wir, wie gesagt, nicht selbst in die Kontroverse eintreten, die 
wir vielmehr für so gut wie erledigt ansehen, nachdem so viel 

■*) Vgl. Seltgmann 297: «Wer darf . . . den Mut haben und sagen: Das 
Völkerrecht passt nicht in meine Rechtsdeßnition, darum erkenne ich es nicht als 
Recht an? Ich habe überhaupt gar nicht die Wahl, ob ich das Völkerrecht an- 
erkennen will; ich muss es anerkennen; nur so ist eine sachgemässe Entscheidung 
möglich .... Passt das Völkerrecht nicht in meine Rechtsdefinition, so zeigt 
dies lediglich, dass diese Definition nicht richtig ist, oder, dass ich nicht imstande 
bin, eine richtige zu geben». 

") Vgl. dazu Herzfelder A. 575: «Verfehlt ist es insbesondere auch, voll- 
kommenes und unrollkommenes Recht zu unterscheiden. Normen können nur 
entweder Becht oder nicht Beeht sein. Bloss die Wirksamkeii der einen Rechts- 
normen kann höher sein als die der anderen: den Begriff berührt dies nicht». 

") ^gl« Seid: «Man kann und darf dasjenige nicht als Mängel des Völker- 
rechts bezeichnen, was nur die Folge der bezeichneten Eigentümlichkeiten des- 
selben ist». 
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treffliche Argumente wider die Gegner ins Feld geführt worden 
sind. Dagegen wollen wir zur Illustrirung einige Stimmen 
aus der Litteratur, die besonders vernehmlich sind, hier 
wiedergeben. Während u. a. Thon, Binding und Bierling 
das Moment des «Zwangs» im allgemeinen gewürdigt"), haben 
Kaltenbom und Bergbohm speciell mit Bezug auf das Völker- 
recht sich geäussert. 

Bergbohm 32 fg. hebt hervor, ein Kennzeichen des 
Rechts bestehe nicht sowohl in seiner Erzwingbarkeit, als in 
seiner Realisirbarkeit. «An sich realisirbar muss, da das 
Recht stets nur äussere Handlungen zu seinem Gegenstande 
hat, jeder Satz sein, der auf die Eigenschaft eines Rechts- 
satzes Anspruch macht ... da er sonst wohl in das Gebiet 
der Moral zu verweisen sein dürfte. Eine solche Realisirbar- 
keit ist auch den Normen des Völkerrechts nicht abzuer- 
kennen und von einer Erzwingbarkeit kann bei ihnen offen- 
bar nicht in einem andern Sinne die Rede sein, als in son- 
stigen Rechtsgebieten. Von seiner sog. Erzwingbarkeit aber 
die Positivität abhängig machen, kann man nur aus Befangen- 
heit in einer grossen Menge von Irrtümern, die einzeln schwer 
zu bekämpfen sind, ja deren Bekämpfung fast nutzlos er- 
scheint, da sie immer wieder in neuer Gestalt zu neuem 
Leben erstehen.» 

«Der wirkliche Zwang ist im Völkerrecht gerade so weit 
möglich, wie in anderen Rechtsgebieten, wo er auch nie von 
selbst eintritt, sobald das Recht verletzt ist, sondern vielmehr 
noch gewisse Thätigkeiten besonderer Personen und die 
schliessliche Benutzung besonderer Institutionen des Staates 
voraussetzt, welche aber nicht immer erfolgreich wirksam 

sind Durch Hindernisse im concreten Fall wird das 

objektive Recht nicht nichtpositiv, durch Verletzung ebenso- 
wenig, ganz einerlei, ob für die Verletzung des Rechtssatzes 
eine Reaktion im Recht schon vorgesehen ist oder nicht. 
Jede rechtliche Reaktion setzt ein Unrecht voraus; auch der 
Zwang als eine Art der Rechtsfolge bezieht sich auf das Un- 



'*) Unter auderem wird betont, der erste Zweck des positiven Rechts sei 
der, dass ihm gemäss gehandelt werde, und erst ein femerJiegender, die Reaktion 
gegen unrechtmässige Handlungen festzustellen. Vgl. auch Herzfelder 146. 
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recht, ist somit durch eine physische Macht und Herrschaft 
über den, der unrechtmässig gehandelt, bedingt. So lange 
diese fehlt, ist die Zwangsreaktion thatsächlich in jedem 
Rechtsgebiete unmöglich». 

Bergbohm betont, dass, weil die Art der Reaktion auf 
Verletzungen im Völkerrecht von derjenigen im Privatrecht 
verschieden sei, diese sehr begründete Verschiedenheit nach 
Ansicht der Gegner den Rechtscharakter des Völkerrechts ver- 
nichten solle. «Der Einzelne zieht durch seine rechtswidrige 
Handlung Rechtsfolgen herbei .... der rechtverletzende 
Staat, als Ganzes, provozirt andere Gegenwirkungen, welche 
freilich nicht in den hergebrachten und beschränkten Kate- 
gorien der Gegenwirkungen des bürgerlichen Rechts unterzu- 
bringen sind.» 

Das letzte Wort**) in der Frage ist wohl noch nicht ge- 
sprochen. Doch dürften die Ausführungen •/eHin^fo in seinem 
System dabei gewiss in die Wagschale fallen. Derselbe geht 
davon aus, dass die rechtliche Anerkennung die Idee des 
Schutzes des Anerkannten in sich schliesst. 

«Unter Schutz wird aber von Vielen nur der durch 

staatlichen Zwang gewährte verstanden, so dass der 

Zwang von einer grossen Zahl von Rechtslehrern als wesent- 
liches Kriterium des Rechtes angesehen wird. Damit fällt 

aber das ganze öffentliche Recht aus dem Rahmen des 

Rechtes gänzlich heraus. Die Theorie, welche Rechtsnorm 
mit Zwangsnorm identifizirt, führt konsequent zur Leug- 
nung nicht nur des Völkerrechtes, sondern auch des Ver- 
fassungs- und des weitaus grössten Teils des Verwaltungs- 
rechtes. Denn wie immer man die Garantien der beiden 
letzteren auffasst, unter die Kategorie des Zwanges können 
sie nicht gebracht werden, weil ein Selbstzwang ein Unding 
ist. Diese weitverbreitete Lehre verwechselt Zwang mit Ga- 
rantie.»'®) 



«•) Vgl Bergbohm Jur. 73, 105. 

•*) Vgl. auch NetmMnn 5: «Die Erzwingbarkeit gehört zur Perfektion, 
keineswegs zum Wesen des Rechtes. Sonst müsste das Recht immer und überall 
erzwingbar sein, dann gäbe es überhaupt kein Recht, weder privates, noch öffent- 
liches». 



Digitized by 



Google 



— 209 — 

3. In der richtigen Erkenntnis, dass der «Zwang> ein 
Moment ist, das, wenn essentiell für den Rechtsbegriff, viele 
Teile des Rechtssystems aus diesem ausschliessen würde^^), 
konstruirt Mayer 550 fg. zwei Rechtsgruppen : das unerzwing- 
bare Recht und das Zwangs recht. Zu ersterem rechnet er zu- 
nächst das Staatsrecht. 

«Dem unerzwingbaren Rechte schliesst sich natürlich das 
Völkerrecht an ; die Zweifel an seiner Existenz verschwinden 
in dem Augenblick, da man die Hauptmasse des «Staatsrechts» 
selbst als unerzwingbares Recht anerkennt.» «Ihm steht als 
Zwangsrecht entgegen das Civilrecht, Strafrecht und Verwal- 
tungsrecht.» 

Diese Gegenüberstellung ist nicht geradezu unrichtig. 
Gefährlich wird sie aber, wenn man sie dazu benutzt, um, wie 
Mayer, anzunehmen, eine Abgrenzung zwischen Recht und 
Sittengesetz sei nur für das Zwangsrecht möglich, das «uner- 
zwingbare Recht» werde nicht durch äussere Gewalt geschützt, 
sondern nur durch geistige Motive, die moralische Verbind- 
lichkeit des gegebenen Wortes etc. Hier zeigt sich wieder die 
Gefährlichkeit des Generalisirens. Wir sind vollkommen da- 
mit einverstanden, dass ein organischer Zwangsschutz keine 
Bedingung für den Rechtscharakter einer Norm resp. eines 
Vertrages ist, aber organischer Zwangsschutz ist eben nur eine 
besondere Form der äusseren Garantie, die einem Rechtsgebiet 
eigen sein kann. Wo diese Form fehlt, ist damit nicht gesagt, 
dass nun jede äussere Garantie dem betr. Rechtsgebiet fehlen 
müsse, und dass alle Rechtsgebiete, denen diese Form fehle, 
nun von der Moral sich begrifflich nicht scheiden lassen^^). 
Vielmehr können diese Rechtsgebiete — ganz abgesehen davon, 



**) Vgl. auch Wegmann 69: «Die Annahme der Zwangstheorie würde zu 
den absurden Konsequenzen fuhren, dass einerseits neben dem Völkerrecht ein 
bedeutender Teil des Staatsrechts, weil der Garantien zwangsrechtlicher Durch- 
führung entbehrend, nicht als Recht anzusehen wäre . . . und dass andererseits 
Handlungen, in offenbarem Widerspruch zur Verfassung vom Staatschef unter- 
nommen^ sich den Namen des Rechts aneignen dürften, sobald dieser ihnen zwangs- 
weise Anerkennung zu verschaffen imstande ist». 

■') Vgl. dazu richtig Herzfelder 154, der betont, dass, wenn hinter den 
völkerrechtlichen Normen auch keine Zwangsmacht stehe, doch für die Beachtung 
und Bewährung derselben ganz andere und stärkere Garantien bestehen, wie für 
Gebote der Moral. 

14 
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dass die Art der Entstehung und der Grand ihrer Verbindlich- 
keit diese Normen von Moralsätzen scheidet, ein Unterschied, 
den auch Mayer anerkennt, indem er die Rechtssätze als Ge- 
bote fasst, die eine äussere Autorität gesetzt hat — durch 
andere äussere Garantien geschützt sein. 

Und eine gewisse äussere Garantie ist auch nötige damit 
man von Recht sprechen könne. 

Wenn dem sog. «unerzwingbaren Recht» j'^efe äussere Ga- 
rantie fehlen würde, dann wäre es eben kein Recht mehr. 
Nur dass diese Garantie gerade in «Zwang» bestehe, scheint 
nicht geboten. 

«Irgend eine Gewähr dafür, dass das principiell von der 
Rechtsordnung Gewollte sich auch verwirkliche, muss aller- 
dings gegeben sein, weil eine bloss ideales Dasein führende 
Norm, die unfähig ist, die Wirklichkeit zu beherrschen, nicht 
den Namen einer Rechtsnorm beanspruchen kann. Allein die 
Mittel, durch welche der von der Rechtsordnung gewünschte 
Effekt Wirklichkeit erlangt, sind mit dem Zwange keineswegs 
erschöpft. In dem Spiel einander tausendfältig kreuzender, 
aber auch sich verstärkender Interessen liegt bereits eine Ga- 
rantie der Verwirklichung des Rechtes .... Die bloss auf 
sittliche Überzeugung, Interessengemeinschaft und Macht- 
verhältnisse gegründete Gewähr ist allerdings keine absolut 
wirkende, allein in geringerem Umfange ist das auch mit 
allen anderen, scheinbar noch so sicheren Garantien der Fall. 
Wo staatliche Exekution zur Verwirklichung bereit steht, 
ist allerdings das Recht am besten geschützt, aber auch 
minderer Schutz ist bereits als Garantie aufzufassen. Es 
gibt demnach mehr oder minder geschützte Rechte, und es 
lässt sich auch ein Prozess verfolgen, durch den minder ge- 
schützte Rechte allmählig eines höheren Schutzes teilhaftig 
werden. Was bereits innerhalb des Privatrechtes stattfindet, 
der Unterschied von vollkommen und unvollkommen ge- 
schützten Rechten (leges imperfectae, Naturalobligationen), 
das lässt sich in noch viel höherem Maasse im öffentlichen 
Rechte wahrnehmen >^^). 

'') «Das Bestehen wirksamen Rechtsschutzes des individuellen Interesses 
istrzwar stets ein Kriterium formellen individuellen Rechtes, aber aus dem Fehlen 
des entwickelten Rechtsschutzes oder aus seiner unyoUkommenen Entfaltung darf 
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4. Gewisse Garantien fehlen denn auch dem Völkerrecht 
nicht, trotzdem zuzugehen ist, dass dieses Rechtsgehiet den 
unvollkommensten Schutz zeigt, wenigstens wenn man von 
privatrechtlichen Gesichtspunkten ausgeht. 

Wenngleich das Völkerrecht naturgemäss einen organi- 
schen Zwangsschutz nicht kennen kann, so ist damit keines- 
wegs gesagt und soll damit keineswegs gesagt sein, dass dem 
Völkerrecht alle äusseren Garantien fehlen'*). Ihm fehlen nur 
und müssen fehlen die dem Privatrecht eigentümlichen Ga- 
rantien. Aher dafür hat es die Garantien, die seiner Natur 
entsprechend sind, Garantien, die, hei der principiellen gegen- 
seitigen Unahhängigkeit der Staaten, und der zur Zeit noch 
geringen Entwicklung des Völkerrechts, zwar andersgeartet 
und schwächer sein müssen als die privatrechtlichen Garan- 
tien, aber deshalb doch — abgesehen von anderen Unter- 
scheidungsmerkmalen — das Völkerrecht von der Moral 
trennen. 

Die Geltung der Völkerrechtssätze ist, wie Herzfelder 
ganz richtig sagt, in ähnlich intensiver ««zwingender» Weise, 
wenn auch nicht durch Mittel von gleicher Zuverlässigkeit 
des Erfolges ihrer Anwendung, gewährleistet, wie die der 
zunächst «Recht» genannten Normen. 

Worin bestehen nun aber die Garantien des Völkerrechts ? 

Mayer behauptet, zwischen Staaten sei das einzige 
Repressionsmittel der Kampf®^). Damit geht er aber ebenso 
sehr auf der einen Seite zu weit, wie diejenigen, welche jede 
Art von Zwang, der zwischen Staaten stattfindet, künstlich 
zu «Rechtsmitteln» aufbauschen wollen, auf der anderen Seite 
zu weit gehen. 

An der Thatsache, dass bestimmte Mittel vorhanden 
sind, um äusserlich die Verträge zu schützen, Mittel, die 

noch nicht auf das Fehlen des Individualanspruches geschlossen werden». {JeU 
linek I. c). 

") Vgl. Laband 627: «Währwid der Staat die Befolgung seiner Befehle 
Ton seinen Unterthanen durch die siaatikihen Machtmittel erzwingt, kann es keinen 
staatlichen Zwang zur Erfüllung von Staatsyertragen gehen, da der Staat nicht 
gegen sich seihst Zwang zu üben vermag ; sondern es gibt lediglich einen völker- 
rechtlichen Zwang, welchen der eine Kontrahent gegen den andern zur Anwen- 
dung bringt, wenn er es für erforderlich oder nützlich hält». 

•^) Vgl. dagegen Neumann 5. 
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weder bloss moralischer Natur sind, noch geradezu «Kampf» 
bedeuten, lässt sich nun einmal nichts ändern. 

5. Beschäftigen wir uns hier etwas mit diesen «Schutz- 
mitteln». 

Zur Sicherstellung der Verträge, zur Verstärkung der 
Vertragsverbindlichkeiten, gibt es eine Reihe von Mitteln, in 
deren Vorhandensein eine äussere Garantie der Verträge*®) 
erblickt werden darf. 

Wir übergehen hier diejenigen Sicherungsmittel, die nur 
historisches Interesse haben, da sie heutzutage nicht mehr 
angewendet werden. Es sind das religiöse Feierlichkeiten^ 
der Eid*'^), die Stellung von Geiseln"®), das ins obstagii. 

Eine Konventialstrafe kann an sich zur Sicherung eines 
Vertrages wohl verabredet werden, doch wird von diesem 
Mittel praktisch kaum Gebrauch gemacht**). 

Praktisch nicht viel bedeutender ist die Bestellung von 
Unterpfändern*®). Eine solche Garantie kommt zwar auch 
heute noch vor, ist aber jedenfalls selten. 

Regelmässig geschieht sie unter Besitzeinräumung an den 
Gläubiger*^). Ein Beispiel bietet die militärische Occupation 

'•) über die äusseren Garantien der völkerrechtlichen Verträge vgl. insbe- 
sondere BlimtscMi 242 fg., Heffter 209 fg., BulmeHncq M. 305, 198, Märten» 
417, Gareis 183, HoUzendorff E. 1008, Nevmawn 81, Qeffcken H. 212, sowie 
derselbe bei Holtzendorff H. EI. 85 fg., Gessner bei Holtzendorff R. s. v. Garan- 
tieverträge. Aus der älteren Litteratur namentlich Vattel, Le droit des gen& 

n. § 16. 

•'^) Der letzte beschworene Vertrag war der von 1777 zwischen Frankreich 
und der Schweiz. (Geffcken H. 210, Martern 418). 

•*) Zuletzt im Aachener Frieden 1748. 

'*) Geffcken 1. c. meint, eine solche werde kaum noch vorkommen, weil 
sie unwirksam wäre, wenn das Interesse des betreffenden Kontrahenten für die 
Nichterfüllung überwiege. Das ist jedoch kein Grund, der gegen die Anwendbar- 
keit der Konventionalstrafe spricht, da hiedurch auch andere Sicherungsmittel 
«unwirksam» werden. 

*o) Über diese insbesondere Bluntschli §§ 428, 429, HeffUr 160, Bultne-^ 
rincq M. 308, Gareis 183, 178, Neumann 1. c, Geffcken 1. c, Martens 419. 

**) Btdmerincq 1. c: «Ein zur Bekräftigung eines Vertrages, insbesondere 
zur Sicherung der von einem Kontrahenten gegenüber einem anderen übernom- 
menen Verbindlichkeit gegebenes Pfand gewährt demselben dessen Besitz oder 
auch Verwaltung, welche in Gemässheit der Verfassung und Gesetze des ver- 
pfdchteten Staates geführt werden muss, oder auch Nutzniessung bis zur Erfüllung 
der Verbindlichkeit». Heffter 1. c, Neibmawn 1. c. Über den Unterschied zwi- 
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eines ausländischen Gebietsteils bis zur Abtragung der Ver- 
tragsschuld**). 

Weitaus die wichtigste äussere Garantie der Verträge 
liegt in der Mitwirkung dritter Staaten, gewöhnlich spe- 
ciell als ^Garantie» bezeichnet. Um die Beobachtung eines 
abgeschlossenen Vertrages zu sichern, übernehmen dritte 
Staaten die Garantie desselben. Wenngleich es sich hier nur 
um eine «Verbalgarantie» handelt, so ist dieselbe doch prak- 
tisch von der grössten Bedeutung, namentlich aber dürfte ihr 
für die zukünftige Weiterausbildung des Völkerrechts eine 
bedeutende Rolle zufallen*^). 

Die Garantie**) eines Vertrages kann von dritten Staaten 
auf verschiedene Weise übernommen werden. Sie beruht 
selbst auf einem Vertrage und zwar kann sie schon im Haupt- 
vertrage selbst übernommen sein. Regelmässig beruht sie 
jedoch auf einem accessorischen oder Nebenvertrage, den wir 

sehen dem öffentlichrechllichen Unterpfand und der privatrechtlichen Hypothek 
siehe Bhmtschli 1. c. und Martens: «Das Rechtsverhältnis zwischen dem pfand- 
gebenden und pfandnehmenden Staate deckt sich nicht ganz mit dem privatrecht- 
lichen Pfandverhältnis. Der Unterschied tritt wie im Objekt so in der Wirkung 
dieser Rechtsgeschäfte hervor. (Gegenstand der völkerrechtlichen Verpfandung ist 
Staatsterritorium, nicht aber Privatgut, und während das civilrechtliche Pfandob- 
jekt nach Ablauf der Frist gewöhnlich dem Verkaufe unterliegt, wird in interna- 
tionalen Verhältnissen, falls die Forderung des Gläubigers unbefriedigt bleibt, das 
verpfändete, resp. occupirte Territorium mit dem Staatsgebiet des Occupanten 
vereinigt». 

*') Oareis 1. c: «Als eine Quasi- Verpfändung kann die militärische Be- 
setzung eines ausländischen Gebietsteils angesehen werden, welche vereinbarungs- 
gemäss für die Deckung der Kriegskosten oder dergl. haften soll». Vgl. auch 
Geffbken H. 810. Eine solche «garantie territoriale» fand statt auf Grund des 
Frankfurter Friedensvertrages zwischen Deutschland und Frankreich vom 10. Mai 
1871, Art. 7, 8. Fernere Beispiele bei Heffter 161, Bulmerincq 309, Martens 419. 

**) Vgl. Mctrtens 1. c: «Unter allen internationalen Bestärkungsmitteln 
der Verträge erfüllt dieses am besten seinen Zweck. Es beruht auf der positiven 
Erkenntnis der Solidarität ihrer Interessen seitens der Staaten». 

**) (Jewährschaft, vom germanischeu Gewähre, Bürge. Die Garanten = 
Gewährsmänner, warrandi, garants. Über das Historische ^eumonn 81, Heffter 211, 
Geffbken 1. c. Die Garantie bedeutet also soviel als «völkerrechtliche Bürgschaft», 
und ist zunächst accessorischer Natur. Scharf zu scheiden ist sie von der Ad- 
häsion oder Accession zu einem Vertrage. «Der Garant erlangt kein selbständiges 
Recht, sondern übernimmt lediglich die Verpflichtung, denjenigen der Kontrahenten, 
welcher sich über Rechtsverletzung zu beklagen hat, zu schützen. Der Vertrag 
ist nicht für ihn gemacht, sonst wäre ex Mitkontrahent und nicht blosser Garant»«. 
(Gessner). 
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als accessorischen Garantievertrag bezeichnen können. «Der 
Garantieakt ist seinem Wesen nach ein accessorischer Vertrag : 
sein Schicksal hängt ganz von dem des Hauptvertrages ab>. 

Vom accessorischen Garantievertrage ist der selbständige 
Garantievertrag zu unterscheiden, der nicht bloss die Sicher- 
ung eines abgeschlossenen Vertrages zum Gegenstande hat. 

Hier interessirt uns zunächst die accessorische Ga- 
rantien^). 

Zweck derselben ist nicht nur, über die Aufrechterhaltung 
des garantirten Vertrages unter den Kontrahenten zu wachen^ 
sondern es soll der Vertrag, der durch ihn begründete Rechts- 
oder Besitzstand, regelmässig auch gegen fremde Eingriffe 
geschützt werden^®). 

Die Garantie beruht auf einem Vertrage, sie bringt also 
eine Verpflichtung für die garantirenden Staaten mit sich. 
Die versprochene Mitwirkung darf daher nicht versagt werden. 

Der Garant verspricht, mit den «ihm zu Gebote stehen- 
den Mitteln» für die Aufrechterhaltang des Vertrages einzu- 
treten. Er muss also im Falle der Verletzung des Vertrages 
sein Möglichstes thun, alles, was an ihm liegt, aufbieten^ 
dem gewährleisteten Vertrage Geltung zu verschaffen, die 
Hindernisse derselben zu beseitigen*^), event. muss er auch 
mit Waffengewalt einschreiten*®). 

*^) Das erste Beispiel im Jahre 1506 (Friedens- und Böndnissyertrap 
zwischen Frankreich und Arragonien, wobei der König von England conservator 
pacis). Seit dem westfälischen Frieden begleiten die Garantien fast jeden wich- 
tigen Vertrag. Geffcken 1. c. 

*•) Heffler 211: «In der neueren Zeit ist die Abschliessung accessorischer 
Garantie- Verträge mit dritten Mächten üblich geworden, wodurch diese die Ver- 
bindlichkeit übernehmen, für die Aufrechterhaitung eines geschlossenen Haupt- 
vertrages sowohl unter den Kontrahenten selbst, wie gegen die Eingriffe anderer 
mit den ihnen zu Gebote stehenden Mitteln thäüg sein zu wollen». Übereinstim- 
mend Neumann 81, Geffcken H. 213: «dritte Mächte yerpflichten sich, die betr. 
Rechte zu schützen, sowohl gegen den Kontrahenten, der sie verletzt, wie gegen 
Aussenstehende » . 

*^) Neumann 82. HeffUr 211 : «Die Wirkung der accessorischen Garantie 
besteht im wesentlichen darin, dass der Gewähre, wenn er dazu von einem der 
Hauptinteressenten aufgefordert wird, und der Fall der Garantie wirklich vor- 
handen ist, dem Vertrage diejenige Wirksamkeit zu verschaffen bemüht sein 
muss, welche ihm nach völkerrechtlichen Grundsätzen zukommt». 

^^) «Die Anwendung der materiellen Hilfe oder Gewalt ist aber erst dann 
berechtigt, wenn gütliche Mittel, den Kontrahenten zur Vertragserfüllung zu be- 
wegen, keinen Erfolg hatten» (^Bulmerincq 306). Vgl. auch BlunUchli § 434. 
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Die Garantie kann eine allgemeine sein, d. h. sich auf 
den Vertrag im ganzen beziehen, oder aber sie richtet sich 
nur auf einzelne Bestimmungen des Vertrages, nur auf be- 
stimmte, zu gewährleistende Rechte aus demselben. 

Auch zeitlich kann die Garantie eine beschränkte sein, 
und sich entweder auf die ganze Dauer der Vertragsverbind- 
lichkeit beziehen oder nur vorübergehend, nur für eine be- 
stimmte Zeit gelten. 

Die Garantie eines Vertrages kann natürlich nur mit 
Wissen und Zustimmung der Kontrahenten stattfinden**). 

Ebenso wenig kann sich der Garant einmischen, ohne 
dazu aufgefordert zu sein*®). Andererseits ist er aber, wenn 
aufgefordert, — wie schon hervorgehoben wurde — verpflich- 
tet, dieser Aufforderung Folge zu leisten'^*). 

Da der Garant sich in einem Verpflichtungsverhältnis 
befindet, kann er nicht einseitig zurücktreten und das Ga- 
rantieverhältnis kündigen. Dagegen können regelmässig die 
Kontrahenten den Garanten kündigen, und dadurch das Ga- 
rantieverhältnis auflösen: Entlassung des Gewähren von 
seiner Verbindlichkeit durch Einverständnis der Hauptpar- 
teien. 



**) «Dergleichen Garantien können nicht aufgedrungen werden, sondern 
nur mit freiwilliger Annahme der Hauptinteressenten yorkommen» {Heffter 211). 
Vgl. auch BluwUMi § 430. 

^) BluntschU % 431. Derselbe bemerkt hiezu: «Es sind das die Folgen 
des Grundeharakters dieses Garantieyertrags als eines blossen Nebenvertrciggr 
Terbunden mit dem allgemeinen yölkerrechtlichen Interesse gegen die Einmischtmg 
dritter Mächte und für die Selbsthilfe der beteiligten Hauptparteien. Der Ga- 
rant darf daher nicht willkürlich interyeniren, wenn kein Bedürfnisfall yorliegt, 
also keine widerrecbtiiche Zögerung oder Weigerung der Erfüllung yorhanden 
ist, aber er darf es auch noch nicht, wenn zwar ein äusserer Grund zum Ein- 
schreiten sich zeigt, aber die zunächst berechtigte Hauptpartei der Hilfe des Ga- 
ranten nicht bedarf oder sie nicht will.» 

*^) «Überhaupt aber kann der Garant nur auf Aufforderung der Kontra- 
henten des garantirten Vertrages seine Garantie zur Geltung bringen, hat sie 
aber, sobald er dazu aufgefordert ist und der Fall, für welchen sie zugesagt 
wurde, eintritt, zu yerwirklichen mit den dazu erforderlichen oder im Garantie- 

yertrage yereinbarten Mitteln». «In allen Fällen ist die Garantie eine 

yon dem oder den garantirenden Staaten vertragsmässig übernommene Verpflich- 
tung, welche diese Staaten auch zu yerwirklichen und nicht nach eigenem Er- 
messen zu leisten oder zu unterlassen haben». {Bülmerincq 1. c.)* 
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Fraglich ist die Stellung der Garanten gegenüber einer 
Vertragsänderung. Eine solche können die Garanten nicht 
verhindern, dafür erstreckt sich aber ihre Garantie weder auf 
spätere Zusätze, noch auf einen wesentlich abgeänderten Ver- 
trag^2). 

Neben dem accessorischen Garantievertrag unterscheidet 
man, wie schon erwähnt^ den selbständigen Garantievertrag. 
Ersterer ist, wie Geffcken hervorhebt, das Regelmässige, letz- 
terer rechtlich wie geschichtlich eine Erweiterung des ersteren 
zu einem selbständigen Akt der Garanten^^), 

In dieser erweiterten Gestalt bezieht sich die Garantie 
nicht nur auf die Sicherung eines abgeschlossenen Vertrages, 
sondern sie kann überhaupt die Sicherung eines bestehenden 
Rechtsverhältnisses, resp. Besitzverhältnisses zum Gegenstand 
haben. Solche Verhältnisse sind z. B.^*) das eines neutra- 
lisirten Staates^^), die Verfassung des garantirten Staates, der 
Territoralbestand eines Staates, die Unabhängigkeit neugebil- 
deter Staaten, die Bewahrung neugebildeter Rechtsverhältnisse 
etc.^«). 



**) BtUmerincgi 306. Vgl. auch Neumann 1. c: «Eine voUständige Ände- 
rung des Vertrages durch die Kontrahenten selbst, wodurch Gegenstand und 
Wesen desselben umgestaltet wird (Novation), hebt die Verpflichtung des Garanten 
auf, weil mit der Novation der gewährleistete Vertrag aufgehört hat zu existiren, 
um einem andern Platz zu machen. Ebensowenig kann dadurch, dass die Kon- 
trahenten in dem Dokumente des garantirten Vertrages einen älteren Vertrag 
bestätigt haben, dem Garanten, dessen Absicht nur auf den eigentlichen Vertrag, 
den er garantirt, gerichtet ist. Recht oder Pflicht erwachsen, auch den in der 
Urkunde citirten älteren Vertrag mitzugarantiren». Über diesen letzteren Punkt 
Tgl. auch Heßer 212, Geffcken 1. c. 

*•) Vgl. hiezu BluntscMi § 432, der «Bürgschaftsgarantie» und «Garantie- 
beschluss» unterscheidet. 

^*) Vgl. Bulmerineq 306. Geffcken U. 213: «Gegenstand der Garantie kann 
jedes Rechts- resp. Besitz Verhältnis sein, also sieh sowohl auf innere, wie äussere 
Fragen beziehen». 

**) Über die Neutralisation insbesondere vgl. Bulmerineq 198, 307. Da- 
selbst auch Beispiele von Garantieverträgen. 

*•) Härtens unterscheidet nach dem Inhalt drei Hauptarten: 

a. Die Garantie der Aufrechterhaltung eines gewissen Zustandes. 

b. Die Garantie der Erfüllung einer bestimmten Leistung, wie namentlich 
der Bezahlung einer Schuld. 

c. Die Garantie der Erhaltung einer gewissen inneren Verfassung eines 
Volkes. 
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Die Garantie kann eine einfache oA^r Einzelgarantie sein, 
^enn sie von einem einzelnen Staat ausgeht. Oder aber 
sie ist eine ^zusammengesetzte» Garantie. 

Diese kann wiederum eine gegenseitige sein: mehrere 
Staaten schliessen für einander Garantieverträge ab*^^). Oder 
sie ist eine mehrfache Einzeig arantie, resp. eine Kollektiv- 
Garantie : mehrere Staaten leisten einem Vertrage, resp. einem 
Rechts- oder Besitzverhältnis gegenüber Garantie, und zwar 
entweder jeder für sich oder gemeinsam. Im letzteren Falle, 
dem Falle der Kollektivgarantie, muss die Hilfe gemeinsam 
geleistet werden^®). 

Von besonderem Interesse ist der Kollektivgarantiever- 
trag. Wie bei den meisten Garantieverträgen, so handelt es 
sich insbesondere beim Kollektivgarantievertrag regelmässig 
keineswegs nur um das Interesse des Garantirten. Vielmehr 
ist regelmässig, wenn eine Anzahl Mächte einen völkerrecht- 
lichen Rechtszustand gemeinsam in Schutz nehmen, der 
Grund der, dass dieser Zustand nicht nur für den Garantirten 
wichtig, sondern auch im Interesse der Garanten gelegen ist. 



*'^) Härtens 421: «Gegenseitige Garantie, wodurch sieh die Staaten wechsel- 
seitig die Unverletzlichkeit ihrer Besitzungen und Rechte verbürgen». 

") Vgl. BluntschU §§ 439, 440: «Haben zwei oder mehrere Garanten einen 
Vertrag gewährleistet, so kann zunächst jeder derselben von den Beteiligten um 
Hilfe angerufen werden. Aber der angerufene Garant ist seinerseits berechtigt, 
bevor er einseitige Hilfe leistet, ein Einverständnis mit den übrigen Garanten zu 
versuchen». «Ist die Garantie zweier oder mehrerer Staaten ausdrücklich als eine 
gemeinsame, nicht als eine mehrfache Einzelgarantie verabredet worden (Kollek- 
tivgarantie), so sind die garantirenden Staaten zugleich um Beistand anzugehen 
oder zur Verteidigung des garantirten Zustandes aufzurufen. Der Garantiefall ist 
gemeinsam von denselben zu prüfen und soweit es nötig und thunlich erscheint, 
gemeinsame Hilfe oder Abhilfe zu gewähren. Können sich die Garanten nicht 
untereinander verständigen, so ist jeder Einzelne berechtigt, und bona fide verpflichtet, 
nach seinem Ermessen dem Vertrag Folge zu geben». «Insoweit ein gemeinsames 
Interesse der Kollektivgarantie zu Grunde liegt, haben auch alle Beteiligten em 
Recht, die anderen Teilnehmer zur Ausübung ihres Rechts und zur Erfüllung 
jhrer Pflicht zu mahnen». Geffcken H. 213 unterscheidet zwischen Kollektivga- 
rantie und Kollektiv- und Separatgarantie. «Letztere ist die bindendere Form, 
insofern jeder Garant ohne Rücksicht auf die Nichterfüllung seiner Genossen zum 
Eintreten verpflichtet und berechtigt ist». Gareis 183 will die Frage, ob eine 
der Garantiemächte für sich allein schon verpflichtet sei, für das garantirle Recht 
oder die Aufrechterhaitung des garantirten Zustandes einzutreten, im Zweifel be- 
jaht wissen. Vgl. auch Martens 423. 
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Der Schwerpunkt liegt für die Garanten in ihrem eigenea 
Interesse"), 

Es hat das die Folge, dass beim selbständigen Ga- 
rantievertrag die Mächte einschreiten können, ohne dazu 
vom garantirten Staat aufgefordert zu sein, sobald ihr eigenes 
Interesse verletzt oder bedroht erscheint*®). Richtig ist, dass 
dadurch vielfach eine Rechtsbasis für Interventionen geschaffen 
wird. Namentlich wenn die Garantie z. B. die Erhaltung der 
Verfassung eines Staates zum Gegenstande hat. Härtens be- 
merkt mit Recht, dies enthalte insofern eine Anomalie, als 
principiell jeder Staat in seinen innern Angelegenheiten un- 
abhängig bleiben müsste. «Die Garantieleistung für die Be- 
wahrung der Staatsordnung eines Volkes ist nur zu oft zum 
Vorwand einer Intervention in seine Angelegenheiten genom- 
men worden»®^). 

In dieser Möglichkeit einer Intervention liegt die Schatten- 
seite der völkerrechtlichen Garantien. Aber es ist das eine. 
Möglichkeit, der sich vorbeugen lässt. Und es gilt darum,, 
den Schattenseiten gegenüber gerade einmal die Lichtseiten 
hervorzuheben. 

Die Bedeutung der Garantieverträge wird häufig unter- 
schätzt. Gaf^eis meint, der politische Wert der Garantien sei 
schon um deswillen gering, weil anerkannt werden müsse^ 
dass kein Staat seine eigenen Grundinteressen, namentlich 
seine Existenz, zur Verteidigung des garantirten fremden In- 
teresses aufs Spiel zu setzen habe. Nun versteht sich daa 
ja von selbst, dass die Verpflichtung, die versprochene Mit- 
wirkung auch zu verwirklichen, ihre Grenzen in berechtigten 
und überwiegenden Interessen des garantirenden Staates finden 
wird®*). Aber diese Grenze steht nicht nur dem Garantie- 
vertrage, sondern jedem völkerrechtlichen Vertrage entgegen, 

^*) Das gilt namenüich bei der I^eutralisation. Vgl. Bulmerincq 307 : «Da 
eine Neutralisation keineswegs stets bloss den Zweck des Schutzes der Neutrali- 
sirten hat, sondern auch zugleich gegen etwaige Annexionsgelüste eines dritten 
Staates, bisweilen sogar gegen die eines Mitgarants gerichtet ist». 

*«) Vgl. BlunUchli § 432, Geffcken H., sowie bei Holtzendorff H. 1. e., 
Gessner 1. c. 

•*) Vgl. auch Gareis 1. c. 

•") Vgl. Martern 423: «Worin namentlich die vom Bürgen zu ergreifenden 
Maassregeln behufs Durchführung seiner Verbindlichkeit zu bestehen haben, ist 
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wie im nächsten Paragraphen des näheren zu erörtern sein 
wird. Andererseits aber liegt es häufig gerade im eigenen 
Interesse der Garanten, dass sie die Garantie verwirklichen. 
Es ist die Möglichkeit einer Interessenkollision also kein 
Grund, die praktische Bedeutung der Garantieverträge zu 
unterschätzen, und noch weniger ein Grund, an der zukünf- 
tigen Weiterausbildung dieses Sicherungsmittels zu ver- 
zweifeln. Denn sonst müsste man an der Zukunft, an einer 
wirklichen zukünftigen Herrschaft des Völkerrechts überhaupt 
irre werden. 

Die Interessen, denen durch die Garantien gedient 
werden soll, beschränken sich häufig keineswegs auf die 
unmittelbar beteiligten Mächte, es handelt sich oft um 
Interessen der ganzen internationalen Gemeinschaft. Eine 
Kollektivgarantie der Mächte zum Schutz solcher universeller 
Interessen hat denn aber doch eine nicht zu unterschätzende 
Wichtigkeit. Man muss sich daher jedenfalls bemühen, schon 
jetzt die Bedeutung der völkerrechtlichen Garantie in das 
rechte Licht zu setzen. 

Zu diesem Zweck seien zunächst im Anschluss an das 
über die Sicherungsmittel der Verträge Gesagte einige Bemer- 
kungen über die völkerrechtlichen Rechtsmittel gemacht®*). 

6. Als hauptsächlichstes Sicherungsmittel völkerrecht- 
licher Verträge haben wir die Mitwirkung dritter Staaten 
kennen gelernt, die in die Form der Garantieverträge geklei- 
det wird. Derselben Erscheinung begegnen wir nun aber 
auch, wenn wir uns die Frage vorlegen, welche Rechtsmittel 
demjenigen Staat zur Verfügung stehen, der sich in seinen 
Vertragsrechten oder auch sonst irgendwie verletzt oder be- 
nachteiligt fühlt. Auch hier liegt der Weg, auf dem eine 
rechtliche Abhilfe völkerrechtlich gewährt ist, in der Mitwir- 
kung dritter Staaten. 

Insofern keiner der Streitteile auf das von ihm in An- 
spruch genommene Recht verzichten will, andererseits aber 



eine rein faktische Frage. Id keinem Falle kann man von ihm fordern, dass er 
seine Existenz der Verteidigung fremder Interessen aufopfere: ultra posse nemo 
tenetur». 

*>) Vgl. üher diese u. A. BlmUMi 271, Heffter 228, Btilmerincq M. 349, 
Gareis 187, Neumann 87, Martens I. 407, II. 448 fg. 
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das äusserste Mittel, die Selbsthilfe, die Anwendung von 
Gewalt, vermieden werden soll, bleibt als Ausweg die Mög- 
lichkeit des Vergleichs®*). Dieser Vergleich braucht jedoch 
keineswegs ein beiderseitiges Nachgeben mit Bezug auf die 
in Anspruch genommenen Rechte oder einen Teil derselben 
in sich zu schliessen. Vielmehr kann er sich auf die Art 
und Weise der Schlichtung des Streites beziehen, indem die 
Streitteile darauf verzichten, denselben ganz eigenmächtig zu 
entscheiden, und statt dessen eine Mitwirkung dritter Staaten 
eintreten lassen. 

Wenn wir die völkerrechtlich üblichen Rechtsmittel Re- 
vue passiren lassen, so werden wir finden, dass sie durchweg 
sich unter der Rubrik «Mitwirkung dritter Staaten» ver- 
einigen lassen. Man hat da — abgesehen von Unterhand- 
lungen zwischen den streitenden Teilen, denen man kaum 
den Charakter von «Rechtsmitteln» wird beilegen dürfen — 
die sog. gütliche Verwendung oder das Anerbieten guter 
Dienste, bons Offices, man hat die Vermittlung oder Media- 
tion, und man hat — last not least — den Schiedsspruch. 

Alle diese Mittel zur Beilegung völkerrechtlicher Streitig- 
keiten haben das Gemeinsame, dass sie in einer «Mitwirkung 
dritter Staaten> bestehen. Zum Teil dienen sie übrigens 
nicht nur zur Schlichtung von Streitigkeiten, sondern auch 
zum Abschluss von Verträgen. 

Die Mitwirkung ist eine mehr oder minder intensive. 

Am schwächsten gelangt sie zum Ausdruck bei der <güt' 
liehen Verwendung»^^). Diese kann sowohl angeboten, als 
erbeten, aber auch infolge eines gegebenen Versprechens 
geleistet werden. In allen Fällen beschränkt sich aber hier 
die «Mitwirkung» auf Vorschläge, die den Streitteilen gemacht 
werden. Der eigentliche Entscheid des Streites bleibt in den 
Händen der letzteren, die Vertragskontrahenten sein können, 
aber nicht zu sein brauchen, da die «Mitwirkung» sich nicht 
auf Vertragsstreitigkeiten beschränkt^®). 



•*) Hiezu vgl. Martern H, 454. 

•*) Über die «bons Offices» ist namentlich zu vergleichen das Protokoll 
vom 14. April 1856 zum Pariser Friedensvertrag. 

••) Die guten Dienste sind auch eine der Arten, wie dritte Staaten an dem 
Zustandekommen eines Vertrages teilnehmen können. Vgl. Härtens 1. c. 
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Nicht viel anders verhält es sich bei der <Vermittelung> , 
obgleich diese praktisch als eine Steigerung der <guten Dienste» 
angesehen wird*^). Sie kann ebenfalls angeboten, erbeten 
oder vertragsmässig vorgesehen sein. Auch hier handelt es 
sich im wesentlichen um Vergleichs vorschlage. Die Pflicht 
einer gewissen Unparteilichkeit ergibt sich daraus von selbst. 
Zur Annahme seiner Vorschläge kann der Vermittler die Par- 
teien jedoch in keiner Weise zwingen. Die Vermittelung kann 
sich nicht nur auf Ausgleich von Streitigkeiten zwischen 
Staaten beziehen, sondern beispielsweise auch auf den Ab- 
schluss von Verträgen, in welchem Falle jedoch zu bemerken 
ist, dass der Vermittler nicht eo ipso Garant des unter seiner 
Vermittelung abgeschlossenen Vertrages ist^^). 

Die Vermittelung kann bei Gelegenheit von Kongressen 
oder Konferenzen vor sich gehen^*). 

Wenn bei den bisher genannten Arten der Mitwirkung 
die Streitteile die eigentliche Entscheidung des Streites selbst 
in der Hand behalten, und die Mitwirkung der dritten Staaten 
nur in Vergleichsvorschlägen besteht, die befolgt, aber auch 
nicht befolgt werden können, so ist die Art der Mitwirkung 
beim Schiedsspruch''®) eine total andere, indem hier die Streit- 
teile einen Vertrag — Kompromiss — abschliessen, kraft dessen 
sie die Entscheidung des Streits aus der Hand geben. Der 
Schiedsspruch beruht auf diesem Kompromiss. Der mit- 
wirkende dritte Staat, der Schiedsrichter, hat hier die Ent- 

•^) Wie Bulmerincci 1. c. bemerkt, werden beide in den Staatsschriften von 
einander unterschieden, aber auch wieder miteinander vermengt. Doch haben that- 
ßächlich Staaten «gute Dienste» angenommen, in demselben Falle «Vermittelung» 
aber abgelehnt. Vgl. auch Neumann 90: «Die Vermittlung, von dem keinerseits 
verbindlichen Anerbieten freundlicher Dienste wohl zu unterscheiden, beruht, wie 
der schiedsrichterliche Spruch, auf einem Vertrage. Der Vermittler übernimmt 
vertragsmässig die Verpflichtung, den Streit, wenn thunlich, auszugleichen, jeden- 
falls nach Kräften zur Annäherung extremer Meinungen und Forderungen bei- 
zutragen». 

•') Bulmerincq 351, Martern L 408: «Für die Erfüllung der unter seiner 
Mediation eingegangenen Verbindlichkeiten steht der vermittelnde Staat nicht ein». 

*^) Martens 1. c. : «Der vermittelnde Staat participirt in aller Form an 
den Verhandlungen, meist auf Einladung beider Parteien oder einer, in seltenen 
Fällen von sich aus, und bemüht sich, eine Vereinbarung auf Grund seiner Vor- 
schläge zustande zu bringen.» Vgl. auch daselbst n. 455. 

'°) Eine Zusammenstellung von Schiedssprüchen siehe bei Bulmermcqi 353. 
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Scheidung des Streites, und die Streitteile sind vertragsmässig 
zur Unterwerfung unter seinen Schiedsspruch verpflichtet, 
«Der Entscheid hat für die Interessenten die Bedeutung eines 
giltigen Vergleichs» (Heffter 233). — 

Unter den Rechtsmitteln des Völkerrechts steht der 
Schiedsspruch ohenan*^^). 

Wenngleich es ausgeschlossen sein dürfte, dass einmal 
in Zukunft alle internationalen Streitigkeiten durch Schieds- 
gericht entschieden werden*^^), so hofft man doch und darf 
man auch hoffen, dass dieses Mittel immer mehr zur Anwendung 
kommen werde. Eine Garantie für die Anwendung desselhen 
bietet die in völkerrechtlichen Verträgen übliche kompromis- 
sarische KlauseF'). — 

7. Wenn wir nunmehr die Frage aufwerfen nach dem 
gemeinsamen Charakteristikum der völkerrechtlichen Garan- 
tien, worunter wir sowohl die Mittel zum Schutz von Ver- 
trägen, als überhaupt zum Schutz des Völkerrechts, zum Aus- 
gleich völkerrechtlicher Streitigkeiten verstehen — so ergibt 
sich, dass diese Mittel durchwegs in der Mitwirkung dritter 
Staaten bestehen. Und zwar kann diese Mitwirkung, wie wir 
gesehen haben, eine so weit gehende sein, dass dem resp. 
den dritten Staaten die vollständige Verteidigung eines Ver- 
trages, das vollkomemne Richteramt über einen Streit zwi- 
schen Staaten zufällt. 

Angesichts dieser unbestreitbaren Thatsache wollen wir 
nicht wieder auf die Behauptung, es fehle dem völkerrecht- 

^*) Die zahlreiche Litteralur üher die Schiedsgerichte vgl. z. B. bei Meüi 
System 132. Von besonderem Interesse ist der Entwurf des Institut de droit 
international über die Schiedsgerichte (abgedruckt in der Revue de droit inter- 
national Vn. 277, sowie bei Meüi Aufgaben 57; vgl. auch Annuaire 1877). 

^*) Vgl. hiezua'%210 fg.: «Schiedsgerichtliche Entscheidung aW«r Streit- 
fragen mit wnbedingttm Ausschluss des Krieges ist überhaupt nicht eine völ- 
kerrechtliche, sondern eine staatsrechtliche Institution, die nur für Staatenver- 
bindungen passt . . Es muss also . . . von der Idee schiedsgerichtlicher Entschei- 
dungen für Me Streitfälle unter souveränen Staaten . . . abgesehen werden, und 
es muss vielmehr streitenden Staaten das schiedsgerichtliche Verfahren bloss näher 
gelegt und erleichtert, die Frage selbst aber ihrer eigevken Entaehliessung in 
jedem konkreten Falle überlassen werden». 

^•) Vgl. aber itfetZi Aufgaben 57: «Allein die Vereinbarung der sog. Eom- 
promissklausel genügt nicht ; es müssen auch die Organe bezeichnet und die Be« 
Stimmungen über das völkerrechtliche Prozessverfahren getroffen werden >• 
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liehen Vertrag an äusseren Garantien, zurückkommen. Viel* 
mehr wollen wir uns die Frage vorlegen, ob die vorhandenen 
Mittel wirklich so absolut unvollkommene sind, und ob nicht 
vielmehr diese Mittel in ihrer Eigenart in der Natur des 
Völkerrechts begründet und daher durchaus angemessene sind. 

Das innerstaatliche Recht haben wir als ein Befehlsrecht, 
<ein Gesetzesrecht kennen gelernt. Seinem Charakter entspricht 
daher durchaus der im Staate bestehende Rechtsschutz, den 
wir kurz als einen organischen Zwangsschutz gekennzeichnet 
iahen. Umgekehrt ist das Völkerrecht ein Vertragsrecht, es 
beruht äusserlich nicht auf Befehlen, sondern auf Konsens- 
Erklärungen, und bedeutet also ein rechtliches Band zwischen 
Einer Mehrzahl von Staaten. Sollte es nun im Völkerrecht 
nicht begrifflich von vorneherein ausgeschlossen sein, dass ein 
•organischer Zwangsschutz als Ausfluss einer übergeordneten 
Willensmacht stattfinde? Sollte es nicht vielmehr schon die 
Natur dieses «Vertragsrechtes» mit sich bringen, dass, wie 
dieses Recht überhaupt^ so auch der Schutz dieses Rechtes 
ein «vertragsmässiger» sei*^*), d. h. dass zwischen Staaten, 
über denen es ja keine höhere Rechtsinstanz geben kann, 
-die Schutz- und Rechtsmittel ihre Existenz «Konsenserklä- 
rungen> der zu schützenden resp. im Streit begriffenen Staaten 
verdanken, und dass in Ermangelung einer höheren, über den 
Staaten stehenden Autorität die Ausübung dieses Schutzes 
dritten Staaten übertragen wird? 

Unseres Erachtens entsprechen die vorhandenen Schutz- 
mittel durchaus der besonderen Natur des Völkerrechts: sie 
können gar keine anderen sein, sie können ihre Eigenart 
ebenso wenig ändern, wie das Völkerrecht seinen Charakter 
als konventionelles Recht. Gerade wie der Charakter des Ge- 
setzesrechts einen organischen Zwangsschutz heischt, so heischt 
das «Vertragsrecht» die vertragsmässige Mitwirkung Dritter. 
Und gerade wie wir als charakteristisches Merkmal der Ent- 
stehung des Völkerrechts die Gemeinsamkeit kennen gelernt 



^*) Dieses Moment betont auch Härtens II. 6 fg. mit Bezug auf die inter- 
nationale Verwaltung im allgemeinen. Sobald eine Regierung irgend eine Maass- 
regel oder Einrichtung internationaler Art treffe, entstehe die Notwendigkeit von 
Vereinbarungen zwischen den Staaten. «So wird also die internationale Verwal- 
tung eine wesentlich vertragsmässige Basis haben müssen». 
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haben, so begegnen wir dieser selben Erscheinung auch bei 
der Frage nach dem Schutz des Völkerrechts: Gemeinsamkeit 
ist auch hier der Grundzug. Gemeinsam übertragen die 
Staaten die Mitwirkung bei ihren Angelegenheiten dritten 
Staaten, und gemeinsam wirken die Staaten zusammen, das 
Recht zu schützen. Auf Gemeinsamkeit, auf Vertrag beruht 
nicht nur das internationale Recht, sondern auch der Schutz 
dieses Rechtes. 

In der Möglichkeit einer Mitwirkung dritter Staaten 
liegt also durchaus ein in der Natur des Völkerrechts be- 
gründetes Äquivalent für diejenigen Mittel, die innerhalb des 
Staates zur Durchführung des Rechts geboten sind. 

Die völkerrechtlichen Rechtsmittel haben aber nicht 
nur ihre Begründung in der Natur und Eigenart des Völker- 
rechts, sie sind auch keineswegs so unvollkommene Mittel, 
wie man zu behaupten gewöhnt ist. 

So wenig wie das Völkerrecht ein unvollkommenes Recht 
ist, weil es in anderer Form in Erscheinung tritt, als das 
innerstaatliche Recht, und so wenig wie seine Verbindlichkeit 
eine minder grosse ist, als die des letzteren, so wenig sind 
auch die dem Völkerrecht zur Verfügung stehenden Schutz- 
und Rechtsmittel an sich unvollkommene. 

Was unvollkommen ist, das sind nicht die Mittel, son- 
dern die Menschen resp. Staaten, die von diesen Mitteln sehr 
häufig — ein Beweis für die Ohnmacht des Völkerrechts und 
für die Macht der Politik — keinen Gebrauch machen wollen. 
An Mitteln fehlt es nicht, nur an der allgemeinen Anwendung 
derselben. Wenn die Staaten allgemein von der Möglichkeit 
der Schaffung <vertragsmässiger» Rechtsinstanzen Gebrauch 
machen wollten, würde kein Mensch mehr behaupten, es fehle 
dem Völkerrecht an äusseren Garantien, oder die vorhandenen 
Garantien seien unvollkommen. — 

Wenn wir die völkerrechtlichen Garantien, die <Rechts- 
mittel> des Völkerrechts, von diesem Gesichtspunkte aus be- 
trachten, dann ergibt sich uns von selbst die Aufgabe, deren 
Lösung vor allem im Interesse der Verstärkung des Völkerrechts 
geboten ist: Auf eine immer allgemeinere Anwendung der 
völkerrechtlich gebotenen Garantien, auf möglichst allgemeine 
Unterwerfung unter «vertragsmässige> Rechtsinstanzen muss 
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hingearbeitet werden. Die Mitwirkung dritter Staaten ist es, 
an die man dabei unter allen Umständen anzuknüpfen hat. 
Diese Mitwirkung muss eine immer intensivere und allge- 
meinere werden. Der Abschluss von Garantie Verträgen, die 
Unterwerfung unter Schiedssprüche ist der Weg, auf dem 
allein das Ziel erreicht werden kann, das allen als Ideal vor- 
schwebt: die wirkliche Herrschaft eines Völkerrechts. Je 
grösser die Zahl der «mitwirkenden» Staaten ist, je grösser 
die Zahl der Garantieverträge, je häufiger die Schiedssprüche, 
desto grösser ist auch die Macht des Völkerrechts. 

Gerade wie durch den Abschluss neuer Verträge, durch 
den Beitritt zu bestehenden Verträgen, das Geltungsbereich 
des Völkerrechts erweitert wird, so wird durch immer allge- 
meinere «Mitwirkung dritter Staaten» zum Schutz der Ver- 
träge, zur Schlichtung von Streitigkeiten, die reale Kraft des 
Völkerrechts gestärkt. 

Daher gilt es vor allem bei den Staaten das Bewusstsein 
zu wecken von der Notwendigkeit des gemeinsamen Yorgehens. 
Erst wenn man allgemein erkannt hat, dass die Gemein- 
samkeit, die Solidarität, im eigensten Interesse aller gelegen 
ist, wird man zu einer Weiterbildung der völkerrechtlichen 
Schutzmittel die Hand reichen. 

Angesichts der immensen Fortschritte im internationalen 
Verkehrsleben darf man sich aber wohl der Hoffnung hin- 
geben, dass in der That auch die Rechtsschutzmittel einer 
allgemeineren praktischen Bedeutung und einer Weiterausbil- 
dung entgegengehen"^). 

In welcher Form diese Weiterausbildung vor sich gehen 
wird, lässt sich natürlich nicht sagen. An Vorschlägen fehlt 
es nicht, an praktisch durchführbaren sowohl, als an un- 
vernünftigen, weil übertrieben weitgehenden. Jedenfalls wer- 
den aber in demselben Maasse, wie der Rechtsverkehr der 
Völker zunimmt und die gemeinsamen Interessen mannigfal- 
tigere werden, auch die völkerrechtlichen Garantien an Zahl 
und Stärke zunehmen. Denn die universellen Interessen der 



^*) Vgl. hiezu Mein Aufgaben 57. Derselbe bemerkt, es sei kein Zweifel, 
dass das gegenwärtig noch sehr unvollkommen daliegende Rechtsmittelsystem des 
Völkerrechts einer grossen Zukunft entgegengehen könne. «Wir stehen hier vor 
neuen Bildungen, die in Sicht sind». 

15 
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modernen Staaten bedürfen notwendig auch eines universellen 
Schutzes. 

Dieser sicher bevorstehende Fortschritt kann aber im 
Wege der Vertragsschliessung beschleunigt und also dadurch 
die Stärkung des Völkerrechts schon in einer näheren Zukunft 
herbeigeführt werden. 

Ein allgemeiner Garantievertrag! 

Die im Rechtsverkehr, in Vertragsbeziehungen stehenden 
Staaten durch einen Vertrag geeinigt, in welchem nicht etwa 
nur jeder die Verbindlichkeit der von ihm selbst abgeschlos- 
senen und abzuschliessenden Verträge anerkennt'®), sondern in 
dem die sämmtlichen Kontrahenten gemeinsam die Garantie 
aller von einzelnen unter ihnen abgeschlossenen und abzu- 
schliessenden Verträge übernehmen, also eine allgemeine Ga- 
rantie auf Gegenseitigkeit! Und als Folge davon eine vertrags- 
mässige Verpflichtung der sämmtlichen beteiligten Staaten, ge- 
meinsam allen Vertragsverletzungen gegenüber einzuschreiten ! 

Ein solches Ziel erscheint unerreichbar, ein solcher Vor- 
schlag unvernünftig! Aber jedenfalls würde ein solcher Ga- 
rantievertrag die Folge haben, dass für alle F^r^rag^^streitig- 
keiten, Erfüllung von Vertragspflichten, Auslegung von Ver- 
trägen^"^) etc. eine «Mitwirkung dritter Staaten» vertragsmässig 
eintreten müsste, so dass damit für Vertragsstreitigkeiten eine 
Garantie für die allgemeine Anwendung des Rechtsweges ge- 
geben wäre. Dies würde aber von selbst zur Beschreitung 
dieses Weges auch in anderen Fällen, wo es sich nicht um 
Vertragsstreitigkeiten handelt, überleiten. — 

Doch wir wollen hier weder die bisher gemachten Vor- 
schläge wiederholen, noch selbst in den Fehler verfallen, Vor- 
schläge auszuarbeiten. Es genügt uns, darauf hingewiesen 
zu haben, dass es an völkerrechtlichen Garantien an sich nicht 
fehlt, und dass diese — mag auch der Weg zum Ziele noch 
unklar, und mag das Ziel selbst näher oder ferner sein — 
mit Gewissheit einer Verstärkung entgegengehen. 



^®) Und in welchem eventuell auch die Staaten gemeinsame, für alle Kon- 
trahenten verbindliche Normen über die Abschliessung und die Wirkung der Ver- 
träge aufstellen. 

'') Hiefür wäre ebenfalls eine officielle Publikation der Verträge von der 
grössten Bedeutung. 
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An der Erreichung dieses Zieles muss aber die Theorie 
'sowohl als die Praxis mitarbeiten: nur mit vereinten Kräften 
wird dasselbe erreicht werden. — 

8. Man kann nicht von den Garantien, von den Rechts- 
und Schutzmitteln des Völkerrechts handeln, ohne auch auf 
die Bedeutung zu sprechen zu kommen, welche der €Selbst' 
Mlfe» im Staatenleben zukommt. 

Es ist oft betont worden, dass auch im Privatrecht, na- 
mentlich früherer Zeiten, die Selbsthilfe erlaubt sei. Vom 
Standpunkte des Völkerrechts ist jedenfalls ein Verbot der 
Selbsthilfe im allgemeinen von vorneherein ausgeschlossen. 
So lange eine Völkerrechtsnorm, welche die Staaten bis zu 
einem gewissen Grade*^^) in der Handhabung der Selbsthilfe 
beschränkt, nicht vorhanden ist, so lange muss man sagen, 
dass der souveräne Staat die Fähigkeit hat, da, wo die recht- 
lichen Garantien, die dem Völkerrecht eigentümlich sind, 
versagen, sich selbst zu helfen^®). 

Die Form, welche diese Selbsthilfe imäussersten Falle — 
also abgesehen von Retorsion und Repressalien — annimmt, 
ist der Krieg. 

Doch wäre es falsch, den Krieg allgemein als Mittel der 
Selbsthilfe zu definiren. 

Krieg an und für sich bedeutet Gewaltanwendung zwi- 
schen Staaten : er ist zunächst einfach Zwangsmittel. Daher 
fehlt ihm an sich jeder Rechtscharakter, vor allem ist der 
Krieg als solcher kein Rechtsmittel. Dagegen kann er Mittel 
der Selbsthilfe sein, insofern er unternommen sein kann, 
um Rechte zu schützen. Insoweit dies der Fall ist, fehlt ihm 
der Charakter des rechtlich Unerlaubten, er muss, da Selbst- 
hilfe im Staaten verkehr nicht verboten ist, bei Versagung 
anderweitiger völkerrechtlicher Garantien, als äusserstes Mittel 



'*) Eine vollkommene Ausschliessung der Selbsthilfe dürfte principiell un- 
möglich sein, weil dies den Staatszwecken oinier Umständen widersprechen könnte, 
und sich auch mit der Souveränität der Staaten nicht vereinigen Hesse. 

'•) Vgl. JelHnek System 309: «Da sich über den Staaten keine Rechts- 
schutz verleihende Centralgewalt erhebt, so muss die Selbsthilfe als bedenkliches 
und unsicheres Ersatzmittel desselben anerkannt werden. Und nicht bloss als 
Mittel des Rechts-, sondern auch des Interessen Schutzes, also selbst dann, wenn 
die Qualifikation der Interessen als rechtlicher nicht vorhanden ist». 
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der Selbsthilfe gelten gelassen werden, und kann insofern 
also Rechtsschutzmittel sein, d. h. Mittel zum Rechtsschutz, 

Damit ist aber nicht identisch «Rechtsmittel», denn die- 
ses bedeutet so viel als durch das Recht gewährtes Mittel zur 
Verfolgung oder Verteidigung von Rechten. Die Selbsthilfe 
ist nun zwar auch Mittel zum Rechtsschutz, «Rechtsschutz- 
mittel> in diesem Sinne, aber kein durch das Recht gewähr- 
tes Mittel, kein «Rechtsmittel»*®). Daraus, dass Selbsthilfe 
völkerrechtlich nicht verboten ist und nicht verboten sein 
kann, folgt noch nicht, dass sie ein «Recht> ist. 

Für den Krieg ergibt sich daraus, dass er, an sich Zwangs- 
mittel, möglicherweise «Rechtsschutzmittel» sein kann, inso- 
fern er ein Akt der Selbsthilfe ist. Niemals aber, auch im letz- 
teren Falle nicht, ist der Krieg «Rechtsmittel» im Sinn von 
«durch das Recht gewährtes Mittel zum Rechtsschutz.» Der 
Krieg ist also niemals ein Recht, auch da nicht, wo er zum 
Schutz berechtigter Interessen unternommen wird, weil eben 
«Selbsthilfe» keine «Rechtshilfe» ist, vielmehr erst da einzu- 
treten pflegt, wo die «Rechtshilfe» versagt®*). 

Damit erledigen sich von selbst alle völkerrechtlichen 
Theorien, welche darauf abzielen, den Krieg zum Rechtsbe- 
griff zu machen®^). Was nicht verboten werden kann, ist ' 
deshalb noch kein Recht. 

Die Aufgabe der Theorie ist es daher, dem Kriege den 
Nimbus eines «Rechts» zu nehmen, mit dem sie ihn um- 

*°) Vgl. hiezu Hcigens, der betont, dass «Selbsthilfe» im Gegensatz zur 
«Rechtshilfe» steht. «Wo das Recht nicht hilft, da tritt Selbsthilfe ein. Auf der i 

anderen Seite ist Rechtsmittel ein durch das Recht gewährtes Mittel zur Verfolgung j 

bezw. Verteidigung der Ansprüche. Die Regriffe «Rechtsmittel» und «Rechtshilfe» 
sind daher identisch. Hieraus folgt, dass der Begriff «Rechtsmittel der Selbsthilfe» | 

eine contradictio in adiecto enthält: Er will Rechtshilfe in einem Falle gewähren, j 

wo thatsächlich das Recht keine Hitfe gibt, sondern jeder sich selbst helfen muss^ 
so gut er kann». 

®*) Vgl. Lueder 173: «Der Krieg ist kein Rechtsmittel, weil er nicht be- 
grifflich aus dem Rechtsstreit entsteht, und kein Rechtsbegriff; sein Begriff be> 
steht vielmehr in der physischen Gewalt angewandt zwischen Staaten». JelUnek 
System 301: «Der Krieg, so sehr er durch Rechtsregeln eingeschränkt werden 
kann, ist und bleibt physische Gewalt, die als solche der Beurteilung durch das 
Recht gänzlich entzogen ist». 

**) Vgl. darüber nam. Zucker 1. c. Femer Seydel (Staatsrecht III. 615): 
«Wo Zwang und Befehl nach Aussen auftreten — im Kriege — tragen sie keinen 



Digitized by 



Google 



— 889 — 

kleidet hat, dafür aber darauf hinzuarbeiten, dass die recht- 
lichen Garantien des Völkerrechts verstärkt werden, so dass 
die Staaten den Schutz ihrer Rechte beim «Recht» finden, 
und, die Vorteile des «Rechtshilfeverfahrens» vor dem «Selbst- 
iiilfeverfahren> erkennend, die Anwendung der 4:Selbsthilfe> 
mit der Zeit in den Hintergrund treten lassen, wie es im 
Privatrecht schon längst geschehen ist®'*). — 

9. Da wir einmal des gewaltsamen «Verfahrens» gedacht 
liaben, so seien zum Schluss auch noch einige Bemerkungen 
über die Intervention^^) gemacht. Als Intervention oder Ein- 
mischung gilt jede unerbetene «Mitwirkung> dritter Staaten. 
Eine solche kann sich denkbarer Weise auf einen Vertrag 
beziehen, und zwar sowohl auf den Abschluss eines solchen, 
als auf einen bereits abgeschlossenen Vertrag. 

Andererseits kann die Intervention auch unabhängig von 
irgend welchen Vertragsverhältnissen sein und daher allgemein 
äIs unerbetene Einmischung in die Angelegenheiten und Ver- 
hältnisse dritter Staaten charakterisirt werden. 

Es wird nun als ein Grundprincip des Völkerrechts dar- 
gestellt, dass die Intervention in die Angelegenheiten anderer 
Staaten verboten sei. «Sie hat stets den Charakter einer Auf- 
dringlichkeit, ja Nötigung, und darf, dem Princip nach, nie- 
mals stattfinden»®*^). 

Das Princip der Nichtintervention wird im allgemeinen 
nicht nur von der Theorie, sondern als Princip auch von 
den Staaten anerkannt®*). 

rechtlichen Charakter. Allerdings kann der Herrscher auch hier Befehl und Zwang 
für diejenigen regeln, welche ihn ühen sollen, aber denjenigen gegenüber, gegen 
welche der Zwang stattfindet, wird nicht rechtliche, sondern thatsächliche Ge- 
walt geübt*. 

**) Eine eigentümliche Definition des Völkerrechts gibt Holland 1. c. 60. 
Er möchte das Völkerre(?ht als die öffentliche Meinung der Regierungen der civir 
üsirten Welt über jene Rechte definiren, «die der Staat sich auch durch Waffen- 
gewalt zu erzwingen berechtigt ist». Das ist eine traurige Charakteristik des 
Völkerrechts. 

") Darüber vgl. z. B. BlunUchli § 474, Heffler 109, 186, Gareis 84, 
JBulmerincq M. 191, 204, 351, 379, Neumann 33, Martens I 410, 299. Daselbst 
auch die Angaben über die Speciallitteratur. 

*») Martern 1. c. 

*•) Martens weist darauf hin, wie verwerflich der Ausdruck «Interventions- 
recht» sei, sie sei in keinem Fall ein Recht im juristischen Sinn. Die Mehrzahl 
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Doch wird es schon in der Theorie vielfach verklau- 
sulirt"). 

Martens unterscheidet : 

1. Die Einmischung in innere Angelegenheiten. Bei 
dieser komme es nicht sowohl auf den Unterschied zwischen 
den Ursachen, als zwischen den Subjekten und Objekten der 
Einmischung an. 

«Anders stellt sich die Intervention dem Blick dar, wenn 
sie sich auf Verhältnisse zwischen civilisirten Staaten, anders 
wenn sie sich auf Beziehungen dieser letzteren zu uncivilisir- 
ten Völkern bezieht.» 

a. «Die Intervention in die Angelegenheiten zwischen 
civilirten Nationen ist principiell unzulässig und immer un- 
erlaubt, weil sie mit der Unabhängigkeit der Staaten im 
Widerspruch steht. Ausserdem dürfte sie nicht zum Zwecke 
führen, da sie die Regierung, zu deren Gunsten sie geschieht, 
erniedrigt, die andere aber, wider welche sie erfolgt, reizt 
und beleidigt»®®). 

b. «Die Intervention in die Angelegenheiten zwischen 
civilisirten und uncivilisirten Völkern findet volle Anwendung 
in den genannten drei Fällen (siehe Anmerkung 88) ; ausser- 

der Autoren betrachte sie als eine Ausnahme von der Regel und verneine ein 
«Recht» zur Einmischung. 

*^) Martens 300: «Die diese Frage betreffende Aufgabe der zeitgenös- 
sischen Wissenschaft liegt in der Ausmerzuug derjenigen Ausnahmen vom Princip 
der Nichtintervention, die noch immer von publizistischen Autoritäten zugelassen 
werden, und oftmals die Kraft des Princips selbst durchbrechen». Vgl. aber 
denselben Schriftsteller oben im Text. 

^•) Jede Ausnahme von dem Frincip der Nichtintervention erscheine daher 
gefährlich; doch gebe es ausserordentliche Fälle, wo eine Einmischung in die 
Interna eines civilisirten Staates Platz greifen dürfe: nämlich die Kollektiv-Inter- 
vention, wenn die Interessen der internationalen Gemeinschaft die Intervention 
fordern. Solchenfalls müsse gegen den betr. Staat gemeinsam vorgegangen werden 
gemäss Obereinkommen aller leitenden Mächte. Dieser Fall sei gegeben: 

1. «Wenn die Einmischung vertragsmässig begründet ist, also z. B. gewisse 
Staaten die Bürgschaft für die Aufrechterhaltung der Verfassung des bez. Landes 
übernommen haben.» Dies ist aber gar keine Intervention. 

2. «Wenn die innere Staatsumwälzung positive Rechte anderer Mächte ver- 
letzt.» Dies ist keine Intervention in die iwneren Angelegenheiten. (Siehe das 
Beispiel daselbst.) 

3. «Wenn die Intervention durch die Einmischung eines anderen Staates 
herausgefordert wird (Gontre-lntervention).» 
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dem aber ist in Betreff der Türkei, Chinas, Japans und an- 
derer asiatischer Staaten die Einmischung der Kulturstaaten 
principiell rechtmässig, sobald die christliche Bevölkerung 
jener Länder barbarischen Verfolgungen oder Schlächtereien 
ausgesetzt ist. .Solchenfalls rechtfertigt sich die Intervention 
durch die Gemeinsamkeit der religiösen Interessen und die 
Gebote der Humanität (!) d. h. die Principien des natürlichen 
Rechts, welche im allgemeinen die Beziehungen der kultivir- 
ten Nationen zu ungesitteten normiren. (!) Unter civilisirten 
Staaten aber darf dieser Grundsatz keinesfalls gelten (!).» 

2. Die Einmischung in äussere Angelegenheiten. Zu 
dieser sollen besonders Vertragsverletzungen und die Not- 
wendigkeit der Erhaltung des politischen Gleichgewichts Ver- 
anlassung geben. Auch hier gelte das Princip der Nicht- 
intervention, sofern der zwischen den betr. Mächten obschwe- 
bende Zustand nicht direkt die Interessen der internationalen 
Gemeinschaft verletzt; sonst würde die Einmischung die 
Selbständigkeit, welche jedem Staat im Bereich der interna- 
tionalen Beziehungen unbedingt zukomme, vernichten. 

Martens bemerkt schliesslich, man müsse immer im 
Auge behalten, dass zwischen der Intervention in Externa 
und der Intervention in Interna ein wesentlicher Unterschied 
existire. «Die letztere involvirt fast jedes Mal eine Attake 
auf die Unabhängigkeit und nationale Selbständigkeit des 
Volkes, während die erstere an und für sich diesen Charakter 
nicht besitzt.» — 

Wir beabsichtigen nun nicht, zu dieser Theorie, die 
unseres Erachtens zu vielen Bedenken Anlass gibt — trotz- 
dem die Phrase von der Unzulässigkeit der Intervention jeden 
Augenblick wiederkehrt — einen Kommentar zu schreiben. 
Aber die Art und Weise, wie das — ebenfalls völkerrechtliche 
— Princip der Gleichheit der Staaten hier von der Theorie 
selbst wieder aufgehoben wird, verdient doch hervorgehoben 
zu werden. Es ist das ein Beweis für die Richtigkeit mancher 
Vorwürfe, die wir der Völkerrechtstheorie gemacht haben, 
für die Widersprüche, in die sie mit sich selbst gerät, für 
den Gegensatz, in dem sie zu ihren eigenen Sätzen, zur 
Wirklichkeit und zur Moral steht. 
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Um air dies zu rechtfertigen, wird in der Theorie stets 
aus der «Kulturdifferenz> Kapital geschlagen. Martens steht 
auf dem Standpunkt, dass das Völkerrecht ein ausschliesslich 
europäisches Völkerrecht sei®*). Es sei absolut unmöglich, 
das Völkerrecht anderen Völkern gegenüber zur Anwendung 
zu bringen*®). 

Nichtsdestoweniger sind die Verträge, welche man die- 
sen Völkern unter Berufung auf das Völkerrecht aufgezwun- 
gen hat, nach Martens rechtsgiltig. 

Also einerseits drängt man diesen Völkern eine Rechts- 
gemeinschaft unter Berufung auf das «Recht» auf, andererseits 
erklärt man sie, trotzdem sie ihrerseits die vermeintlichen 
Regeln dieses Rechts beobachten, für unfähig, Glieder dieser 
Gemeinschaft zu sein. Und während man auf der einen 
Seite das Princip der Gleichheit und das Princip der Nicht- 
intervention aufstellt, gestattet man principiell die Interven- 
tion im einen Fall und schliesst sie im anderen Fall aus. 
Um diese Widersprüche zu rechtfertigen, müssen dann das 
Recht und — diese Ironie ist nicht minder gross — die Hu- 
manität herhalten*^) (!). 

Bei einer solchen einseitigen und utilitarischen Auf- 
fassung vom Wesen des Rechts und der Humanität muss es 
allerdings schwer fallen, auch nur ein einzelnes Rechtsprin- 
cip, wie das der Nichtintervention, richtig zu begründen, ge- 
schweige denn ein ganzes Völkerrechtssystem zu konstruiren. 

In letzterer Beziehung stehen wir einfach auf einem 
Standpunkte, der sich für den Positivisten von selbst ergibt : 
Eine völkerrechtliche Gemeinschaft besteht überhaupt nur 
zwischen solchen Staaten, die in Vertragsbeziehungen stehen, 
aber für alle diese. Irgend ein Unterschied in der rechtlichen 
Behandlung der Glieder dieser Gemeinschaft darf unter keinen 

•') Das ist es auch in der cmseitigen Form, in der es von der Theorie 
dargestellt wird. Siehe oben die Einleitung. 

®°) Dagegen dürfen sich die Europäer anderen Völkern gegenüber stets, 
wenn es ihnen passt, auf dieses Völkerrecht, das sie selbst nicht zur Anwendung 
bringen, berufen. 

'*) Dass gerade ein Russe die « Kulturdifferenz » so betont, darf man um 
i&o mehr als auffallend bezeichnen, als die ostasiatischen Staaten sich einer unend- 
lich höheren Kulturstufe als gerade Russland erfreuen. 
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Umständen anerkannt werden. Das Princip der Gleichheit 
erleidet — wenigstens theoretisch — keinerlei Ausnahmen. 

Und ebenso ist an dem Princip der Nichtintervention we- 
nigstens in der Theorie absolut festzuhalten. Eine interne 
Intervention ist nicht nur zwischen «civilisirten» Völkern, son- 
dern überhaupt zu verbieten. Ebenso ist aber die externe Inter- 
vention für unzulässig zu erachten. Ein Ersatz für die letz- 
tere bietet sich in der Möglichkeit der vertragsmässigen Mit- 
wirkung dritter Staaten. Durch diese kann ein gemeinsames 
Vorgehen und Einschreiten dritter Staaten gegenüber Ver- 
tragsverletzungen, sowie überhaupt gegenüber Verletzungen 
des Völkerrechts und Gefährdungen der universellen Interessen 
der internationalen Gemeinschaft ermöglicht werden, ohne 
dass die ^Einmischung» den Charakter der Intervention an- 
zunehmen braucht. Gewiss ist in den gedachten Fällen eine 
«Einmischung Dritter» vom internationalen Standpunkte aus 
oft im höchsten Grade wünschenswert. Aber es liegt gleich- 
zeitig principiell im Interesse des Völkerrechts, dass eine 
Verletzung der staatlichen Unabhängigkeit unter keinen Um- 
ständen rechtliche Sanktion erhalte. Und daher geht die 
Aufgabe auf möglichst allgemeine, vertragsmässige Festsetzung 
<ies gemeinsamen Einschreitens gegenüber solchen Fällen, die 
dies aus internationalen Gesichtspunkten rechtfertigen. 

Nur wenn die Theorie in dieser Weise an den von ihr 
aufgestellten Principien konsequent festhält, darf man er- 
w^arten, dass dieselben in der Praxis Berücksichtigung finden. 
Anderenfalls verleiht die Theorie durch die Konzessionen, die 
sie den Akten der Politiker macht, diesen allerdings eine an- 
scheinende «Rechtmässigkeit», aber sie steht damit gerade 
ihrer Hauptaufgabe, die darauf gerichtet ist, solche Akte aus 
der Welt zu schaffen und dem Recht zum Siege zu verhelfen, 
am meisten im Wege. 

Wenn schon die Theorie so wenig konsequent ist, so 
darf man sich über die Praxis gar nicht wundern. Wenn 
die Rechtstheorie Gewalthandlungen sanktionirt, dann ist 
man eben bei Begehung derselben in seinem guten Rechte : 
die Praxis ist mit diesen «Rechtssätzen» wohleinverstanden. 
So kommt es, dass praktisch das Princip der Nichtintervention 
eigentlich nur eine Phrase ist, mit der auf die Leichtgläubig- 
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keit von Zeitungslesern spekulirt wird. Man braucht nur 
nach Asien zu schauen, um zu sehen, wie die Praxis durch- 
aus die einseitigen Sätze der Theorie, die sich auf die «Kul- 
turdifferenz» stützen, «befolgt». Dort interveniren die euro- 
päischen «Grossmächte», das «diplomatische Corps>, jeden 
Augenblick — in Angelegenheiten, die durchaus interner 
Natur sind und die Grossmächte gar nichts angehen — ohne 
dass ein Hahn danach kräht. Es kommt eben nur darauf 
an, we?' eine Handlung begeht, um zu wissen, ob er diese 
Handlung begehen dar/" — eine treffliche Illustration für die 
bestehende Gleichheit ! Wenn einmal andere Staaten, die keine 
europäischen Grossmächte sind, interveniren wollten, dann 
wäre natürlich sofort die «öffentliche Meinung» empört. An 
Hand des «Völkerrechts» würde man die ganze Verdammungs- 
würdigkeit des Ereignisses aufdecken. — 

Nein ! Eine Herrschaft des Völkerrechts über die Politik 
wird erst dann möglich sein, w^enn Gleichheit in dem Sinne 
thatsächlich herrscht, dass das, w^as eine Grossmacht — und 
wäre es selbst England — darf, die andern auch dürfen \ 
Damit dieses Ziel erreicht werde, will das Rechtsbewusstsein 
der Staaten geweckt und gestärkt sein. Und das ist die Auf- 
gabe der Theorie ! Nicht unterstützen soll sie die Thaten 
der Politik, sondern die Richtschnur soll sie ihnen geben. 
So lange sie das nicht thut, wird sie ihrer Aufgabe nicht 
nur nicht gerecht, sondern steht der Erfüllung derselben viel- 
mehr im Wege : Es wird dann nie zu einer wirklichen 
Herrschaft des Rechts zwischen den Völkern kommen. — 
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§ 12. Endigung. 

1. Unter den Endigungsgründen des völkerrechtlichen 
Vertrags ist eigentlich nur einer, von dem hier besonders zu 
handeln ist. Immerhin seien auch die anderen Gründe hier 
aufgezählt^). 

Jeder Vertrag endigt durch Erfüllung^)^ wenn sein 
Zweck erreicht, das Versprochene geleistet ist. 

Ebenso durch übereinstimmende Willenserklärung^) — 
muticns dissensus — , die den alten Vertrag aufhebt oder ab- 
ändert, oder durch Erlass von Seiten des Berechtigten^). 

Fernere Endigungsgründe sind Ablauf der Zeit, wenn 
ein Endtermin gegeben war^), oder der Eintritt einer Resolu- 
tivbedingung. \ 

Rein thatsächliche Endigungsgründe sind Untergang 
eines der Subjekte^ also Aufhören eines Staates, oder Unter- 
gang des VeTtvsigsgegenstandes^). Auch Unmöglichkeit der 
Erfüllung^ Eintritt von Umständen, welche die Erfüllung des 
Vertrages faktisch unmöglich machen, ist ein Endigungs- 



Vgl. dazu Bluntschli 255, Oppenheim 188, Heffter 216, Berner 646, 
ßulmerincq M. 309, Oessner 79, Gareis 184, Neumann 84, Jellinek 62, Ldband 
M. 117, Tezner 155, Martena I. 425. 

^) Vgl. Martens 417: «Was die Art und Weise der Erfüllung internatio- 
naler Obligationen betrifft, so bestimmt darüber die innere Gesetzgebung und 
Verwaltung des einzelnen Landes. Auf jeden Fall ist ein Staat, nachdem er einen 
Vertrag abgeschlossen und ratifizirt hat, verpflichtet, denselben zu publiziren und 
die sonstigen geeigneten Maassregeln zu ergreifen, durch welche die Erfüllung 
desselben ermöglicht und gesichert werden kann.» 

') Vgl. BiUmerincq M. 302: «Sowie ein Vertrag nur durch eine überein- 
stimmende Willensertlärung abgeschlossen wird, so kann er auch nur durch eine 
gleiche abgeändert oder aufgehoben werden. Dieser selbstrerständliche Satz 
wurde bekräftigt durch die Londoner Konferenz von 1871» (im vorigen Para- 
graphen citirt). Vgl. auch Gessner 1. c. 

*) Aber «nicht jeder Vertragschliessende hat auch das Recht, die Verbind- 
lichkeit wieder zu erlassen» (Geffcken H. 218). 

*) Über «stillschweigende Vertragserneuerung» BhmtschU § 451, Heffter 217, 
Geffcken H. 218, der zwischen Bestätigung, Verlängerung und Erneuerung unter- 
scheidet. Ferner Gessner 79, Neumann 85, Martens 426. 

') Wobei event. ein Entschädigungsanspruch begründet sein kann. Gess- 
ner 80. 
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grund'), der sich jedoch mit demjenigen berührt, von dem hier 
zu handeln sein wird. 

2. Speciell zu erörtern ist die Kündigung. Wenn das 
Kündigungsrecht im Vertrage ausdrücklich vorbehalten war, 
versteht es sich von selbst, dass der Vertrag frei gekündigt 
werden kann. Wir kommen auf die Frage der vorbehaltenen 
Kündigung, obgleich dieselbe juristisch eigentlich zu keinen 
Kontroversen Anlass gibt, am Schluss zurück. 

Zunächst wollen wir die Frage behandeln, ob eine Kün- 
digung auch ohne solche vorherige Festsetzung stattfinden 
kann. Diese Frage ist in der That im gewissen Sinne zu 
bejahen. 

Wir haben es hier mit einem Endigungsgrund zu thun, 
der specifisch völkerrechtlicher Natur ist, aus der besonderen 
Natur der Subjekte des völkerrechtlichen Vertrages folgt. 

Ausgegangen sind wir davon, dass die innere Garantie 
der Verträge darauf beruhe, dass der Staat im Gemeininter- 
esse, zur Erreichung der Staatszwecke handelt®). Daher wird 
eine Willensänderung des Staates, so lange die Vertragsver- 
pflichtung mit dem Staatsinteresse sich deckt, nicht zu be- 
fürchten sein. 

Nun können aber mit der Zeit die Verhältnisse sich 
ändern, das Staatsinteresse kann gerade auf Aufhebung des 
Vertrages sich richten, indem eine Kollision der Staatszwecke 
mit der Erfüllung des Vertrages eintreten kann. Hier wird 
eine Willensänderung des Staates eintreten müssen, und es 
fragt sich : Ist eine solche Willensänderung auch völkerrecht- 
lich berechtigt und unter welchen Voraussetzungen erscheint 
sie gerechtfertigt? Wann bildet eine solche «Kollision» einen 
Endigungsgrund des Vertrages? Wann darf der eine Kon- 
trahent, ohne dass Kündigung ausdrücklich vorbehalten war, 
wegen <^ Veränderung der Umstände» kündigen, resp. wann 
erlischt ein Vertrag aus diesem Grunde? 

^) BlmUschU % 459, BtOmerincq 309, Seffter 214, Gareis 184, Gessner 81. 

®) Vgl. Martern 427 : «Aus dem Wesen der internationalen Verträge folgt, 
dass der Staat sich durch sie nur um eines Staatszweckes willen binden kann, so 
dass jedes von ihm eingegangene Recbtsverhältnis so lange besteht, als es mit 
diesem Zweck im Einklang steht.» 
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An sich ist es denkbar, dass die Clausula rebus sie 
stantibus dem Vertrage ausdrücklich beigefügt ist. In diesem 
Fall kann natürlich «rebus mutatis» der Vertrag durch Kün- 
digung aufgehoben werden. 

Wenn aber die Klausel nicht ausdrücklich vorbehalten ist, 
so begegnen wir der doppelten Möglichkeit, entweder sie als 
unter allen Umständen stillschweigend vorbehalten zu denken, 
oder aber den Vertrag als trotz aller Veränderung der Umstände 
zu Recht bestehend anzunehmen. So gut wie der letztere 
Standpunkt ein extremer ist, so gut kann es auch der erstere 
sein, indem die Definirung der «veränderten Umstände» natür- 
lich verschieden weit gefasst werden kann. 

Wir glauben, dass in der Frage die goldene Mittelstrasse 
einzuschlagen ist, und das ist denn auch der Standpunkt, 
auf dem die völkerrechtliche Litteratur im allgemeinen steht. 
Der juristische Charakter des völkerrechtlichen Vertragsrechts 
würde gefährdet erscheinen, wenn eine Kündigung der Ver- 
träge schrankenlos mit «Veränderung der Umstände» begründet 
werden könnte. Andererseits kann das Staatsinteresse, das 
wegen vorgefallener Änderungen eine Aufhebung des Vertrags 
heischt, ein so mächtiges sein, dass das juristische Fortbe- 
stehenlassen des Vertrages ein Unding wäre. 

ßluntschli § 454 fg. geht davon aus, dass ein Vertrag 
auch ohne diesbezüglichen Vorbehalt gekündigt werden könne, 
wenn sich aus den Umständen ein Recht zur Kündigung er- 
gebe. Die Natur des öffentlichen Rechts nötige hiezu, es 
dürfe nicht ein Geschlecht die folgenden Geschlechter für alle 
Zukunft binden, die Repräsentanten von heute hätten weder 
die Einsicht noch die Macht, die öffentlichen Zustände für 
die Ewigkeit zu ordnen. «Die «Ewigkeit der Verträge» ist so 
unsinnig wie die «Ewigkeit der Verfassungen.» Sie sind 
beide unvereinbar mit der naturgemässen Entwickelung, d, h. 
Veränderung der Menschheit und der Völker und daher im 
Widerspruch mit dem richtigen Rechtsbegriff.»®) 



•) Vgl. dazu JeUinek 62: «Juristisch ist das Eintreten solcher, die Ver- 
tragserfüllung zur Verletzung der Pflichten gegen sich selbst machender Umstände 
als anverschuldetes Eintreten der Unmöglichkeit der Leistung aufzufassen. Eine 
Gebundenheit des Staates in alle Ewigkeit hinaus gehört eben zu dem rechtlich 
Unmöglichen.» Vgl. ferner daselbst S. 63, 42. 
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«Wenn die thatsächlichen Zustände, welche die ausdrück- 
liche oder stillschweigende Voraussetzung und Grundlage der 
übernommenen Vertragspflicht gewesen sind, sich im Laufe 
der Zeit in dem Maasse ändern, dass die Erfüllung der Ver- 
tragsverbindlichkeit unnatürlich oder sinnlos geworden ist, 
so erlischt solche Verbindlichkeit.» 

Wann nun eine solche Veränderung vorliegt, lässt sich 
natürlich nicht allgemein bestimmen. Jedenfalls kann es sich 
dabei nur um «Kollision» der höchsten Staats^Wecke handeln. 
Ein solcher ist für den Staat die Selbsterhaltung. Wenn 
diese in Frage kommt, dann «tritt das Notrecht des Staates 
ein, welches ihm gebietet, seine Existenz höher zu achten, 
als die Verpflichtungen, welche er gegen Fremde übernommen 
hat.» Neben der Existenz ist die notwendige Fortentwicke- 
lung des Staates natürlich ein solcher höchster Staatszweck, 
der eine Änderung des Vertragswillens berechtigt erscheinen 
lässt ^^). 

Aber so falsch es wäre, die Vertragspflicht unter 
allen Umständen unverändert fortdauern zu lassen, trotz aller 
Veränderung der Zustände, so sicher als gewisse Veränderun- 
gen eine Aufhebung des Vertrages zur Folge haben müssen^^), 
so falsch wäre es auf der anderen Seite, wenn man hierin zu 
weit gehen und annehmen wollte, dass jede Veränderung der 
Zustände den rechtlichen Fortbestand der Verträge berühren 
müsste. 

Darüber schreibt Bluntschli: «Zu weit gehen einzelne 
Völkerrechtslehrer, wenn sie behaupten^ dass die Klausel 
«rebus sie stantibus> stillschweigend allen Verträgen der 
Staaten beigefügt sei, und dass demgemäss «rebus mutatis» 



*^) Dazu Blimtschli % 45S, ferner § 456: «Wenn ein bestimmter öffentlicher 
Zustand die Voraussetzung und Grundlage eines Vertrages war und nun so erheb- 
liche Änderungen erfährt, dass er nicht mehr als Grundlage des späteren Rechts- 
verhältnisses betrachtet werden kann; dann stürzt mit der Basis des Vertrags 
auch dessen Wirksamkeit zusammen.» 

*•) Beispiele solcher Veränderungen siehe bei Bluntschli § 456 fg. Vgl. auch 
Gessner 80: «Veränderte Umstände können allerdiogs auf die Giltigkeit eines 
internationalen Vertrages rechtlichen Einfluss haben, da derselbe eines Staats- 
zweekes wegen geschlossen wird und seine Fortdauer deshalb davon abhängig 
ist, dass er mit diesem Staatszwecke nicht in Widerspruch kommt.» Vgl. ferner 
Gareis 184, Heffter 214, Geffcken H. 216, Härtens 4:27, 
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die Gebundenheit aufhöre ^^). So weit gefasst würde der Satz 
alles Vertragsrecht ganz unsicher machen, da alle öffentlichen 
Zustände sich fort und fort mit der Zeit ändern ^^).» Das ist 
nun insofern richtig, als gewiss nicht jede Veränderung der 
Zustände von der Vertragspflicht entbindet. Aber daraus, 
dass die Klausel als stillschweigend jedem Vertrage beigefügt 
angesehen wird, braucht doch nicht gefolgert zu werden, dass 
nun jede Veränderung der Zustände den Thatbestand der 
Klausel berühre. Vielmehr ist die Behauptung, die Klausel 
gelte stillschweigend bei jedem Vertrage, ganz richtig^^) — auch 
in dem, was Bluntschli über die Frage schreibt, liegt impli- 
cite, dass er die Klausel bei allen Verträgen als stillschweigend 
gegeben betrachtet. Nur die Konsequenz, dass man sich bei 
jeder Veränderung auf die Klausel berufen könne, würde 
falsch sein. 

So ist beispielsweise ein Vertrag, dessen Bestimmungen 
durch eine Veränderung der Zustände für einen Kontrahenten 
ungünstig oder lästig geworden ist, trotzdem bindend*^). 

Auch hat eine Veränderung der Verfassung, der Staats- 
form oder inneren Organisation im allgemeinen keinen Ein- 
fluss auf die Verbindlichkeit der Verträge^®), es müsste denn 



") Bedenklich ist jedenfalls die Fassung Heßers 215 : «Als eine solche 
Yeränderung ist diejenige zu betrachten, wobei der Verpflichtete seine .bisherige 
politische Stellung nicht behaupten könnte und sich namentlich in eine Ungleich- 
heit gegen andere Staaten versetzen würde, die zur Zeit des Vertrags nicht exi- 
«tirte, auch nicht beabsichtigt war.» 

") Über diesen Punkt Jellinek 1. c. 

") Vgl. Jellinek 1. c: «Nur falsche Abstraktionen aus dem Privatrecht 
können zu dem Glauben verleiten, dass durch die Anerkennung der dem Staaten- 
vertrage stillschweigend beigefügten Klausel: Rebus sie stantibus das staatliche 
Vertragsrecht illusorisch gemacht würde.» 

") Vgl. Bluntschli § 415: «Die blosse Gefährlichkeit oder Schädlichkeit 
eines Vertrags hindert seine Verbindlichkeit nicht. Würde man jedem Kontra- 
henten gestatten, sich einer Vertragspflicht zu entledigenj sobald ihm dieselbe 
lästig erschiene, so würde die Sicherheit des Vertragsrechts gänzlich zerfallen.» 
Vgl. auch daselbst § 460: «Aber die Last muss erträglich sein und die Nachteile 
dürfen nicht bis zum Verderben des Staates selber gesteigert werden. Die Ver- 
bindlichkeit der Verträge hat ihre Grenzen.» 

»«) Vgl. Bluntschli § 416, Gareis 184, Bulmerincq 302: «Ihre Wirksam- 
keit verlieren die Verträge nicht durch Annahme einer neuen Staatsform seitens 
eines kontrahirenden Staates.» 
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sein, dass der obige Fall vorläge: dass dieselben geradezu 
Voraussetzung oder Grundlage des Vertrags bildeten. 

Sonst gilt das von der Londoner Konferenz vom 19. Fe- 
bruar anerkannte «grand principe» des Völkerrechts, «dass 
die Verträge nicht ihre Kraft verlieren, welches auch die Ver- 
änderungen seien, welche in der inneren Organisation der 
Völker eintreten.» Also eine Veränderung der politischen Lage 
allein genügt keinenfalls zur Kündigung. 

Im Zweifel wird man jedenfalls sich für die Giltigkeit 
der Verträge und gegen die Anwendbarkeit der Klausel zu ent- 
scheiden haben, wenngleich sie stets stillschweigend im Ver- 
trage vorbehalten ist. Die Willensänderung muss durch «Kol- 
lision» mit den höchsten Staatszwecken begründet sein. Nur 
eine in dem Sinne wesentliche Änderung, dass die Erfüllung 
des Vertrags in Folge davon rechtlich unmöglich geworden 
erscheint, berechtigt zur Berufung auf die clausula rebus sie 
stantibus. Aber auch dann erlischt der Vertrag nicht ipso 
iure^''), sondern er muss unter Berufung auf die Klausel ge- 
kündigt werden. Die Gefahr des Missbrauchs derselben ist 
sonst zu gross ^®). 

Richtig sagt A^(^wmann 84 : «Ein einseitiges Zurücktreten 
von einem beiderseitig verbindlichen Vertrage ist im Princip 
unstatthaft, nur höchst ausnahmsweise zulässig, wenn die 
Erfüllung des Vertrages einem Teile verderblich, mit dessen 
Staatsverfassung unvereinbar würde. .Die Clausula rebus sie 



*^) Vgl. Bulmerincq 302: «Die Klausel kann aber nur in dem Sinne 
Geltung beanspruchen, dass bei nachweisbar veränderten Umständen ein Vertrag- 
schliessender gegenüber seinem oder seinen Mitkontrahenten eine Aufhebung oder 
eine Abänderung eines Vertrages beantragen könne, nicht aber die, dass Kontra^ 
henten ipso iure durch den von ihnen angenommenen Eintritt veränderter Um- 
stände einen Vertrag für aufgehoben oder abgeändert erachten.» Bubnerincq macht 
darauf aufmerksam, dass durch den citirten Londoner Protokollsbeschluss zugleich 
die clausula rebus sie stantibus eingeschränkt ist, «da, wenn schon die Abände-^ 
rung eines Vertrages nur durch eine übereinstimmende Willenserklärung gestattet 
wird, die Aufhebung bloss auf Grund der Klausel noch weniger zulässig ist.» 

**) Vgl. Oessner 80: «So berechtigt dieser Satz unter gewissen Voraussetz- 
ungen ist, so ist doch mit demselben vielfach grosser Missbrauch getrieben wor- 
den.» Siehe Beispiele daselbst. Auch Oareis 185 weist auf die Gefahr einer 
Unterminirun g des Vertragsrechts überhaupt hin, wenn man jenen Satz lax inter- 
pretire. Und ebenso bemerkt Martens 1. c, die Klausel sei häufig als Deckmantel 
willkürlicher Vertragsverletzungen benutzt worden. 
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stantibus ist dem Missbrauche ausgesetzt, ein Vorwand für 
Treulosigkeit, aber doch auch mit Wahrheit und gutem Glau- 
ben in einzelnen Fällen vereinbar» *•). 

Dass die Gegner der Verbindlichkeit der völkerrechtlichen 
Verträge aus der «Klausel» Kapital schlagen, versteht sich 
wohl von selbst. Hagens 46 fg. schreibt: «Die herrschende 
Lehre erkennt übrigens die Geltung zweier Sätze an, wodurch 
sie sich selbst, bezw. das Völkerrecht als solches aufhebt, 
nämlich die Clausula rebus sie stantibus und das Fait accom- 
pli. Durch erstere wird die sog. «rechtliche» Gebundenheit 
der internationalen Vertragsteile beseitigt.^ «Um die That- 
sachen in die Schablone pressen zu können, erfand die völker- 
rechtliche Doktrin die Lehre von der Clausula rebus sie stan- 
tibus, welche als essentiale negotii (!) jedem zwischenstaat- 
lichen Vertrage innewohne und in den bezeichneten Fällen 
den «Rechtsgrund> des Vertragsbruches bilde. Es ist freilich 
ein starkes Stück, hier von einem «Rechtsgrund» zu sprechen, 
wo der Natur der Dinge nach es einseitige Ermessenssache 
ist, anzunehmen, ob und wann res aliter stent»^®). 

<Da der internationale Vertrag kein Rechtsgeschäft ist, 
schliesst der Bruch bezw. die Nichterfüllung desselben niemals 
und unter keinen Umständen eine Rechtsverletzung, einen 
Rechtsbruch in sich.» 

Nach Hagens ist der Vertragsbruch regelmässig nicht 
einmal unmoralisch^^), «da in der Regel kein Treuebruch vor- 
liegt; denn jeder Staatsmann muss die Clausula rebus sie 
stantibus kennen, und somit wissen, dass die internationalen 
Verträge nicht sowohl auf der Treue als auf dem Interesse 
beruhen. Selbst wenn man aber den einseitigen Gebrauch 
der Clausula rebus sie stantibus nicht billigen wollte, d. h. 
selbst Treuebruch angenommen, ist dennoch .... der Ver- 

^•) cDer Missbrauch vermag nun aber gewiss nicht zu beweisen, dass die 
Regel selbst absolut wertlos sei.» (Martens 1. c.) 

'°) Aber nach Hagens 56 bedingt die Entscheidung der Frage, «ob ein 
wichtiges Staatsinteresse den Vertragsbruch erheische, eine moralische Verant- 
wortlichkeit höchsten Grades.» Siehe dazu die folgende Anmerkung. 

^*) Vgl. aber daselbst 49: «Vertragstreue ist daher nicht nur ein Gebot 
der Sittlichkeit, sondern vor allem ein Gebot der Klugheit.» Dagegen 50: «Die 
Thatsache des Vertragsbruchs ist nun an sich gleich jedem Ilandlungserfolge sitt- 
lich gleiehgiltig.* Siehe daselbst den Schluss des Abschnitts und Seite 55. 

16 
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tragsbruch nicht nur nicht unmoralisch, sondern geradezu 
moralische Pflicht, wenn das Staatswohl es erfordert. Denn 
die Berufspflicht des Herrschers und Staatsmannes muss im 
Konflikte mit der Treuepflicht den Vorrang behaupten.» 

Wir haben die Hagens'sche Ansicht hier in extenso ge- 
bracht, weil dieses juristische Raisonnement wohl für sich 
selbst spricht. Einer Widerlegung bedürfen solche sich selbst 
widersprechende Aussprüche nicht. Der Vertrag ist, wie wir 
Hagens gegenüber auseinandergesetzt, allerdings Rechtsge- 
schäft und sein Bruch daher nicht nur moralisch, sondern 
auch rechtlich verwerflich, mit Ausnahme der Fälle, in denen 
eine Kündigung in Folge von Kollision mit höheren Pflichten 
sowohl rechtlich als moralisch gerechtfertigt erscheint. «Rebus 
mutatis» liegt in der Kündigung kein Treuebruch, und es ist 
von keiner Seite behauptet worden, dass eine solche Kündi- 
gung unmoralisch sei. Wenn in Berücksichtigung der aus 
den Staatszwecken resultirenden amoralischen Pflicht» ein 
Vertrag gekündigt werden kann — was ja auch Hagens zugibt 
— so hat das mit der rechtlichen Natur der Verträge gar 
nichts zu thun^^): jede rechtlich und moralisch nicht gerecht- 
fertigte Kündigung ist sowohl von der Moral als vom Recht 
unbedingt zu verurteilen, sie bedeutet Vertragsbruch und 
Treuebruch. — 

3. Fraglich erscheinen könnte, ob die Thatsache, dass 
Krieg zwischen den Parteien ausbricht, auf die Giltigkeit der 
Verträge einwirkt. Während in der älteren Litteratur ange- 
nommen wurde, dass Krieg alle Verträge zwischen den Kriegs- 
parteien aufhebe^^), geht neuerdings die Ansicht dahin, dass 



") Vgl. auch Jellmek 63, es sei ein privatrechtliches Vorurteil, «dass nur 
dann von dem Rechtscharakter der Verträge gesprochen werden könne, wenn die 
Leistung des Versprochenen unabhängig ist von dem Umstände, ob sie die Inter- 
essen des Leistenden schädigt oder nicht. Sobald man nur im Auge behält, dass 
die Möglichkeit der Leistung einer anderen Beurteilung im Völker- als im Privat- 
recht unterliegt, so gilt der Satz, dass Verträge zu halten sind, trotz der auf- 
lösenden Kraft der wesentlichen Veränderung der umstände, genau in demselben 
Sinne wie im Privatrecht.» 

*•) BltmtscUi erklärt dies aus der Voraussetzung, dass die Rechtsordnung 
nur im Frieden gelte, im Krieg Rechtslosigkeit herrsche. Da das Recht aber 
auch im Kriege fortwirke, so gebe es keinen Rechtsgrund, aus dem die Kraft der 
Verträge von selbst mit dem Kriege erlösche. VgL auch Gessner 81: «Nach 
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der Rechtsbestand der Verträge durch den Krieg regelmässig 
nicht berührt wird. Heffter 217 nimmt im Zweifel Suspension 
der Vertragsverbindlichkeiten an. Bluntschli § 461 lässt nur 
die Ausführbarkeit der meisten Verträge durch den Krieg 
unterbrochen werden, event. gingen einzelne Verträge im Kriege 
unter, wenn ihre Grundlagen durch den Krieg zerstört werden, 
aber nicht die Verträge überhaupt. 

Dies kann man heute, wo die Zahl der friedlichen Ver- 
träge die der Friedensverträge so ungeheuer überwiegt, als 
herrschende Meinung bezeichnen. «Der Grundsatz, dass der 
Krieg die Staatsverträge nicht aufhebt, sondern nur die Aus- 
führung unterbricht, ist nach den heutigen völkerrechtlichen 
Grundsätzen nicht mehr bestreitbar»^^). 

Anders verhält es sich jedoch mit der Frage der Kün- 
digung. Zwischen kriegführenden Staaten wird man die Zu- 
lässigkeit der Kündigung von Verträgen, auch ohne dass eine 
solche vorgesehen war, kaum bestreiten können. — 

4. Ein weiterer Grund, der zum Rücktritt vom Vertrage 
berechtigt — ein Grund der ebenfalls dem Völkerrecht eigen- 
tümlich ist — ist By^uch des Vertrages von selten eines der 
Kontrahenten. Darüber schreibt Bluntschli § 455: «Wenn 
eine Vertragspartei ihre Verbindlichkeit nicht erfüllt, oder die 
Vertragstreue bricht, so ist die verletzte Partei zum Rück- 
tritt von dem Vertrage berechtigt» 2^). 

Dies Rücktrittsrecht versteht sich völkerrechtlich wohl 
deshalb von selbst, weil bis jetzt die Staaten auf rechtlichem 
Wege in den meisten Fällen keine Erfüllung erlangen können, 
und ihnen also solchenfalls neben dem Rücktritt nur der Weg 
der Selbsthilfe offen steht^«). 



älterem Kriegsrechte hörten durch den Krieg alle Staaten vertrage auf, die nicht 
ausdrücklich für den Krieg geschlossen sind.» So schreibt noch Gar eis 185: 
«Auch der Krieg bewirkt das Erlöschen Vertrags massiger Verbindlichkeiten, nicht 
aber derjenigen, welche gerade in Rücksicht auf den Krieg abgeschlossen worden 
sind .... Die nicht mit dem Kriegszweck zusammenhängenden Verträge gelten 
infolge des Ausbruchs des Kriegs mindestens als suspendirt.» 

«*) Vgl. Gessner 82, Neumann 108, Oppenheim 188. 

") Vgl. dazu Heffter 215, Gareis 185, Neumann 85. 

'•) Bluntschli 1. c. weist darauf hin, dass im Privatrecht die Nichterfüllung 
zunächst eine Klage des Verletzten auf Erfüllung begründe. Vgl. auch Jellinek 64, 
Geffcken H. 216: «Der Grund ist, dass die Staaten nicht wie Private den Richter 
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Bulmerincq 310 verlangt übrigens, dass die Nichter- 
füllung oder Verletzung der Vertragspflicht unwiderleglich 
festgestellt ist. Wenn der andere Kontrahent die Erfüllung 
schon vorbereitet oder begonnen oder vollzogen hat, kann er 
Schadensersatz fordern. 

Neumann 85 betont, die Verletzung einer einzelnen Be- 
stimmung eines Vertrages berechtige den andern Teil nichts- 
destoweniger, vom ganzen Vertrage zurückzutreten, «dessen 
einzelne Artikel, wenn auch verschiedene Objekte betreffend, 
doch miteinander zusammenhängen, sich wechselseitig er- 
gänzen und oft kompensiren^^). Die Wahl steht dem Be- 
rechtigten eben frei, auf der Erfüllung des einzelnen Artikels 
zu beharren oder den ganzen Vertrag aufzulösen.» 

Der Rücktritt geschieht im Falle des Vertragsbruchs 
jedenfalls auch durch Kündigung: ipso iure erlischt der Vertrag 
nicht. 

Kündigung resp. Rücktritt wird sich in den meisten 
Fällen des Vertragsbruchs nötig machen, aber nicht immery 
nämlich dann nicht, wenn dem Vertrage eine Mitwirkung 
dritter Staaten gesichert ist. Die Garanten haben die völker- 
rechtliche Pflicht, Vertragsbruch zu verhindern, und wo 
derselbe bereits zur Thatsache geworden ist, dagegen einzu- 
schreiten. Durch eine Vermehrung der Vertragsgarantien würde 
also die Endigung der Verträge durch Rücktritt infolge Ver- 
tragsbruchs mit der Zeit praktisch in den Hintergrund treten,, 
und in Folge davon vielleicht auch rechtlich unzulässig er- 
scheinen. Letzteres um so mehr, als auch da, wo eine Mit- 
wirkung dritter nicht im Voraus gesichert wurde, den Ver- 
tragsteilen der Kompromissweg offen steht. Also liegt es au 
den Staaten selbst, ob sie die Fälle des Vertragsbruchs und 
der daraus folgenden Kündigung einschränken wollen oder 
nicht. — 



anrufen können, um den andern Kontrahenten zur Erfüllung seiner Verbindlich- 
keiten anzuhalten; wollen sie also nicht zur Selbsthilfe schreiten, so bleibt dem 
gegenüber, der sich widerrechtlich lossagt, nur AnnuUirung des Vertrages übrig.» 
Immerhin kann der Verletzte, wie Neumann betont, alle völkerrechtlich zu- 
lässigen Mittel zur Erfüllung des Vertrages in Bewegung setzen. 
") Dazu Heffter 1. c, Härtens 416. 
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5. Wir haben eine Reihe von Umständen kennen gelernt, 
unter denen eine Kündigung von Verträgen nicht als unzu- 
lässig, nicht als Vertragsbruch erschien, trotzdem eine vor- 
herige ausdrückliche Feststellung des Kündigungsrechts nicht 
stattgefunden hatte. Andererseits haben wir gesehen, dass 
kein Zweifel über die Zulässigkeit der Kündigung für solche 
Fälle bestehen kann, wo dieses Recht ausdrücklich vorbe- 
halten wurde. 

Es entsteht nun hier aber noch eine Interpretationsfrage, 
nämlich in welchen Fällen man die Kündigung als vorbe- 
halten betrachten darf, resp. ob dieser Vorbehalt in einer be- 
stimmten Form geschehen muss. Nehmen wir den Fall an, 
dass in einem Vertrage eine Revision desselben ausdrücklich 
vorbehalten wurde. Ist darin implicite auch gesagt, dass 
mangels Zustandekommens einer Revision die Parteien ein 
Kündigungsrecht haben sollen? 

Diese Frage lässt sich nicht allgemein beantworten. Zu- 
nächst wird man wohl zu fragen haben, ob der betr. Vertrag 
ein befristeter Vertrag ist oder nicht. Martens behauptet z. B., 
dass alle Handels-, Schiffahrts-, Auslieferungs-Verträge zu 
den befristeten Verträgen gehören. In diesen Verträgen selbst 
ist aber sehr häufig kein Endtermin genannt. Ob man auch 
diese als befristet bezeichnen dart dürfte daher fraglich er- 
scheinen. Wenn man aber eine solche «stillschweigende» 
Befristung annimmt, so liegt darin jedenfalls die Annahme 
eines Kündigungsrechts für alle solche Verträge ausgesprochen. 
Andererseits wird man bei vielen anderen Verträgen, nament- 
lich denen «rechtsnormativen Inhalts», eine Befristung keines- 
falls präsumiren dürfen, und daher kann bei ihnen auch von 
einem KündigungsrecÄ^ nicht ohne weiteres die Rede sein, 
sofern nicht ein Anhalt für den Vorbehalt eines solchen ge- 
geben ist. 

Wir glauben nun, dass man eine Befristung für ganze 
Klassen von Verträgen nicht präsumiren darf, und dass daher 
auf einen Kündigungsvorbehalt nur aus bestimmten Umständen 
geschlossen werden darf. 

Ein solcher Umstand liegt aber unseres Erachtens bei- 
spielsweise in dem Vorbehalt einer Revision. Dieser ist ein 
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Ausdruck dafür, dass der oder die Kontrahenten nur bedin- 
gungsweise ihre Zustimmung zu dem Vertrage geben, und 
falls daher die vorausgesetzte Revision nicht zu stände kommt, 
weil die Parteien sich über einzelne Revisionspunkte oder die 
Vornahme einer Revision im ganzen nicht einigen können, 
so wird man in einer stattfindenden Kündigung unter keinen 
Umständen einen Vertragsbruch erblicken können. Vielmehr 
wird man sagen dürfen, dass in dem Vorbehalt einer Revision 
implicite auch ein Kündigungsvorbehalt gelegen ist. 

Dies erscheint uns vom Standpunkte der Rechtstheorie 
aus ziemlich zweifellos. Ebenso zweifellos wird jedoch die 
Praxis dieses Resultat in den ihr nicht passenden Fällen be- 
anstanden, und damit einen Beweis liefern für die von uns 
behauptete ungeschmälerte Oberherrschaft der Politik über 
das Völkerrecht. 

Nehmen wir das Beispiel der Verträge, die Japan ab- 
geschlossen hat. Dort spielt ja die Revisionsfrage eine alle 
anderen Interessen in den Hintergrund drängende Rolle für 
das ganze Volk und den ganzen Staat. In den dortigen Ver- 
trägen, die unbefristet sind und in denen eine Kündigung 
nicht ausdrücklich vorbehalten wurde, ist — soweit dieselben 
für uns in Betracht kommen — ausnahmslos eine Revision 
vorgesehen worden^®), bis auf den heutigen Tag aber nicht 
zu Stande gekommen. Zweifellos hat daher Japan — dem 
nebenbei diese Vertiäge gegen seinen Willen aufgezwungen 
worden sind^®) — ein Recht, die Verträge zu kündigen, ebenso 
wie dies auch den anderen Vertragsstaaten frei steht. Die 
letzteren werden davon schwerlich Gebrauch machen. Was 
aber werden die Folgen sein, wenn Japan, dem Willen der 
Nation, der überwiegenden Mehrheit des Volkes nachgebend, 
die Verträge kündigt? Wird man die Thatsache berücksich- 
tigen, dass es dazu in seinem vollen Rechte ist ? Das glaubt 
wohl niemand von all' denen, die mit der Macht des mensch- 



**) Vgl. «Treaties and Conventions between the Empire of Japan and other 
Powers», Tokyo 1884. 

**) Die Frage der rechtlichen Giltigkeit dieser Verträge, angesichts der 
Umstände, unter denen sie zu stände gekommen sind, wollen wir im Hinblick auf 
die Thatsache, dass sie faktiseh gehalten werden, unerörtert lassen. 
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liehen Völkerrechts zu prunken lieben. Man braucht kein 
Prophet zu sein, um zu wissen, dass das Gegenteil der Fall 
sein wird. Man, d. h. das diplomatische Corps, die «Mächte», 
wird protestiren, interveniren , man wird mit Drohungen 
kommen, event. diese Drohungen ausführen, kurz, man wird 
alles dasjenige thun, was nach vielen der famosen sog. völ- 
kerrechtlichen Principien eigentlich verboten ist. Das wäre 
aber alles vom juristischen Standpunkte aus noch nicht so 
schlimm, wenn man sich damit begnügen wollte, diese Hand- 
lungen als Ausfluss der Politik darzustellen. Aber man wird 
sich damit nicht begnügen, sondern man wird sich für diese 
Handlungen auf das « Völkerrecht^ berufen ! 

Eine schöne Illustration zu der «Macht des menschlichen 
Völkerrechts» ! Die Konstruktion, durch welche man ein 
solches praktisches Vorgehen theoretisch wird stützen wollen, 
ist nicht schwer zu erraten. Man hat ja das «Recht auf Ver- 
kehr», das eigens für solche Zwecke fabrizirt worden ist. Die 
Theorie hat nicht umsonst der Herrschaft der Interessen- 
politik besondere «Rechtsstützenv gebaut. 

Martens sagt in seinem Völkerrecht, der Staat binde 
sich durch seine Verträge nur um eines Staatszweckes willen. 
Jeder Staat hat nun ausschliesslich selbst Fähigkeit und Auf- 
gabe, an der Erreichung seiner Staatszwecke zu arbeiten und 
die Art seiner Erreichung derselben zu bestimmen. Wenn 
ein Staat daher findet, dass die Nachteile eines Verkehrs die 
Vorteile desselben überwiegen, wer will ihm da sein staat- 
liches Selbstbestimmungsrecht bestreiten ? Ein Rechtsverbot 
der Abschliessung lässt sich vom Standpunkte des Völker- 
rechts aus nicht konstruiren. D^nn über die Art, wie der 
Staat seine Staatszwecke zu erreichen sucht, kann ihm nie- 
mand Vorschriften machen — am wenigsten aber Rechts- 
Vorschriften, das widerspräche der staatlichen Souveränität. 
Es lässt sich daher ein Recht auf Verkehr ebensowenig be- 
haupten, wie sich ein Kündigungsrecht im Falle des Nicht- 
eintritts einer vorbehaltenen Revision bestreiten lässt. — 

Möchte einmal eine Zeit kommen, wo die Principien, 
die die Völkerrechtstheorie so freigebig aufstellt, wirklich im 
Völkerleben zur Herrschaft gelangen. 
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Dazu bedarf es aber vor allem einer Revision dieser 
Principien. Die Spreu muss von dem Weizen gesondert 
werden. Denn so lange die Principien des Völkerrechts selbst 
mit einander im Widerspruch stehen, und dadurch politischen 
Machtgelästen eine rechtliche Handhabe geboten wird, kann 
man kaum voraussetzen, dass die wahren Principien in der 
Praxis diejenige Beachtung finden, welche sie im Namen des 
Rechts verdienen. An der Theorie ist es daher zunächst, die 
notwendige Säuberung vorzunehmen ! — 
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III. Schlussbemerkungen. 



Die Bedeatang des Yölkerrechttichen Vertrages fflr das 
internattonale Recht insbesondere. 

Übersicht: 1. Rückblick. 2. Die Stellung im System. 3. Die Be- 
deutung; Entwicklungsprozess und Interessenkreis des internationalen 
Rechts. 4. Die Periode der unbewussten Übereinstimmung. 5. Die Pe- 
riode des bewussten Ausgleichs. 6. Der Ausgleich durch Rezeption. 7. Der 
Ausgleich durch Vereinbarung. 8. Grenzen des Ausgleichs. 9. Die Auf- 
gabe der Wissenschaft und der Staaten. 10. Das doppelte Resultat des 
Ausgleichs: international gleiches Recht und internationales Recht. 11. Die 
Bedeutung des internationalen Rechts und des internationalen Vertrags 
für die Rechtsentwicklung. 12. Inhalt und Einteilung der völkerrecht- 
lichen Verträge. 13. Das internationale Recht= Völkerrecht ; Einteilung 
desselben. 14. Das Völkerrecht kein «öffentliches Recht». 15. Das soge- 
nannte internationale Privatreclit. 16. Der völkerrechtliche Interessenkreis. 

17. Der falsche Weg und das falsche Ziel; Kodifikation und Weltrecht. 

18. Die wahren Aufgaben; die internationalen Bureaux. 19. Der wahre 
Charakter. 20. Die wahre Bedeutung des internationalen Rechts und des 
internationalen Vertrages. 

1. Um die Stellung des völkerrechtlichen Vertrages im 
Rechtssystem, um seine Bedeutung für das internationale 
Recht zu erkennen, war es öfter nötig, zunächst die Bahn 
frei zu machen. Es bedurfte einer Reinigung unseres Objektes 
vom «Naturrecht», einer Grenzziehung gegenüber Politik 
und Moral, einer Positionsbehauptung gegenüber dem inner- 
staatlichen Rechte, einer Verteidigung gegenüber den Angriffen 
der «Leugner» des Völkerrechts. 

Jetzt, wo die Bahn frei ist, liegt der völkerrechtliche 
Vertrag in seinem Wesen und seiner Bedeutung klar vor uns. 

2. Die besondere Stellung^ die der völkerrechtliche Ver-^ 
trag im Rechtssystem einnimmt, und die ihn von den Verträ- 
gen des innerstaatlichen Rechts sich so wesentlich unter- 
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scheiden lässt, liegt vor allem in seiner Doppelnatur : einmal 
ist er, wie jeder Vertrag im Rechtssinne, Rechtsgeschäft j und 
andererseits kann er, ohne dass seine Qualität als Rechtsge- 
schäft hiedurch berührt wird, Rechtsquelle sein. 

3. Die letztere Eigenschaft weist uns gleichzeitig auf die 
besondere Bedeutung hin, welche der völkerrechtliche Vertrag 
für das internationale Recht hat. Dieselbe liegt darin, dass 
er die einzige Form der internationalen Rechtssetzung ist. 

Damit ist eigentlich alles gesagt, was sich über seine 
Bedeutung sagen lässt : auf ihm basirt alle gegenwärtige und 
zukünftige, internationale Rechtsbildung. 

Doch wird eine kurze Skizzirung der Bedeutung des in- 
ternationalen Rechtes selbst gewiss dazu beitragen, auch die 
Bedeutung der internationalen Verträge noch etwas zu illu- 
striren, und zu diesem Zwecke wollen wir uns in Kürze et- 
was mit dem Entwicklungsgang und dem Interessenkreis 
des internationalen Rechtes beschäftigen. — 

4. An und für sich bestehen die Rechte der einzelnen 
Länder oder Staaten, die wir kurz als die nationalen Rechte 
bezeichnen wollen, vollkommen unabhängig von einander. 
Wenigstens ist dies in äusserer, for^leller Beziehung der Fall. 
Trotz dieser äusserlichen Unabhängigkeit finden wir aber zu 
allen Zeiten und bei allen Völkern eine gewisse Überein- 
stimmung des Rechts. Selbst auf der Stufe, wo die Völker 
völlig abgesondert von einander leben und wenig oder keinerlei 
Verkehr mit einander pflegen, begegnen wir einer zwar un- 
bewussten, aber notwendigen Übereinstimmung. So gross 
hier auch die Verschiedenheiten in den nationalen Rechten 
noch sein mögen^ so finden wir doch schon auf dieser Stufe 
in vielen Beziehungen eine natürliche Gleichheit, ein «Stamm- 
kapital rechtlicher Begriffe, die mit der Menschheit als solcher 
verbunden sind»*). 

Auf diese «natürliche Gleichheit» hat seiner Zeit Zitel- 
mann in seinem Vortrage über «Die Möglichkeit eines Welt- 
rechts> hingewiesen^). Sie ist schon in der Form der Rechte 
gegeben. «Alle objektiven Rechte, welcher Zeit immer, wel- 

Meüi Aufgaben 9. Vgl. auch daselbst S. 23. 

') Vgl. statt anderer auch Post, «über die Aufgaben einer allgemeinen 
Rechtswissenschaft», 1891. 
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ches Orts immer, haben eine und dieselbe logische Form ; 
diese Form des juristischen Denkens ist fähig, den allerver- 
schiedensten materiellen Inhalt in sich aufzunehmen, sie ist 
völlig leer, eben nur Form, nicht Inhalt, aber als diese Form 
ist sie doch eben überall gleich.» 

Das «formelle Gerüst der subjektiven Rechte» ist 4cwelt- 
rechtlicher Natur>. «Die ganze theoretische Möglichkeit des 
Ausgleiches der verschiedenen Rechte basirt auf der still- 
schweigenden Voraussetzung, dass die logische Form des 
juristischen Denkens bei allen Völkern dieselbe ist.» 

Aber auch der materielle Inhalt der rechtlichen Anord- 
nung ist bis zu einem gewissen Grade ein notwendig überein- 
stimmender. 

Zunächst sind schon die Hauptfaktoren, welche die that- 
sächliche Rechtsproduktion beherrschen — allgemeine religiöse 
und ethische Ideen, Zweckmässigkeitserwägungen, und Vor- 
stellungen über das, was die Konsequenz erfordert — im 
grossen und ganzen überall dieselben. Insoweit die logische 
Konsequenz, die ethischen und religiösen Ideen, die Zweck- 
mässigkeit überall die gleichen sind, muss daher auch eine 
notwendige Gleichheit des materiellen Inhalts der Rechtssätze 
vorhanden sein. 

«Alle Nationen kommen denn auch ... zu einer im 
wesentlichen gleichen Lebensordnung : zur Anerkennung der 
Privatrechte des einzelnen, zur Statuirung von Eigentum, 
Ehe^ Ehre.» 

Die subjektiven Rechte stimmen nicht nur der Denkform 
nach, sondern auch in ihren Grundinhalten stets überein. 
4cDenn das objektive Recht als die Interessenordnung für die 
soziale Gemeinschaft, muss eben die normalen Grandinteressen 
der Menschen schützen und regeln : das ist sein einziger 
Zweck. Diese sind aber bei allen Völkern die gleichen, denn 
sie ergeben sich lediglich aus der geistigen und körperlichen 
Eigenschaft des Menschen und aus den äusseren Bedingungen, 
in die er von Natur gestellt ist ; beide sind aber im wesent- 
lichen überall gleich.» 

Bestimmte Grundideen, Grundformen und Grundsätze 
sind also überall notwendiger- und natürlicherweise dieselben, 
und es gibt daher schon eine natürliche oder notwendige — 
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nicht etwa rechtlich notwendige, sondern logisch notwendige 
— Ähnlichheit resp. Gleichheit in den nationalen Rechten. 

Insofern kann man auch von einem «spontanen Gleich- 
werden», dem alle Rechte mit Notwendigkeit entgegengehen, 
sprechen'). Aher dieser Weg der Ausgleichung ist natur- 
gemäss ein ungemein langsamer, der Prozess kann auf diesem 
Wege Jahrtausende dauern. — 

5. Uns interessirt hier weniger die natürliche Gleichheit 
der Rechte und die daraus folgende «spontane Ausgleichung», 
als vielmehr diejenige Ausgleichung im Rechte, die, in be- 
schleunigterem Tempo vor sich gehend, einen positiv sicht- 
baren Charakter trägt. Die Grundvoraussetzung für eine solche 
positive Ausgleichung der nationalen Rechte ist ein Verkehr 
zwischen den Staaten. Der Verkehr hat eine gegenseitige 
Beeinflussung auf allen Lebensgebieten, und nicht am wenig- 
sten auf dem Gebiete des Rechts zur Folge. Mit zunehmen- 
dem Verkehr nimmt auch diese Beeinflussung zu. Dieselbe 
besteht aber stets in einer Annäherung, einer allmählichen 
Ausgleichung der Gegensätze. Auch auf dem Gebiete des 
Rechts vollzieht sich diese Annäherung: die Verschiedenheiten 
in den nationalen Rechten treten immer mehr zurück, es 
findet eine Annäherung statt, und diese Annäherung führt 
zur Ausgleichung, zur Gleichheit, 

In demselben Maasse, wie der Staatenverkehr die Ten- 
denz*) hat, immer lebhafter und allgemeiner zu werden, in 
demselben Maasse haben die nationalen Rechte die Tendenz 
der Ausgleichung. 

Auf diese Weise nimmt die Übereinstimmung, die Gleich- 
heit in den Rechten immer mehr zu. Diese Ausgleichung ist 
eine notwendige : ihr kann sich kein verkehrtreibender Staat 
auf die Länge entziehen. Sie ist aber auf dieser Stufe nicht 
nur natürlich und notwendig, sondern auch bewusst : die 



') Zitelmann 22: «Das spontane Gleichwachsen ist nur da möglich, wo die 
Gleichheit des Rechts notwendig ist.» 

*) Wir verurteilen, um dies nochmals hervorzuheben, gewiss die Ab- 
^Ghliessung vom Verkehr, aber wir bestreiten ein Becht der Staaten, gegen diese 
Abschliessung einzuschreiten. 
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Staaten arbeiten jetzt bewusstermaassen an dieser Ausglei- 
chung^). 

6. Für die Annäherung, resp. Ausgleichung der nationalen 
Rechte haben die Staaten verschiedene Mittel und Wege. Der 
eine dieser Wege ist der Aqx Rechtsentlehnung ^ Öl^t Rezeption. 
Auf dem Wege der Rezeption vollzieht sich mehr und mehr 
eine Ausgleichung der bestehenden Gegensätze, und die schon 
von Natur bestehende Übereinstimmung wird dadurch immer 
grösser, ja eventuell wird sie für einzelne Rechtsgebiete eine 
nahezu vollständige^). 

Die Form, in der die Rechtsausgleichung durch Rezep- 
tion im einzelnen Staat stattfindet, ist regelmässig die des 
Gesetzes'^). Im Wege der nationalen Gesetzgebung wird das 
fremde Recht im Inlande rezipirt. 

Deshalb ist aber das entstehende Recht, trotzdem es in- 
haltlich mit dem nationalen Recht anderer Staaten überein- 
stimmt, also international gleiches Recht ist, immerhin nur 
nationales Recht der betreffenden Staaten. 

Wenngleich durch die im Wege der Rezeption stattfin- 
dende Rechtsausgleichung Rechtsgleichheit entsteht, so ist 
doch diese Gleichheit, diese Übereinstimmung nur eine ma- 
terielle : formell bestehen die verschiedenen, übereinstimmen- 
den, nationalen Rechte gänzlich unabhängig von einander. 

Die Rechtsentlehnung kann eine innerlich notwendige 
sein®). Jedenfalls ist sie nichts weniger als naturwidrig, ja 
häufig ist sie ein so natürlicher Vorgang, dass sie sogar unbe- 

') Vgl. zum folgenden namentlich CoÄw, «Die Anfänge eines Weltyerkehrs- 
rechts» in «Drei rechtsvvissenschaftliche Vorträge». 

•) Vgl. Cöhn 1. c. 78 : «Die gleiche Kulturstufe einerseits, die Rezeptionen 
andererseits, sie haben unter den Nationen Europas, die durch gemeinsamen 
arischen Ursprung vielleicht bereits einen kleinen Stamm gemeinschaftlicher 
Rechtsanschauungen besessen haben mögen, eine Anzahl von Rechtsinstituten und 
Rechtssätzen hervorgebracht, die, wenn auch nicht durchaus gleich, so doch nahe 
verwandt oder ähnlich sind, von Rechtsinstituten, die wir wohl als allgemeines, 
europäisches, als internationales gleiches Recht bezeichnen können.» 

^) Von der Gewohnheit glauben wir hier, wo es sich vor allem um die 
Gegenüberstellung von Gesetz und Vertrag handelt, absehen zu dürfen. 

®) Vgl. Zitelmann 13: «Jedes Volk muss allmählich zur gerechten und 
zweckmässigen Lösung der überall gleichen Rechtsprobleme kommen, sei es durch 
eigene Erfahrung, sei es dadurch, dass es allgemeine Reehtgrundsätze bei anderen 
Völkern kennen lernt und sie dann bei sich adoptirt. Gerade das letztere können 
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wusst geschieht. Ebenso wie die natürliche Gleichheit der 
Rechte eine unbewusste ist, so kann auch die Ausgleichung 
im Wege der Rechtsentlehnung unbewusst stattfinden. Doch 
ist sie auf einer höheren Stufe allerdings regelmässig eine 
bewusste*). 

7. Der andere Weg der Rechtsausgleichung zwischen den 
Staaten ist der der Vereinbarung, Auf dem Wege der Ver- 
einbarung kann sich ebenfalls eine Ausgleichung der be- 
stehenden rechtlichen Gegensätze vollziehen. 

Die Form dieser Art der Rechtsausgleichung ist regel- 
mässig die des Vertrages. Im Wege völkerrechtlicher Ver- 
tragschliessung kann ebenfalls eine Gleichheit der nationalen 
Rechte erzielt werden. 

Das durch Vertrag zunächst entstehende Recht ist aber 
nicht nur international gleiches, materiell übereinstimmendes 
Recht, sondern es ist interyiationales^ d. h. auch formell ein- 
heitliches^ gemeinsames Recht. Es entsteht durch Vereinba- 
rung nicht nur Rechtsgleichheit^ sondern auch Rechtseinheit. 

Auch die Vereinbarung kann innerlich notwendig er- 
scheinen. Sie ist jedoch stets eine bewusste. — 

8. Die Rechtsausgleichung ^ welche auf einer höheren 
Stufe von den Staaten, bewusst oder unbewusst, durch Rechts- 
entlehnung oder Vereinbarung^ vollzogen wird, hat jedoch 
ihre natürlichen G^^enzen, welche nicht ungestraft über- 
schritten werden dürfen. Ganz abgesehen davon, dass eine 
natürliche Übereinstimmung der nationalen Rechte nament- 
lich unter den auf gleicher Kulturstufe stehenden Völkern 
vorkommt, und dass auch die gegenseitige rechtliche Beein- 
flussung, die bewusste Ausgleichung, eine gleiche Kulturstufe 
für die einzelnen Staaten zur Vorau'ssetzung hat'^), so hängt 

wir ja täglich vor uns sehen. Gewisse rechtliche Grundideen tauchen bei einem 
Volke auf und schreiten dann in geradezu unwiderstehlichem Siegeszuge von 
Volk zu Volk vorwärts.» 

*) Vgl. hiezu Cohn 1. c. 57: «Gewiss ist das Recht nichts Willkürliches, 
sondern ein Produkt der Nationalität. Aber neben dem nationalen, dem autoch- 
thonen Element weist jedes nur einigermaassen entwickelte Recht Sätze und 
Institute auf, die es bewusst oder unbewusst dem Recht der Nachbarvölker ent- 
nommen hat.» 

^^) Vgl. Cohn 77: «Wo die gleiche Kulturstufe, da sehen wir auch eine 
überraschende Ähnlichkeit des Rechtes.» 
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die natürliche Tendenz der Ausgleichung auch von der Natur 
der einzelnen Rechtsgebiete ab. 

Die Tendenz der Ausgleichung ist nur bestimmten Rechts- 
gebieten eigeÄ : darüber hinaus ist eine Annäherung resp. 
Ausgleichung oft gar nicht einmal möglich, oder würde wenig- 
stens grossen Schwierigkeiten begegnen. Jedenfalls aber ist 
sie für solche der Ausgleichung widerstrebende Gebiete weder 
nötig^^), noch wünschenswert. 

Während manche Gebiete ihrer Natur nach einer gegen- 
seitigen Beeinflussung mehr ausgesetzt, einer Ausgleichung 
zugänglich sind, so dass diese sich auch von selbst, unbe- 
wusst, vollziehen würde, gibt es andere Rechtsgebiete, die 
einen ausgeprägt nationalen Charakter tragen, und ihrer Na- 
tur nach wenig oder gar keine Tendenz zur Ausgleichung 
haben. 

Die Verhältnisse der einzelnen Völker mit Bezug auf 
Klima und Temperament, Sitten und Gebräuche, wirtschaft- 
liche und soziale Zustände etc. können total verschieden sein 
und daher auch eine Verschiedenheit der nationalen Rechte 
bedingen^^). Insoweit letzteres der Fall ist, wäre eine Aus- 
gleichung, selbst wenn sie möglich wäre, doch keineswegs 
wünschenswert, da sie ein Aufgeben berechtigter nationaler 
Eigentümlichkeiten in sich schliessen würde. Wo die Aus- 
gleichungstendenz nicht von Natur gegeben ist, soll eine 



^*) Wenn zwei Rechtssätze völlig gleich zweckmässig sind oder jeder seine 
eigentümlichen Vorzüge und Nachteile hat, so dass sie heide gleich zweckmässig 
und un zweckmässig sind, dann ist eine Gleichheit zwar möglich^ aher nicht noU 
wendig. Därüher siehe Zitelmann S. 10, der ausführt, es komme darauf an, ob 
die Zweckmässigkeit eines Satzes für jedes Volk und jede Zeit eine objektiv ver- 
schiedene oder oh sie die gleiche sei. t Jeder einzelne Rechtssatz wäre für das 
Volk, für das er gelten soll, auf seine objektive Zweckmässigkeit hin zu prüfen 
d. h. es müssen die Verhältnisse klar gestellt werden, unter denen zu wirken er 
berufen ist.» 

*') Vgl. Meüi Aufgaben 9: «Dagegen bleibt es eben doch wahr, dass gar 
viele Rechtssätze mit den Sitten und Gebräuchen, mit dem Klima, mit den ethischen 
und religiösen Anschauungen der Völker, mit wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
enge verflochten sind.» Ferner Zitelmann 10. Derselbe gibt zu, dass eine 
grosse Zahl von Rechtssätzen notwendig für die einzelnen Völker verschieden sein 
müsse, aber er meint, dass diese nicht so zahlreich seien, wie man in der Regel 
annehme, dass in Wahrheit viel weniger notwendige Ungleichheit bestehe, als es 
zunächst scheine. 
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Ausgleichung auch nicht künstlich erzwungen werden : die 
internationalen Gesichtspunkte dürfen nicht in dem Grade 
vorherrschen, dass darüber die nationalen zu Schaden kommen. 
Mit Recht wird hervorgehoben, das innere Recht eines Staates 
sei meistens das beste Zeugnis der nationalen Individualität 
eines bestimmten Volkes, der frappante Ausdruck des eigent- 
lichen Volkslebens. 

Die Ausgleichung hat daher ihre Grenzen. Eine unbe- 
wusste Ausgleichung ist für viele Gebiete von vorneherein aus- 
geschlossen. Es handelt sich also darum, dass die Staaten bei 
beivussten Rechtsentlehnungen oder bei Vereinbarungen die 
richtige Grenze einhalten. Die bewusste Ausgleichung soll nur 
eine Beschleunigung des natürlichen Ausgleichungsprozesses 
sein. Durch übermässiges, unterschiedsloses Rezipiren frem- 
der Rechte kann der natürlichen Entwicklung des nationalen 
Rechts ebenso sehr ein Schade angethan werden, wie durch 
vertragsmässige Vereinheitlichung des RechtsstofFes auf Ge- 
bieten, wo eine solche Vereinheitlichung gar nicht am Platz ist. 

Mit Recht betont Zitelmann : «Soweit es sich bei sol- 
chen Rezeptionen um die willkürliche Aufzwingung frem- 
den Rechts handelt, sind sie schlechthin vom Übel und 
zu verwerfen, auch schaffen sie dann nichts Dauerndes, son- 
dern sind nur eine vorübergehende Episode. Anders aber, 
wenn die Rezeption nichts ist, als eine Beschleunigung der 
Entwicklung, die sich auch ohne die Entlehnung, langsamer 
freilich, hätte vollziehen müssen, wenn sie dem recipirenden 
Volke nur mit einem Schlage solches Recht gibt, zu dem es 
durch vielleicht vielhundertjährige weitere, eigene, geistige 
Arbeit und soziale Erfahrung von selbst hätte kommen müssen, 
sofern es überhaupt in der Kultur fortschreiten wollte>.^^) 



") 1. c. Seite 22. Mit Bezug auf die Rezeption des römischen Rechts be- 
merkt Zitelmann, dass wir in höchst wichtigen Teilen desselben eigentlich nur 
unser eigenes, noch nicht herausentwickeltes Recht rezipirten : «wir rezipirten nicht 
fremdes, sondern antizipirten unser eigenes Recht. Das sind die Teile des rö- 
mischen Rechts, welche weltrechtlicher Natur sind. Daneben hatte es andere 
Teile, die rein nationalrechtlich waren: ihre Rezeption war von Übel für uns, 
dieser Fremdkörper musste aus dem Blute der Nation wieder ausgeschieden wer- 
den .... Was specilisch römisch am römischen Rechte ist, vergeht, was welt- 
rechtlich in ihm ist, bleibt und wird bestehen.» Von Interesse ist hier auch die 
gegenwärtig viel umstrittene Frage der Einführung des japanischen Givilgesetz- 
buchs und Handelsgesetzbuchs. 
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Dasselbe, was für die Frage der Rechtsentlehnung gilt, 
ist auch für die Frage, ob die Schaffung einheitlichen Rechts 
durch völkerrechtliche Vereinbarungen wünschenswert sei, zu 
sagen. 

Mit Bezug auf diese gilt, was Zitelmann 21 schreibt : 
«So weit begründete, soziale Verschiedenheiten der Verhält- 
nisse bestehen, wäre sie verderblich, sie vereinheitlichte, was 
doch verschieden sein soll; so weit hingegen für gleiche 
Probleme nur eine einzige zweckmässige und gerechte Anord- 
nung möglich ist, ist sie unbedingt anzustreben . . Anders, wo 
verschiedene, gleich zweckmässige Regelungen möglich sind. 
Möglich ist hier eine Rechtseinheit, ob sie auch wünschens- 
wert ist, bedarf einer Abwägung des pro und contra. Auf der 
einen Seite soll man dem Volke nicht ohne Not das Recht neh- 
men, in das es sich eingelebt hat . . . Auf der andern Seite ste- 
hen die grossen Vorteile, welche eine Einheitlichkeit des Rechts 
für den Verkehr der Nationen und für die Stärkung des Rechts- 
gefühls hat . . . Der Verkehr der Nationen fordert eine Ein- 
heitlichkeit des Rechtes nicht überall in gleicher Weise.» — 

9. Damit in der Rechtsausgleichung die richtige Grenze 
eingehalten werde, muss die Wissenschaft zunächst diese 
Grenze aufsuchen. Keineswegs hat sie nur die Aufgabe, der 
Ausgleichung die Wege zu ebnen und dieselbe zu beschleu- 
nigen. Vielmehr hat sie gerade den Maassstab zu liefern, 
an dem man erkennt, auf welchen Gebieten eine Ausgleichung 
der Gegensätze nicht nur möglich, sondern auch wünschens- 
wert, ja nötig ist, auf welchen Gebieten sie dagegen nichts 
als ein bedauerliches Preisgeben berechtigter nationaler In- 
stitutionen bedeuten würde. 

Diese Unterscheidung ergibt sich durch Rechtsverglei- 
chung. Diese zeigt nicht nur das Übereinstimmende und 
das Unterscheidende in den nationalen Rechten, sondern sie 
gibt auch Aufschluss darüber, ob und wo eine Ausgleichung 
des letzteren angezeigt ist. Daher ist derjenige Zweig der 
Rechtswissenschaft, dem diese Aufgabe vornehmlich zufällt 
— einer der jüngsten, aber für die Zukunft vielleicht der be- 
deutsamste — die vergleichende Methode der Rechtswissen- 
schaft^^), für die Rechtsausgleichung von der allergrössten 

"3 Über diese vgl. statt vieler Anderer nur MeiU Aufgaben 19 i%., 34 fg. 

17 
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Wichtigkeit : die Rechtsausgleichung ist die Folge der Rechts- 
vergleichung, die Verwertung der von der Wissenschaft ge- 
lieferten Resultate. 

Während die Rechtsvergleichung Aufgabe der Wissen- 
schaft ist und einen spekulativen Charakter trägt, ist die 
Rechtsausgleichung Aufgabe der Staaten und trägt einen posi- 
tiven Charakter**^;. 

Rechtsvergleichung ist daher die notwendige Voraus- 
setzung für jeden positiven Ausgleich, sei es nun, dass der- 
selbe im Wege der Rechtsentlehnung oder der völkerrecht- 
lichen Vereinbarung stattfinde. Auch die internationale 
Rechtsbildung hat Rechtsvergleichung zur Voraussetzung. 
Und selbst der «spontane» Rechtsausgleich kann durch Ver- 
gleichung gefördert werden. — 

Die Wissenschaft und die Staaten müssen somit beide an 
dem Werke des Ausgleichs arbeiten, und was zunächst nur 
als Spekulation erscheint, muss sich zum positiven Rechte 
entw^ickeln. Wenn die Fortentwicklung in dieser Weise 
vor sich geht, dann wird man die richtige Grenze des Aus- 
gleichs nicht verfehlen. — 

10. Der Entwicklungsgang des Rechts findet nach dem 
Gesagten offenbar statt im Sinne einer Ausgleichung der na- 
tionalen Verschiedenheiten, und das Resultat diese^^ Aus- 
gleichung ist ein doppeltes^ je nachdem der Ausgleich ein 
spontaner ist, im Wege der Rechtsentlehnung geschieht, oder 
aber durch völkerrechtliche Vereinbarung zu stände kommt. 

In den ersteren Fällen hat die Ausgleichung international 
gleiches Recht zur Folge, im letzteren Falle internationales 
Recht. Das erstere bildet aber, wie wir gesehen haben, aus- 
schliesslich einen Bestandteil des nationalen Rechts und 
steht insofern im Gegensatz zum internationalen Rechte. 

Wenn wir daher von dem Standpunkte aus, auf den wir 
bei unserer Betrachtung gelangt sind, das positive Recht der 

***) Vgl. Göhn 81: «Um den Gedanken der Rechtsausgleichung wachzu 
rufen, bedurfte es zunächst noch der wissenschaftlichen Vorarbeiten, der Rechts- 
vergleichung ; es galt zunächst, gewissermaassen die Bilanz zu ziehen, eine In- . 
ventur des den Nationen Gemeinsamen aufzustellen.» Femer S. 79: «Der Rechts- 
vergleichung folgt der Gedanke der Rechisausgleichung. Will jene gleiches Recht 
bezeugen, so will dieser gleiches Recht erzeugen ; will jene theorisch systeraatisiren, 
so will dieser praktisch kodifiziren.» 
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Gegenwart in Teile sondern wollen, so ergeben sich uns 
zwei Hauptteile desselben, nämlich auf der einen Seite das 
nationale Rechte auf der anderen Seite das internationale Recht. 

Das positive Recht ist so überwiegend nationales Recht, 
dass dieses gewissermaassen als das regelmässige Recht er- 
scheint, ja von manchen für das einzige positive Recht ge- 
halten wird. Sein Charakteristicum ist, dass es seine Existenz 
und Geltung einem Staate verdankt, dass es das Recht eines 
Staates ist. 

Insoweit ein Ausgleich zwischen den verschiedenen natio- 
nalen Rechten zu stände kommt, entsteht Rechtsgleichheit. 

Das internationale Recht, das erst in den Anfängen seiner 
Entwicklung begriffen ist und häufig noch um Anerkennung 
seiner rechtlichen Existenz kämpfen muss, verdankt dagegen 
seine Existenz und Geltung stets m^Ar^ren , Staaten, es ist 
das gemeinsame Recht mehrerer Staaten. 

Insoweit der Ausgleich der verschiedenen nationalen 
Rechte zum internationalen Rechte führt, entsteht Rechts- 
einheit. 

Gerade wie wir nationales und internationales Recht 
unterscheiden, so können wir entsprechend die Rechtsgleich- 
heit von der Rechtseinheit unterscheiden, jene den Höhepunkt 
der Entwickelung der nationalen Rechte darstellend, diese 
das Kennzeichen des internationalen Rechts. 

Angesichts dieser Unterscheidung scheint es uns aber, 
dass der Ausgleichungsprozess gegenwärtig auf zwei verschie- 
denen Entwickelungsstufen angelangt sei, von denen die eine 
unbedingt die höhere ist^^), gewissermaassen die Krone des 
Ganzen bildet. 



*®) Wir verkennen keineswegs die Bedeutung der nationalen Gesetzgebung 
auch für internationale Fragen. Auf diese macht nam. Jitta (z. B. 250 fg.) — 
speciell in Betreff des internationalen Privatrechts — aufmerksam. Neben dem 
Abschluss internationaler Verträge müsse durch nationale Gesetzgebung eine 
Regelung der Fragen des internationalen Privatrechts erzielt werden, dieses bedürfe 
sowohl der individuellen als der universellen Methode. (Vgl. unten Anm. 27.) 
Das^ist^^eine unbestreitbare Thatsache, es gilt nicht nur für das «internationale 
Privatrecht», sondern überhaupt für das internationale Recht. Aber wir glauben 
doch, dass der internationale Vertrag die höhere Form des internationalen Rechts- 
ausgleichs repräsentirt, dass die Rechtseinheit höher steht als die blosse Rechts- 
gleichheit, schon deshalb, weil bei der ersten der eine Staat ein Recht darauf hat, 
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Von der niedrigsten Stufe der Rechtsgegensätze und der 
nur unbewussten Übereinstimmung schreitet die Entwickelung 
allmählich zur bewussten Rechtsgleichheit weiter. Ihve Krönung^ 
findet diese Entwickelung aber dadurch, dass die Staaten ge- 
meinsam die Gleichheit bestimmter Gebiete vereinbaren und 
so gemeinsam ein formell einheitliches Recht schaffen. — 

11. Aus dem, was wir hier über die sich allmählich ent- 
wickelnde Ausgleichung der nationalen Rechte, die schliesslich 
zur Rechtseinheit führt, gesagt haben, erhellt ohne weiteres 
nicht nur die Bedeutung des internationalen Rechts überhaupt, 
sondern auch die Bedeutung der völkerrechtlichen Verträge. 
Wenn das internationale Recht den Höhepunkt in dem Ent- 
wickelungsprozess, den die nationalen Rechte auf dem Wege 
zur endlichen Ausgleichung durchzumachen haben, bedeutet, 
so ist der völkerrechtliche Vertrag die Form, in welcher 
dieses Recht, in welcher die schliessliche Gleichheit und Ein- 
heit der verschiedenen Rechte zur Erscheinung kommt. Er 
ist daher auch das einzige Mittel, durch welches ein solcher 
vollkommener Ausgleich bewirkt werden kann. 

Die Bedeutung des internationalen Rechtes liegt aber 
nicht nur auf der Seite des formellen Ausgleichs, sondern 
auch in der Mannigfaltigkeit der durch dasselbe zu schützenden 
Interessen. Davon wollen wir im folgenden ebenfalls mit 
einigen Worten handeln. — 

12. Dass die Bedeutung der internationalen Verträge nicht 
nur eine theoretische, dass sie schon in der Gegenwart prak- 
tisch zum Ausdruck gelangt ist, das sehen wir am besten^ 
wenn wir den Inhalt der existirenden Verträge betrachten. 

Der Inhalt der völkerrechtlichen Verträge ist von der 
grössten Mannigfaltigkeit. Zu Ende des vorigen Jahrhun- 
derts konnte Ompteda^'^) noch schreiben: «Die Verträge der 
Völker bestehen gewöhnlich in Friedensschlüssen und solchen 
Traktaten, welche sich auf Krieg und Frieden beziehen.» 
Auch in diesem Jahrhundet waren es zunächst — neben kirch- 



dass der andere so and nicht anders handle. In der {gegenseitigen rechtlichen 
Gebundenheit und den damit gegebenen rechtlichen Garantien für die Beobach- 
tung des vertragsmässig Vereinbarten liegt die Superiorität der «universellen 
Methode.» 

") von Ompteda, «Litteratur des Völkerrechts», 1785, Seite 583. 
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liehen — ausschliesslich politische Interessen, welche man 
auf internationalem Wege zu schützen suchte. Und noch in 
der Neuzeit spielen natürlich die apolitischen Verträgei^ eine 
grosse Rolle. Namentlich sind die Bundesverträge und Ga- 
rantieverträge hervorzuheben. 

Aber in den letzten Jahrzehnten ist mit dem zunehmenden 
Verkehr den Staaten die Gemeinsamkeit der verschiedenar- 
tigsten Interessen, auch ausser den politischen, klar zum 
Bewusstsein gekommen, und hat zum Abschluss einer stets 
wachsenden Zahl von Verträgen des verschiedensten Inhalts 
geführt. So entstanden • namentlich ^Verkehrsverträge>^ als 
da sind Handels-, Schiffahrts-, Freundschafts-, Konsular- Ver- 
träge, Zollverträge, Eisenbahnverträge, Postverträge, Tele- 
graphenverträge, Verträge über Passwesen, Niederlassung, 
Freizügigkeit, über Maasse, Münzen und Gewichte etc. Und 
den «Verkehrsverträgen> schliessen sich die < Rechtsschutz- 
Verträge^^)^ an, Verträge über Rechtshilfe, Auslieferung, 
Urheberschutz, Musterschutz, Markenschutz, Modellschutz, 
Patentschutz, «internationales Privatrecht» etc. 

In den letztgenannten Verträgen dürfen wir den Höhe- 
punkt der bisherigen internationalen Rechtsentwickelung er- 
blicken, das erfreulichste Zeichen für die Fortschritte, welche 
die internationale Überzeugung von der Solidarität der staat- 
lichen Interessen in der Neuzeit gemacht hat. Man sieht 
hier, dass die Entwickelung eine keineswegs langsame ist, 
und doppelt bedauerlich erscheint es, wie sehr die Theorie 
hinter der Praxis einherhinkt. Wirklich auf nahezu alle Ge- 



**) Die Dreiteilung der Verträge in politische Verträge, Verkehrsverträge 
und Rechtsschutzverträge, wie sie Geffcken (H. 199) vorschlägt, ist die relativ beste. 
Bedenklicher ist die Martens'sche Zweiteilung in politische und soziale Verträge. 
Juristisch hat eine Einteilung der Verträge überhaupt keinen Wert. Jedenfalls 
kann sie nur nach dem Inhalt geschehen, wie JeUinek 64 betont: «Da es im 
Völkerrecht nicht, wie im Privatrecht, dispositive Rechtssätze gibt, welche für den 
Willen der Kontraheuten suppletorische Geltung haben, und da keine formellen 
Erfordernisse für die Verträge vorhanden sind, so können sich dieselben nur 
durch ihren Inhalt unterscheiden. Dieser kann aber nach verschiedenen Gesichts- 
punkten geordnet werden.» Ober die verschiedenen Einteilungen vgl. BltmtscMi 
§§ 442-445, Heffter 26, 199, Bulmenncq 299, 300, Oarm 181, Neumann 73, 
Gessner 141, Boszkowshi 1. c. Wundern muss man sich über die vielen alter- 
tümlichen Einteilungen, die in jedem Kompendium wiederkehren. 
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biete der staatlichen Thätigkeit erstreckt sich die internationale 
Rechtsentwicklung. So enthalten die «Rechtsschutzverträge> 
vielfach bereits einen internationalen Privatrechtsschutz. 
Der Privatrechtsschutz, zunächst nur ein «einheimischer 
Schutz», dann ein ^cfremder Schutz», hat damit, mit dem «in- 
ternationalen Schutz,» seine dritte und höchste Stufe erreicht. 
Und wir haben damit die Anfänge eines internationalen 
Privatrechts als für den Juristen besonders wertvollen Be- 
standteils des internationalen Rechtes. — 

13. Dies führt uns aber zu einer weiteren Frage. Wir 
haben in diesem Abschnitt stets nur von «internationalem 
Rechte» gesprochen, aber der Zusammenhang zeigt, dass wir 
internationales Recht und Völkerrecht für gleichbedeutend 
halten : es gehören dazu alle von den Staaten gemeinsam ge- 
schaffenen Normen^ keineswegs etwa nur die Normen über 
die gegenseitigen Verkehrsbeziehungen. Alle internationale 
Rechtseinheit fällt unter den Begriff des Völkerrechts oder 
internationalen Rechts; alle durch völkerrechtlichen Vertrag 
vereinbarten Normen sind Völkerrecht. Soweit die Vertrags- 
rechte und -pflichten der Staaten reichen, so weit reicht auch 
das Völkerrecht oder internationale Recht^^). 

Daraus, sowie aus dem, was wir über den Inhalt der 
Verträge gesehen haben, ergibt sich uns nun aber eine wich- 
tige Konsequenz. 

Man pflegt das nationale Recht hauptsächlich in öffent- 
liches Recht und Privatrecht einzuteilen. Liesse sich nun das 
internationale Recht nicht auch in entsprechender Weise ein- 
teilen, so dass man also ein internationales öffentliches 
Rechte von einem ^internationalen Privatrechte^ unter- 
scheiden könnte? 

Genau genommen wäre eine solche Unterscheidung jeden- 
falls deshalb unrichtig, weil das Völkerrecht kein innerstaat- 

*•) Härtens beklagt es im Vorwort zu seinem t Völkerecht», «dass bis zu 
diesem Augenblick Völkerrecht und internationales Leben zwei Begriffe sind, die 
sich keineswegs decken, sondern leider nur zu oft im schroffsten Gegensatz zu 
einander stehen.» Aber an wem liegt denn die Schuld an diesem Gegensatz? 
Gewiss nicht nur an der Praxis, sondern auch an der Theorie. Statt den Gegen- 
satz zu beklagen, heisst es einfach unbarmherzig alles abschneiden und über Bord 
werfen, was keinen Rechtscharakter und keine Realität hat, vor Allem aber der 
Politik nicht immer Gonzessionen machen. 
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liches Recht ist, der völkerrechtliche Vertrag kein innerstaat- 
liches Recht erzeugt, keine innerstaatliche Wirkung hat, 
sondern Rechte und Pflichten nur für die Staaten als solche 
schafft. Daher entsteht also durch völkerrechtlichen Vertrag 
unmittelbar kein Privatrecht im eigentlichen Sinn, und eben- 
sowenig Staatsrecht, Strafrecht etc. 

Die innerstaatliche Wirkung des völkerrechtlichen Ver- 
tragsschlusses ist nur eine mittelbare, indirekte. Insofern 
sie dies aber ist, kann man immerhin von einem internatio- 
nalen Privatrecht oder einem internationalen öffentlichen 
Recht sprechen. Denn die völkerrechtlichen Verträge haben, 
wie wir gesehen haben, sowohl einen privatrechtlichen als 
einen öffentlichrechtlichen Inhalt, insoweit sie überhaupt eine 
innerstaatliche Wirkung bezwecken. Nur insoweit sie letz- 
teres nicht thun, ist ihr Inhalt ein specifisch und ausschliesslich 
völkerrechtlicher. 

• Also an sich Hesse sich die obige Unterscheidung schon 
machen. Das «internationale Privatrecht» ist eben gleich- 
zeitig internationales Recht — auf Vertrag beruhend — und 
nationales Recht — auf Gesetz beruhend. Die specifisch 
privatrechtliche Wirkung kommt ihm nur in seiner letzteren 
Eigenschaft zu. Entsprechend verhält es sich mit dem «inter- 
nationalen öffentlichen Recht.» 

Die Unterscheidung ist also nicht gerade genau, aber, 
wenn richtig verstanden, nicht geradezu unrichtig. Eine an- 
dere Frage ist aber die, ob ein — theoretisches oder praktisches 
— Bedürfnis nach einer solchen Trennung existirt, ob man 
die für das nationale Recht eingeführte Scheidung auch auf 
das internationale Recht ausdehnen soll. 

Wir glauben, dass vom Standpunkte des internationalen 
Rechts aus kein Bedürfnis nach einer solchen Trennung vor- 
handen ist, ganz abgesehen davon, dass dieselbe vielleicht 
Schwierigkeiten bereiten würde. Aber für die rechtliche Be- 
handlung der einzelnen Verträge besteht vom Standpunkt des 
Völkerrechts aus kein Unterschied, und es genügt daher voll- 
kommen, wenn die Theorie diese Trennung dem innerstaat- 
lichen Rechte, dem ja doch regelmässig die Ausführung der 
internationalen Vereinbarungen vorbehalten ist, überlässt. 
Denn hier erst werden die vereinbarten Normen wirkliches 



Digitized by 



Google 



— 264 — 

Privatrecht, resp. wirkliches öffentliches Recht im innerstaat- 
lichen Sinn dieses Wortes*®). 

14. Wenn wir also eine Trennu ng nach dem Inhalt der 
vereinbarten Normen für das Völkerrecht ablehnen, so müssen 
wir aber doch aus dem Gesagten eine wichtige Konsequenz 
ziehen, die darin implicite schon ausgesprochen lag. Wenn 
nämlich auch die völkerrechtliche Wirkung der Verträge in 
allen Fällen dieselbe, d. h. eben eine ausschliesslich völker- 
rechtliche war, so war doch ihr Inhalt sowohl privatrecht- 
licher als öffentlichrechtlicher, als auch specifisch völkerrecht- 
licher Natur. Wie verhält sich nun dazu die Gewohnheit, dass 
man das Völkerrecht ohne weiteres dem öffentlichen Recht bei- 
zählt? Dieser Usus besteht allgemein, ist aber durchaus zu 
bekämpfen. 

Das Völkerrecht ist, wie wir gesehen haben, genau ge- 
nommen weder Privatrecht noch Öffentliches Rechte resp. es 
ist, weniger genau genommen, sowohl Privatrecht als öffent- 
liches Recht. Es ist beides und keines von beiden. Keines- 
falls aber ist es nur eines von beiden. Das Völkerrecht hat 
nicht die Natur des öffentlichen Rechts, sondern es hat seine 
eigene Natur, die Natur des Völkerrechts. 

Seiner eigentlichen Natur nach ist das Völkerrecht 
einfach gemeinsames Recht, Vertragsrecht. 

Gewiss hat es mit dem öffentlichen Rechte mancherlei 
gemein, aber es ist kein öffentliches Recht; denn auch mit 
dem Privatrecht ist es durch gemeinsame Merkmale verbunden. 
Und seinem Inhalte nach darf man es erst recht nicht dem 
öffentlichen Rechte beizählen, da man es dadurch halbiren 
würde. 

Das «internationale Privatrecht» -- im obigen Sinn — 
ist auch Völkerrecht, so gut wie das «internationale öffentliche 
Recht.» 



"*) V/ir plaidiren im übrigea sehr dafür, dass man entweder den Aus- 
druck «Völkerrecht» oder den Ausdruck «internationales Recht» fallen lässt. 
Wenn nur noch ein Name da ist, wird auch das Gefühl aufhören, a)s ob beides 
verschiBdene Dinge wären. Wir glauben, dass der Ausdruck «internationales 
Recht» der geeignetere ist, und entsprechend würde man dann von «internationa- 
len Verträgen» zu sprechen haben. Was eine sichere Terminologie für die Rechts- 
wissenschaft wert ist, darauf hat ebenfalls Berghohm in seiner «Jurisprudenz und 
Rechtsphilosophie» hingewiesen. 
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Aus der Thatsache, dass die aus den Verträgen hervor- 
gehenden subjektiven Berechtigungen Rechte der Staaten sind, 
also den Charakter von subjektiven öffentlichen Rechten tragen, 
folgt doch nicht die Berechtigung, das Völkerrecht überhaupt 
als öffentliches Recht zu bezeichnen. Denn der Umstand, 
dass man das internationale Privatrecht vom Völkerrecht aus- 
scheiden will, beweist doch, dass man sich auf seinen Inhalt 
bezieht und nicht auf die Natur dei^subjektiven Völkerrechte^ 0. 

Das Völkerrecht hat mit dem öffentlichen und dem Privat- 
recht den Ursprung gemein. Es unterscheidet sich aber von 
beiden unter anderem durch das Merkmal der gemeinsamen 
Schaffung, durch die Form seiner Entstehung, durch die Art 
seiner Wirksamkeit und seines Schutzes, und hat insofern 
weder mit dem öffentlichen noch mit dem Privatrecht Ähn- 
lichkeit. Seinem Inhalte nach aber ist es, wie gesagt, sowohl 
«Privatrecht» als ^öffentliches Recht». Daher darf man es 
selbstverständlich weder dem einen noch dem anderen dieser 
.Gebiete beizählen^^). Vielmehr stellt man es am besten als 
«internationales Recht> dem «nationalen Recht,» resp. als 
«zwischenstaatliches Recht» dem «innerstaatlichen Recht» 
gegenüber. 

Innerhalb dieses internationalen Rechts kann man dann, 
wenn man ein Freund von Einteilungen ist, je nach dem 
Inhalt einen öffentlichrechtlichen Teil von einem privatrecht- 
lichen Teil unterscheiden, entsprechend der Einteilung des 
nationalen Rechts. Juristisch ist damit nicht viel gewonnen. 
Jedenfalls darf man aber bei dieser Einteilung nicht vergessen, 
dass es sich um eine Einteilung des internationalen Rechts 
handelt, und dass daher das gewonnene öffentliche Recht 
nicht identisch ist mit dem innerstaatlichen öffentlichen Recht, 
und ebensowenig identisch mit Völkerrecht, da es nur einen 
Teil dieses letzteren ausmacht. — 



**) Ober die Natur der subjektiven öffentlichen Rechte sind namentlich zu 
ygl. JeUinek System und Tezner System. 

") Vgl. Tezner System 225: «Da der Gegensatz von privatem und öffent- 
lichem Rechte nur vom Standpunkte der Rechtsordnung eines Staates zu erfassen 
ist, so kann die Untersuchung nach der Natur des Völkerrechts sich nur darauf 
erstrecken, was das Völkerrecht mit dem einen oder dem andern Teile dieses 
Gegensatzes gemein habe.» 
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15. Es entsteht nun aber die Frage, wie sich das inter- 
nationale Recht oder Völkerrecht, das nach dem Gesagten 
nicht etwa ausschliesslich «öffentliches Recht» ist, sondern 
auch «Privatrecht» sein kann, zu dem verhält, was man ge- 
wöhnlich als ^internationales Privatrecht^ bezeichnet""). Ist 
dieses letztere internationales Recht, also Völkerrecht? 

Die Frage ist nicht leicht zu beantworten, aus dem ein- 
fachen Grunde, weil wir es hier mit einem Begriffe zu thun 
haben, der eine unglückselige Rolle spielt, indem er etwas 
bezeichnet, was er gar nicht ist. Bergbohm hat einmal die 
These aufgestellt, das sog. internationale Privatrecht sei weder 
Privatrecht noch internationales Recht. Das ist nicht un- 
richtig, aber auch nicht ganz richtig. 

Die Normen des «internationalen Privatrechts», die Nie- 
meyer kurz und treffend als Kollisionsnormen bezeichnet**), 
— nur mit den positiven Kollisionsnormen haben wir es zii 
thun*^) — sind keine Privatrechtssätze. Die Kollisionsnormen 
beziehen sich nur auf die Anwendung des Privatrechts, aber 
sie sind kein Privatrecht. 



*•) über Begriff und Einteilung des internationalen Rechts vgl. Meüi 
System und Jüta. Über das internationale Priyatrecht insbesondere auch MeiU 
Aufgaben 24 fg. 

'^) Niemeyer unterscheidet ausdrückliche und konkludente Kollisionsnormen. 

**) Vgl. auch Niemeyer ^ der hervorhebt, man müsse zunächst den prak- 
tischen positiven Erscheinungen selbst nachgehen. «Das erste Postulat einer 
positiven Wissenschaft des internationalen Privatrechts ist hiemach die Feststellung 
der in den verschiedenen Rechtsgebieten vorhandenen Kollisionsnormen ...... 

Ich erkenne vollkommen an, dass eine sehr wesentliche Aufgabe der Wissenschaft 
des internationalen Privatrechts die legislatorische und womöglich völkerrecht- 
liche Ausgleichung der «Gesetzeskollisionen» ist, und dass hiefür die Aufstellung 
eines der Natur der Sache entsprechenden, möglichst für die kosmopolitische An- 
wendung geeigneten Systems dienlich ist. Das ist bei dem internationalen 
Privatrecht grundsätzlich nicht anders als beispielsweise beim Völkerrecht und 
bei jedem anderen Zweige der Rechtswissenschaft. Aber, wie überall in der 
Jurisprudenz, ist auch hier die primäre Aufgabe die dogmatische Darstellung des 
geltenden Rechts und diese Aufgabe ist nicht anders zu lösen, als so, dass mau 
in erster Linie ein Inventar der vorhandenen Kollisionsnormen aufnimmt.» Vgl. 
auch desselben Methodik 9: «Der Zustand des internationalen Privatrechts lässt 
sich in der Gestalt dreier konzentrischer Ringe darstellen. Den Kernring bilden 
die ausdrücklichen Koilisionsnormen d. h. gesetzliche und gewohnheitsrechtliche 
Bestimmungen über Statutenkollision.» 
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Ebensowenig sind sie aber schlechtweg internationales 
Recht, vielmehr hat man in dieser Beziehung zu unterschei- 
den. Die Kollisionsnormen gehören zum grossen Teil aus- 
schliesslich der nationalen Gesetzgebung an und sind inso- 
fern ein Bestandteil des nationalen Rechts der Einzelstaaten» 
Zum anderen Teile sind sie in völkerrechtlichen Verträgen 
aufgestellt, und sind insoweit allerdings internationales Recht. 
Man kann also das internationale Privatrecht nicht durchweg 
zum internationalen Recht rechnen, muss vielmehr sagen, 
dasselbe sei weder ausschliesslich nationales Recht noch aus- 
schliesslich internationales Recht, sondern beides^*). Nur 
insoweit das «internationale Privatrecht» wirklich internatio- 
nales Recht ist, verdient es also das Prädikat «international»» 
In dem üblichen Sinne angewandt, ist also der Name 
«internationales Privatrecht» sehr unglücklich gewählt, da er 
viel zu weit ist. 

Da internationales Recht und Völkerrecht nach unserer 
Auffassung identische Begriffe sind, so ergibt sich nunmehr 
von selbst das Verhältnis des «internationalen Privatrechts» 
zum Völkerrecht. Beides sind keine Gegensätze. Vielmehr 
ist das erstere teilweise ein Bestandteil des letzteren, nämlich 
insoweit es auf Verträgen beruht. 

Aber dies ist bisher eben nur zum kleinen Teil der FalL 
Man hat mit dem Namen «internationales Privatrecht» gewisser- 
maassen dasjenige vorweggenommen, was das betreffende Gebiet 
in Zukunft einmal werden soll. Eine Ausgleichung der Gegen- 
sätze in den Kollisionsnormen durch allgemeine völkerrecht- 
liche Verträge ist das Ziel, und insofern dies Ziel einmal er- 
reicht sein wird, wird man in der Gesammtheit der Kollisions- 
normen einmal wirkliches internationales Recht begrüssen 
dürfen"). Aber vorläufig ist man noch nicht auf dieser Höhe 

*•) Niemeyer Methodik 31 geht also zu weit, wenn er schreibt: «Es gibt 
zur Zeit kein internationales Privatrecht ausserhalb der einzelnen Privatrechts- 
ordnung. Die Grundsätze, welche das anzuwendende Recht bestimmen, bilden 
einen Teil des inländischen Privatrechts. Keine andere Quelle, auch keine sub- 
sidiäre, fliesst dem Richter oder dem Rechtsdogmatiker.» Die Kollisionsnormen 
bilden allerdings sämmtlich einen Teil des inländischen Privatrechts, aber sie sind» 
insoweit sie auf Verträgen beruhen, gleichzeitig internationales Recht. Das muss 
auch Tom streng positivistischen Standpunkt aus zugegeben werden. 

*') Vgl. auch Niemeyer 9: «Es unterliegt keinem Zweifel, dass nur auf 
dem Wege völkerrechtlicher Vereinbarung eine Normirung der internationalen 
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der Entwicklung angelangt, und muss daher froh sein, wenn 
da, wo noch keine Einheit herrscht, wenigstens Überein- 
stimmung vorhanden ist. — 

Da das internationale Privatrecht eigentlich seinem Na- 
men nicht entspricht, ist es natürlich schwer, ihm die rich- 
tige Stelle anzuweisen. Soll man es beim nationalen oder 
beim internationalen Rechte behandeln? Die meisten Gründe 
sprechen für letzteres^®). Keinesfalls aber darf man das «inter- 
nationale Privatrecht» principiell in Gegensatz zum Völker- 
recht stellen, und letzteres im Gegensatz zu ersterem als 
«öffentliches Recht» bezeichnen. Vielmehr stellt man es am 
besten als Teil des Völkerrechts in der Völkerrechtslehre dar, 
dabei aber immer berücksichtigend, dass es seiner Entwick- 
lung nach noch nicht überall zum internationalen Rechte ge- 
diehen ist. — 

Wenn wir somit zugeben, dass das «internationale Privat- 
recht» wenigstens bis zu einem gewissen Grade Anspruch 
auf das Prädikat «international> hat, und wenn wir insofern 

Statutenkollisionen mit der sehr wünschenswerten Wirkung zu erreichen ist, dass 
ein konkretes Rechtsverhältnis wirklich von allen Richtern der Welt nach dem- 
selben Ortsrecht beurteilt wird.» Für dieses Ziel hat im September 1893 ein 
internationaler Kongress im ^aag stattgefunden (vgl. darüber Böhms Zeitschrift 
Bd. IV Heft 1), der auch diesen Sommer wieder zusammengetreten ist. Immer- 
hin können aber noch Jahrzehnte vergehen, bis eine internationale Regelung 
stattfindet, und Niemeyer hat Recht, wenn er betont, dass, bevor es zu der 
/ erhofften völkerrechtlichen Festlegung des internationalen Privatrechts kommt, 
einstweilen der Gesetzgebung der einzelnen Staaten die Aufgabe verbleibt, das 
ihrige für die positive Regelung der KolUsionsfragen zu thun. Zu vergleichen 
ist mit Bezug hierauf namentlich das schon zitirte Buch von Jitta, «La m6- 
thode du droit international priv6». Jitta unterscheidet die «individuelle Me- 
thode» und die «universelle Methode». Als mögliche positive Formen der letz- 
teren bezeichnet er das internationale Gesetz, das übereinstimmende Gesetz und 
den internationalen Vertrag. Thatsächlich bewege sich also der Gegensatz inner- 
halb der «universellen Methode» zwischen dem übereinstimmenden Gesetz und 
dem internationalen Vertrag. Es bestehe eine Opposition zwischen der «harmonie» 
und der «uniformite», zwischen der «loi uniforme» und dem «trait^».» 

*^) Niemeyer Methodik 8: «Die Lossagung von ihrer hausbackenen, aber 
soliden Mutter, der Privatrechtswissenschaft, hat ihr Bedenkliches, und die viel- 
verheissende Aussicht auf eine an sich sehr wünschenswerte, aber gegenwärtig 
noch sehr verfrühte Ehe mit dem Völkerrecht enthält eine gewisse Gefahr für 
die Solidität der wissenschaftlichen Behandlung.» Letzteres ist leider Gottes der 
Fall, aber trotzdem glauben wir, dass gerade mit Rücksicht auf die zukünftige 
Weiterentwicklung die zweite Enventualität den Vorzug verdient. 



Digitized by 



Google 



- 269 — 

seiner Darstellung in der Lehre vom internationalen Recht 
nicht entgegen sind, so müssen wir doch hier noch einer 
Prätension entgegentreten, die sich in der Litteratur mit Be- 
zug auf die «Statutenkollisionslehre» vertreten findet. 

Die Kollisionsnormen sind zum Teil internationales 
Recht, und insofern kann man sie zum internationalen Privat- 
recht rechnen. Aber damit ist nicht etwa gesagt, dass nur 
die Kollisionsnormen internationales Privatrecht sind. Ein 
grosser Teil des Völkerrechts — und nicht der unwesentlichste 
— hat einen privatrechtlichen Inhalt, und zwar enthält er 
nicht nur Sätze über Privatrechtsanwendung, sondern wirk- 
liche Privatrechtssätze. Diese — es wird unten noch von 
denselben die Rede sein — haben natürlich in erster Linie 
Anspruch auf den Namen «internationales Privatrecht», wenn- 
gleich man neben ihnen auch den internationalen Kollisions- 
normen unter diesem Namen Obdach gewähren kann. Nun 
begegnen wir aber in der Litteratur mehrfach dem Versuch, 
dem wirklichen internationalen Privatrecht das Recht auf 
diesen Namen absprechen zu wollen und ihn ausschliesslich 
für die Statutenkollisionslehre in Anspruch zu nehmen^^)» 
Nichts kann verkehrter sein als dies. Wir haben den Kol- 
lisionsnormen gerne beim internationalen Recht Raum ge- 
währt, aber es ist doch ein starkes Stück, wenn sie nun ihrer- 
seits die «einheimischen» Normen verdrängen wollen. 



'*) Dies geschieht z. B. m einer Kritik des Jitta'schen Buches (Archiv IX 1). 
Wenn daselbst bemerkt wird, es sei ein Irrtum, unter einem und demselben 
Namen die Vereinheitlichung des Bechts zwischen verschiedenen Staaten und die 
Begein über Gesetzeskonflikte zusammenzufassen, so liegt der Irrtum doch nur auf 
Seite derer, welche den letzteren Begein einen falschen Namen gegeben haben. 
Keinesfalls aber kann man den ersteren Sätzen das Becht auf ihren eigenen 
Namen absprechen. Jitta hat daher ganz recht, wenn er unter dem Namen 
«internationales Privatrecht» auch «das Becht der unmittelbar international ge- 
regelten Bechtsinstitute» begreifen will. Der Kritiker im Archiv hat recht, wenn 
er auf einen tiefgehenden Artunterschied zwischen dem übereinstimmenden Becht 
und dem internationalen Privatrecht aufmerksam macht; es seien sich ausschlies- 
sende Gegensätze: «Je weiter das Gebiet des ersten sieh ausdehnt, um so mehr 
verengt sich das des zweiten.» Letzteres ist aber gewiss nicht zu bedauern. 
Ausserdem kann jedenfalls, wenn eines von beiden Gebieten auf den fraglichen 
Namen verzichten soll, dies unseres Erachtens doch nur dasjenige Gebiet sein, 
das den Namen mit Unrecht führt. 
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Wir verkennen- keineswegs die grosse praktische Bedeu- 
tung der Lehre von den Kollisionsnormen, aber unendlich 
höher steht die Bedeutung des ivirklichen internationalen 
Privatrechts, das sich, wie wir sogleich sehen werden, in 
der Form eines Weltverkehrsrechts herauszubilden beginnt, 
und in dem wir den Prozess des Rechtsausgleiches auf seinem 
Höhepunkt angelangt sehen. 

Die Bedeutung dieses letzteren ist daher eine stets zu- 
nehmende, während die Bedeutung des sogenannten inter- 
nationalen Privatrechts — das lehrt ein Blick auf die Zukunft 
— eine stets abnehmende ist. Denn je mehr der Prozess 
der Rechtsausgleichung fortschreitet, desto praktisch bedeu- 
tungsloser wird dasselbe, und sobald einmal für ein Gebiet 
die Rechtseinheit erreicht ist, verschwindet die Kollisions- 
möglichkeit überhaupt, und die Kollisionsnormen werden 
praktisch gegenstandslos. 

Die übertriebene Rücksicht auf das sog. internationale 
Privatrecht ist daher falsch. Sie ist aber auch schädlich, 
weil sie der Erkenntnis von der wirklichen Bedeutung des 
Völkerrechts im Wege ist, und dessen wertvollsten^^) Bestand- 
teil in den Schatten stellt, ja ihn sogar dem Völkerrecht da- 
durch, dass man dieses als «öffentliches Recht» dem Privat- 
recht gegenüberstellt, gänzlich entzieht. — 

Begreiflich ist es, dass man den Stoff des sog. inter- 
nationalen Privatrechts von anderen Gebieten zu sondern be- 
müht ist, aber das würde man am leichtesten dadurch er- 
zielen, dass man es mit seinem rechtsmässigen Namen, als 
«Lehre von den Kollisionsnormen», bezeichnete. — 

16. Kehren wir nun aber nach dieser Abschweifung auf 
das Gebiet der «Kollisionsnormen» wieder zum internationalen 
Recht im allgemeinen zurück. Wir haben uns zuletzt mit 
dem Inhalt desselben beschäftigt und gesehen, dass der Inter- 
essenhreis des internationalen Rechts sowohl über denjenigen 
des öffentlichen Rechts als über denjenigen des Privatrechts 
hinausgeht. Schon daraus ergibt sich die unendliche Mannig- 
faltigkeit der durch das Völkerrecht geschützten, schützbaren 
und zu schützenden Interessen. 



•°) Davon unten. 
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Alles, was Gegenstand der staatlichen Thätigkeit sein 
kann, kann auch den Gegenstand von völkerrechtlichen Ver- 
trägen bilden. 

Der Schutz der politischen Interessen ist daher nur eine 
Seite der völkerrechtlichen Beziehungen der Staaten. Diese 
Seite ist keineswegs zu unterschätzen, weil auf ihr die eigent- 
liche faktische Macht des Völkerrechts basirt. Wir haben 
auf die Bedeutung, welche der rechtlich garantirten Mitwir- 
kung dritter Staaten für das internationale Recht zukonomt, 
in einem früheren Paragraphen hingewiesen. Und auch sonst 
hängt natürlich von politischen Konstellationen, die durch 
Verträge zu stände gebracht werden, vielfach der internatio- 
nale Rechtszustand überhaupt ab. Wenn daher die Verträge 
politischen Inhalts vielleicht die Voraussetzung aller anderen 
sind — wie sie denn auch am frühesten von allen auftreten — 
so sind sie doch auf der anderen Seite keineswegs derjenige 
Teil des Völkerrechts, der vom Rechtsstandpunkte aus am 
meisten Interesse verdiente. Denn auf den Grad der inter- 
nationalen Rechtsentwickelung kann man aus ihnen so gut 
wie gar keine Schlüsse ziehen. Im Gegenteil finden wir, je 
weiter die Verkehrsbeziehungen und damit der Rechtsausgleich 
zwischen den Völkern gediehen sind, desto mehr eine — im 
Verhältnis zu der Zahl der politischen Verträge — bedeutende 
Zunahme der Verträge, die den Charakter von «Verkehrsver- 
trägen» und «Rechtsschutzverträgen» tragen. 

Es sind jetzt nicht mehr nur die rein politischen Inter- 
essen, denen man einen internationalrechtlichen Schutz ge- 
währt. Vielmehr — das zeigt unsere obige Übersicht über 
die zur Zeit praktisch geltenden Verträge — umfasst dieser 
jetzt das ganze grosse Gebiet der geistigen, physischen, wirt- 
schaftlichen, socialen und $pecifisch rechtlichen Interessen 
der Nationen. Das religiöse, intellektuelle und ästhetische 
Leben der Völker bildet jetzt gerade so gut den Gegenstand 
von internationalen Vereinbarungen, wie das wirtschaftliche 
und sociale Leben der Völker im Ganzen sowohl wie der Ein- 
zelnen. Alle diese Gebiete sind Gegenstand der staatlichen 
Thätigkeit: auf sie alle erstreckt sich auch die gemeinsame 
staatliche Thätigkeit, die in den Verträgen der Staaten zum 
Ausdruck kommt. 
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Gerade so, wie die innerstaatliche Rechtsordnung die Ge- 
sammtheit aller Lebensbeziehungen der Nationen umfassen 
will, wie sie keineswegs nur die Interessen des Staates als 
solchen, sondern auch diejenigen der Korporationen und Indi- 
viduen in ihren Schutz nimmt, so erkennen auch die Staaten 
mit der fortschreitenden Entwickelung ihrer Verkehrsbezie- 
hungen immer mehr den Nutzen, ja die Notwendigkeit, alle 
diese Interessen möglichst gemeinsam und übereinstimmend 
zu regeln®^). 

Je mehr dies der Fall ist, desto mehr schwindet aber 
natürlich die Möglichkeit der Interessenkollision zwischen 
den Staaten, und es findet auch dadurch eine Verminderung 
des Gewichts der politischen Fragen im Verhältnis zu denen 
des social - kulturellen Lebens statt — eine Verminderung, 
die sehr im Interesse der Herrschaft des Völkerrechts ge- 
legen ist. Der Irrtum, als ob das Völkerrecht sich nur mit 
den Beziehungen der Staaten als solcher, die natürlich vor- 
wiegend politischer Natur sind, zu befassen hätte^^), steht 
daher der Erkenntnis seiner wirklichen Bedeutung gerade so 
im Wege, wie seiner Weiterentwicklung und Weiterausbil- 
dung. 

Deshalb ist es vor allem wichtig, sich den gewaltigen 
Interessenkreis des Völkerrechts stets vor Augen zu halten. 

Alles, was die innerstaatliche Rechtsordnung zum Gegen- 
stande hat, aber nicht nur dies, sondern daneben auch alles 
dasjenige, was specifisch internationaler Natur ist, fällt in 
den Bereich dieses Interessenkreises, alles dieses kann und 
solides internationalen Schutzes teilhaftig werden. 

Und — das verdient der Betonung — es ist das nicht 
etwa blosse Theorie, sondern es ist dieser Schutz vielfach 
bereits zur Thatsache geworden, wie es der Inhalt der beste- 
henden Verträge lehrt. 

Auf dem einen Gebiet ist diese Entwickelung schon 
weiter vorgeschritten, auf dem anderen weniger: das eine 



") Vgl. hiezu nam. Härtens I 206 fg. U 101 fg. 

*') Daher sind unsere Völkerrechtsbücher denn auch mehr politischen als 
rechtlichen Inhalts und behandeln gerade diejenigen Gebiete, auf denen das Völker- 
recht am weitesten gediehen ist, in irgend einer Ecke, wo sie möglichst wenig 
Beachtung finden. 
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Gebiet bedarf des gemeinsamen staatlichen Schutzes mehr, und 
das andere kann desselben leichter entbehren. Aber im grossen 
und ganzen ist — gerade wie es eine Tendenz des Rechts- 
ausgleichs gibt — so auch eine Tendenz vorhanden, immer 
mehr Gebiete und Fragen in den Bereich des internationalen 
Schutzes zu ziehen. Wo diese Tendenz am stärksten ist, wo 
sie am meisten Unterstützung verdient, das zu erforschen ist 
zunächst Sache der Theorie^*), und damit ergeben sich von 
selbst die Aufgaben des internationalen Rechts und seiner 
Wissenschaft. — 

17. Aus der Mannigfaltigkeit der internationalen Inter- 
essen ergeben sich, wie gesagt, von selbst die Aufgaben des 
internationalen Rechts. Wenn wir auf diese hinweisen wollen, 
so müssen wir jedoch zunächst einer falschen Auffassung über 
dieselben entgegentreten. 

Angesichts der gegenwärtig sichtbar stattfindenden Rechts- 
ausgleichung, sowie der Mannigfaltigkeit der international ge- 
regelten Verhältnisse, ist man nämlich manchmal zu ganz 
falschen Ansichten gelangt, sowohl mit Bezug auf den Weg^ 
auf dem man dem winkenden Ziele zuzustreben habe, als auch 
über dieses Ziel selbst, über die Zukunft des internationalen 
Rechts. 

Man hat zunächst übersehen, dass eine naturgemässe, 
allmähliche Entwickelung vorliegt, deren Gang allenfalls hie 
und dort beschleunigt werden kann, aber immerhin seinen 
Charakter als ruhiger Entwickelungsgang nicht einbüssen darf. 

Die falschen Ideen, welche hier zum Ausdruck gelangt 
sind, lassen sich in das Wort ^Kodifikation^ zusammenfassen. 

Über den Plan einer ^cKodifikation» haben ^ch eine ganze 
Reihe von Schriftstellern schon gründlich ausgesprochen**). 

Wenn man sich die bestehende Unklarheit über die 
juristischen und speciell völkerrechtlichen Grundbegriffe ver- 
gegenwärtigt, und denkt, alles das, was man als Völkerrecht 
vorzutragen pflegt, wäre wirklich auf einen Schlag kodifizirt 

**) Dazu bedarf es aber einer vSUigen Umwälzwng der bisherigen Völker- 
rechtssysteme und einer Ausscheidung alles dessen, was überhaupt nicht in diese 
Systeme hineingehört. 

'*) Wir citiren hier nur, ausser den unten Angeführten, Bergbohm 44 fg. 
und Bulmerineq M. 180. 

18 
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worden, dann kann man sich denken, was dabei herausge 
kommen wäre! Nein, nicht Kodifikation, soiideriiEntwichelung 
lautet die Parole! Namentlich wo das internationale Recht 
erst in den Anfängen seiner Entwicklung begriffen ist ! 

Eine Rechtsausgleichung findet statt und wird in Zu- 
kunft noch in erhöhtem Maasse stattfinden. Und der inter- 
nationale Interessenschutz wird ein immer weiterer und all- 
gemeinerer. 

Aber man muss die nationalen Gegensätze sich über- 
brücken lassen. Das geschieht für das eine Gebiet früher, 
für das andere später. Wo ein Gebiet für den Ausgleich reif, 
ein Problem gelöst ist, da kann und wird auch die Ausgleichung, 
die Vereinheitlichung vor sich gehen. Und wo ein Bedürf- 
nis danach vorliegt, da kommt es mit der Zeit zum inter- 
nationalen Schutze. Der Weg dazu ist aber nicht die «Kodi- 
ficirung», sondern die internationale Vereinbarung. 

Die Rechtseinheit kann und wird nicht auf einmal^ durch 
Kodifikation, kommen, sondern sie kommt Schritt' für Schritt, 
da wo der Boden dafür reif ist**). So lange man aber in der 
Entwickelung noch nicht weiter vorgeschritten ist, als wir 
es heute sind, ist der Gedanke an ein internationales <Ge- 
setzbuch» durchaus zu verwerfen. Und selbst für die Zu- 
kunft wird diese Form nicht ernstlich in Betracht kommen: 
Die völkerrechtlichen Verträge in ihrer Gesammtheit werden 
der Codex des internationalen Rechts sein^^). — 



**) Vgl. Zitelmann 23: «Ich denke mir nun als den Weg der Ver- 
wirklichung freilich nicht den einer sofort zu berufenden Konferenz für das ganze 
Gebiet des Rechts, sondern meine, die Entwicklung müsse mit einzelnem beginnen : 
mit der Ausgleichung einzelner, besonders wichtiger Rechtsteile, mit der Fest- 
stellung gemeinsamer subsidiärer Normen, mit der Vereinbarung zunächst zwischen 
den nächststehenden Staaten.» Vgl. auch Cohn 79. 

•*) Daraus folgt die Bedeutung, welche dem Vorschlage zur offiziellen 
Sammlung und Veröffentlichung der Yölkerrechtlichen Verträge seitens eines 
intemationdlen Bureaun beizumessen ist. Der Vorschlag wurde seiner Zeit rom 
Institut de droit international gefasst und lautete : L' Institut imet le y<£u qu^una 
Union internationale soit formte, au moyen d'un irait6 auquel seraient inyit^s 
k adh^rer tous les l^tats ciyilis^s, en vue d'une publication aussi universelle, aussi 
prompte et aussi uniforme que possible des trait^s et Conventions entre les ]&tats faisant 
Partie de TUnion.» Vgl. Bevue de droit international Bd. XXIU S. 524. Eine 
Einladung an die Mächte ist seiner Zeit durch den Schweizerischen Bundesrat 
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So wenig aber eine «Kodifikation» der richtige Weg zur 
Rechtsausgleichung wäre, so verfehlt ist auch das Ziel, so 
wenig glücklich der Begriff und die Idee eines <Welirechtsy^. 
Zunächst ist dieses Wort missverständlich, da es bald in 
weiterem und bald in engerem Sinn aufgefasst werden kann. 
In gewissem Sinne haben wir schon heute ein «Weltrecht», 
insofern man darunter die notwendige, natürliche Überein- 
stimmung aller Rechte verstehen will. Und insofern es für 
die auf gleicher Kulturstufe anlangenden Staaten ein «spon- 
tanes Gleich wachsen» gibt, kann man auch von einem in der 
Entwickelung begriffenen «Weltrechte» reden®*^). 

Aber so meinen es die «Weltrechtler> nicht. Sie ver- 
stehen das Wort nicht in dieser Bedeutung, sondern wollen 
damit das Resultat des im Wege der Kodifikation stattfin- 
denden Rechtsausgleiches bezeichnen, also eine bewusste Ver- 
einheitlichung des gesammten Rechtes der Nationen zu einem 
einheitlichen «Weltrechte». In diesem Sinne genommen ist 
ein «Weltrecht» natürlich noch lange nicht in Sicht und wird 
auch nie in Sicht kommen. Es verdient so aufgefasst in der 
That den Namen eines Traumes'*®), einer Utopie®^). 

In welchem Sinne dagegen von einem in Sicht stehen- 
den «Weltrechte> mit Recht gesprochen werden kann, das 



Ergangen. Doch hat eine Konferenz bis jetzt noch nicht stattgefunden, und es 
scheint, als ob man sich in einigen Staaten der Tragweite des Unternehmens 
nicht bewusst.wäre. 

") Dass ein solches Weltrecht nicht nur möglich ist, sondern notwendiger- 
weise möglich sein muss, hat Züelmann in dem mehrfach citirten Vortrage aus 
der Natur des objektiven Rechts heraus nachzuweisen unternommen. Seinen 
Ausgang nimmt er daher nicht etwa von den äusseren Mitteln der Rechtsausgleich- 
ung, sondern von der Frage, ob irgend etwas in den Rechtssätzen selbst ist, was 
sie befähigt oder gar zwingt, für alle Nationen gleich zu sein, oder gleich zu 
werden. 

•®) Vgl. Meüi Aufgaben 18: «Die Idee selber ist ein Traum und nicht 
einmal ein schöner. Aber wenn von einer Unifikation en bloc abgesehen und 
der Gedanke mit reservatorischem und kritischem Sinne behandelt und einge- 
zäunt wird, hat er unzweifelhaft nach der Schranke des der Geschichte eigenen 
Tempos eine Zukunft.» 

••) Cohn l. c: tAuch heute müssen wir jenen Plan als eine Utopie von 
uns weisen, wenn es sich wirklich darum handeln sollte, einen vollständigen 
Weltkodex, ein umfassendes bürgerliches Gesetzbuch aller civilisirten Nationen 
zu schaffen.» 
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werden wir am besten erkennen, wenn wir uns von den 
vermeintlichen Aufgaben zu den wirklichen Aufgaben des 
internationalen Rechtes wenden. 

18. Um die Frage nach den wahren Aufgaben des inter- 
nationalen Rechts und dem wahren Weg zur Erfüllung der- 
selben zu beantworten, nehmen wir unseren Ausgang wieder 
von der Thatsache, dass den nationalen Rechten eine natür- 
liche Tendenz zur Ausgleichung innewohnt, die mit den 
wachsenden Verkehrsbeziehungen der Staaten immer inten- 
siver wird und mit der die Tendenz der Ausdehnung des 
internationalen Schutzes Hand in Hand geht. Wo diese 
Tendenz offenbar wird, da soll man von den äusseren Mit- 
teln des Ausgleichs Gebrauch machen und das Recht ver- 
einheitlichen*®), resp. die betreffenden Interessen international 
schützen. 

Diese Tendenz zeigt sich nun auf den verschiedensten 
Gebieten des Rechts. Gerade wie man sich innerhalb des 
einzelnen Staates eine Vereinheitlichung des Rechtsstoffes zum 
Ziele setzt, so nehmen auch in dem grösseren Kreise der 
Staatengemeinschaft diejenigen Gebiete und Fragen zu, für 
welche eine gemeinsame Regelung Bedürfnis ist. Und wie 
man innerhalb des Einzelstaates die erwünschte Einheit auf 
dem Wege der nationalen Gesetzgebung realisirt, so ist es auch 
Aufgabe, das internationale Bedürfnis nach Vereinheitlichung 
und internationalem Schutz auf dem Wege der internationalen 
Vertragsschliessung zu befriedigen. 

Dies Bedürfnis beschränkt sich, wie gesagt, keineswegs 
auf bestimmte Rechtsgebiete. Es ist für viele Teile des 
öffentlichen Rechtes gerade so gut vorhanden, wie für viele 
Teile des Privatrechts. 

Wir finden nicht nur in den nationalen Staatsrechten, 
Verwaltungsrechten, Strafrechten und Prozessrechten über- 
raschend viel Ähnlichkeit und Gleichheit, es hat für manche 
diesen Gebieten angehörige Fragen auch eine internationale 
Regelung stattgefunden. 

^^) Züdmann 13 meint, so weit es nur eine einzige gerechte und zweck- 
mässige Regelung für ein Rechtsproblem gebe, müsse die Rechtseinheit aller 
Völker yon selbst kommen; auch der eigenmächtigste Gesetzgeber könne diese 
Entwicklung auf die Länge nicht aufhalten. 
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Nicht am wenigsten ist aber die Tendenz nach Ausgleich 
und internationalem Schutz in den nationalen Privatrechten 
vorhanden. Innerhalb des Privatrechts insbesondere natürlich 
auf dem Gebiet des Handelsrechts^ des Verkehr sr echt s^^). 

Hier handelt es sich nicht nur um eine Ausgleichungs- 
iendenz : hier hat in vielen Gebieten und Fragen eine Aus- 
gleichung auf dem Wege internationaler Vereinbarung bereits 
stattgefunden. Diese auf dem Gebiete des Verkehrsrechts 
bereits bestehende Rechtseinheit im einzelnen darzustellen, 
v^ürde den Rahmen unserer Aufgabe überschreiten. Es würde 
das den Gegenstand einer Arbeit für sich abgeben, da jedes 
der in Frage kommenden Gebiete bereits eine zahlreiche Lit- 
teratur hervorgerufen hat. Hier begnügen wir uns daher 
damit, die Gebiete aufzuzählen, auf denen eine Gleichheit, 
resp. Einheit bereits erreicht oder wenigstens bevorstehend 
ist"). 

Es sind das namentlich: 

1. Das Wechselrecht**), 

2. Das Seerecht**). 

3. Das Industrierecht*^). 

4. Das Autorrecht*®). 

5. Das Verkehrsrecht*') im engeren Sinn. 

Cohn empfiehlt daneben Rechtseinheit namentlich auch für 
Börsen, für Warrants, für einzelne Arten der Handelsgesell- 
schaften, für den Konkurs, für die Inhaberpapiere etc. 

Auf dem Gebiete des Civilrechts findet Zitelmann 21, 
dass der Verkehr Einheitlichkeit namentlich fordert für das 
Obligationen- und Mobiliarsachenrecht, «ferner auch für das 
Ehegüterrecht, weil auch dies mit den Ehegatten von Ort zu 
Ort zu wandern bestimmt ist. Eine Gleichheit ist ferner 



**) Vgl. z. B. Cohn 80: «Der Gedanke der Rechtsausgleichung tritt uns, 
wenn auch nicht ausschliesslich, so doch am lebhaftesten und wohl auch am 
frühesten entgegen auf dem Gebiete des Handelsrechts.» 

*') Das einzelne darüber vgl. bei Cohn 80 fg., sowie in den Schriften von 
Meüiy woselbst auch die Litteraturan gaben. 

*•) Darüber Cohn 100 ig,, Meili Aufgaben 10 fg., System 101 fg. 

**) Darüber Cohn 119 fg. Meüi Aufgaben 11 fg., System 114 fg. 

") Darüber Meili Aufgaben 12 fg., System 109 fg. 

*•) Darüber Meili Aufgaben 16 fg., System 1. c. 

*0 Darüber Cohn 88 fg., Meüi Aufgaben 17 fg., -System 106 fg. 
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erwünscht für alle Rechte an immateriellen Gütern, ferner für 
diejenigen erbrechtlichen Regeln, welche die Erwerbsformen, 
die Erwerbsfristen und die Schuldenhaftung betreiffen,» 

Wir sehen also eine ganze Reihe von Gebieten vor uns, 
auf denen eine Rechtseinheit zum Teil schon erreicht ist. 

Insoweit letzteres aber auf den genannten Gebieten noch 
nicht der Fall ist, winken hier Aufgäben^ von denen man 
annehmen darf, dass sie sich in absehbarer Zeit werden 
realisiren lassen. Auf diese Aufgaben hinzuweisen, ist daher 
keine Utopie : mögen die Staaten die Resultate der Wissen- 
schaft in diesen Fragen sich zu nutze machen und auf der 
Bahn der gemeinsamen Rechtsentwickelung weiterschreiten. 
Die Vereinheitlichung des Rechts ist hier ein allgemein ge- 
fühltes Bedürfnis^ und es darf daher die Ausgleichung auf 
diesen Gebieten wohl beschleunigt werden. Schon ist das 
Bewusstsein von diesem Bedürfnis bei einer grossen Anzahl 
Staaten rege geworden und die Überzeugung, dass wir einem 
« Weltverkehrsrechte> entgegengehen, daher keine ungerecht- 
fertigte*®). — 

Erleichtert ist die Vereinheitlichung namentlich für die- 
jenigen Gebiete, für welche durch internationale Vereinbarung 
internationale Bureaux errichtet worden sind*^). 

Gerade wie die Verträge das äussere Mittel und die Form 
sind, in der der Rechtsausgleich erzielt wird, so stellen die 
internationalen Bureaux gewissermaassen die Organe der 
internationalen Vereinigungen dar. 

**) Zitelmann 23: «Die Hoffnung ist völlig gerechtfertigt, dass die Kultur- 
nationen wenigstens auf diesen Gebieten in nicht zu ferner Zeit sich ein gemein- 
sames, auch formell gleiches Recht schaffen werden.» Vgl. hiezu auch Bosenthal 
im Vorwort ziun «Internationalen Eisenbahn- Frachlrecht» (Jena 1894). Femer 
Cohn 137: «Das gleichzeitige Streben so vieler Staaten und Verbände, auf 
so vielen Gebieten des Völkerrechts die lokalen Divergenzen zu beseitigen und 
zum Weltrecht vorzudringen, beweist nicht nur aufs klarste das Vorhandensein 
des überall gefühlten Bedürfnisses, sondern es gibt auch eine ge\visse Gewähr 
für die dereinstige Erreichung des grossen Zieles. Freilich nur langsam, St«in 
an Stein, kann sich im Laufe der Jahrzehnte und Jahrhunderte der grosse Bau 
des einheitlichlichen Verkehrsrechts erheben.» 

*•) Über die internationalen Bureaux vgl. namentlich Meüi^ «Die nter- 
nationalen Unionen über das Recht der Weltverkehrsanstalten und des geistigen 
Eigentums», Leipzig 1889, sowie Mayfiür, «Les bureaux internationaux de^s Uniona 
universelles», Paris 1892. Vgl. auch Martern 1 211, sowie Bd. \L 



Digitized by 



Google 



— 279 — 

Die meisten dieser Bareaux haben es mit Gegenständen zu 
thun, die auf dem Gebiete des Weltverkehrsrechts liegen. 
Das gilt in erster Linie von denjenigen, welche die Weltver- 
kehrsanstalten betreffen, wie das internationale Telegraphen- 
bureau, das internationale Postbureau und das internationale 
Eisenbahnbureau. Nicht minder aber gilt es von solchen Bu- 
reaux, welche den geistigen Verkehr der Nationen zum Gegen- 
stand ihrer Thätigkeit haben, wie das internationale Bureau 
für industrielles und litterarisches Eigentum. 

Auf diesen Gebieten ist naturgemäss die Arbeit des Rechts- 
ausgleichs am intensivsten, und daher auch der Fortschritt 
in der Rechtsentwicklung am bemerkbarsten. Man kann 
daher nur wünschen, dass die Staaten die Möglichkeit der 
Kreirung von Centren, die im gemeinsamen Auftrage der 
Staaten für die gemeinsamen Ziele derselben zu wirken be- 
rufen sind, in Zukunft immer mehr zur Anwendung bringen. 
Nicht nur gilt es, die Weiterausbildung der bereits bestehen- 
den*®), sondern auch die Neuschaffung weiterer Bureaux für 
solche Gebiete, auf denen das Bedürfnis nach Ausgleich und 
internationalem Schutz am grössten ist. Es gibt nichts, was 
so recht eigentlich im internationalen Rechtsinteresse gelegen 
wäre, wie gerade dieses! — 

19. Wir rekapituliren : Wenn man die Aufgäbe^ die das in- 
ternationale Recht zu erfüllen hat, mit der nötigere Beschrän- 
kung auf diejenigen Gebiete fasst, für welche der Ausgleich, 
der internationale Schutz, ein Bedürfnis ist, und wenn man 
sich bewusst bleibt, dass dieser Ausgleich nicht im Wege einer 
«Kodifikation», sondern nur allmählich im Wege der Ent- 
vnchelung erfolgen kann, dann erkennt man auch, in welchem 
Sinne mit Recht von einem in Sicht stehenden « Weltrechte^ 
gesprochen werden darf. 

Ein Ausgleich, eine Vereinheitlichung des Rechts steht 
nicht nur bevor, sie geht bereits in der Gegenwart vor sich, 
und das Resultat dieser Bewegung wird allerdings ein «Welt- 
recht» sein. 



*^) Um eine solche handelt es sich gegenwärtig z. B. bei dem Bureau für 
geistiges Eigentum. Vgl. dazu Eöthlisberger, «Die Revision der Berner Über- 
einkunft». 
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Aber dieses langsam im Werden begriffene Weltrecht 
wird und soll keineswegs das gesammte Recht der Nationen 
umfassen. Daher ist der Name «Weltrecht» eben zu weit, 
und falsch wäre es auch, von einem zukünftigen «Weltprivat- 
recht» zu sprechen. Wohl aber wird es ein «Weltrecht» im 
Sinne eines Weltverkehrsrechtes geben. Wir werden das 
zwar nicht mehr erleben, aber wir sind berufen, daran mit- 
zuarbeiten, denn der Bau zeigt bereits stattliche Anfänge, die 
zum. Weiterbauen auffordern. 

Der Weg aber, auf dem dieses Weltverkehrsrecht seiner 
Verwirklichung entgegengeht, ist der der internationalen Ver- 
einbarung. Das Verkehrsrecht wird nicht nur ein materiell, 
sondern auch ein formell gleiches sein. Wir gehen auf dem 
Gebiete des Verkehrsrechts allmählich der Rechtseinheit ent- 
gegen: Das Weltverkehrsrecht wird internationales Recht 
sein. 

20. Das internationale Recht ist das wahre Weltrecht. 
Es umfasst nicht nur die Anfänge des einheitlichen Weli- 
verkehrsrechtSy sondern überhaupt alles gemeinsame Recht der 
Völker. Überall, wo eine Rechtseinheit zwischen den Nationen 
erreicht wird, haben wir internationales Recht. 

Es ist bedauerlich, dass man in der Theorie den Begriff 
des Völkerrechts so eng zu fassen pflegt — zum Teil aus 
Rücksicht auf die Lehre von der «Statutenkollision». 

Man kann natürlich die wahre volle Bedeutung des 
Völkerrechts nur erkennen, wenn man den Begriff desselben 
in seiner vollen Weite fasst, also auch das internationale 
Privatrecht — inklusive die wirklich internationalen Kolli- 
sionsnormen — miteinbegreift. 

Gerade der privatrechtliche Teil des Völkerrechts ist ja 
der wesentlichste Teil desselben, und zwar deshalb, weil hier 
eine wirkliche Herrschaft des Rechts zwischen den Völkern 
vorhanden ist, während auf dem Gebiete, das man fälschlich 
im engeren Sinn als Völkerrecht auffassen möchte, die Politik 
weit mehr als das Recht die Herrschaft ausübt. Wenn man 
also diesen letzteren Teil allein als Völkerrecht bezeichnet, 
gibt man natürlich den «Leugnern des Völkerrechts» Wasser 
auf ihre Mühle. Denn dieser Teil setzt sich gerade zum grossen 
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Teil aus nichtpositiven Sätzen, sowie aus Principieii zusam- 
men, die praktisch nicht beobachtet werden. 

Nur wenn Begriff und Zweck des internationalen Rechts 
in der richtigen Weite gefasst werden, zeigt sich die, trotz 
der vielfachen Herrschaft koUidirender politischer Maximen, 
gewaltige Bedeutung desselben. 

Das internationale Recht soll, wie alles Recht — davon 
sind wir ausgegangen — der Idee der Gerechtigkeit dienen. 
Dass diese nicht nur im einzelnen Staate, sondern auch in 
der Staatengemeinschaft verwirklicht werde, das muss als das 
höchste Ziel erscheinen, und das kann nur erreicht werden 
durch die Schaffung internationalen Rechtes. Je mehr die Rechts- 
ausgleichung fortschreitet, und je mehr Interessengebiete in* 
ternational geregelt werden, desto vollkommener wird auch der 
internationale Rechtsschutz. Das internationale Recht bedeutet 
daher den Höhepunkt in der Rechtsentwicklung. 

Der Herrschaft der Gerechtigkeit auf Erden, der Herr- 
schaft eines wirklichen «allgemein menschlichen Völkerrechts», 
kann daher auf keine Weise besser gedient werden, als durch 
das Streben nach der Schaffung eines gemeinsamen, einheit- 
lichen Rechtes: des internationalen Rechtes. Dieses allein 
vermag der Politik die Alleinherrschaft im Völkerleben zu 
rauben. — 

Hand in Hand mit der Bedeutung des internationalen 
Rechts geht aber die Bedeutung des völkerrechtlichen Vertrags. 

Auch wenn wir denselben in seiner jetzigen praktischen 
Ausgestaltung, die ja noch sehr entwicklungsfähig ist, be- 
trachten, müssen wir doch in dem völkerrechtlichen Vertrag 
die höchste Form der — möglichen — internationalen Rechts- 
entwicklung erblicken. Wir sagen der «möglichen», weil wir 
der Ansicht sind, dass auch in Zukunft es stets eine Mehr- 
heit von Staaten geben, und eine völkerrechtliche Gesetz- 
gebung daher ausgeschlossen sein werde. 

So wie durch das nationale Recht, das Gesetz, der Ge- 
rechtigkeit im Staate gedient werden soll, so soll durch das 
Völkerrecht^ den Vertrag, für den weiteren Kreis der Staaten- 
gemeinschaft eine Herrschaft des Rechts herbeigeführt werden. 

Gesetz und Vertrag, in diesen beiden Worten liegt der 
Gegensatz zwischen nationalem und internationalem Recht 
ausgedrückt. 
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So wie das innerstaatliche Recht Gesetzesrecht ist, so 
ist das Völkerrecht Vertragsrecht. Hierin liegt keine Unvoll- 
kommenheit des letzteren: beides ist in der ureigensten Na- 
tur der beiden Gebiete begründet. 

Und wie das internationale Recht das nationale teils er- 
gänzt, teils sogar dem nationalen Rechte gegenüber einen 
Fortschritt in der Rechtsentwicklung bedeutet, so tritt neben 
das Gesetz der Vertrag, und so spiegeln gerade die völker- 
rechtlichen Verträge am deutlichsten die Fortschritte in der 
Rechtsentwicklung wieder — deutlicher, als die nationalen 
Gesetze, die stets nur für die Rechtsentwicklung innerhalb 
eines Staates Zeugnis ablegen, während die Verträge auch 
die internationale Rechtseinheit bezeugen, und einen Beweis, 
eine Garantie bieten dafür, dass, wenn auch nicht allgemein, 
so doch in einzelnen Beziehungen im Völkerverkehr die 
Herrschaft des Rechts an die Stelle der Macht des Stärkeren 
getreten ist. — 



-^^ 
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